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V o r w o r t 

Die Untersuchungen zur Programmentwicklung in der Ministe-
rialorganisation, für die hier der abschließende Projekt-
bericht v.:>rgelegt wird, haben im Oktober 1970 begonnen. 
Vors..ngega,~gen waren von März bis September 1970 eine Reihe 
von 1:FalJ.studien zu Entschcid1.mgs:prozessen in der Bundes-
regierung11, an denen einer der Projektleiter und zwei der 
Mitarbeiter beteiligt waren. Uberdies waren beide Projekt-
leiter im Herbst und Winter 1969/70 von der Projektgruppe 
für RegierAngs- und Verwaltungsreform an Diskussionen be-
teiligt worden, in denen Problemstellungen, Zielsetzungen 
und Untersuchungsschwerpun.1{:te für das weitere Arbei tspr;-o-
gramm der Projektgruppe vorgeklärt werden sollten. Das 
Projekt antstand also auf einer Grundlage von normativen, 
theorl:ltischen und konzeptionellen Vorüberlegungen und em-
pirischen Vorinformationen, die im Lau.fe der Projektarbeit 
in vorbereitenden Papieren, in "Expertengesprächen" mit 
den Leitern der zu untersuchenden Abteilungen, in Diskus-
sionen mit der Projektgruppe für Regierungs- und Verwal-
tungsreform und schließlich in der Auswertung des erhobe-
nen DatEnmaterials immer wieder in Frage ge_stellt, verän-
dert, qualifiziert und weiterentwickelt wurden. Der analy-
tischen Unterscheidung von Fragestellungen, Hypothesen und 
Untersuchungsbefunden entsprach also in der Geschichte die-
ses Projekts keineswegs die zeitliche Abfolge voneinander 
saube·r geschiedener Arbeitsphasen; ebenso wie der Entschei-
dungsprozeß selbst scheint auch der darauf bezogene For-
schungsprozeß zumiterativen Verfahren zu tendieren. 

Dem entspricht auch die Darstellungsweise~ Teil I entwickelt 
den Bezugsrahmen, die Fragestellungen und die theoretischen 
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Grundlagen der Untersuchung zwar ohne unmittelbaren Hück­
griff auf die konkreten Untersuchungsergebnisse, aber doch 
gestützt auf die bei den Autoren vorhandene Kenntnis des 
Regierungs- und Verwaltungssystems und seiner Probleme. Im 
Teil II wiederum werden zwar in erster Linie die auf Inter-
views in neun ftinisterialabteilungen gestützten Untersu-
chungsergebnisse zusammenfassend und vergleichend darge-
stellt; es werden hier jedoch auch die durch den Untersu-
chungsbefund jeweils nahegelegten Ergänzungen und Qualifi-
kationen des theoretischen Instrumentariums dargelegt. Der 
Teil III schließlich bringt eine zusammenfassende Mängel-
analyse und die darauf gestützten Vorschläge für struktu-
relle und prozedurale Änderungen im Bereich der Progra.m.m-
entwicklung in der Ministerialorganisation. Da wir davon 
ausgehen, da~ sich das Interesse vieler Leser auf diesen 
Teil konznntrieren wird, werden hier sowohl die Fraßestel-
lungen und theoretischen Konzept_ionen aus Teil I als auch. 
die Untersuchungsbefunde aus Teil II jeweils so weit heran-
gezogen, daß der Argumentationszusammenhang unserer Vor-
schläge noch verständlich bleibt. Eine gewisse Redundanz 
innerhalb des Gesamtberichts wurde deshalb bewußt in Kauf 

, 

genommen. 

Unsere Untersuchungsbefunde und unsere Vorschläge für Ände-
rungen in der Ministerialorganisation und i~ Verfahren der 
Programmentwicklung werden gewiß nicht nur Zustimmung fin-
den. Die außerordentliche Problematik von generalisieren-
den Aussagen und darauf gestü.tztcn Empfehlu.'1.gen ist _uns 
selbst im Laufe unserer Untersuchung sehr deutlich gewor-
den. Von der Diskussion über unseren Bericht erhoffen wir 

· uns also kritische Korrektur nicht weniger als Bestätigung. 
Schon aus diesem Grunde müssen wir die Verantwortung für 
Mängel und Fehler des Berichts allein in Anspruch nehmen. 
Dies änd~rt jedoch nichts an unserem Dank für eine außer-
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ordentlic:b verständnisvolle und hilfreiche begleitende 
Unterstützung der Untersuchung durch die Projektgruppe 
für Regierungs- und Ve:rwaltungsrc.form. Unser besonderer 
DarJk gilt jed.och unseren Gesprächspartnern in den unter-
suchten !"Iir.i.isterien, die so berei twilli5 ihre 'r<:na.ppe 
Zeit für di2 Eean twoI·tl.mg U:.}serer Frac;en opfc rten und 
die so geduldig darum bemüht waren, uns mit d.er \.-iirkl ich-
kei t der Programmentwicklung in der Ministerialorcanisa-
tion vert~auter zu machen. 

Speyer und Konstanz, im. Ju11i 1972 Renate Mayntz-':Crier 
Fritz W. Scharpf 
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Teil I 

Problemaufriß und Vorgehensweise 





PROGRAMMENTWICKLUNG IN DER MINISTERIALORGANISATION 

Teil I: Problemaufriß und Vorgehensweise 

1. Bezugsrahmen: Kritische Anf'orderungen an das politische 
System 

Die Untersuchungen zur Programmentwicklung in der Ministe-
rialorganiRation, deren Ergebnisse hiermit vorgelegt wer-
den, orientieren sich an gewissen Grundannahmen über die 
funktionalen Beziehungen zwischen dem politischen System 
und seiner sozio-ökonomischen Umwelt. Diese Grundannahmen 
werden in der Wissenschaft und in der Politik heute zuneh-

, mend akzeptiert und brauchen ~eshalb hier nur knapp skiz-
ziert zu werden. Im Mittelpunkt steht der Zusß,Dlmenhang zwi-
schen der Eigendynamik hochentwickelter, "spätkapitalisti-
scher" Industriegesellschaften und den immer noch wachsen-
den Anforderungen an die Regelungs- und Steuerungskapazität 
des politischen Systems. Zur Verdeutlichung genügt der Hin-
weis auf ein im Verhältnis zu den jeweiligen gesellschaft-
lichen Befriedigungsmöglichkeiten steigendes Anspruchsni-
veau, das die gesellschaftliche Entwicklung und insbeson-
dere ökono~ische Wachstumsprozesse antreibt. Inzwischen ist 
sichtbar geworden, daß diese "Selbstbewegung 11 der gesell-
schaftlichen Kräfte in ihrer zunehmenden Beschleunigung 
auch zu immer gravierenderen, .kumulativen Folgeproblemen 
geführt hat. Solche Folgeprobleme des Wachstums äußern sich 
in wirtschaftlichen Strukturkrisen, in den Verkehrsproble-
men der Ballungsgebiete, in der Umweltverschmutzung und in 
irreversiblen Prozessen der Umweltveränderung und Re;sour-
cenerschöpfung mit dem Risiko einer weltweiten ökologischen 
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Katastrophe. Ähnlich gefährlich, aber noch nicht so klar 
erkannt sind inzwischen die Folgeprobleme im sozialpsycho-
logischen Bereich: Die rasche Veränderung der Lebens-Um-
welt und die Zerstörung gesellschaftlicher Strukturen durch 
beschleunigte Wachstumsprozesse führt hier zur Anomie un~ 
zu Sozialisationsversagen mit den Symptomen der Rebellion 
und Krimin9.lität, der gesellschaftlich bedingten Neurosen 
und. d~r zunehmenden Verbreitung von Rauschgiften. Weitere 
Indikatoren ließen sich leicht anführen. 

Die Bewältigung der Folgeprobleme sozio-ökonomischer Entwick-
lungen ist seit langem zur Aufgabe der Politik geworden. Neu 
ist allenfalls die Einsicht in die zu.nehmende Unzulänglichkeit 
einer ledigli~h reaktiven und kompensatorischen Politik, 
die erst bei den jeweils akuten Problemen ansetzt. Diese 
zentrale Einsicht stützt sich auf die Erfahrung, daß der· 
hinter den gesellschaftlichen Entwicklungen herlaufende 
Versuch, die auftauchenden Probleme und Krisen jeweils von 
Fall zu Fall zu bewältigen, die verfügbaren Mittel' und Hand-
lungsmöglichkeiten des politischen Systems in immer höherem 
Maße überfordert. Das nachträgliche Krisenmanagement erweist 
sich als· unverhältnismäßig viel te~rer als es eine antizi-
pierende Regelung und Steuerung der zugrunde liegenden so-
zio-ökono~ischen Prozesse selbst wäre. Die lediglich reak-
tive Politik wäre jedoch nicht nur ineffizient, sondern un-
mittelbar systemgefährdend, wenn die Diskrepanz zwischen 
der gesellschaftlichen Erzeugung von Problemen und Krisen 
und der politischen Krisenbewältigung ein gewißes Höchst­
maß übersch~eitet. Jenseits einer solchen Grenze, die nicht 
generell und präzise bestimmt werden kann, von der wir aber 
aus historischer und vergleichender Erfahrung wissen daß 

. ' 
sie existiert, muß die Kumulation unbewältigter Folgepro-
bleme und sektoraler Krisen zu einer generellen Systemkrise 
werden. Die heute und in Zukunft eigentlich kritische An-
forderung (;l.Il das politische System richtet sich also auf 
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die Fähigkeit zur vorausschauenden, aktiven Regelung und 
Steuerung jener geselischaftli.chen und wirtschaftlichen 
Prozesse, deren ungesteuerte Dynamik die für das Gesamt-
system relevanten Probleme und Krisen hervorbringt. 

Die geforderte Fähigkeit zur Entwicklung nicht lediglich· 
"reaktiver", sondern auch "aktiver" Politikinhalte und 
Programme ist hier zunächst auf das abstrakte "politische 
System" bezogen worden. Für die weiteren Überlegungen prä-
zisieren wir den Bezug auf das politische "Aktivsystem", 
zu dem wir die in unserer politischen Ordnung zur Politik-
entwicklung auf Bundesebene legitinäerten jeweiligen Mehr-
heitsparteien, Mehrheitsfraktionen, Regierung und Ministe-
rialorgan:i.sation rechnen. Damit soll die Bedeutung anderer 
Teilnehmer am politischen Prozeß, insbesondere des Gesamt-
parlaments, der Interessenverbände• der Wählerschaft und 
der Öffentlichkeit nicht bestritten oder unterschätzt wer-
den. Wir sehen jedoch innerhalb des weiteren Systemzusam-
menhangs in den auf die Ausübung der Regierungsverantwor-
tung orientierten Parteien, Fraktionen und Bürokratien ein 
abgrenzbares Subsystem, in dem Programme einer aktiven Po~ 
litik ent~1ckelt und akzeptiert werden müssen, wenn sie im 
weiteren System realisiert werden sollen. Dem steht nicht 
entgegen, daß selbstverständlich auch die "Willensbildung" 
im Aktivsyste~ von externen Voraussetzungen abhängig und 
durch externe Restriktionen limitiert ist. Hierauf soll im 
nächsten Ab~chnitt näher eingegangen werden. 

Der Bezug auf das politische Aktivsystem soll schon am An-
fang unserer Untersuchung die begrenzte Relevanz einer le-
diglich auf qen Bereich von Regierung und Verwaltung des 
Bundes (RV) beschränkten Untersuchung und der darauf ge-
stützten Reformvorschläge deutlich machen. Aktive Politik 
kann in unserem politischen System nicht technokratisch-
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·bürokratisch betrieben werden. Sie braucht eine höhere Pro-
blemsensitivität, die auch durch die im politischen Aktiv-
system im ganzen gegebene breite Verflechtung mit der ge-
sellschaftlichen Basis gesichert werden muß. Aktive Politik 
braucht jedoch vor allem auch eine höhere Handlungsfähigkeit, 
die nur aus Prozessen der Konfliktaustragung und demokrati-
schen Konsensbildung im politischen System gewonnen werden 
kann@ Eine aktive Politik wird in wichtigen Bereichen dem 
derzeit vorherrschenden Bewu.ßtseinsstand und dem mani.fe-

.· sten Anspruchsniveau der Gesellschaft widersprechen müssen. 
Unter solchen Umständen erscheint die Fähigkeit von Regie-
rtmge:n, Fraktionen und Parteien zur .Aktivierung und Mobili-
sierung von Prozessen der Aufklärung und Bewußtseinsbildung 
an der gesellschaftlichen Basis als kritische Voraussetzung 
einer jeden aktiven Politik. Ohne diese Voraussetzung könnte 
eine derartige Politik nur entweder repressiv-autoritär 

. durchgesetzt werden, oder sie wäre von vornherein zum Schei-
tern verurteilt. Diese wen.igen Überlegungen reichen aus, um 
deutlich zu machen, daß auch eine auf RV-Reformen bezogene 
Untersuchu.ug ihre Perspektive nicht auf RV im engeren Sinne 
beschränken kann, und daß insbesondere die vorhandenen und 
möglichen Vt1rknüpfungen zwischen RV und dem politischen Ak-
tivsystem im weiteren Sinne innerhalb der Untersuchung immer 

· mitbehandelt werden müssen. 

Umgeke·hrt scheint es jedoch nötig, nach der prinzipiellen 
Relevanz einer trotz solcher Erweiterungen letztlich doch 
auf organisatorische Reformen im Bereich von Regierung und 
Verwaltung des Bundes bezogenen Perspektive zu fragen. Diese 
Per.spektive entsp:r.•icht dem Untersuchungsauftrag, aber die 
Frage selbst ist damit auch für uns keineswegs beantwortet. 
Sie wird vor allem im nächsten Abschnitt erörtert werden , 
bleibt aber darüber hinaus auch ein die ganze Untersuchung 
begleitendes Thema, das hier nicht in wenigen einleitenden 
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Sätzen ~usammengefaßt werden kann. Deshalb müssen an die-
_ser Stelle zwei apodiktische Feststellungen zur Charakte-
risierung der Untersuchungsperspektive ausreichen: 

a)Wir gehen davon aus, daß unter den heute in der Bundes-
republik g~gebenen Bedingungen die möglichen ~nhalte 
einer aktiven Politik durch politisches Handeln in al-
len Bereichen und auf allen Ebenen, an der gesellschaft-
lichen Basis, in den Betrieben, Organisationen und Ver-
bänden, in den Kommunen, in den Ländern und im Bund ver-
fol~t werden können. Nichtelle Politik, aber inzwischen 
wohl doch der weit überwiegende Teil aller Politik be-
darf jedoch zur Verwirklichung einer Umsetzung in formell 
verbindliche Programme - Gesetze und Verordnungen, Auf-
gaben- und Ausgabenpläne - öffentlicher, insbesondere kom-
munaler und staatlicher Institutionen. 

b) Beim derzeitigen Stand ist weiterhin davon auszugehen, 
daß der ganz überwiegende Teil der politischen Programme 
auf Bundesebene derzeit von Regierung und Verwaltung 
des Bundes entwickelt oder zumindest bis zur Entschei-
dungsreife ausgearbeitet wird. Die ?edeutet nicht, daß 
auch die Programminitiativen aus RV selbst und nicht 
aus dem Bereich des Parlaments und der Parteien kommen 
müßten. Immerhin scheint es unter den heute gegebenen 
Bedingungen eine realistische Annahme, daß die Summe 
aller Anforderungen an das politische System die ver-
fügbare Aufmerksamkeits- u.....~d Informationsverarbeitungs-
Kapazität demokratisch-politischer Prozesse im Parla-
ment und i~ den Parteien erheblich übersteigt, und daß 
wir deshalb grundsätzlich darauf angewiesen sind, daß 
in RV Informationen gesammelt, Probleme identifiziert, 
Handlungsalternativen entwickelt und Programme auch und 
gerade in jenen Bereichen initiiert werden, in denen 
manifeste politische Impulse nicht oder noch nicht vor-
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liegen... Die Leistungsfänigkei t der "flächendeckenden" 
RV-Orgsnisation im Bereich der Programmentwicklung 
bleibt deshalb 1)ei aller Relativierung eine wichtige 
u.nd u.n.tersuchungswürdige Voraussetzung aktiver Poli-
tik„ 

Damit soll ke:ineswegs die Notwendig..iceit von Parlaments-
reforme:n ,1:r:d Parteireformen geringer eingeschätzt ·werden. 
üri.sex·e Untersuchungen zeigen den begrenzten Wirkungsbe-
reich isolierter RV-Reformen lln.d clie Notwendigkeit einer 
intensiveren InteraJ.rtion mit den aI1deren politischen Be-
reichen~ Die Frage, w:Lewei t denn diese anderen Bereiche 
in ihrer gegenwärtigen Verfassung zu einer solchen Inter-
a..1.ction fähig wären, la.g außerhalb unseres Untersuchungs-
feldeso Immerhin wird a.."'1. vers.chiedenen Stellen deutlich 
werden, daß der Ausbau eigener Progrnmmentwicklungs-Kape-
zitäten un.d Planungsstäbe bei den politischen Parteien 
und Fraktionen als eine zu den. RV-Reformen komplementa.re 
Voraussetzung einer aktiven Politik angesehen werden muß. 
Die a.u.f Regierung und Ve.rwal tun.g bezogene Perspektive die-
ser Untersuchung impliziert also keineswegs die .Annahme 
einer realen Autarkie ihres Gegenstandes. 

2. Externe Rest:rilctionen der alrtiven Politj_k 

Die Chancen ein.er a.1-ctiven Steuerung gesellschaftlicher 
Prozesse c.urch das politische S-ys·'.:;em werden in der heuti-
gen wissenschaftlichen Diskussion gegensätzlich: beurteilt. 
Nach der einen Auffassung hängt die a..1-ctive Politik nur da-
von ab, daß Regieru..11g und Verwaltung im engeren Sinne durch 
zweckdienlichere Organisation und durch den Einsatzmoder-
ner Informations- und P::!..a.nu.n.gsverfahren "intelligenter11 ge-
macht werden. Nach der anderen Auffassung müssen solche 
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Versuche zwangsläuf:ig scheitern, weil objektive Restriktio-
nen außerhalb des politischen Aktivsystems die Möglichkeit 
einer aktiven Steuerung gesellschaftlicher Prozesse aus-
schließen. Die Untersuchung geht davon aus·, daß beide Auf-
fassungen j_n dieser einseitigen Formulierung falsch sind. 
Ohne Zweifel bringt die sozio-ökonomische Umwelt des poli-
tischen Systems nicht nurdie Probleme hervor, die von der 
Politik z~ verarbeiten sind; die Umwelt enthält auch Fakto-
ren und "Sachzwänge", die vom politischen System nur schwer 
oder· gar nicht verändert werden können und die darum als 
externe Beschränkung möglicher Politikinhalte wirksam wer-
den. Schließlich wirken in einem offenen politischen System 
die in der Umwelt etablierten sozio-ökonomischen Interes-
sen auch direkt oder indirekt in die politischen Prozesse 
selbst hinein und werden dort als Beschränkungen der Kon-
sensbildw.1gsfähigkeit wirksam. Sicherlich können und wer-
den sich solche externen Beschränkungen und Widerstände auch 
gegen eine aktive, vorausschauende Politik auswirken. Dar-
aus folgt jedoch nicht, daß für eine derartige Politik von 
vornherein kein Spielraum. bliebe, und daß darum RV-Refor~ 
men notwe:c.digerweise wirkungslos sein müßten. Vielmehr 
kommt es ~arauf an, die Art und Wirkungsweise solcher Be-
schränkungen und Widerstände zu ermitteln, um so den Spiel-
raum abschätzen zu können, innerhalb dessen organisatori-
sche und prozedurale RV-Reformen sich noch positiv auf die 
Qualität der Politikinhalte auswirken können. 

Die besonderß wirksamen externen Beschränkungen einer akti-
ven Politik auf Bundesebene lassen sich in einer sehr gro-
ben Unterscheidung zunächs~ als eher ökonoitJ.isch oder als 
eher politisch charakterisieren. Dabei soll keineswegs über­
sehen werden, daß es sich hier nicht nur um fließende Über-
gä~ge handelt, sondern daß auch "objektiv" ökonomische Be-
schränkungen unmittelbar als politische Konflikte und Schran-
ken der Konsensbildung wirksam werden können. Im Verfassungs-
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staat ist darüber hinaus eine weitere Unterscheidung rele-
vant: die zwischen den rein faktischen, materiellen Be-
schränkungen u:'.ld den f'ormellen, recr1tlichen Schranken ei-
ner aktiven Politik„ Auch hier he.ndelt es sich nicht um 
ein reines Entweder-Oder, aber es ist doch davon auszu-
gehen, daß faktische Widerstä:n.de verstärkt werden, wenn 
sie durch formelle Rec:htspositionen oder Kompetenzschran-
ken zusätzlich abgesichert sin.d„ ln dem durch die beiden 
Gegen.satzpe.are po1itisch-ökonomisch und formell ....materiell 
bezeichneten. Koordinatensystem lassen sich nun die wich-
tigsten externen. RestrH.:tionen der Politik genauer be-
schreiben„ 
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2.1 Formell-politische Beschränkungen: Die Handlungsmöglich­
keiten von Regierung und Verwaltung auf Bundesebene sind 
offenbar von vornherein durch die bunfü.:>sstaatliche Kompe-
tenzverteilung begrenzt. Die daraus resul~ierenden Be-
schränkungen sind bekannt und brauchen hier nicht weiter 
diskutiert zu werden. Schwierigkeiten ergeben sich aus der 
Residual-Zuständigkeit der Bundesländer vor allem bei "neu-
en" Problemun oder solchen, die innerhalb kürzerer Zeit an 
Bedeutung so zugenommen haben, daß sie nur noch mit den 
Mitteln und Handlungsmöglichkeiten des Gesa.mtstaates be-
wältigt werden. können. Die föderale Struktur wirkt jedoch 
nicht nur alnSchranke der Bundeskompetenzen und Ursache 
von Kompetenzkonflikten mit den Ländern; ihr entspricht 
bei uns auch das Fehlen eines eigenen Behördenunterbaus 
für die meisten Bundesministerien. Das hat einerseits ne-
gative Auswirkungen im Bereich der Personalpolitik, wo 
sich das Fehlen eines eigenen Unterbaus sowohl bei der Per-
so1ialrekrutierung als auch beim .Ämterwechsel auf den hö­
heren Ebenen hemmend auswirkt. Andererseits vermindert 
der fehlende eigene Unterbau auch die Problemsensitivität 
der Ministerialverwaltung des Bundes oder begründet umge-· 
kehrt die Neigung, auch prinzipiell delegierbare Durchfüh­
rungsaufgaben nach Möglichkeit auf der Ministerialebene 
zu halten. 

Begrenzt die Existenz der Bundesländer den Handlungsspiel-
raum des B11ndes gleichsam von unten her, dann wirkt sich 
die zunehmende Übertragung von Regelungs- und Entschei-
dungskompetenzen auf europäische Behörden sozusagen als 
Beschränkung von oben her aus. Während Bund und Länder je-

.doch grundsätzlich mit denselben Problemen konfrontiert 
und vor allem demselben Druck politischer Forde:rungen und 
Unzufried 3 nheit ausgesetzt sind, gilt dies für die euro-
päischen Behörden nur in eingeschränktem Maße. Die rela-
tive Unabhängigkeit von den politischen Reaktionen der un-
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mittelbar cetroffenen'Gru.pp,en und von Wo.hlergebnissen uud 
der hohe Konsensbedarf de·s Einstimmigkeitsprinzips schaffen 
grundsätzlich andere Bedingungen für die europäische Poli-
tik als sie für den Bund und die Länder gelten. Der Verlust 
an Regelungs- und Handlungskompetenz auf der nationalen Ebe-
ne wird deshalb nicht notwendigerweise ausgeglichen durch 
eine entsprechende Regelungs- U.."1.d Handlur1gsberei tschaft der 
statt dessen zuständigen Institutionen auf der europäi-
schen Ebene„ 

2.2 Formell-ökonomische Beschränkungen: Auch wenn die privat-
ka:pi talistische 11 Wirtschaftsverfassung'' der Bundesrepublik 
nicht durch verfassungsrechtliche Garantien im engeren Sinne 
abgesichert ist, ist sie durch unsere geltende Rechtsordnung 
in vielfältiger und komplexer Weise geregelt und sanktio-
niert und wäJ:·e auch bei vorausgesetztem politischen Konsens 
nur mit außerordentlichen Schwierigkeiten grundlegend zu 
ändern. S?lche Schwierigkeiten zeigep sich etwa im Bereich 
der Bodenrechts-Reform; aber auch andere Grundrechte bis 
hin zur garantierten freien Berufswahl setzen einer aktiven, 
auf Regelung und Steuerung gesellschaftlicher Prozesse ge-
richteten Politik wirksame Schranken. Auch dies ist hier 
nicht weiter auszuführen. 

2.3 Materiell....ökonomische Beschränkungen: Unter der Geltung der 
derzeitigen "Wirtschaftsverfassung" entspricht der Autonomie 
der Investitions- und Produktionsentscheidungen der Unter-
nehmen unc der Lohnentscheidungen der Sozialpartner eine 
wei_tgehende Beschränkung imperativer politischer Steuerung 
wirtschaftlicher Prozesse • .Aber auch die prinzipiell verfüg­
baren indirekten Steuerungsmittel sind in ihrem Anwendungs-
bereich begrenzt durch die notwendige Orientierung an den 
Gewinn- u...~d Lohnerwartungen autonomer Entscheidungsträge=. 
Sie wirkün sich der Politik gegenüber als ökonomische 
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"Sachzwänge" dann aus, wenn diese die Ziele der "Vollbeschäf-
tigung", "Preisstabilität", des "au.ßenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts" und des "wirtschaftlichen Wachstums" als 
verbindliche Anforderungen akzeptiert. Als besonders gra-
vierende P.estriktion einer aktiven Politik erscheint da-
bei der neuerdings oft erörterte "Wachstumszwang", dem 
ein politisches System dann unterliegt, ~enn mit den tech-
nischen Möglichkeiten ihrer Erfüllung auch die materiel-
len Ansprüche beständig wachsen. Ob das Wirtschaftswachs-
tum dann politisch gewollt wird, weil davon die Sicher-
heit der Arbeitsplätze und die Realisierbarkeit politi-
scher Ziele abhängt oder weil geringere Wachstumsraten 
zu einer Loyalitätskrise führen könnten, ist dann nur 
noch ein Akzentunterschied der Analyse. Auf jeden Fall 
fiihrt der politische Zwang zur Aufrechterhaltung der ökono­
mischen Wachstumsraten zu einer permanenten Rücksichtnahme 
auf die Invest~tionsneigung und Gewinnchancen der Unterneh-
. . 
men und damit zu einer fundamentalen Beschränkung der mög-
lichen Politikinhalte und der zulässigen Politikinstru-
mente. Bei gegebenen Wachstumszielen müssen deshalb ökono­
mische Faktoren der Politik als Sachzwänge gegenübertreten. 

Ebenso wie der Zwang zur Wachstumspolitik ist auch die Be-
grenztheit der für die Politik verfügbaren Ressourcenei-
ne ökonomisch-politische Mischkategorie. Aus politischen 
Gründen scheint die Steuerlastquote nicht beliebig zu er-
höhen zu sein. Politisch motiviertes Handeln hat andererseits 
zur Festlegung des weit überwiegenden Teils der v~rfügbaren 
Ressourcen für ~ie Finanzierung etablierter Programme und 
laufender Aufgaben geführt, so daß der finanzielle Spiel-
raum für neue Politikinhalte von vornherein außerordentlich 
begrenzt erscheint. Daraus ergibt sich dann die Verknüpfung 
mit den Sachzwängen einer Wachstumspolitik: Nur das for-
cie~te Wirtschaftswachstum scheint in der Lage, den Hand-
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lu.ngsspielraum der Politik -zu erweitern. Jedenfalls wären 
die möglichen Alternativen, Erhöhung der Steuerlastquote 
oder Umschichtung innerhalb der laufenden Programme, mit 
so hoher Konfliktwahrscheinlichkeit verknüpft, daß derar-
tige Strategien dann v~rmutlich an den Konsensgrenzen des 
politischen Aktivsystems als der nächsten Beschränkung 
scheitern müßten. 

2.4 Materiell-politische Beschränkungen: Aus dem Vorausgehen-
den ist schon deutlich geworden, daß die bisher diskutier-
ten Beschränkungen sich zusätzlich als Konsensschra.nken für 
das politische Aktivsystem manifestieren können. Die beson-
dere Bedeutung gerade dieser politischen Schranken ergibt 
sich aus den faktischen Abhängigkeiten, denen das politi-
sche Aktivsystem und'die politische Führung in unserer Ver-
fassung und in unserer Parteien-Konkurrenz-Demokratie unter-
worfen sind. Die Regierung ist abhängig vom Bestand ihrer 
parlamentarischen Mehrheit und damit vom Ausgang der jeweils 
nächsten Bundestags- und. oft auch Landtagswahl. Sie ist des-
halb zur Rücksichtnahme auf die öffentliche und veröffent­
lichte Meinung und die Reaktionen einflußreicher organisier-
ter Gruppen gezwungen. Unter solchen Bedingungen ist jede 
Politik unwahrscheinlich, die das politische Mandat gefähr-
den könnte. Insofern ist also die Konsens-Abhängigkeit und 
damit die politische Sensibilität des aktiven Systems in 
der Konkurrenz-Demokratie weit höher einzuschätzen als dies 
bei einem monolithischer stfUkturierten politischen System 
der Fall wäre. Bei Koalitionsregierungen kommen weitere 
Gründe für die Ausklammerung kontroverser Fragen und unpo-
pulärer Politikinhalte hinzu. 

Als weitere gravierende Restriktion wirkt der im parlamen-
tarischen System institutionalisierte Zwang zum kurzfristi-
gen Erfolg ... Gerade längerfristig angelegte Veränderungs-
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strategien sind kurzfristig oft wenig attraktiv und eher 
mit politischen Kosten verbunden. Sie dennoch zu verfolgen, 
würde vom Standpunkt der jeweiligen Regierung die Chance 
der Wiederwahl gefährden und der Opposition in die Hände 
arbeiten, die später die Früchte ernten könnte. In unse.:. 
rem politisehen System ist also ein struktureller Widerstand 
gegen die langfristige Politikorientierung angelegt. Er 
scheint besonders gefährlich gerade für jene Programme, 
die auf Umstrukturierung gesellschaftlicher Verhältnisse 
und innovative Zukunftsgestaltung gerichtet sein könnten. 
Dieser strukt1..1.relle Widerstand kann nur durch neue Konsens-
bildungsprozesse oder aber durch Krisen überwunden werden, 
die ~urzfristige Nachteile erträglicher erscheinen lassen 
und damit den politischen Handlungsspielraum erweitern. Im 
übrigen g6lten die erörterten politischen Beschränkungen 
nicht nur für das politische Aktivsystem im ganzen oder für 
die politische Führung als Gruppe, sondern innerhalb dieser 
Gruppe noch einmal für jede einzelne Person, die ja ihrer-
seits mit anderen '\lIIl ihr Amt konkurriert hat und es gegen 
deren latent fortdauernde Konkurrenz weiter verteidigen 
muß. 

Die angeführten Beschränkungen begrenzen den faktischen 
Spielraum für eine aktive, gesellschaftliche Strukturen 
und Prozesse gestaltende und steuernde Politik. Damit aber 
begrenzen sie zugleich den Spielraum für RV-Reformen, die 
durch Erhöhung des Wissensstandes, Benutzung moderner Infor-
mations- und Planungstechniken und vor allem durch Verände-
rungen im Bereich der Aufbau- und Ablauforganisation und 
des Personalwesens die Voraussetzungen für eine aktive Poli-

·. tik verbessern wollen. Zumindest mittelfristig wird eine auf 
RV bezogene Reformstrategie die erwähnten externen Beschrän-
kungen als Gegebenheiten hi1L~ehmen müssen; die relative Be-
deutung, die solche Reformen dennoch gewinnen können, soll 
im folgenden Abschnitt erörtert werden. 
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Informationsverarbei-3. Gegenstandsbereich von RV-~eformeJ: 
tung und Konfliktregelung 

3.1 Die hier als kritische Anforderung an das politische Syntem 
definierte Fähif,kei t zur Entwicklung einer "aktiven" Poli-
tik kann zunächst im Hinblick auf die Entstehung, die Reich-
weite und die Zielsetzung politischer PrograIIune näher cha-
rakterisiert werdeno Aktive Politik setzt voraus die Fähig-
keit zur autonomen, d.h.: nicht inte.ressenten-bestinunten Pro-
grammentwicklung; und sie setzt im Verhältnis zwischen der 
l'1inisterialverwaltung und der politischen Leitung die Fähig-
keit der Leit~ voraus, die Programmentwicklu11g zu steuern 
und ihre Inhalte politisch zu bestimmen ("Primat der Poli-
tik11 oder genauer: "Primat der Lei t1.1I1g"). Aktive Politik 
setzt ferner die Fähigkeit voraus, auch Programme von mehr 
als inkrementaler Reichweite zu entwickeln. Dies bedeutet 
einmal die Fähigkeit zur Entwicklung umfassender  

die in der Lage sind, übergreifende Problemzusammenhänge mit-
tels konzertierter Strategien zu verarbeiteno Angesichts des 
geringen Veränderungsspielraums aller kurzfristig angeleeten 
Strategien wird die größere Reichweite einer aktiven Politik 
in der Regel auch nur durch längerfristig konzipierte Pro-
gramme gewonnen werden können. Schließlich ist die aktive 
Politik geker.nzeichnet durch die Fähigkeit zur Entwicklu...YJ.g 
nicht lediglich umwel tanpassender, sondern umwel tverändern-
der Programme, die die vorgegebene Tendenz sozio-ökonomi­
scher Entwicklungen und Wachstumsprozesse nicht lediglich 
nachvollziehen oder verstärken, sondern steuern und verän-
dern können. Dem entspricht dann auch die Fähigkeit zur In-
teressenberücksichtigung, die nicht lediglich auf die orga-
nisierten und konfliktfähigen gescllnchaftlichen Interessen-
gruppen- reagiert, sondern auch die nicht oder noch nicht or-
ganisierten und konfliktbereiten gesellschaf"tlichen Inter-
essen erfassen und berücksichtigen kann. 
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Der Unters-:hied zwischen II aktiver" und "reaktiver" Politik 
kann also im Hinblick auf die Entstehung, Reichweite und 
Zielsetzung durch die folgenden Gegensatzpaare charakteri-
siert werden: 

mehr"reakt:.i.v" mehr"aktiv" 

Pro~rammentstehung: 
interessenten-bestimmt · autonom 
bürokratie-bestimmt leitungs-bestimmt 

Reichweite: 
begrenzt um.fassend 
kurzfristig längerfristig 

Zielsetzung: 
umweltanpassend umweltverändernd 
konfliktfähige Interessen auch nicht-konflikt-

fähige Interessen 

3.2 Die einzelnen Dimensionen "aktiver" Politik hängen unter-
einander nicht notwendigerweise zusammen; sie können unab-
hängig voneinander variieren. Verschiedenste Merkmalskom-
binationen sind also denkbar, wenn man konl{rete Programme 
in diesen Kategorien beschreiben will. Dennoch gibt es 
weitgehende Übereinstimmungen in den von den einzelnen Merk-
malen ausgehenden kritischen Anforderungen an RV. So erhöht 
sich in fast jeder Merkmalsdimension die Anforderung an die 
Informationsverarbeitungs-Kapazität bei einem Übergang von 
reaktiver zu mehr aktiver Politik. Dies gilt gewiß für die 
Autonomie der Programmentwicklung, die vor allem bedeutet, 
daß RV sich .für die Problemidentifikation, Problemanalyse 
und für die Erarbeitung konkreter Lösungsvorschläge vom In-
formationsangebot und von den Forderungen und Vorschlägen 
der :poter.ten Interessentenorganisationen unabhängig machen 
muß. Ähnliche Anforderungen können aus der Zielsetzung 
abgeleitet werden, auch die nicht-organisationsfähigen und 
-konfliktfähigen Interessen bei der Programmentwicklung zu 
berücksichtigen. 
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In eine etwas andere Richtung weisen die Informations-An-
forderungen längerfristig konzipierter und in der Zielsetzung 
umweltverändernder Programme. Sie können in der Regel nicht 
mehr auf die in der laufenden Politik und Verwaltungspraxis 
ohnehin anfallenden Informationen und das daraus gewonnene 
Erfahrungöwissen gestützt werden, sondern erfordern die ak-
tive, forschungsintensive Suche nach 11 ne.uen" Informationen, 
Trendprojektionen und Prognosen. Da derartige Programme we-
niger in der Verwaltungserfahrung abgesichert sind, stellen 
sie in der Regel auch höhere .Anforderungen an technische 
Verfahren der Programmanalyse, Programmbewertung u..~d Erfolgs-
kontrolle. Die Anforderung umfassender, bereichsübergreifen­
der Programme schließlich erhöht den Koordinierungsbedarf 
in der Programmentwicklung und stellt damit erhöhte Anfor-
derungen an die Leistungsfähigkeit der Kooperationsstruktu-
ren und der Steuerungsinstrumente in Regierung und Verwal-
tung. 

3.3 Die bezeichneten höheren Anforderungen an die Informations-
verarbeitungs-Kapazität können jedenfalls im Prinzip durch 
RV-Reformen erfüllt werden. Man könnte also annehmen, daß 
es im Grur..dsatz nur von der durch RV-Reformen zu steigern-
den InfQrmationsverarbeitungs-Kapazität des Systems abhä~ge, 
ob und wieweit der durch die externen Beschränkungen be-
zeichnete äußerste Handlungsspielraum des politischen Sy-
s~ems auch tatsächlich durch aktive Politik ausgefüllt wer-
den kann. Dieses "technokratische" Modell scheint uns je-
doch an der Wirklichkeit der Programmentwicklung in RV vor-
beizugehen. Es vernachlässigt die Möglichkeit von Konflik-
ten, die auch bei hoher Informationsverarbeitungs-Kapazität 
die tatsächliche Programmentwicklung hemmen oder vereiteln 
können. Die Fähigkeit eines Systems zu 1 aktiver Politik be-
ruht nach dem hier vorausgesetzten Modell sowohl auf" seiner 
Informationsverarbeitungs-Kapazität als auch auf seiner 
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Konfliktregelungs-Kapazität. Dabei bestimmt die jeweils 
geringere der beiden Teilkapazitäten die Gesamtkapazität 
des SystemE. 

Es besteht hier zunächst kein Anlaß, den neu eingeführten 
Begriff der 11 Konfliktregelungs-Kapazität 11 theoretisch sehr 
weitgehend zu differenzieren. Im Hinblick auf die spätere 
Verwendung sei jedoch schon darauf hingewiesen, daß Kon-
fliktregelung sich sowohl auf Macht als auch auf Konsens-
bildung stützen kann. "Macht" wird dabei in einem weiteren 
Sinne als Verfügung über wirksame (z.B. hierarchische) Sank-
tionsmittel gegenüber den jeweiligen Konflikt-Gegnern defi-
niert, während "Konsensbildung" die nicht auf explizite 
Sanktion gestützte Gleichrichtung der Zielsetzungen und 
Handlungsabsichten relevanter Beteiligter bedeuten soll. 
Von Interesse ist insbesondere auch der Fall, wo nicht der 
Konfliktpartner selbst in die Konsensbildung einbezogen 
werden kann oder soll, sondern statt dessen eine ausrei-
chende Zahl von Dritten (möglicherweise: Wähler) gewonnen 
werden soll, mit deren Hilfe dann der Widerstand des Kon-
fliktpartners (durch Machtanwendung) überwunden werden kann. 

Diese scheinbar abstrakten Überlegungen sind in dem gege-
benen Zusammenhang deshalb vcnBedeutung, weil wir für die 
weiteren Überlegungen von der HYJ)othese ausgehen, daß eine 
"aktivere" pc,litik zugleich auch mit einer Erhöhung des 
Konfliktniveaus und da.mit auch gesteigerten Anforderungen 
an die Konfliktregelungs-Kapazität des Systems verbunden 
sein wird„ 
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Damit wird nicht behauptet, daß eine reaktive Politik im-
mer konfliktfrei und niemals konflikthaft sein werde; und 
es wird auch nicht behauptet, daß es nicht auch relativ 
konfliktfreie aktive Politik geben könne. Vermutlich sind 
in jedem der vier Quandranten des vorstehenden graphischen 
Schemas empirische Politikinhalte zu lokalisieren, wenn 
auch in unterschiedlicher Häufigkeit. Unsere Hypothese be-
sagt explizit nur etwas für den Übergang von einer mehr re-
aktiven zu einer mehr aktiven Politik, von dem wir zugleich 
eine Erhöhung des jeweiligen Konfliktniveaus erwarten. Auf 
das Schema angewandt: Jeder Versuch, sich in ihm von links 
nach rechts ~u bewegen, führt zu einer gleichzeitigen Ver-
schiebung von unten nach oben·, die durch RV-Reformen prin-. 

zipiell möglich gewordene aktivere Politik wird tendenziell 
auch eine Palitik auf höherem Konfliktniveau sein und kann 
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an diesen Konflikten schei~ern, falls nicht gleichzeitig 
auch die Konfliktregelungs-Kapazität des Systems erhöht 
werden kann. Noch zugespitzter ausgedrückt: RV-Reformen, 
die sich ausschließlich auf die Verbesserung der Informa-
tionsverarbeitung in der Programmentwicklung konzentrieren, 
können, gerade wenn sie "erfolgreich" sein sollten, völlig 
wirkungslos bleiben, wenn das System nicht in die Lage ver-
setzt wird, auch die resultierenden Konflikte zu verarbei-
ten. 

3.4- Angesichts der zentralen Bedeutung der Konfliktdimension 
für die Chancen einer aktiven Politik sind hier einige wei-
tere Differenzierungen notwendig, um den Ansatzpunkt mög­
licher RV-Reformen genauer zu lokalisieren. 

3.4~ Besonders niedrig scheint bisher das Konfliktniveau bei ei-
ner auf die Unterstützung und Förderung gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Wachstumsprozesse gerichteten Politik 
zu sein. Hierzu gehören insbesondere die Infrastruktur-Pro-
gr~e im weitesten Sinne, bei denen die "Betroffenen" über­
wiegend begünstigt und nicht benachteiligt werden, so daß 
Konflikte nur durch die Konkurrenz um knappe Mittel ausge-
löst werden. Bei solchen relativ konfliktfreien "Wachstums-
planungen" kann die Qualität der Entscheidungsvorbereitung 
in RV unmittelbar die Qualität der schließlichen Entschei-
dung bestimmen. RV-Reformen können hier also etwa dazu bei-
tragen, daß derartige Programme auf einer breiteren Informa-
tionsgrundlage längerfristig konzipiert werden und die wahr-
scheinlichen Folgeprobleme für andere gesellschaftliche und 
ökonomische Sektoren bereits antizipierend berücksichtigen. 

Ebenfalls noch verhältnismäßig gering sind die Anforderun-
gen an die Konfliktregelungs-Kapazität des Systems bei "Ver-
meidungsplarnmgen", die bei bereits bcntchendcm oder entste-
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hendem Krisenbewußtsein unter den Beteiligten und in der 
Öffentlichkeit eine Strategie der Krisenüberwindung oder 
der lä~gerfristigen Krisenvermeidung verfolgen. Derartige 
Voraussetzungen scheinen etwa im Bereich der Umwcltcchutz-
Politik heute n~herungswcise gegeben. 

Besonders hoch erscheint dagegen das KoD;fliktniveau typi-
scherweise bei "Gestal tungsplanungen 11 

, durch die gesellschaft-
liche Strul-cturen e.uf Kosten der in ilmen ctnblierten Inter-
essen verändert werden sollen, ohne daß diese Zielsetzung 
durch ein aktives Krisenbewu.ßtsein in der Öffentlichkeit 
unterstützt würde. Hier wäre durch bloße Reformen des In-
formationssystems in RV wenig auszurichten, solange nicht 
auch das Konfliktregelungs-Potential des politischen Aktiv-
systems Ln ganzen gegenüber seiner gesellschaftlichen Um-
welt verstärkt wird. Da unter den strukturellen Bedj_ngun-
gen der Konkurrenz-Demokratie das politische Aktivsystem 
jedoch gegenüber se.iner gesellschaftlichen Umwelt typi-
scherweise nur über wenig Macht verf½gt, kann die notwen-
dige Steigerung des Konfliktregelungs-Potentials im wesent-
lichen nur durch die .Aktivierung von Konsensbildungs-Pro-
zessen gewonnen werden. 

Zu solchen Konsensbildungs-Prozessen können RV-Reformen im 
engeren Sinne kaum sehr viel beitraeen. Die Möglichkeit der 
von RV ausgehenden "Öffentlichkeitsarbeit", Aufklärung und 
Meinungsbildung sind durch das wirksame Tabu gegen jede Form 
der Regierungspropaganda eng begrenzt. Immerhin könnte RV 
durch Reformen in die Lage versetzt werden, diese begrenz-
ten Einflußmöglichkeiten und die Öffentlichkeits-Plattform 
der Regierungsmitglieder wirksamer für die Entwicklung ei-
ner aktiven Politik einzusetzen. Vor allem jedoch käme es 
darauf an, die Programmentwicklung in RV selbst eng zu ver-
knüpfen mit ~en Strategien der Konfliktaustragung und Konsens-
bildunr;, die im Übrigen politischen Aktivsystem, insbesondere 
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also in d~n Fraktionen und ,den politischen Parteien ent-
wickelt werden. Bei hohem Konfliktniveau jedenfalls kön­
nen die in RV entwickelten Prograrume niemals "aktiver11 

sein als die politische Zielsetzung der Regierungsparteien 
und die Konfliktbereitschaft der Regierungsfraktionen dies 
zulassen. 

3.4.2 Nicht alle für die Programmentwicklung relevanten Konflikt-
fronten verlaufen jedoch zwischen RV auf der einen Seite 
und den jeweils betroffenen gesellschaftlichen Interessen 
und Gruppen in der Umwelt; Konfliktpartner können auch an-
dere politische Institutionen, insbesondere die Länder, 
oder andere Beteiligte innerhalb von RV se+bst sein. In 
beiden Fällen muß zwischen Konflikten um Politikinhalte 
und Konflikten um Kompetenzen und .Mittel unterschieden wer-
den. Zwar wird oft die Kompetenzfrage erst dann aufgewor-
fen, wenn gravierende :Meinungsverschiedenheiten über Poli-
tikinhalte schon aufgetreten sind, sie kann jedoch auch 
durchaus eigenst~dige Bedeutung erlangen. Insbesondere 
die Länder s~nd darauf angewiesen, ihre eigenen Kompeten-
zen und ihre Ressourcenbanis gegenüber den Ansprüchen ei-
ner aktiven Politik des Bundes zu verteidigen, selbst wenn 
im konkreten Falle die spezifischen Politikinhalte als 
durchaus wünschenswert akzeptiert würden.· 

Auch innerhalb von RV selbst liegt eine wichtige Konflikt-
ursache in der a.rbeitsteiligen Struktur der Ressorts, Ab-
teilungen und Referate mit unterschiedlicher und je be-
grenzter Aufgabenstellung. Die typische Folge sind auch 
hier sowohl Kompetenzkonflikte als auch sachliche Konflikte 
um den Inhalt von Programmen. Dabei sind die Kompetenzkon-
flikte ebenso wie das immer wieder auftauchende Problem 

' der Ressortabgrenzvng, nie ein für allemal optimal zu lö-
sen. Die faktische Mehrdimensionalität und hohe Interdepen-
denz der lösungsbedürftigen Probleme schließt es von vorn-
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herein aus, daß eine konfliktfreie Geschäft~;vert.eilung und 
zusan:unenordnung von Basiseinheiter1 gefunden wird„ Trotzdem 
kann durch organisatorische Re.formen das Ausmaß zwangsläu-
f" • Kompetenzkonflil:te und das Problem der Koordino.tion .,_ 1.ger 

· h m, e1.-.~ere.n sachlich zuständigen Einheiten vermindertZWlSC .en ...u. 

werden. 

1nie sachlich-inhaltlichen Konflikte ir.. RV ergeben sich aus 
dem Gesetz der II selektiven :Perzeption", d.h. aus der prägen-
den Wirkung, die eine vorgec;ebene Zuständigkeit und gestellte 
Aufgabe für die Aufmerksarnkeitsverteilun.g, Wirklichkeits-
interpretation und Interessenorientierung einer jeden orga-
nisatorischen Einheit besitzt„ Derartige Konflikte dürfen 
im 1ntere'3se der inhaltlichen Politikqualität weder dauer-
haft beigelegt noch latent gehalten werden, sondern sie sol-
len möglichst offen ausgetragen \-..rerden können, um so durch 
die kontroversen Beiträge zur Prog:cammentwicklung aus unter-
schiedlichen Perspektiven die Folgeprobleme der jeweiligen 
Vorschläge sichtbar zu  

1Die strLtkturell bedingten Konflikte in RV werden in dem Maße 
verstärkt, in dem sich da.rin latente oder manifeste Kon-
flikte zwischen Interessen in der sozio-ökonomischen Umwelt 
abbilden. Dies ist häufig der Fall, weil die organisatori-
schen Einheiten in RV in der Regel bestimmten Umweltberei-
chen, unter Umständen auch Klientelgruppen zugeordnet sind 
·und sozusagen von Amts wegen deren Interessen gegen andere 
verteidigsn.f Dabei braucht es sich keineswegs nur um hoch-
orga.11isierte Umweltsektoren zu handelna Auch die Verbraucher, 
die Opfer der Umweltverschmutzung oder die Gastarbeiter ha-
ben ihre institutionalisierten Fürsprecher in RV, die ihre 
Interessen etwa gegen die J!'orderungen der Landwirtschaft 
oder der Großindustrie durchzusetzen suchen. 
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Eine solche "Internalisierung" von Interessen in RV ist 
nicht von vornherein negativ zu bewerten. Sie hat zumin-
dest den Vorteil, daß Interessenkonflikte in der Umwelt 
von RV erfE.ßt und bei der Programmentwicklung antizipie-
rend berücksichtigt werden können. Wo diese Voraussetzuni::r0 

fehlt, können Konflikte zunächst unbemerkt bleiben und 
dann bei dem Versuch der Programmdurchsetzung, wenn die 
Reaktionsmöglichkeiten schon eingeschränkt sind, überra­
schend aktualisiert werden. RV-Reformen dürfen also keines-
wegs auf die Beseitigung oder Unterdrückung solcher die ge-
sellschaftlichen Interessenkonflikte abbildenden internen 
Programmkonflikte gerichtet sein. 

Die zunächst strukturell und dann durch die Abbildung von 
Interessengegensätzen in der Umwelt bedingten Konflikte 
in RV können schließlich weiter überlagert· werden durch 
"politische" Konflikte im engeren Sinne. So kann die Kon-
kurrenz zwischen den Koalitionsparteien oder zwischen den 
innerhalb einer Partei um l"lachtposi tionen kämpfenden Ressort-
chefs die Konflikte verstärken, die sich bereits "aus der 
Sache II oder "aus der Struktur" ergeben. Umgekehrt kann ge-
wiß auch ein politisch bedingtes ~usa.mmenspiel von Ressort-
chefs die im übrigen zwischen ihren Häusern bestehenden Kon-
flikte abschwächen. Auch hier werden RV-Reformen nur in 
begrenztem Maße Änderungen bewirken können. 

3.4,3 Wenn nun bei Programmkonflikten innerhalb von RV oder zwi-
·schen RV und der Umwelt das jeweils verfügbare Konfliktre-
gelungs-Potential überbeansprucht wird, dann werden dadurch 
die betroffenen Programmentwicklungen beeinträchtigt. Der 
Prozeß kann verzögert, möglicherweise sogar abgebrochen 
werden. Mindestens jedoch werden die Programme selbst durch 
den Versuch einer KonfliJ{tregelung durch "bargaining" und 
Kompromiß inhaltlich beeinflußt und dabei unter Umständen 
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sehr weit von den ursprünglichen Zielen abßedrängt. Dabei 
ist mit einer Ver~~hiebung des Programmcharakters vom "ak-
tiven" zum 11 reaktiven11 Pol zu rechnen: Die Einigung wird 
erzielt, indem das Programm seinem Inhalt nach in den kon-
fliktfreien Raum abgedrängt wird, wo sozusagen von vorn-
herein Konsens bestanden hätte. 

Bei gegebener Konfliktregelungs-Kapazität bedeutet also 
eine Erhö:C.ung des Konfliktniveaus in der Regel auch ver-
minderte Chancen für eine aktive Politik. Solange nicht 
auch die Konfliktregelungs-Kapazität selbst gesteigert 
werden kann, könnten RV-Reformen dann allenfalls die Wahr-
scheinlichkeit erhöhen, daß gegenwärtige oder küni'tige Kon-

. senschancen für eine aktive Politik auch tatsächlich er-
kannt und genutzt werden können. Dafür lassen sich zwei 
notwendige Bedingungen formulieren, die in der Praxis si-
cherlich nicht leicht miteinander vereinbart werden können: 
Zuneinen sollte die Problemsuche in RV nicht völlig durch 
die Antizipation von gegenwärtigem politischen Widerstand 
gesteuert werden. Problemanalysen und Lösungsentwürfe soll-
ten im Sinne von Eventualplanungen auch für jene Bereiche 
entwickelt werden können,. in denen ernsthafte Initiativen 
kurzfristig nicht durchsetzbar wären. Während also eine 
gewisse Distanz von der aktuellen Politik notwendig er-
scheint, um eine zu starke Einschränkung der heuristischen 
Fun..l.ction zu vermeiden~ erscheint andererseits eine intime 
Vertrautheit mit dem politischen Bereich ebenso notwendig, 
wenn die sich tatsächlich bietenden Ko~senschancen und Koa-

. litionsmöglichkeiten auch wahrgenommen werden sollen. Vor-
aussetzung dafür wäre die enge Verknüpfung der Programment-
wicklung in RV mit den Konsensbildungs-Strategien und der 
jeweiligen Konflikt-Bereitschaft der Akteure im weiteren 
politischen Aktivsystem. 
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Innerhalb der externen Restriktionen, so können die Thesen 
dieses Abschnitts zusammengefaßt werden, sind die Chancen 
einer aktiven Politik bedingt durch die Informationsverar-
beitungs-Kapa.zi tät und durch das Konfliktregelwigs-Poten-
tial, die im politischen Aktivsystem zur Verfügung stehen. 
Aus dieser Perspektive sollen darum im weiteren Gang der 
Untersuchung die Kriterien für organisatorische RV-Reformen 
entwickel~ werden. Zuvor sind jedoch noch die Qualitäten 
einer aktiven Politik und die daraus ableitbaren Anforde-
rungen an RV näher zu spezifizieren. 

4. Kritische Anforderungen einer aktiven Politik 

Die oben skizzierten Merkmalsdimensionen oder Qualitäten 
einer aktiven Politik sind deshalb als kritische Anforde-
rungen an die Programmentwicklung in RV zu begreifen, weil 
ihre Erfüllung einerseits für· das gesellschaftlich-politi-
sche System besonders wichtig und andererseits innerhalb 
der derzeitigen 1'1inisterialorganisation besonders schwie-
rig erschein~. Die Anforderungen sollen n1m im Folgenden 
wenigstenE so weit expliziert werden, daß die größere oder 
geringere Distanz zum derzeitigen Stand der Programmentwick-
lung in RV als empirische Frage diskutiert werden kann. Die 
Anforderungen sind also schließlich auf die Programmentwick-
lungsstrukturen in RV und auf mögliche strukturelle Änderun-
gen zu beziehen. Dies wird in erster Linie in den Teilen II 
und III des Berichts geschehen. Soweit schon hier auf Struk-
turmerkmale ~ezug genommen wird, genügt die grobe Unter-
scheidung zwischen der "Basisorganisation" (Fachreferate 
und Fachabteilungen), den "Kooperationsmustern" (Beteili-
gungssystem und Koordination) und der "Leitungsorganisation" 
(Minister, Parlamentarische und Beamt~te Staatssekretäre 
mit den sie unterstützenden Leitungsstäben). Außerdem wird 
hier die Unterscheidung zwischen "dezentralen" und "zen-
tralen" Programminitiativen einc;eführt, je nachdem ob die 
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Problemidentifikation und die Festlegung der Programmziele 
überwiegend von der Basisort5anisation oder von der Leitungs-
organisation bestimmt wi;d. Die Umsetzung der qualitativen 
Anforderungen einer aktiven Politik in konkrete Struktur-
merkmale der Ministerialorganisation kann jedoch erst im 
letzten Teil des.Berichts auf der Grundlage der empiri-
schen Untersuchungsergebnisse in Angriff genommen werden. 

4.1 Die Fähigkeit zur autonomen Programmentwicklung 

Während ein überwiegend reaktives politisches System seine 
Programmentwicklung im wesentlichen auf die Impulse uz1d In-
formationen stützen kann, die ihm von gesellschaftlichen Or-
ganisationen und externen Institutionen zugetragen werden, 
erfordert eine aktive Politik die weitgehende Autonomie des 
politischer. Aktivsystems in der Politikentwicklung. Die For-
derung nach einer aktiven Politik ist ja oben gerade aus 
der Befürchtung abgeleitet worden, daß die weiterhin unge-
steuerte 11 Selbstbewegung 11 der gesellschaftlichen Kräfte un-
ter den gegenwärtigen und künftigen Bedingungen in Kata-
strophen hineinführen könnte. Wenn diese Befürchtung be-
rechtigt ist, dann kann eine aktive Politik nur dann Ab-
hilfe bringen, wenn nicht der Prozeß der Politikentwicklung 
selbst wieC:.er in die unmittelbare Abhängigkeit von den zu 
steuernden gesellschaftlichen Kräften gerät. 

Von unserem theoretischen Ansatz her ist die Autonomie der 
Politikentwicklung für das politische Aktivsystem im ganzen 
zµ fordern. Dementsprechend erscheint es zunächst als eine 
offene Frage, wo die institutionelle Kapazität für eine au-
tonome Politikentwicklung lokalisiert werden soll, bei den 
Parteien, bei den Fraktionen oder in RV selbst. Uns scheint 
alles für eine gleichzeitige Verstärkung der Politikentwick-
lungs-Kapazität in allen drei Bereichen zu sprechen; ausge-
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schlossen erscheint uns jedoch, daß das Aktivitätsniveau 
des politischen Systems im ganzen erheblich gesteigert wer-
den könnte, solange die Politikentwicklung in RV von den 
Impulsen und Informationen gesellschaftlicher Kräfte, Grup-
pen und Organisationen abhängig bleibt„ Angesichts der nicht 
zu reduzierenden Bedeutung von RV für die Pali tikentwicklu.--ig 
des Gesamtsystems muß darum die.Autonomie-Forderung,auch 
hier in vollem Maße erfüllt sein. 

Dabei geht es zunächst um ein kognitives Problem. Die für 
die Informationsgewinnung und Informationsverarbeitung in 
RV verfügburen Kapazitäten dürfen nicht so gering sein, daß 
die Problemidentifikation und die Problemverarbeitung in der 
Programmentwicklung von den informationellen und intellek-
tuellen Leistungen externer Institutionen abhängig bleiben. 
RV muß deshalb instand gesetzt werden, selbst aktiv Probleme 
zu suchen und künftige Entwicklungen zu prognostizieren; 
selbst Lösungsvorschläge auch für komplexe und längerf_risti-
ge Strategien zu entwickeln; und schließlich auf Grund eige-
ner Kriterien die internen und externen Problemdefinitionen 
und Lösungsvorschläge überprüfen und bewerten zu können. 

Die Abhängigkeit kann jedoch nicht nur im informationellen, 
sondern auch im personellen oder politischen Bereich liegen. 
Aus der Zuständigkeit von Ressorts oder Abteilungen für be-
stimmte Umweltbereiche und Bevölkerungsgruppen kann sich 
nicht nur eine besondere Aufmerksamkeit und ein besonderes 
Verständnis für die Probleme dieser Gruppen ergeben, sondern 
auch eine bewußte oder unbewußte Unterordnung der eigenen 
Ziele und Kriterien unter die Interessen dieser externen 
Gruppen und ihrer Organisationen. Wo die Gefahr der "Kolo-
nisierung·• der Ministerialorganisation durch externe Inter-
essen. besteht, da würde eine bloße Verstärkung der Informa-
tions-Kapazität die Autonomie der Politikentwicklung noch 
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nicht sichern. Da anderersoits ein .Mindestmaß an Iden tif1ka-
tion der Untergliederw~en der Ministerialorganisation mit 
den Problemen der Gruppen, für die sie jeweils verantwort-
lich sind, nicht nur unvermeidlich sondern sogar wünschens­
wert erscheint, karm die Lösun·g vermutlich nicht in einer 
völligen Interessen-Askese, sondern nur in der Art der Aus-
tragung von Interessenkonflikten in der Programmentwicklung 
und insbesondere im Verhältnis zwischen der Basis und der 
politischen Leitung gefunden werden. 

4.2 Politikbestimmte Programmentwicklung 

Wenn im Verhältnis zu den externen Interessenten die Auto-
nomie der Programmentwicklung für RV gefordert wird, so 
darf dies im Innenverhältnis nicht bedeuten, daß der büro­
kratische Apparat an Stelle der politischen Leitung die In-
halte der Programmentwicklung bestimmen soll. Dabei handelt 
es sich zunächst um eine explizit normative Forderung. Die 
Regierung als politisch legitimiertes Organ bildet die Ver-
mittlung zwischen RV und dem in den Wahlen kulminierenden 
allgemeinen demokratisch-politischen Prozeß. In der parla-
mentarischen Regierung ist die politische Verantwortung ge-
genüber der gesamten Wählerschaft institutionalisiert; sie 
trägt das ungeteilte politische Risiko für Erfolg oder Miß-
erfolg der RV-Politik. Deshalb soll sie in der Lage sein, 
die RV-Politik inhaltlich zu bestimmen. So die durch die 
Verfassungsordnung gesicherte Norm. 

Im Laufe unserer Untersuchungen sind wir jedoch auch noch 
auf eine eher empirische Begründung für den "Primat der Po-
litik" gestoßen: Es.hat sich gezeigt, daß der bürokratische 
Apparat aus sich selbst heraus nicht in der Lage ist, eine 
aktive Politik auf höherem Konfliktniveau zu entwickeln und 
durchzuhalten, solange nicht die politische Ebene sich für 
eine solche Programmentricklung einsetzt und politisch enga-
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giert. Dieser empirische Zusammenhang soll hier lediglich 
erwähnt und erst bei der Darstellung der Untersuchungsbe-
funde näher ausgeführt werden. 

Der Forder-.mg nach einer politischen Bestimmung der Politik-
inhalte entspricht anscheinend auch die Ministerialorganisa-
tion, die der politischen Spitze die formelle Entscheidung 
jedenfalls in den wichtigeren Fragen in der Regel vorbehält 
und ihr im übrigen eine generelle Leitungs- und Weisungsbe-
fugnis gegenüber dem Haus einräumt. Allerdings bedeuten die 
formellen Befugnisse wenig, wenn sie nicht materiell durch 
die tatsächliche Bestimmung der Programminhalte ausgefüllt 
werden. Nach verbreiteter Meinung liegt hier in der Tat ein 
gravierendes Problem, für das die zeitliche Überlastung der 
politischen Spitze und ihr mangelnder Sachverstand in De-
tailfragen ebenso als Gründe genannt werden wie die unter-
stellte Neigung der Bürokratie, sich selbst zu steuern. Oft 
wird allerdings nicht ganz deutlich, ob es sich bei solchen 
Diagnosen nm präzise empirische Befunde oder um den Ausdruck 
eines allgemeinen und vagen Mißbehagens handelt. 

Fragt man jedoch, .welche Steuerungsmittel der politischen 
Spitze den Ressorts gegenüber überhaupt zur Verfügung ste-
hen, dann wird rasch deutlich, daß die Steuerung äurch Wei-
sung im Einzelfall die Kapazität jeder Leitung. hoffnungslos 
überlasten müßte. Andererseits ist von der üblicherweise 
empfohlenen Alternative einer Steuerung durch generelle Re-
geln und standardisierte Verfahrensweisen gerade gegenüber 
den wichtigsten Aufgaben der Ministerialorganisation, der 
Entscheidungsvorbereitung und Programmentwicklung, nur in 
sehr eingeschränktem Maße Gebrauch zu machen. Generelle Re-
geln setzen wiederkehrende Situationen und gleichbleibende 
ausformulierte Ziele voraus; gerade diese Voraussetzungen 
fehlen jerloch typischerweise bei der Entwicklung politi-
scher Programme. Die tatsächlich weithin praktizierte 
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Steuerungsform in RV dürfte deshalb ·ein Kompromiß zwischen 
den beiden genannten Typen sein: Steuerun~ durch allgemeine 
Regeln soweit wie.möglich, Steuerung durch Einzelweisung 
soweit wie nötig, wobei das "Notwendige" überwiegend durch 
politische Aufmerksamkeitskriterien definiert sein dürfte. 

Auch diese ministerielle Abart des "management by cxception" 
stellt immer noch sehr hohe Anforderungen an die Kapazität 
der Leitungsorganisation und führt bei gesteigerter Programm.,. 
entwicklungstätigkeit schnell zu ihrer Überlastung. Im Un-
ternehmensbereich wird aus ähnlichen Gründen die leistungs-
fähigere Steuerungsform des "management by objectives" in 
zunehmendem Maße eingesetzt. Dabei kann sich die Leitungs-
ebene auf die Vorgabe konkreter Zielsetzungen und der erfor-
derlichen Mittel für die nach Programmbereichen geglieder-
ten Basiseinheiten beschränken und dann auf den Soll-Ist-
Vergleich als aussagefähiges Kontrollinstrument von relativ 
geringem Iilformationsbedarf zurü.ckgreifen. Im Regierungsbe_-
reich des Bundes steht dem jedoch nicht nur die üblicher­
weise zu große zeitliche Distanz zwischen Programmentwick-
lung und der möglichen Erfolgskontrolle, entgegen, sondern vor 
allem auch der, Umstand, daß die für die Programmentwicklung zu-
ständigen Einheiten der Bundesverwaltung in der Regel nicht 
auch die Verantwortung für die Durchführung ihrer Programme 
(und damit auch für den meßbaren Erfolg) durch die Landes-
und Kommunalverwaltungen zu tragen haben. Anders als in der 
amerikanischen Bundesverwaltung mit ei'genem Verwaltungsun-
terbau, oder auch in den Bundesländern, fehlt also bei uns 
im Bund der für das Gesamtprogramm verantwortliche Adressat, 
der durch ein "management by objectives" gesteuert werden 

. könnte. 

Es spricht ai.so zunächst nichts dafür, daß der Primat der 
Leitung in der Ministerialorganisation des Bundes durch 
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einfache "technische" Verbesserungen des Entscheidungsver-
fahrens gesichert werden könnte. Die mögliche Annäherung 
zwischen der Wirklichkeit und der hier postulierten Anfor-
derung hängt also vermutlich in erster Linie von einer Stei-
gerung der Informationsverarbeitungs-Kapazität der Leitungs-
organisation und damit von ihrer Fähivteit ab, an der Pro-
grammentwicklung der Basisorganisation aktiv teilzunehmen. 
Um mögliche Mißverständnisse auszuschließen, sei jedoch 
hier schon darauf hingewiesen, daß es keineswegs Ziel einer 
Reform s·ein kann, die Programmentwicklungstätigkeit in den 
Ressorts ganz auf die Leitungsebene zu verlagern. RV soll 
nach wie vor auf eine differenzierte und komplexe sozio-
ökonomische Umwelt in ihrer Ges~theit reagieren und ein-
wirken, und es ist dafür auf d.ie Problemkenntnis, die spe-
zialisierten Fähigkeiten und das Hintergrundwissen seiner 
differenzierten Basisorganisation angewiesen. Dieser In:for-
mationsbestand kann auf der Leitungsebene nicht reproduziert 
werden, ur1d ~o ein solcher Versuch unternommen würde, würde 
er eineähnlich differenzierte Organisation erfordern. Das 
Verhältnis zwischen Basisorganisation und Leitung in RV 
kann also nicht das der Konkurrenz oder der wechselseitieen 
Substitution sein, sondern nur das einer wechselseitigen, 
Ergänzung und Verstärkung in der arbeitsteiligen Koopera-
tion bei Prozessen der Politikentwicklung. 

4.3 Die Verarbei-'cung übergreifender Problemzusammenhänge 

Die gesellschaftliche und wirtschaftliche Umwelt, die die 
vom politischen System zu verarbeitenden Probleme hervor-
bringt, zeichnet sich durch eine noch zunehmende Differen-
zierung bei gleichzeitig wachsender Interdependenz zwischen 
den Teilbereichen und den einzelnen sozio-ökonomischen Pro-
zessen aus. Um auf die so definierte Problemsituation in 
der Umwelt angemessen reagieren zu können, bedarf auch das 
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politische System einer entsprechenden inneren Differen-
zierung mit der gleichzeitigen Fähigkeit, durch die Ver-
knüpfung seiner eigenen Teilbereiche auch die realen Pro~ 
blem-Interdependenzen in der Umwelt abzubilden. Die der-
zeitige Basisorgan:isation weist bereits eine sehr hohe 
strukturelle Innendifferenzierung auf, die der differen-
zierten Umwelt entspricht. Jedoch verhindern die vorherr-
schenda:iKooperationsmuster zwischen den'differenzierten 
Basiseinheiten eine zureichende Behandlung von Problem-
Interdependenzen im Prozeß der Programmentwicklung. 

Programme werden typischerweise in der Basisorganisation 
in den spezialisierten Referaten und Abteilungen im Hin-
blic~ auf Probleme innerhalb der eigenen begrenzten Zu-
ständigkeit konzipiert und anschließend in Prozessen der 
nachträglichen Koordination mit anderen "Beteiligten" ab-
gestimmt. Bei dieser Abstimmung geht es im wesentlichen 
darum, negative Auswirkungen des Programmvorschlags für 
den Verantwortungsbereich anderer Einheiten zu beseitigen. 
Zur Dispcsition steht also typischerweise nur die eine Pro-
gramminitiative, nicht auch die Programme und Handlungs-
möglichkeiten der anderen beteiligten Einheiten. Der Ab-
stimmungsprozeß führt deshalb in der Regel zu einer Reduk-
tion der ursprünglichen Programm.ziele der initiierenden 
Einheit ("negative Koordination"). 

Im Hinblick auf die Anforderungen einer aktiven Politik 
hat das beschriebene Muster die folgenden Nachteile: Die 
Aufmerksamkeit des Gesamtsystems wird fragmentiert durch 
die begrenzten Zuständigkeiten seiner einzelnen Unterein-
heiten. Probleme, die zwischen diesen Zuständigkeiten lie-
gen und insbesondere die diese Zuständigkeiten übergreifenden 
Problemzusammenhänge werden weniger zuverlässig erkannt 
und tendenziell vernachlässigt. Darüber hinat:.s ist es 
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in dem beschriebenen f1uster schwierig, die separaten Hand--
lungsmöglichkeiten der einzelnen Einheiten zu umfassende-
ren, konzertierten Strategien zu bündeln, selbst dann, wenn 
nur auf diese Weise ein der realen Ausdehnung des Problem-
zusammenhangs entsprechendes politisches Programm entwickelt 
werden kann. 

Die aktiv'3 Politik erfordert also neben der "negativen Ko-
ordination" auch die Fähigkeit zu einer "pcsitivenKoordi-
nation",verstanden als die Ausnutzung der Handlungsräume meh-
rerer organisatorisch getrennter Entscheidungsbereiche zur 
Entwicklung von aufeinander abgestimmten Programmen, bei de-
nen nicht nur wechselseitige Störungen vermieden werden, 
sondern die sich im Hinblick auf die Verarbeitung eines 
übergreifenden Problemzusan1menhangs wechselseitig ergänzen 
und verstärken sollen. Im Prinzip sollen also die verfügba­
ren Handlungsalternativen in den durch den Problemzusammen-
hang verbundenen Entscheidungsbereichen gleichzeitig zur Dis-
position stehen. 

Angesichts der normalerweise vorauszusetzenden "Ungleich-
zeitigkei~" von Problemverarbeitungs-Prozessen und Programm-
entwicklungen in separaten Teilbereichen wäre allerdings die 
positive Koordination in der Form der simultanen Programment-
wicklung nur schwer und vermutlich nur im Bereich der Lang-
fristplanung überhaupt zu verwirklichen. überdies steigt mit 
der Zahl der gleichzeitig zu verarbeitenden Problembereiche 
und der gleichzeitig zu variierenden Handlungsmöglichkeiten 
auch die ~elastung der Informationsverarbeitungs-Kapazität 
des Programmentwicklungs-Systems als quadratische Funktion 
steil an. Bei der großen Zahl der üblicherweise an Programm-
entwicklungen beteiligten Mitarbeitern müßte überdies die si-
multane Programmentwicklung schon bei geringer Ausdehnung 
des Problemfeldes ganz außerordentliche Probleme der Grup-
pendynrunik und der Gruppenorganisation aufwerfen. Aus die-
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sen informationellen wie organisatorischen Kapazitätsgrün­
den empfiehlt es sich also, das Problem der positiven Ko-
ordination nicht nur als Erweiterung des bearbeiteten Pro-
blemzusammenhangs auf einer loeischen Ebene zu definieren, 
sondern auch die Möglichkeiten einer 11 Hierarchisierung11 

der Problemverarbeitung in die Uberlerungcn einzubeziehen. 

Dabei könnte "Hierarchisierung" nicht im organisatorischen 
sondern im logischen Sinne bedeuten, daß der Problemverar-
beitungs-Prozeß als eine Stui'enf'olge von Vorentscheidungen 
vor der eigentlichen Programmentwicklung im Detail struk-
turiert wird, wobei auf der jeweils höheren (früheren) Stufe 
weniger bereichsspezifische Information zu verarbeiten sein 
muß, damit auf dieser Stufe ein entsprechend weiter ausge-
dehnter Bereich bearbeitet werden kann. Vorausgesetzt wird 
also, daß bei begrenzter Kapazität die Ausdehnung des Be-
reichs auf Kosten der Informationstiefe gesteigert werden 
kann. 

I __-.Jl._____I 

.~------- ---~----> 
Ausdehnung des Bereichs 
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Auf der Grundlage unserer Untersuchungen erscheint es aller-
dings keineswegs selbstverständlich, daß P;ograrnmentwick-
lungs-Prozesse in diesem logische1~ Sinne hierarchisiert wer-
den können. Gerade die als Voruntersuchung durchgeführten 
"J!'allstudicn zu Entscheidungsprozessen in der Bundesregie-
rung" haben gezeigt, wie in den realen Prozessen die generel-
len Ziel- \111:d Richtungsentscheidungen un~ die Entwicklung 
und Überp:.'Üfung konkreter Handlungsalternativen im iterati-
ven Verfahren vom Anfang bis zum Ende der Programmentwick-. 
lung iril.mer wieder neu problematisiert werden. Der Versuch ei-
ner Hierarchisierung ~rde also in den Fluß solcher Prozesse 
künstliche Festlegungen einführen, die durchaus zu einem 
Verlust an inhaltlicher Qualität in der Problemverarbeitung 
führen köw1en. Auf der anderen Seite muß jedoch ein solcher 
möglicher Qualitätsverlust gegen die Kosten der Nicht-Koor-
dination von Entscheidungen in rr.iteinander verbundenen Ent-
scheidungsbereichen abgewogen werden. I1öglicherweise wird 
das Optimum inhaltlicher Qualität in den begrenzten Teilbe-
reichen viel zu teuer bezahlt. Dies gilt insbesondere dann, 
-wenn die für den Teilbereich optimale Lösung später durch 
die "negative Koordination11 mit den beteiligten anderen Be-
reichen doch wieder verändert und beeinträchtigt wird. Die 
weiteren Überlegungen gehen also davon aus, daß die Möglich­
keit einer positiven Koordination separater Teilbereiche 
auch dann ·wünschenswert sein kann, wenn sie nur durch eine 
Hierarchisierung der Problemverarbeitung möglich wird. 

Überlegungen zu einer solchen Hierarchisierung der Problem-
verarbeitung werden in dem Parallel-Projekt 11 Methoden der 
Problemstrulcturierung" untersucht und sollen deshalb hier 
nur knapp skizziert werden4 Im Prinzip geht es darum, daß 
in einem ersten Abschnitt des Problemverarbeitungs-Prozesses 
zunächst die in den miteinander verbundenen Entscheidungs-
bereichen überhaupt verfügbaren Entscbeidungs-Optionen er-
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mittelt und ihre wal1rschcinlichcn Vornussetzungcn und Aus-
wirkungen auf die anderen Berci~he festr;estellt werden. 
Aus dieser Bestandsaufnahme sollten E.::ich dann ber_:ründete 
Aussagen zur wechselseitigen Vereinbarkeit, Verstlirkung 
oder Inkompatibilität der Handlungsalternativcn in allen 
verbundenen Entscheidungsbereichen entwickeln lnssen, die 
- möglicherweise mit Hilfe des AIDA-Verfnhrens - dann auf 
eine begrenzte Zahl kompatibler Gesamt-Konfigurationen re-
duziert werden können. Diese können dann im Hinblick auf 
die politischen Prioritäten ur.J.d Kriterien der Reg·i erung 
oder des Hessorts vergleichend bewertet werden, um so zu 
einer Auswahl' zu kommen, di_e nicht lediglich die Wirkungen 
einzelner Alternativen auf ihren enßeren Bereich berück­
sichtigt. 

Ein solches Analyseverfahren könnte überdies auch erhebli-
che Zeitunterschiede in der "Entscheidungsreife" der ein-
zelnen Optionen in den verschiedenen Bereichen überbrücken. 
Prinzipiell scheint es möglich, Festlegungen zunächst nur 
.für die unmittelbar entscheidungsbedi.irftigen Optionen zu 
treffen, diese jedoch von vorn.~erein darauf zu überprüfen, 
welche Konsequenzen sich daraus für die erst später ent-
scheidUJ?.e;sbedürftigen Bereiche ergeben werden, welche Optio-
nen dort ausgeschlossen oder offengehalten werden, und diese 
Informationen dann schon für die unmittelbar erforderliche 
Festlegung auszuwerten. In einem solchen l'alle könnte also 
das Offenhalten künftiger Optionen selbst zu einem Entschei-
dungskriterium erhoben werden. 

Wenr1 die Gesamt-Analyse der interdependenten Optionen ge-
leistet ist vnd wenn die erforderlichen Festlegungen auf 

,dieser Grundlage getroffen sind, dann kann prinzipiell die 
eigentliche Programmentwicklung für die ausgewählten Optio-
nen in einer späteren Phase den dafür zuständigen Basis-
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einheiten übertragen werden. Da gerade diese Phase der ei-
gentlichen Progranunausarbei tung bis ZtL"ll fertigen Gesetzent-
wurf oder Plan die sehr viel größere Informationstiefe und 
den größten Arbeits- und Personalaufwand erfordert, scheint 
die Möglichkeit eines solchen zweistufigen Verfahrens die 
notwendige Voraussetzung für eine bereichsübergreifende po-
sitive Koordination zu sein. Unter diesE:r Voraus.setzung 
könnte RV :i.n der Programmentwicklung sich sowohl die Vor-
teile der permanenten Arbeits- und Aufmerksamkeitsteilung 
erhalten als auch sicherstellen, daß bei übergrejfenden Pro-
blemzusammenhängen ohne Rücksicht. auf die organisatorischen 
Zuständigkeiten die reJaranten Informationen, Gesichtspunkte 
und Handlungsmöglichkeiten aufeinander abgestimmt werden 
können. 

4.4 Längerfristige Politikentwicklung 

Die Fähigkeit zur Entwicklung längerfristig konzipierter 
Programme erscheint deshalb als wic~tige Voraussetzung eir 

.ner aktiven Politik, weil erst sie eine wirksame Er_weite-
rung sowohl. des Handlungsspielraums als auch der Handlungs-
perspektiire erlaubt. Unter den gegebenen Bedingungen_sind 
die 1'1ehrzahl der Zielsetzungen einer aktiven Politik, dul:'ch 
kurzfristig angelegte Strategien nicht zu realisieren, weil 
diese an den externen Beschränkungen, mangelnden Ressourcen 
und an dem akuten politischen Widerstand der Betroffenen 
scheitern müßten. Eine längerfristig geplante Politik könnte 
dagegen gegenwärtige "Sachzwänge" verändern, ·Ressourcen um.-
schichten und Prozesse der vorbereitenden Konsensbildung in 
Gang setz13n. überdies kann die längerfristige Planung auch 
die Tende·:az zur "Diskontierung der Zukunft"· und die Bereit-
schaft der Betroffenen.ausnutzen, sich auf künftige Restrik-
tionen einzurichtE.:n, wenn genügend Zeit zur Anpassung gelas-
sen wird. 
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Von besonderer Bedeutung erscheint die längerfristige Orien-
tierung jedoch deshalb, weil erst sie Programmentwicklun-
gen nicht nur in Reaktion auf akute Notstände oder politisch 
unabweisliche Gegenwartsbedürfnisse, sondern auch zur Ver-
meidung künftißer Gefahren oder zur aktiven Gestaltung ei-
ner künftigen Gesellschaftsordnung erlaubt. Kurzfristige 
Politik kann grundsätzlich nur vom Beste.henden her konzi-
piert werden und tendiert darum generell zur Fortschreibung 
und allenfalls schrittweisen Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse. Dem.gegenüber erlaubt die längerfristige Per-
spektive eine sehr viel größere Freiheit des Entwurfs al-
ternativer Zukünfte und konfrontiert deshalb die Teilneh-
mer am Entscheidungsprozeß sehr viel direkter mit der Frage 
nach der Wünschbarkeit alternativer Politil~inhalte. Statt 
der Extrapolation der Zukunft aus dem Bestehenden begün­
stigt die längerfristige Perspektive eine andersartige 
Denkweise, bei der sozusagen die kurzfristige Politik aus 
den Zukunftsentwürfen durch "Retropolation" entwickelt wer-
den kann; bei der also längerfristige Strategie die kurz-
·fristige Taktik bestimmt und nicht umgekehrt. 

Allerdings scheint die längerfristig konzipierte Programm-
entwicklung einem doppelten politischen Risiko ausgesetzt: 
Sie kann dem kurzfristigen politischen Erfolgszwang der 
Regierungsmitglieder zum_ Opfer fa~len, -oder sie kann_ .zu ei-
ner Fe~tschreibung künftiger Politikinhalte auf der Basis 
des heute erreichbaren Minimalkonsenses führen. Die zweite 
Gefahr besteht gerade dann, wenn zwar das Bewußtsein von 
der_Notwendigkeit vorausschauender Planung sich entwickelt, 
die jewei_lige. Regierung die Pianungsinhal te jedoch in ihrer 
kurzfristigen politischen Erfolgsbilanz nur in geringem Maße 
verwerten könnte und deshalb statt einer innovativen (und 
deshalb konfliktreichen) Planungsstrategie eher nach poli-
tisch unkontroversen Lösungen sucht, die ihre Bilanz wenig-
stens nicht durch. zusätzliche Konflikte belastet. Wenn diese 
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strukturell begründeten Ris'ikcn der längerfristigen Politik-
planung wenigstens abgeschwiicht werden sollen, do.nn bedarf 
es dazu sicherlich eines sehr engen Kontaktes zwischen den 
"Planern11 und der politi sehen Ebene, ve.rmutlich auch eines 
intensiveren Austausches zwischen der Programmentwicklung 
in den Ressorts und den längerfristig-strategischen Überle-
gungen und Planungen der politischen Parteien. Auf jeden 
Fall spräche vieles dafür, wenigstens den zeitlichen Rahmen 
der Legislaturperiode, auf den sich die politische Erfolgs-
rechnung der jeweiligen Regierung bezieht, auch als Rahmen 
der Programmentwicklung voll auszunutzen. Ein systematisches 
Ineinandergreifen von längerfristigen Perspektivplanungen 
und einem politisch verbindlichen Legislaturperioden-Proßram.m 
könnte sich so als die noch erreichbare optimale Struktur-
voraussetzung einer aktiven Politik erweisen. 

4.5 Interessenberücksichtigung 

Hier handelt es sich um eine explizit norma~ive Anforderung 
·an die Zielsetzung oder die inhaltliche Qualität ein.er akti-
ven Politik, die in engem Zusammenhang steht mit der Anfor-
derung der autonomen Politikentwicklung. Wenn man mit dem 
Interessen-Begriff jede auf eine Leistung des politischen 
Systems gerichtete, empirisch feststellbare Erwartung oder 
Forderung erfaßt, dann kann "Interessenberücksichtigung" si-
cher nicht bedeuten, daß grundsätzlich alle gesellschaftli-
chen Interessen, oder alle gleichmäßig, von der Politik be-
friedigt werden sollen. Ebensowenig kann im Rahmen dieser 
Untersuchung festgelegt werden, welche Interessenvorzugs-
weise befriedig_t werden sollen. Es können also nicht inhalt-
liche Pol·itikziele vorgegeben, sondern es kann nur die ab- · 
strakte Kapazität des politischen Systems gesteigert wer-
den, auch die nicht-organisierten und die nicht-konflikt-
fähigen gesellschaftlichen Interessen im Prozeß der Politik-
entwicklung 7,u berücksichtigen. Für diese Fähigkeit lassen 
sich immerhin ge\-Jissen strukturelle Voraussetzungen angeuen. 
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Zunächst einmal muß gewährleistet pejn, daß dje gesell-
schaftliche ::;:nteressenstruktur von RV unvei·zerrt wahrgenom-
men wird. ·Wenn gesellschaftliche Inticressen lediglich über 
die auf Interessenvertretung spe~üaJ.isiertcn Ore;an:i. f;ationen 
einschließlich der po_li tischen Parteien an RV heran1;etrr:cen 
werden, de.nn fü11rt dies tendenziell zu einer Bevorzugung der 
kurzfristigen gegenüber den längerfristigen, der purtikula-
ren gegenüber den allgemeinen, der handfest materiellen 
gegenüber den nicht-ökonomischen und der organisierten ge-
genüber den nicht-organisierten Interessen. Eine solche Ein-
seitigkeit der Interessenwahrnehmung ist jedoch nicht nur 
normativ frag-würdig, ~ondern bedeutet auch ein erhebliches 
Risiko für das politische System, das durch eine solche par-
tielle Interessen- und Problemblindheit immer wieder mit un-
vorhergesehenen, aber prinzipiell durchaus vermeidbaren Kri-
sen konfrontiert wird. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit 
einer gesteigerten Umweltsensibilität für RV, die es erlaubt, 
auch Problem.e und Bedürfnisse wahrzunehmen, die nicht als 
mru;iifeste politische Pression von außen. an den Apparat her-

.angetragen werden. Die Breite der Informationsaufnahme bis 
hinein in d_en Bereich der nicht unmittelbar politik-bezoge-
nen wissenschaftlichen Forschung, ·die Au.fmerksamkei t für 
Entwicklungen im Ausland und die Fähigkeit zur Erstellung 
eigener Problemanalysen und zur problem-orientierten Vergabe 
und Auswertung von Forschungsaufträgen erscheinen hier als 
notwendige Voraussetzungen, die nur bei einer erheblichen 
RV-eigcnen Informationsverarbe1tungs-Kapazität zu erfüllen 
sind. 

Allerdings wird die abstrakte Kapazitätssteigerung die In-
teressen-Sensibilität von Progra.mmentwicklungs-Prozessen 
in RV noch nicht sehr erhöhen., wenn die wahrgenommenen In-
teressen dann bei den zu erwartenden Interessenlconflikten so-
gleich wieder fallengelassen werden. Gerade hier liegt nber 
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auch eine der wichtigsten Veränderungschancen einer RV-
Reform. Die Organisation von Regierung und Verwaltung ver-
mittelt prinzipiell die Möglichkeit, auch nicht-organisier-
ten und nicht-konfliktfähigen gesellschaftlichen Interessen 
eine "künstliche Konfliktfähigkeit" zu verleihen. Indem or-
ganisatorische Einheiten mit einer bestimmten Zuständigkeit 
und Verantwortlichkeit eingerichtet werden, kann die in-
stitutionelle Aufmerksamkeit für einen Problembereich ge-
sichert und kann qualifiziertes Personal für die Problem-
analyse und die Suche nach Problemlösungs-1'1öglichkeiten re-
krutiert und motiviert werden. Durch den Ausbau der Umwelt-
schutz-Abteilung im Innenministerium oder der Lebensmittel-
Abteilung im Gesundheitsministerium oder der Gruppe "Auslän-
dische Arbeitnehmer" im Arbeitsministerium verändert sich 
die objektive Situation bestimmter Interessen im Programm-
entwicklungs-Prozeß. Sie gewinnen Einfluß, selbst wenn sie 
nur als "Beteiligte" im üblichen Prozeß der negativen Ko-
ordination zugelassen werden. Ebenso steigen mit der "In-
stitutionalisierung" auch die Chancen einer pos:\,tiven In-
.teressendurchsetzung. Allerdings wird hi_er die ,Wirkung 
wohl.in höherem Maße mit dem jeweiligen politischen Gewicht 
des institutionalisierten "Fürsprechers" variieren. Als 
wichtiger Faktor erscheint dabei die Einordnung in einen 
weiteren institutionell-programmatischen Kontext. Die Vete-
rinärmedizin besitzt im Landwirtschaftsministerium einen 
anderen Stellenwert als im Gesundheitsministerium; die Ent-
wicklungshilfe in einem eigenen Ministerium hat vermutlich 
höheres Gewicht als eine entsprechende Abteilung im Wirt-
schaftsministerium; umgekehrt könnte aber der Umweltschutz 
in einem kleipen eigenen Ministerium wohl_ kaum so viel Ge-
wicht erlangen wie als besonderes Interessengebiet der Haus-
leitung im großen Innenministerium. Prognosen und Empfehlun-
gen können hier also nur auf Grund einer Analyse des jewei-
ligen konkreten institutionellen Kontexts entwickelt werden. 
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4.6 Umweltverändernde Zielsetzungen 

Eine aktive Politik, die gesellschaftliche Stru.lcturen ge-
stalten und gssellschaftlicbe Prozesse regeln und steuern 
soll, kann sich aus den eingangs erörterten Gründen nicht 
auf die bloße Anpassung an spontane Entwicklungen in der 
sozio-ökonomischen Umwelt und auch nicht auf die bloße 
Fortschreibung und inkrementale Veränderung laufender Pro-
gramme beschränken. Sie erfordert deshalb die Fähigkeit 
des politischen Systems, gegen den gesellschaftlichen Sta-
tus quo und gegen die vorherrschenden Entwicklungstendenzen 
in der sozio-ökonomischen Umwelt anzusteuern und dabei auch 
weitreichende inhaltliche und quantitative Änderungen ge-
genüber der bisher laufenden Politik durchzusetzen. Eine 
derart "innovative" Politik wird auf den Widerstand von 
etablierten Interessenten am Status quo stoßen, und sie 
wird deshalb - mit den oben erörterten Differenzierungen -
das Konflik~niveau der Politik erhöhen. Die Fähigkeit des 
politischen Systems zur Entwicklung "umweltverändernder" 
.Politikinhalte ist deshalb in erster Linie abhängig von sei-
ner Konfliktregelungs-Kapazität. 

Für eine an den Voraussetzungen einer aktiven Politik orien-
tierte Untersuchung ist es eine entscheidende Frage, ob das 
Konfliktrcgelungs-Potential eines gegebenen politischen Sy-
stems als Konstante oder als eine durch organisatorische Re-
formen zu beeinflussende Variable interpretiert werden 
kann. Unter'. der ersten Annahme würde das jeweilige Kon-
fliktniveau eines Programms unmittelbar darüber ent-
scheiden, ob die kritische Systemkapazität überfordert 
wird und d~s Pro·gramm deshalb fallengelassen oder ver-
ändert werden muß. Unter der zweiten Annahme hinge es sowohl 
von organisatorischen als von prozeduralen (strategischen 
und taktischen) Faktoren ab, ob bei gegebenem Konfliktniveau 
das Programmweiterbetrieben werden kann oder aufgegeben 
wird. 
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Die hier aufgeworfene Frage ist in der Wissenschaft bis-
her kaurn behandelt worden. Insbesondere beziehen sich die 
analytischen Hilfsmittel und Verfahrensvorschläge der prä-
skriptiven Planungstheorie ausschließlich auf die Rationa-
lisierung von Informationsverarbeitungs-Prozessen in der 
Planung, nicht auf die Effektuierung von Kon.fliktaustra-
gungs- und Konsensbildung.s-Prozessen. Immerhin sieht we-
nigstens die Praxis in der politischen Strategie und Tak-
tik variable Verhaltensweisen, die zwar nicht für lehrfä-
hig und lehrbedürftig gelten, aber denen man doch erheb-
lichen Einfluß auf Erfolg oder Mißerfolg politischer Pro-
gramme zuschreibt. Im Vergleich dazu wird die Bedeutung 
organisatorischer Variablen bisher auch in der Praxis noch 
kaum gesehen. Auch hier können zunächst nur gewisse Vor-
überlegungen angestellt werden. 

Wir sind eben davon ausgegangen, daß Konfliktregelung ent-
weder Machtanwendung oder Konsensbildung erfordere. Daraus 
kann nun geschlossen werden, daß innerhalb der Ministerial-
-organisation mit ansteigendem Konfliktniveau die Möglich­
keit einer Konfliktregelung ein immer stärkeres Engagement 
der politischen Spitze erfordert. Dort liegt bei der der-
zeitigen Kompetenzordnung einmal die Macht zur autoritati~ 
ven Entscr...eidung ressort-interner Konflikte, zum andern 
auch die Kompetenz zur verbindlichen Einigung bei Konflik-
ten zwischen den Ressorts. Schließlich haben Minister und 
Parlamentarische Staatssekretäre die wichtige Doppelstel-
lung von Behördenleitern und hervorgehobenen Partei- und 
Fraktionsmitgliedern, die es ihnen erlaubt, unmittelbar an 
den Konflikt- und Konsensbildungsstrategien der Fraktionen 
und Parteien aktiv teilzunehmen. Aus diesen strukturellen 
Gründen erscheint es höchst unwahrscheinlich, daß eine Poli-
tik auf hohem Konfliktniveau ohne das intensive Engagement 
der Leitungsorganisation entwickelt werden könnte. 
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Dieser Sachverhalt hat eino Reihe wichtiger J.i'olgen. Zunä9hst 
einmal folgt daraus, daß die Aufgabe der Konfliktregelung 
bei Pror;rammen einer aktiven Politik nicht e in:nal bis zur 
mittleren Leitungsebene delegiert werden kann. Das bedeutet, 
daß mit einer zunehmenden Aktivierung der Programmentwick-
lung der tatsächliche Handlungs- und Entscheidungsspielraum 
der Basiseinheiten wie auch der mittleren Leitungsebene in 
der Ministerialorganisation immer enger ·wer:·den muß, da es 
immer weniger relativ konfliktfreie Program1nentwicklungstä-
tigkeiten geben wird. Die Abhängigkeit der Referate und Ab-
teilungen von der Konfliktregelung durch die Leitungsebene 
wird also tendenziell steigen, woraus sich für die nachge-
ordneten Ebenen in RV das Problem wachsender Subalternität 

' bei zunehmender Aktivierung und Politisierung der Programm-
entwicklung ergeben könnte. 

Noch wichtiger erscheint die Überlegung, daß ini'olge des 
skizzierten Zusammenhangs die Kapazität der Leitungsorgani-
sation für Konfliktregelung und Konsensbildung zu einem kri-

.tischen Engpaß im Prozeß der Programmentwicklung werden muß. 
Es hätte also wenig Sinn, die Informationsverarbeitungs-Kapa-
zität von RV wesentlich zu erhöhen, wenn man nicht gleich-
zeitig die Konfliktregelungs-Kapazität der Spitze stärken 
kann; Referate und Abteilungen mögen in der Programmentwick-
lung so aktiv sein wie immer: Sobald daraus Konflikte ent-
stehen, die für die Spitze unvorhergesehen auftauchen und 
sozusagen nicht eingeplant waren, werden solche Initiativen 
erfolglos bleiben, wenn die Kapazität der Leitung für Kon-
fliktregelung bereits verplant und erschöpft ist. Die Fol-
gerungen~ die sich aus diesem Zusammenhang für Reformstra-
tegien zur Erweiterung des Konfliktregelungs-Potentials der 
Ressortleitungen und der Regierung im ganzen ergeben,sollen 
in Teil III entwickelt werden. 
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5. Vorgehensweise und Ablauf der Untersuchung: 

5.1 Die hier entwickelten 11 kri tischen Anforderungen einer a.~-
tiven Politik" waren im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung auf Strukturmerkmale im Bereiche von Regierung und 
Verwaltung des Bundes zu beziehen. Analytisch kann dabei 
unterschieden werden zwischen den strukturellen Aspekten 
der Organisation, der Verfahrens\veisen und Techniken und 
des Personalwesens. In allen diesen Bereichen können Fak-
toren und Bedingungen liegen, von denen die Fähigkeit des 
Systems zur Fntwicklung_einer aktiven Politik positiv 
oder negativ beeinflu.ß"t wird. Die vorliegende Untersuchung 
konzentriert sich nach dem zugrunde liegenden Auftrag al.µ' 
die Faktoren und Bedingungen im Bereich der Aufbau- und 
Ablauforganisation. Selbstverständlich ist damit kein Ur-
teil über die Reformrelevanz von Variablen im Bereich des 
Personalwesens (Ausbildung, Rekrutierung, Fortbildung, Kar-
rieremuster, Personalwirtschaft) oder im Bereich der Verfah-
r@lt.l.sweisen und Techniken (Informationssysteme, Analysever-
.fahren, Planungsverfahren, Bewertungsverfahren, Kontroll-
·verfahren, etc.) impliziert. Jedoch werden die hier ange-
deuteten Aspekte i~ unserer Untersuchung nur am Rande und 
insoweit behandelt werden, als dies erforderlich erscheint, 
um den Stellenwert der von uns behandelten Variablen im 
weiteren Kontext zu ba:timmen und um die Folgeprobleme un-
serer Vorschläge in anderen Bereichen sichtbar zu machen. 
Insofern wird also die spezifische Perspektive dieser Un-
tersuchung durch den zugrunde liegenden Auftrag bestimmt 
und eingegrenzt. 

5.2 Eine weitere Einschränkung der Perspektive ergibt sich aus 
der hier begründeten Orientierung an den· "kritischen Anfor-
derungen einer aktiven Politik". Zwar halten wir die Fähig-
keit zur Entwicklung einer aktiven Politik für die gegen-
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wärtig und künftig dringlichste Anf0rderung an Regierung 
und Verwaltung des Bundes, aber keineswegs für die einzig 
;elevante Anforderung. Bei einer groben quantitativen Be-
trachtung ist die Minist?rfaJorganisation derzeit nicher 
ganz überwiegend mit der Entwicklung "real{. tiver" Programme 
vor allem auch im Bereich der sogenannten "Ordnungsaufga-
ben" und überdies mit Einzelentscheidungen und einer Viel-
falt anderer laufender Tätigkeiten beschäftigt. 

Diese Aufgaben werden auch in Zukunft ihre Bedeutung behal-
ten; insbesondere erscheint gerade die Fähigkeit zur sen-
siblen "Reaktion" auf Umweltforderungen und Umweltverände-
rungen als eine zentrale Systemfunktion, deren Beseitigung 
die gravierendsten Folgeprobleme und Krisen auslösen müßte. 
Wir haben diese Fähigkeit zur reaktiven, "responsiven" Poli-
tikentwick.lung deswegen nicht als zentrale Orientierung un-
serer Untersuchung gewählt, weil wir vermuten, daß die der-
zeitige ~inisterialorganisation auf Aufgaben dieser Art von 

vornherein eingerichtet sei. Die Vermutung hat sich im Laufe 
-unserer Untersuchung auch durchaus bestätigt. Immerhin war 
· jedoch bei allen Reformüberlegungen auf die notwendige 

11Multifunktionalität" der Ministerialorganisation Rücksicht 
zu nehmen. Deshalb mußte auch die empirische Untersuchung 
breiter angelegt sein und eine Erfassung aller tatsächlichen 
Funktionen und Auf gaben der .Ministerialorganisation anstreben. 

5.3 Das Hauptziel der Untersuchung bleibt jedoch die Identifi-
zierung von möglichen Organisationsreformen, die die Fä-
higkeit des Systems zur Entwicklung aktiver Politik ver-
bessern könnten„ Im Hinblick auf eine solche Zielsetzung 
bedarf die Vorgehensweise der empirischen Untersuchung in 
den Ressorts noch einiger Erläuterungen. Es leuchtet ein, 
daß empirische.Erhebungen eine Analyse des Ist-Zustandes 
der Ressort_organisation im Hinblick auf die hier formulier-
ten kritischen Anforderungen einer aktiven Politik liefern 
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können. Eine solche Mängel..:.Analyse kann dann in der 'I'at 
die Grundlage für gezielt ansetzende Reformvornchläge bil--
den. 

Weniger selbstverständlich erscheint die Bedeutung empi-
riccher Untersuchungen für die Entwicklung von Reformvor-
nchlägen zur Uberwindung der festgestellten Mängel. Aller-
dings ist die derzeitige Ministerialorganisation schon 
nicht mehr als ein einheitliches Strukturmuster zu beschrei-
ben; in vielen Bereichen sind organisatorische Neuerungen 
eingeführt und erprobt worden, die in anderen Bereichen noch 
nicht praktiziert werden, so daß eine breiter angelegte em-
pirische Untersuchung durchaus sehr unterschiedliche Mu-
ster auf ihre jeweiligen Voraussetzungen und Wirkungen und 
ihre spezifische Leistungsfähigkeit für die hier p9stulier-
ten kritischen Anforderungen überprüfen kann. Insofern er-
scheint es jedenialls prinzipiell möglich, auch Reformvor-
schläge auf die empirische Analyse besonders erfolgreicher 

. Organisationsvarianten zu stützen. Damit· ist jede.eh die 
.Grenze der im strikten Sinne empirisch fundierbaren Reform-
empfehlungen erreicht. Empirische Untersuchungen können dar-
über hinaus nichts Gesichertes über die Wirksamkeit von or-
ganisatorischen Neuerungen sagen, die in der Praxis noch 
nirgends eingeführt und zu beobachten sind. Gewiß erlaubt 
die empirische Detailkenntnis des derzeitigen Zustandes der 
RV-Organisation im Vergleich zur bloßen theoretischen Ab-
leitung plausiblere und vermutlich auch zutreffendere Aus-
sagen über die Vor- und Nachteile möglicher Reformvorschläge. 
Trotzdem bleiben Empfehlungen, die auf der bloßen Extrapo-
lation empirischer Ein.sichten beruhen, hinsichtlich ihrer 
tatsächlichen Auswirkungen mit einem unve~eidbaren Maß an 
Unsicherheit belastet. Solche Vorschläge, wie sie auch in 
Teil III entwickelt werden, sollten deshalb zunächst einer 
intensiven W'.1.d brei tcn kritischen Diskussion und dann einer 
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experimentellen Erprobung in TeiTbcreichen von RV unterzo-
gen werden, 8 he sie zur {:.~cnerellcn Ein.führunß empfohlen 
werden. 

5.4 Die vorliegende Untersuchung knüpft an die "Fallstudien zu 
Entscheidungsprozessen in der Bundesregierung" an, die im 
Sommer 1970 abgeschlos~en und dem Auftraggeber vorgelegt 
wurden. Gegenüber jenen Intensiv-Untersuchungen des Ablaufs 
und der inhaltlichen Entwicklung einzelner Entscheidungs-
prozesse sollten bei der nachfolgenden und umfangreicheren 
Untersuchung die organisatorischen Bedingungen der Progra~n-
entwicklung in größerer Breite und Tiefe vergleichend er-
faßt werden. Bei den gegebenen zeitlichen und personellen 
Möglichkeiten verbot es sich jedoch, einzelne Ressorts 
im ganzen zu untersuchen. Statt dessen wurden aus einer 
größeren Zahl von Ressorts einzelne Abteilungen für die 
Untersuchung ausgewählt, um so eine ausreichende Varie-
tät der Strukturmerkmale zu gewährleisten. BeispielS\·1eise 
sollten sowohl Abteilungen mit wie ohne Unterabteilungs-
gliederung erfaßt werden; auch sollte die Auswahl der Unter-
suchungseinheiten es erlauben, die Wirkungsweise von Pla-
nungsstäben und Planungsabteilungen im Ressort zu überprü­
fen. überdies orientierte sich die Auswahl auch an den 
"Politikfeldern", die von den Abteilungen vordringlich zu 
bearbeiten waren, und damit an den unterschiedlichen Anfor-
derungen, die von der Aufgabenstellung her zu erwarten wa-
ren. Die endgültige Auswahl wurde gemeinsam mit dem Auftrag-
geber vorbereitet, diskutiert und beschlossen. 

Das Schwergewicht der empirischen Erhebung lag auf der Re-
feratsebene und der mittleren Leitungsebene, wo vollständige 
Erfassung angestrebt und in der Mehrzahl der Fälle auch er-
retcht wurde. In den Abteilungen wurden jeweils die Abtei-
lungsleiter und die Unterabteilungsleiter, möglichst alle 
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Abteil tmc;cn UC)faßtcn Be2rn,..;e lA'n und }'v T'la,,tcn t::1ri sehen St?at s-
:,ekrcüi.re in die 1Jr1tercn.Jch1Jr,c: <:-:inbezo:_>cn werdr~n. Jrncesichts 
der hier schon s tnrk zu:::ie; Lr:ic:i:1den 1'en·d 1~s ch1:ic rj e:kei ten \·:ui--de 
auf Interviews mit den Minjstcrn ~encroll V8rzichtet. Die 
Funktioricn. der Lei tungcebcriE 1.-:erdcn also in unserer Untcr-
r,uchung eher aw,; der "Basisperspektive" der Referate und 
Abteilunson erfnßt. 

In einigen der untersuchten Abtcihmr:0n wurden die ge_nerali-
sicrcndcn Erlwbunc;en zur l)rocram.iaentv,icklung in der l'lini-
stcrialori:~:onisat.ion ergf.inzt durch eine "Prozeßuntcrsuchung" 
eines ein~elncn, besonders wichticen Programms in seinen 
konkretem Phasen. Das Grundmo.tE:J.'ial der Untersuchunc te-
cteht e.lt10 aus einer Anzuhl nach gemeinsemcrn Bchcmn, jcdocll 
nicht allzu detailliert c:lu.rchgeführter Eallstudien von }.:.:nt-
scheidune;spro ze osen, aus Befragungen über ccncrelle r~tr-uk-

_tur- und Prozeßrnuster in einzelnen Referaten und Abteilun-
gen sowie aus einschlägigen schriftlichen DokUiuenten. 
Schließlich konnten im Verlauf der Untersuchung auch noch 
die Ergebnisse einer weiteren, separaten Erhebunc zur Fnnl<.:-
tion von Org;anir_:;ationsreferc1.ten und 7,ur Arbeits'l."eise von 
Projektgruppen herangezogen werden. Diese Erhebungen waren 
nicht auf die neun ausgewählten Abteilungen bc,;_;chrän1';:t. 
Im Laufe der Auswertung wurde des geworu1cne l'laterial zu-
nächst e.ritoilungswcise zusarrmwngefaßt und dann für die in 
~'eil II des Berichts vorliegende verc;leichcnde Analyse auf-

bereitet. 

Die Unte:i..'E,uchung crfaßte die folgenden I1inisterialabteilun-

gon: 
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ImI: A, t . l) · : 8 l J.ur~s 
Abteilur1c 

D 
U 

( Dicnr: t:r.0cb ~) 
(Uf;1v:el Lsc.h-...itz) 

Ab tci1ung R ( H3_n1t<n·o::U1:.C) 

Bl"iiJ FG: Abteilunß J 
Abteilung L 

( Jur:•.;nd) 
· 1( Lctcr•.SJ;U tte_,-:e:'.cn lunc. Vetc.rinlirrr.edizi:c.) 

BI1A: Abteilung B 
Abteilung 1 

(Bciru.flichc 
( G rur.d .satz-

E.i ldung) 
un(1 Flrmun0 sc1bt0ilung_) 

Bl'1V: Abteilung .A ( Grunc1 sotz- und Plc.tD\'..n[rsabtc ilu.ng) 
mit d.en Untc<1.'a.bteil1.11i.~~l:n 
UA · I (Allccmeine Vc:r:·kchrDpl;rnung und 

wirtscha.ftlicho :B'ragen) unc1 
UA II (l)lc:mtL'1.ßs-UtJ. tcre.btei.lung) 

Br1St: Abteilung Städtebau 

Durch die '1Prozeßuntersuchungen 11 wurden die folgenden Px-o-
grarmnentwicklungen erfaßt: Neuordnung des Laufbahnrechts·(D), 

· Abfallbesei ti[sungsgesetz (U), Beru.fsbildunG:sgesetz (B), 
Verkehrsweccprogramm (A), Richtlinienerlo.ß zum Bundesjugend-
plan (J) und Gesar:1treform des Lebensmittelrechts (L). 

Die Interviews in den Ressorts begannen Arüang Juni 1971 
und wurden tte November '19'?1 abgcschlos sen. Die abteilungs-
s:pezifische Auswertung des Materials vrurde im Januar, die 
vere;leichende Analyse im April 1972 beendet. Insgesamt lie-
gen der Untersuchung 147 Interviews zugr.unde, davon 8 auf 
der Leitungsebene (StS, PStS) und 21 auf der mittleren Lei-
tungsebene (AL, UAL). Mel~r als vier..:stündige Gespr.äche wa-
ren dabei nicht selten; die mittlere Interviewdauer betrug 
etwa zwei Stu~o.en. Allen lnterviewpartnernwurde zu Eeginn 

' ' ' .,, . ·- f 

des Gespräc~s die. strikte Anonymisieru...'1.g ihrer Auskünfte zu-
gesichert. 

Gruridla3e d~r, Interviews ~:aren detailliert ausgearbeitete 
·. Intervicwer~Lei i,fä.den • 00\•Johl, für (i:i_e "F:r:-ozeßunte-rsuchungen 11 

. 1 

als auch fÜr d:i o orc;anfso.t:i ons::;oziologische,n .,Stru,kturunter.su-
chungen. Uberdieb v-.rurdc:m untcrJehiedliche .Fr;aGebogen-VaJ:'Ü;...'YltCll 
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ausgearbeitet für die verschiedenen hierarchischen Ebenen 
vom Hilfsreferenten bis ZU)Il Staatssekretär. Zwischen die-
sen Varianten waren allerdings die Fragen so weit standar-
disiert, daß erundsätzlich vergleichbare Daten für die ein-
zelnen Untereinheiten erhoben werden konnten. Die Fragen 
sel_bst wurden jedoch weitgehend offengehalten, und es wur-
den oft Nachfragen oder Zusatzfragen gestellt bzw. nicht 
auf den Einzelfall passende Fragen fortgelassen. Diese vom 
Untersuchungszweck her gebotene Form des Intensivinterviews 
läßt einen quantitativen Vergleich der individuellen Ant-
worten auf die einzelnen Fragen aus methodischen Gründen 
nicht ratsam erscheinen. Die Auswertung in Teil II des 
Berichtes ist deshalb auch primär qualitativ-vergleichend 
angelegt. 
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Vergleichende Darstellung der empirischen Unter-
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,. Die untersuchten Abteilun~en 

Zu Beginn sollen die untersuchten Abteilungen kurz 
beschrieben werden. 

1.1 Abteilung D (Dienstrecht) im BNI 

Die Abt. D, "Beamtenrecht und sonstiges Personalrecht 
des öffentlichen Dienstes", bestand zu Beginn der Un-
tersuchung aus zwei UA; auf diesen Zeitpunkt beziehen 
sich unsere Angaben. Die damals noch keine eigene UA 
bi l<lende Arbeitsgruppe "Reform des öffen tlichcn Dienst-
rechts" wurde nicht in die Untersuchung einbezogen.Die 
Abteilung wurde während des Untersuchungszeitraumes 
infolge der Erweiterung der Bundeskompetenz auf dem 
Gebiet des Besoldungsrechts um eine UA vergrößert. 

Die UA D I, "Allgemeines Recht des öffentlichen Dien-
stes", hat 6 Ref~rate, von denen eines als Grundsatz-
referat fungiert. Der UA obliegt die Bearbeitung aller 
dienstrechtlichen Angelegenheiten von allgemeiner und 
grundsätzlicher Bedeutung. 

Die UA D II,."Besoldungs-, Tarif- und Versorgungsrecht", 
hatte z1,1 Untersuchungsbeginn 9 Referate; sie sind mit 
jenen Bereichen des Dienstrechts befaßt, die finanzi-
elle Auswirkungen haben, einschließlich der Änderung 
von Tarifverträgen. 

Die Referate in D I waren durchschnittlich mit einem 
Referenten, einem Hilfsreferenten und einem Sachbear-
beiter besetzt; in D II v~rfügten drei Referate über 
3 Hilfsreferenten und 7 Referate über 3 bis 5 Sachbe-
arbeiter. In beiden UA existierte jeweils ein Referat 
ohne Hilfsreferenten. 
Alle auf Referats- und >IL-Ebene Befragten waren Juri-

sten. 
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1.2 Abteilung lJ (Umwclt.?.cJ1ut.z) im BMI 

Die Abt. U ist in zwei Unterabteilungen gegliedert: 

U I Wasserwirtschaft mit 7 Referaten 
U II Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung mit 6 Re-

feraten. 

Zu Beginn der Untersuchung gab es zusätzlich ein Re-
ferat UK (Umweltkoordinierung), das unmittelbar dem 
AL zugeordnet war. UK wurde dann auf 6 Referate aus-
gebaut und als Gruppe "Grundsatzangelegenheiten des 
Umweltschutzes" den beiden Unterabteilungen vorge-
schaltet. Nach Abschluß der Untersuchung wurde die 
Gruppe zur neuen Unterabteilung U I umgebildet. 

Die Referate sind in der Regel mit einem Referenten, 
ein bis zwei Hilfsreferenten und ein bis zwei Sach-
bearbeitern besetzt. 

Die Abteilung ist gemischt b~setzt mit Juristen, 
Dipl.-Ingenieuren, Chemikern, Medizinern, Biologen, 
Meteorologen und Geologen. Die Abteilungsleitung be-
steht aus Juristen. 

1.3 Abteilung R (Raumordnung) im BMI 

Die Abt. R besteht aus 12 Referaten, von denen eines 
als Grundsatzreferat fungiert. Eines der Referate ist 
lediglich im GVP aufgeführt, war aber zum Untersu-
chungszeitpunkt nicht besetzt; in mehreren Referaten 
fehlte der Referent (längerfristig erkrankt bzw. Po-
sitio·r. unbesetzt). Die Abt. ist teilweise mit Raum-
ordnungs fragen auf Bundesebene, tei !weise m_i t ·Konunu-

nalange legenhei t befaßt. In Abt. ,R wurden nur ,einige 
Interviews unter besonderer Beachtung der au~gabenbe-
stimmten Koordinationsprobl~me geführt. Deshalb konnte 
die Abteilung in vielen der folgenden Kapitel nicht in 
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den Vergleich ein~ezogen werden. 

1.4 Ahtefl~irig- J (Jugend) im Bf'.IJFG 

Die Abt. J ist mit 8 Referaten eine verhältnismäßig 
kleine. Abteilung. Bei den Referaten kann man Gesetz-
gebungsreferate mit einem relativ hohen Anteil an 
Programmentwicklungstätigkeit und Förderungsreferate 
mit einem entsprechend niedrigen An teil an Progra:r:un-
entwicklungstijtigkeit unterscheiden. Die Gesetzge~ 
bungsrefer~te sind in der Regel mit einem Referenten, 
einem Hilfsreferenten und einem Sachbearbeiter be-
setzt; ein ausgesprochenes Kleinreferat ist J 4 (Ju-
gendschutz). Die Förderungsreferate, die zur Untersu-
chungszeit mit einer Ausnahme zur Gruppe"Bundesjugend-
plan"zusammengefaßt waren, sind ihrer Aufgabe ent-
sprechend mit einer größeren Zahl von Sachbearbeitern 
besetzt. :Qie Mehrzahl der Referenten• wie auch der AL 
sind Juristen. 

1.5 Abteilung L (Lebensmittelwesen und Veterinärmedizin) 
im BMJFG 

Die Abt. L gliedert sich in zwei Unterabteilungen: 

LI Veterinärmedizin 
L II Lebensmittelwesen, Lebensmittelrecht 

mit je 7 Referaten. 

·Die Unterabteilung L I (Veterinärmedizin) hat 1 Rechts-
'ref~ra~ _und 6 Fachrefer'ate; bei' der Unterabteilung 
L 11' (Le:bensmittelwesen, Lcbensmi ttelrccht) finden 
s~ch• ,(3 ;Rechts- und 4 -Fa:chreferate. -Das Rechtsreferat 
L I ! i ::1:s't 'zugleich als Sthwerpunktrefcrat (in den 
primär 'die Gesamtreform'. des Lebensmittelrechts betrie-
ben wird} 'und als Koorcliriatidns.referat für EWG-Anae-

o 
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legenheitcn gedacht. 

Die Referate sind in der Regel mit einem Referenten, 
einem Hilfsreferenten und einem Sachbearbeiter be-
setzt •. Die UA L I besitzt 3 Referate, die keinen Hilfs-
referenten haben. In 3 Fällen ist der Hilfsreferent 
zur Hälfte seiner Kapazität in einem weiteren Rcf~rat 
eingesetzt. 

Die Mehrzahl der Referenten in der uA·1 I sind Vete-
rinärmediziner; die Referate in der UA L II werden ent-
weder von Juristen oder von Lebensmittelchemikern ge-
leitet. Ein UAL ist Veterinärmediziner, ein UAL Ju-
rist, die Abteilungsleiterin ist Volkswirtin. 

1.6 Abteilung B (Berufliche Bildung) im 

Die Abt. B bestand zur Zeit der Untersuchung aus 6 
Referaten und ist damit eine der kleinsten Abteilun-
g~n der Bundesregierung. Ihre Aufgaben bestehen vor 
allem in der Durchführung des BerufsbildungsG inform 
der Ausbildungsordnungen, Re~elungen für Fortbildung, 
Umschulung und Fernunterricht sowie der Einrichtung 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung in 
Berlin. Daneben werden Richtlinien für die Vergabe 
von Förderungsmitteln nach dem ArbeitsförderungsG er-
arbeitet. Ein Referat fungiert als Grundsatzreferat. 

Im Sommer 1971 fand eine Umorganisation statt, durch 
die die Abt. ein 7. Referat erhielt und das Aufgaben-
gebiet "Berufsberatung" an die Abt. II zurückgab. Die 
Abt. heißt heute "Berufliche Bildung und Berufsbil-
dungsförderung". 

Die R~ferate sind in der Regel mit einem Referent, 
einem Hilfsreferenten und ein bis zwei Sachbearbeitern 
besetzt. Der AL, alle Referenten und drei der Ililfsre-
ferenten sind Juristen. 
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imAbteilung I (Grundsatz- und Planungsabteilung)1. 7 
BMA 

Die Abt. I wurde 196 8 gegründet, indem der vorher 
bestehende Planungsstab mit den volkswirtschaftlichen 
Referaten der Abt. Z zusn.mmengelegt wurde• 

Die Abt. I bestand zur Untersuchungszeit aus drei UA 
und einer Gruppe: 

"Gesellschafts-, wirtschafts- und fi-UA Ia 
nanzpolitische Fragen der Sozialpoli-
tik" 

: "Gesamtwirtschaftliche und statisti-UA Ib 
sche Fragen der Sozialpolitik" 

: "Mathematische Fragen der Sozialpoli-UA Ic 
tik" 

.Datengruppe "Datenverarbeitung im Bereich der so-
ID zialen Sicherung". 

D~e drei UA und die Gruppe ID bestehen aus je S Refe-
raten, von derien - außer in Ic - jeweils eines als 
Grundsatzreferat fungiert. Während des Untersuchungs-
zeitraums war die UA Ia dem AL direkt unterstellt. 

In die Untersuchung wurden nur die UA Ia und die UA Ib 
einbezogen. Die acht besuchten Referate sind jeweils 
mit einem Referenten, zwei bis vier Hilfsreferenten 
und.ein bis zwei Sachbearbeitern besetzt. Von den Re-
ferenten ist·nur einer Jurist, alle anderen sind wie 

. der AL Volkswirte. Der UAL Ib ist Soziologe. Au~h bei 
den IIR überwiegt die sozialwissenschaftliche Ausbil-
dµng. 

Nach Abschluß der Untersuchung ist die Abt. I umorga-
n.isiert: w~rden, wobei im wesentlichen die Referate der 
UA Ia unq Ib. in einer UA zusammengefaßt und dem bishe-
rigen UAL Ib unterstellt wur<lcn. 

- 5'/ -
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1.8 Unterabteilung UA -I~ (Planungsunterahtcilun;;) im BM\T 

Die Abt. A, "Allgemeine Verkehrspolitik, Verkehrswirt-
schaft und Planunr;" gliedert sich in zwei Unterabtei-
lungen: 

UA I behandelt die allgemeinen verkehrspolitischen 
und -wirtschaftlichen Fragen; sie besteht aus 
6 Referaten 

UA II - ist die Planungsunterabteilung und hat 5 Re-
ferate. 

Dazu kommt die Gruppe Zivile Verteidigung mit 3 Refe-
raten. 

Untersucht wurde ausschließlich die UA II. Ihre we-
sentliche Aufgabe besteht in der Ausarbeitung des Bun-
desverkehrswegeprogramms. Dazu kommen noch eine Reihe 
weiterer Programmentwicklungsaufgaben. 

Die R~ferate sind mit einem Referenten, zwei bis fünf 
Hilfsreferenten und zwei bis drei Sachbearbeitern be-
setzt. 

Die UA II setzt sich überwiegend aus Volkswirten und 
Ingenieuren zusammen. Dazu kommen Juristen und Be-
triebswirte. Der Leiter der UA II ist Volkswirt. 

1.9 Abteilung ST (Städtebau) im BMSt 

Die Abt. St ist eine der beiden Fachabteilungen im 
BMSt. Sie ist in zwei Bereiche gegliedert, die einer 
UA ilhnlich funktionieren, aber nicht so bezeichnet 
werden. 
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Der Be-reich ''Recht des Städtebaus und der Städte-. . 

bauförderung" enthält die Gruppe I A sowie die kc-
feratc I 1 2 und 3. Der Bereich "Angewan<ltc For-

- ' 
schung, Ingenieurwesen im Städtebau" besteht aus 

_der Gruppe I B sowie den Referaten I 4 bis I 8. Die 
Referate I 3 und I 9, ein abteilungseigcnes Haushalts-
referat, sind dem AL direkt unterstellt. 

Die Gruppen bestehen aus je einem Gruppenleiter, 2 
bzw. 4 Mitgliedern (Referenten), 3 Mitarbeitern (Hilfs-
referenten) und 3 Sachbearbeitern. Die Referate verfü­
gen neb~n Referent und Hilfsreferent (gelegentlich 2 
Hilfsreferenten) über einen oder mehrere Sachbearbci-
te~ Die Mitarbeiter des höheren Dienstes sind teils 
Juristen, teils besitzen sie eine naturwissenschaft-
lich-technische Vorbildung. 

In der Abt. St galt das besondere Interesse der Unter-
suchung der Gruppenstruktur. 

- 59 -
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2. Ante i 1 cler Programmentwicklung an den Tii tigkci ten 
der Abteilungen 

In diesem Abschnitt geht es nicht um eine inhaltliche 
Beschreibung und Bewertung der Programme der unter-
suchten Abteilungen. Vielmehr wird darzustellen sein, 
welche quantitative Bedeutung der Programmentwicklung 
im Verhältnis zu anderen Arten von Tätigkeiten, vor 
allem Durchführungs aufgaben, zukommt. Daran schließt 
sich die Frage an, ob in den untersuchten Abteilungen 
Tätigkeiten ausgeübt werden, die sich unter bestimmten 
Voraussetzungen delegieren lassen, um Kapazität für 
Programmentwicklung freizumachen. 

2. 1 Programmentwicklung 

Unter den Begriff der Programmentwicklung fallen um-
fassende Planungen (z.B. Bundesverkehrswegeprögramm), 
Ge~etzesvorlagen (z.B. Gesamtreform des Lebensmittel-
rechts, Stä<ltebauförderungsgesetz), Novellierungen 
(z.B. die Novellierungen des Wasserhaushaltsgesetzes), 
Verordnungen (z.B. die Verordnungen zum_ Bundesimmis-
sionsschutzgesetz), Ausführungsbestimmungen, Förderungs­
programme (z.B. Bundesjugendplan) und Forschungspro-
gramme. 

In der folgenden Darstellung muß die Abteilung I (BMA) 
unberücksichtigt bleiben. Sie entwickelt nur zu einem 
geringen Teil eigene Programme. Ihre Funktionen sind 
vielmehr: 

die Bearbci tung der Programme anderer Ressorts für 

<las ßMA 

die Steuerung der Programmentwicklung im BMA 

Dienstleistungsfunktionen für tlic Fachabteilungen 
(Statistik, Datenverarbeitung) 
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in einigen Referaten fallen Fachaufgaben nn, die 
außerhalb der ZustHn<ligkeit der Fachabteilungen 
liegen (Vermögensbildung, Sozialbudget) 

Untt:rstützung der Leitung des Hauses. 

In den anderen sieben Abteilungen beansprucht die Pro-
grammentwicklung gute zwei Fünftel der Arbeitskapazi-
tät. Oberhalb dieses Durchschnittswertes liegt die 
Planungsunterabteilung des eiw_ mit etwa zwei Drittel 
Programmentwicklungstätigkeit, unterhalb davon die 
Abteilung J (BMJFG) mit etwa einem Drittel Programm-
entwicklungstätigkeit. 

Anteil der Programmentwicklw1gstätigkeiten an der 
Gesamttätigkeit (Die folgenden Durchschnittswerte 
beruhen afu Schätzungen der befragten Referenten, 
nicht auf objektiven Messungen): 

J· B D u UA II St 

ca.35% ca. 45.% ca.45% ca.SO% ca.60% X)ca.60% 

x) Nur di'e Gruppe I A (Rech tsbere1c. 1)1 

Die Unterschiede im Anteil der Programmentwicklungs-
tätigkeiten_erkltiren sich aus der jeweiligen Aufga-
benstellung der Abteilungen. So dominiert.z.B. in der 
UA II die Arbeit am Bundesverkehrswegeprogramm, wäh-
rend in der Abt. J die Vergabe von Förderungsmitteln 
nach dem Bundesjugendplah, also eine Durchführungs­
aufgabe, relativ viel Kapazität beansprucht. 
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Auch die UA innerhalb einer Abt. k5nnen Unterschiede 
im Anteil an ProgrammentwicklungsUitigkeit aufweisen; 

L u D 

UA I etwa 40% etwa 35% etwa soi 
UA II etwa 60i etwa 55% etwa 40% 

Die UA L II bearbeitet die Gesamtreform <les Lehens-
mittelrechts, hat also eine prograrnmbezogene Aufgabe. 
Dasselbe gilt für die UA U II,. die im Untersuchungs-
zeitraum intensiv mit dem Bundesimrnissionsschutz~e-
setz befaßt war. Auch die UA D I hat mehr gesetzge-
berische Aufgaben als die stark rni t Durchführungsauf­
gaben belastete UA D II. 

Noch stärker können die einzelnen Referate in ihrem 
Anteil an Programmentwicklungstätigkeit differieren; 
die Extremwerte liegen hier zwischen 10 und 90%. 

2. 2 Durch:cüh rungs aufgaben 

Als Durchführungsaufgaben werden hier u.a. bezeichnet 
das Fällen von Einzelentscheidungen (z.B. nach Art. 
131 GG), Förderungsaufgaben (z.B. die Mittelvergabe 
nach dem Bundesjugendplan) sowie die Beantwortung von 

Einzelanfragen. 

Anteil der Durchführungstätigkeiten an der Gesamttä-

tigke i. t: 

UA II St B L 

ca. 10 % ca.10°o c.1.20% ca. 2CH 
x) 

DUF ca.35'bca.20% ca.3Si 

x) Nur djc Gruppe I A (Rechtsbereich) 
- C,2 -



·- 62 -

Die Abteilungen B,.. L und U, die ähnliche Anteile an 
Programmentwicklungstätigkeit aufweisen, besitzen 
auch ähnliche Anteile an DurchführungstUtigkeitcn. 
Zur Erklärung des höheren Anteils in der Abt. D ist 
wieder auf die unterschiedlichen Aufgaben der beiden 
UA zu verweisen. Die programmintensive UA D I ist nur 
zu ca. 25% mit Durchführungstätigkeiten belastet, die 
UA D II dagegen mit nahezu 50%,·wobei Aufgaben im Be-
soldungsbereich, bei der Wiedergutmachung und beim 
Gesetz nach Art. 131 GG erheblich ins Gewicht fallen. 

Neben den bisher behandelten Tätigkeiten erledigen 
die Abteilungen noch eine Reihe anderer Aufgaben. 
Wichtig sind dabei vor allem Arbeiten für die Leitung 
des Hauses (z.B. Datenzusammenstellungen, Formulieren 
von Reden), Bearbeitung parlamentarischer Anfragen, 
sowie in einzelnen Referaten Sekretariatsfunktionen 
für Sachverständigenkommissionen und Dienstaufsichts-
funktionen über nachgeordnete Behörden. 

2.3 M5glichkeiten_für_Aufgabendelegation 

Die Frage der Delegation interessierte uns unter dem 
Gesichtspunkt, ob sich dadurch Arbeitskapazität zu-
gunsten von Programmentwicklungstätigkeiten gewinnen 
läßt. Da zu dieser Frage jedoch inzwischen ein beson-
derer Bericht der Projektgruppe vorliegt, sollen hier 
lediglich die in unseren Interviews vorgebrachten Ar-
gumente der Befragten für oder gegen Delegation zusam-
mengefaßt werden, ohne sie in ihrer sachlichen Gültig­
keit zu diskutieren. Wir verzichten insbesondere da-
rauf, eigene Kriterien für die Delegierbarkeit von 
Aufgaben zu entwickeln. 

Die Meinungen der Befragten zur Möglichkeit von Auf-
gabendelegation im eigenen Arbeitsbereich sind geteilt. 
Über die Hälfte von ihnen lehnt eine Delegation zum 
Teil aus prinizipiellen Erwägungen, zum Teil wegen 
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der erwarteten Folgeprobleme ab. Gut ein Drittel der 
Befragten sieht konkrete Delegationsm6glichkeiten oder 
hält eine Aufgabendelegation für wünschenswert. Der 
Rest der Befragten ist unentschieden. 

2. 3. 1 Die Argumente gegen Delegation 

1) Obwohl unsere Frage zur Aufgabendelegation nicht 
zwischen Programmentwicklung und anderen Aufgaben un-
terschied, bezog sich die prinzipielle Ablehnung der 
Aufgabendelegation bei manchen Befragten speziell auf 
die Delegation von Programmentwicklungsaufgaben. Sie 
werden als die eigentliche Funktion der Ministerial-
ebene verstanden. Das äußert sich z.B. in der Behaup-
tung, in Rechtsreferaten in Fachabteilungen gebe es 
keine delegierbaren Aufgaben. 

2) Ein wei~eres grundsätzliches Argument, das auch filr 
den Be reich der Durchführungsaufgaben gilt, hebt die 
Notwendigkeit bundeseinheitlicher Lösungen hervor,die 
bei einer Delegation an die Länder nicht mehr gesi-
chert wäre. 

Mit besonderem Nachdruck wird dieses Argument dann vor-
getragen, wenn keine geeigneten Bundesbehörden zur 
Verfügung stehen, an die man delegieren könnte. Wo 
allerdings Aussicht auf Errichtung solcher Behörden 
·besteht, wie beim Bundesamt für Umweltschutz und bei 
der Bundesanstalt für Immissionsschutz, verspricht 
man sich wesentliche Erleichterungen und Verbesserun-
gen für die eigene Arbe1t. 

Allerdings wurde verschiedentlich darauf hingewiesen, 
daß zwar bestimmte Einze~fallentscheidungen sich für 
die Referatsarbeit sehr belastend auswirkten; jedoch 
sei die Zahl der Entschei<lunccn oft zu gering, als 
daß eine nachgeordnete Bch6rde oder auch nur ein Be-
amter damit ausgelastet waren. 

- EA -
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3) In einer Reihe .von Fällen wurde argumentiert, eine 
Delegation sei "von der Sache her" prinzipiell mög­
lich, aus politischen Gründen jedoch unzweckmäßig. 
Damit war z.B. gemeint: 

- wenn Entscheidungen naih Art. 131 GG delegiert wür­
den, "würden politische Gruppen Schwierigkeiten ma-
chen". 

bestimmte Finanzierungsangelegenheiten bei cler Was-
serwirtschaft und der Abfallbeseitigung könnte man 
zwar delegieren. Da das Problem aber politisch 
strittig sei und nur über die Finanzierung gesteü­
ert werden könne, müsse man die Aufgabe zur Zeit 
noch im Ministerium halten, um die Dinge hier po-
litisch entscheiden zu können. 

Im BMV werden aufgrund des 250-Millionen-Programms 
für den kombinierten Verkehr unmittelbar in der 
Grundsatzabteilung (A) Mittel verteilt. Man könnte 
diese Arbeit auch an nachgeordnete Instanzen dele-
gieren. Da man es jedoch ständig mit Einflußversu-
chen von Abgeordneten, anderen Ressorts, von Länder-
ministern, von Oberbürgermeistern, von Verbänden 
usw. zu tun habe, müsse man damit rechnen, daß die 
nachgeordnete Behörde doch ständig beim BMV rück­
.fragen würde. Der Entlastungseffekt ginge auf die-
se Weise wieder verloren. 

Im Fall der Förderungsreferate in der Abt. J könne 
man zwar argumentieren, Förderung sei "keine mini-
sterielle Tätigkeit", Delegation also möglich oder 
sogar notwendig; "aber welches Verfahren gibt es, 
die Politik (die auch bei Förderungsfragen vorhan-
den ist) im Haus zu be1'1al tcn und die Sacharbeit 
abzugehen?" 
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4) Primär auf mögliche negative Nebenfolgen der De-
legation bezieht sich das Argument, dabei gingen 
wichtige Informationen verloren, die man etwa für 
die Novellierung von Bestimmungen benötige. Dabei 
sind vor allem Informationen gemeint, die man aus 
dem Vollzug erhält. Durch Einzeleingaben, durch Ge-
richtsurteile, durch Ilinweise von Vollzugsbehörden 
(meist den Ländern) usw. bleibe man ständig auf dem 
laufenden; ohne diese Informationen verliere man den 
notwendigen "Praxisbezug". 

5) Weiter wird argumentiert, bei Einzeleingaben aus 
der Bevölkerung, aber auch von Verbänden, habe der 
Absender einen Anspruch darauf, Antwort aus dem Mi-
nisterium zu erhalten; es gehe schließlich auch um 
das Verhältnis vorn Staat zum Staatsbürger. 

6) Im Aufgabenbereich "Förderungsprogramme" im B:MJFG 
bietet sich eine differenzierte Betrachtung von Dele-
gationsmöglichkeiten an. Hier werden zur Zeit im Mini-
sterium die Richtlinien ausgearbeitet, die die Grund-
lage für die konkrete Mittelvergabe im Rahmen des Bun-
desjugendplans bilden. Ein Delegationsvorschlag geht 
nun dahin, für bestimmte Förderungsschwerpunkte mit 
Modellcharakter - z.B. das Programm für die Randgrup-
pen - die Richtlinien im Ministerium zu entwickeln und 
auch die Mittelvergabe während einer bestimmten Ein-
führungszeit im Ressort zu belassen. Erst wenn sich 
das Programm bewährt habe und seine Durchführung rou-
tinemäßig eingespielt sei, könne man die Mittelverga-
be an die Länderverwaltungen delegieren. 

2.3.2 · Argum~nte für Delegation 

Anders als die Gegner von Aufgabertdclegation nennen 
ihre Befürworter häufiger und prtiziscr Aufgabentypen, 
die sich zur Delegation anbieten. Die wichtisstcn 
davon sind: 
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die Bearbeitung von Einzelanfragen aus der Be-
völkerung, von Verblinden usw., also ein wichti-
ger Teil der oben beschriebeneH Du'rchführungsauf-
gaben. 

die B6schaffung und Aufbereitung von Informationen 
(Durchführung von Forschungsprojekten, Durcharbei-
ten der Facl1literatur usw.). Auch die Verwaltung 
und Betreuung von Forschungsprojekten k6nnte von 
nachgeordneten Beh6rden wahrgenoramen werden. 

Generell verspricht man sich von dieser Aufgabendele-
gation eine Arbeitsentlastung zugunsten verstlirkter 
konzeptioneller Tätigkeit. Einmal sollen weitgehend 
routinisierte oder routinisierbare Aufgaben abgcscho-
·ben werden. Zum anderen verspricht man sich vor allem 
von einer Delegation an die Länder auch eine gr6ßere 
Praxisnähe von Entscheidungen. Hier befinden sich Bun-
desressorts jedoch in einem Dilemma. Wenn bestimmte 
Entscheidungen delegiert werden, geht der eigene Pra-
xisbezug verloren - im Laufe der Zeit immer mehr. An-
dererseits erfordert eine sachgerechte Entscheidung 
im Ressort häufig einen erheblichen Arbeitsaufwand, 
der nur unter Vernachlässigung anderer Aufgaben oder 
durch Personalauswe:Ltung zu leisten ist. 

Zusammenfassend gewinnen wir jedoch auch aus den Vor-
•schlägen der Befürworter einer Delegation den Ein-

druck, daß es sich dabei oft um störende Einzelauf-
gaben, abet nur selten um sehr umfangreiche oder sehr 
gewichtige Aufgabenkomplexe handelt. Viele der Dele-
gationsvorschläge würden also kaum eine erhebliche 
Arbeitsentlastung auf der Ministerialebene erbringen, 
könnten aber zu einem Verlust wichtiger Informationen 
für die verbleibenden "konzeptionellen" Tätigkeiten 
führen. 
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Eine andere Frage.ist es, ob man ganze Aufgabenkom-
plexe aus den Ministerien herauslöst. zu denken wä-

re dabei an die oben genannten Förderungsaufgaben, 
etwa nach dem Bundesjugendplan. Damit würden Teile 
oder in einzelnen Fällen sogar ganze Abteilungen 
aus den Bundesressorts ausgelagert. Hier wären auch 
weniger negative Nebenfolgen zu erwarten als bei der 
Herauslösung einzelner Aufgabei aus den Referaten~ 
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Die Programmentwi~kluncstätigkeit der Abteilungen 

TrEologie der_Programme 

Vorbemerkung 

Der nachfolgende Versuch einer Typologie der in den 
untersuchten Abteilungen entwickelten Programme orien-
tiert sich an der theoretischen Differenzierung z~i-
schen mehr "aktiver" und mehr "reaktiver" Politik, 
wie sie in Teil I entwickelt wurde. Danach sind Jie 
Kennzeichen einer aktiven Politik die "Autonomie" der 
Programmentwicklung, der "Primat der Leitung", ihre 
"umfassende" Problemverarbeitung und "längerfristige", 
zukunftsorientierte Konzeption und schließlich ihre 
Fähigkeit zur Berücksichtigung auch nichtorganisicrter 
und nichtkonfll.ktfähiger Interessen und ihre "umwel t-
veränd~rnde" Zielsetzung. Bei der Anwendung dieser 
K~tegorien auf die konkreten Programmentwicklungen 
in den untersuchten Abteilungen hat sich allerdings 
gezeigt, daß die theoretisch abgeleiteten Merkmalsdi-
mensionen noch nicht operational genug· gefaßt sind, 
um völlig eindeutige Zuordnungen zu erlauben. Außer-
dem hat sich gezeigt, daß im Rahmen unserer Inter-
views im Unterschied zu den organisatorischen und 
prozessualen Aspekten die inhaltliche Dimension der 
in den Abteilungen entwickelten Programme nur unvoll-
ständig erfaßt werden konnte. Dies hätte einen er-
heblich höheren Untersuchungsaufwand erfordert. So 
müssten wir beispielsweise das Interdependenzenge-
flecht der realen Problemzusammenhänge aufgrund unab-
hängiger Informationen erfassen, um objektiv bestim-
men zu können, wieweit ein bcsti~ntes Programm cj.ncn 
konkreten Problemzusammenhang "umfassend" regelt; 
oder wir müssten die realen Trend~ in der Umwelt und 
die mit ihnen verbundenen Interessen erfassen, um das 
Maß "umwcltvcrhndern<ler" Zielsetzung bestimmter Pro-
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gramme ermitteln zu können. Der nachfolgende Versuch 
ist also auch im besten Falle nur als eine methodisch 
wenig abgesicherte und deshalb ,·:ei tgehend subjektive 
Einschätzung der Progr<:1mmentwicklungstätigkeit der 
untersuchten Abteilungen im Rahmen eines.selbst noch 
entwicklungsbedürftigen theoretischen Kontexts zu 
verstehen. 

Soweit in den untersu4hten Abteilungen einzelne Pro-
grammentwicklungen zum Gegenstand einer "Prozeßunter-
suchung" gemacht wurden, bezieht sich die nachfolgen-
de Klassifikation auf diese. In anderen Fällen hat 
die Untersuchung doch einen interpretierbaren Schwer-
punkt der Prograrrm1entwicklungstätigkei t aufklären kön­
nen. Außerhalb der Darstellung bleiben die Abteilung 
I im BMA, die als Grundsatz- und Planungsabteilung 
kaum eigene Programme entwickelt, und die Abteilung 
R im Bl\H, bei der sich die Untersuchung aus zei tli-
chen Gründen auf die Kooperations- und Koordinations-
muster in der Raumordnung beschränken mußte.Kau.min-
terpretierbar ist schließlich auch die Programment-
wicklungstätigkeit der Abteilung St im BMSt, bei der 
die Entwicklung des Städtebauförderungsgesetzes nicht 
mehr erfaßt wurde, während die derzeit laufenden Ar-
beiten an einzelnen Gesetzesnovellen ein vorherrschen-
des Muster kaum erkennen lassen. 

3. 1.2 BMI: Abt. D 

In der Dienstrechts-Abteilüng erfaßte unsere Unter-
suchung die Änderung der Laufbahnveroi-dnung als be-
sonders charakteristisches Beispiel einer "reaktiven" 
Programmentwicklung. Hier handelt es sich um die 
schrittweise Fortbildung einer rechtlich durchgere-
gelten Materie in bewußter Anpassung an praktische 
Entwicklungen. Der Versuch, solche Entwicklungen vor-
ausschauend und zielgerichtet zu gestalten und zu 
steuern, ,dr<l kaum unterno1:1men; mit einer gewissen 
Zuspitzung könnte man sagen, daß das Laufbahnrecht 
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erst dann geändert wirdj wcun sich beim Bundespcrso-
nalausschuß die Ausnahmeentscheidungen für bestimmte 
Ausbildungs- und Berufsgruppen oder Laufbahn:d tuatio-
nen seit einiger Zeit gehäuft hahcn. Solche Anpassun-
gen bleiben meist unterhalb der Aufmerksamkeitsschwel-
le der politischen Leitung; sie sind in ihrer Reich-
weite begrenzt und eher vergangenheits- als zukunfts-
orientiert; sie riskieren weder den Konfliktmitstar-
ken organisierten Interessengruppen noch wollen sie' ' 

die relevante Umwelt, den öffentlichen Dienst, aktiv 
veränd~rn. Kurz: die Änderungen der Laufbahnverord-
nung erscheinen als ein Instrument der Feinanpassung 
einer Rechtsmaterie auf relativ niedrigem Konflikt-
niveau. 

Eine rein reaktive Politik der beschriebenen Art er-
' scheint denn völlig ausreichend, wenn das zugrunde 

liegende System im ganzen befriedigend funktioniert 
und intensive Konflikte fehlen. Wenn das Konfljktni-
veau ansteigt, wie etwa bei den Arbeiten zum Personal-
vertretungsG, steigt auch in der Abt. D der Anteil 
der Leitung an der Programmentwicklung. Und wenn das 
zugrunde liegende System selbst infrage gestellt wer-
den soll, dann reicht die auf reaktive Politikzuge-
schnittene Kapazität -der Abteilung·nicht mehr aus und 
muß durch externe Kräfte verstärkt werden. Dies gilt 
für die Studienkommission für die Reform des öffentli­
chen Dfenstrechts und die ihr zugeordnete, neuge-
schaffene Arbeitsgruppe D III. 

3. 1 • 3 BMI: Abt. U 

In der Umweltschutz-Abteilung wurde die Entwicklung 
des Abfallbeseitigungs-Gesetzes untersucht. Das Ge-
setz läßt sich zurückführen auf einen Prüf-Auftra" 

-- 0 

des Bundestages aus dem Jahre. 1962, der durch eir.e 
Initiative der Interparlamentarischen Arbeitsgemein-
schaft (IPA) ausgelöst wurde. Zu jener Zeit wurde im 
neugeschaffenen l3undesgcsundhei tsministcrium ein Rcfc-

r, 1 
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rat für Wasserhygiene eingerichtet, in dem in der 
Folge auch Fragen der Abfallbeseitigung bearb~itet 
werden konnten. Ein erster Bericht der Bundesregie-
rung von Januar 1963 führte zu langwierigen Verhand-
lungen mit den Ländern, bei denen man sich zunächst 
nur darauf einigen konnte, daß beim Bundesgcsundheits-

. amt eine Zentralstelle für Abfallbeseitigung einge-
richtet wurde, die Informationen sammeln und Bund und 
Länder beraten sollte. Erst 1966 lag ein erster Ent-
wurf eines Abfallbeseitigungs-Gesetzes vor, der bis 
1968 mit den übrigen Bundesressorts abgestimmt wurde 
und dann den Ländern und den Verbänden zur Stellung-
nahme zugeleitet wurde. Wegen der beschränkten und 
für den Gesamtproblemzusammenhang uneinheitlichen 
Bundeskompetenzen gestalteten sich die Verhandlungen 
mit den Ländern außerordentlich konfliktreich und lan 
wierig. Deshalb konnte der Gesetzentwurf erst nach ei-
nem Antrag auf Grundgesetzänderung im Juli 1972 dem 
Bundestag zugeleitet werden. 

Di,e Programmentwicklung war hier von Anfang an in ei-
nem Maße politisch determiniert, das die Autonomie-
Problematik (die ja nicht im Hinblick auf Parlament 
und Regierung definiert wurde) ebenso gegenstandslos 
erscheinen läßt wie die auf den Primat der Politik · 
bezogenen Fragen. Offenbar wurde die Programmentwick-
lung auch nicht durch den Widerstand von Interessen-
ten in erheblichem Maße gehemmt. Das Ministerium bil-
dete .mit Vertretern der Industrie, der kommunalen 
Spitzenv~rbände und der Fachverbände einen Arbeits-
kreis, in dem bis zum Herbst 1968 nach vier oder fünf 
Sitzungen Einigung über den damaligen Entwurf erzielt 
werden konnte. Für-die außerordentliche Schwerfällig-
keit des Programmentwicklungsprozesses waren vielmehr 
zwei andere Gründe ausschlaggebend: die minimale Pro-
blemvcrarbcitungs-Kapazitilt in der Ministerialorgani-
sation des ßun<les und der Kompetenzkonflikt mit den 
Ländern. 

- 7?. -
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Beide Gründe bewirkten auch, claß der Programmentwick-
lungsprozeß sich nur langsam an den realen Problemzu-
sammenhang heranarbeiten konnte, so daß erst <lie letz-
ten Fassungen des Gesetzentwurfes als nRherungsweise 
"umfassende" Regelungen des Abfallproblems qualifi-
ziert werden können. Auf der ~ndcrcn Seite hat aller-
dings die Langwierigkeit der Programmentwicklung ihre 
Zukunftsorientierung mehr und mehr reduziert. Während 
ein entsprechender Entwurf 1962 noch als ein Beispiel 
voraus~chauender, Probleme antizipierender Politik 
hätte gewertet werden k6nnen, muß das Gesetz heute, 
nach einer dramatischen Zuspitzung der Probleme, eher 
als ein weiteres Beispiel für verspätetes Krisenmnna-
gemen.t erscheinen. Im gleichen Maße ist auch die "um-
weltverän<lernde" Zielsetzung des Programms während der 
langen Entstehungszeit von der Umweltentwicklung ein-
geholt worden. 

Was hier für die Entwicklung des Abfallbesei tigungs-
Gesetzes g~sagt wurde, gilt bis zu einem gewissen Gra-
de auch für die übrige Programmentwicklungstätigkeit 
in der Umweltschutz-Abteilung. Sie begann, mit sehr 
begrenzten Kapazitäten die ebenfalls sehr begrenzten 
Bundeskompetenzen in den Bereichen der Wasser- und 
Luftreinhaltung und der Lärmbekämpfung durch jeweils 
separate Programme auszufüllen, die-hinter dem lawi-
nenartigen Anwachsen der Umweltprobleme notwendiger-
weise zurückbleiben mußten. Heute entspricht einem zu-
nehmenden Problembewußtsein in der öffentlichen l-lei-
nung und einer Ausweitung der Bundeskompetenzen wohl 
eine gewisse Kapazitätserweiterung· in der Abteilung, 
die jedoch im Vergleich zur realen Bedeutung und zur 
"Forschungsintensivität" der Umweltprobleme immer noch 
geting erscheint. Wichtig erscheint jedoch, daß durch 
die Einrichtung des früheren Koordinierungsreferats 
UK, der.jetzigen Unterabteilung U I, der Versuch un-
ternommen Wird, die fragmenticrtc 11 Perspektiven der 
jeweils auf Teilkompct~nzcn tlcs Bundes spezialisierten 
Fachreferate in eine Gesamtplanung des Umweltschutzes 

,..., 7 
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zu integrieren. In dem Maße, wie dies gelingt und wie 
die dafür erforderlichen Kapazi tiitc;1 ausr;cuaut ,-:erden, 
könnte <lic Umweltpolitik sowohl "umfassender" als auc11 
"längerfristig" konzipiert wrrden, als dies bisher 
möglich war. 

3. 1 • 4 BMA: Abt. B 

Das Bcrufsbildungs-Gesctz von 1969 erscheint als eine 
späte Antwort auf die bereits in der Weimarer Zeit 
und in den SOer Jahren geforderte einheitliche Rege-
lung des in der Gewerbeordnung, der Handwerksordnung, 
dem Jugendschutzgesetz, dem Handelsgesetzbuch etc. 
zersplitterten Rechts der beruflichen Ausbildung. Die-
se externen Anstöße wurden 1962 im BMA aufgegriffen, 
wo ein Hilfsreferent im Berufsberatungsreferat den 
Auftrag erhielt, einen Entwurf vorzubereiten. Konflik-
te mit dem für die Berufsausbildung im Handwerk und in 
der gewerblichen Wirtschaft zuständigen m1wi verhin-
d~rtcn jedoch die Vorlage eines Kabinettsentw~rfes. 
In der Großen Koalition kam es dann zu konkurrieren-
den Entwürfen der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion, 
die in einem Falle auf einen DGB-Entwurf, im anderen 
auf Vorarbeiten im BMh'i und im BMA zurückgingen. Aus 
dem SPD...,Entwurf entstand schließlich das Arbeitsförde­
rungsgesetz, aus dem erweiterten CDU-Entwurf wurde 
das Berufsbildungsgesetz. Die zuständigen Ressorts 
leisteten in diesem Prozeß intensive "Formulierungs-
hilfe". 

Auch in diesem Prozeß stand der "Primat der Politik" 
nie in Frage; die Ministerialorganisation blieb _auf 
die Zuarbeit zu Programmentwicklungen im politischen 
Bereich beschränkt. /\llerclings scheinen diese Ent'r·:ick-
lunP:cn selbst in außeror<lcntlich hohem Maße interes-,, . 

senten-bcstimmt gewesen zu sein, wobei die Initiative 
eindeutig bei den Gewerkschaften lag, während <lie Ar-
bei trrcber-Intcrcsscn und das in dieser.frage mit ihnen .... 

r;, 
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verb\indete mtwi el~er auf die DGB/ßl-lA/SPD-Inj tio. ti ven 
reagierten. Der Zwischen-Ressort-Konflikt zwischen 
BMWi und BMA erscheint hier dementsprechend als \\'i-
derspiegelung des Interessenkonflikts in der UnMelt. 

Als Vereinheitlichung des Rechts der Ausbildung für 
alle Wirtschaftszweige erscheint das Gesetz zwar ge-
genüber den früheren Regelungen als recht "umfassend"; 
jedoch bleibt der faktisch damit zusammmnhängen<le Be-
reic~ des allgemeinbildenden Schulwesens noch weitge-
hend ausgespart. Die Zukunftsorientierung des Geset-
zes wird sich in erster Linie in den auf seiner Grund-
lage zu eriassenden Ausbildungsordnungen für die ver-
schiedenen Berufszweige manifestieren müssen. Es liegt 
auf der Hand, daß bei der geschilderten Entstehungs-
geschichte des Gesetzes in erster Linie die organi-
sierten Interessen zum Zuge gekommen sind. Trotzdem 
mag man ihm eine "umweltverändernde" Zielsetzung in-
sofern zuschreiben, als bei dem erreichten Interessen-
kompromiß die Arbeitnehmerseite zum ersten :t-lal eine 
paritätische Beteiligung in den Berufsbildungsaus-
schüssen im Bund, in den Ländern und in den Ka~mcrn 
erreichen konnte. Darüberhinaus wird das Gesetz nach 
den Erwartungen im BMA die Qualität der Lehrlingsaus-
bildung im Durchschnitt (wenn auci1 nicht in den bis-
her besten Ausbildungsbetrieben) merklich anheben. 
Weitergehende, das System der Lehrlingsausbildung 
grundlegend verändernde Vorstellungen konnten unter 
den politischen Bedingungen dieser Programmentwick-
lung offenbar nicht verfolgt werden. 

Auch in anderen Programmentwicklungsprozessen ist die 
Stirke der externen politischen Beschränkungen einer 
aktiven Berufsbildungspol~tik deutlich geworden. Ins-
besondere gilt dies etwa für die Arbeit am Entwurf 
eines Bildungsurlaubsgesetzes, die- trotz der sehr ak-
tiven Unterstützung durch die politische Leitung des 
Hauses bisher noch rlicht zu einem erfolgreichen Ab-

rJC 
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Schluß gebracht werden konnte. Immerhin haben wir den 
Eindruck gewonnen, <laß die Pror;rammcntwicklung im E;',iA 

den jeweils verfügbaren politischen und finanziellen 
1-Iandlungsspielruum besonders weitgehend ausnutzt. Die 
strukturellen Bedingungen für das vergleichsweise ho-
he Aktivitätsniveau der Programmentwicklung im BVii\ 

könrien allerdings erst bei der Darstellung der Leitungs-
organisation und der Grundsatz- und Planungsabteilung 
näher erörtert werden. 

3. 1. 5 BMV: Abt. A 

Untersucht wurde das ''Integrierte Verkehrswege-Pro-
gramm". Es geht auf eine Ankündigung im "Verkehrspo.:. 
litischen_Programm der Bundesregierung" von 1968 zu-
rück, die zu einem auf 1973 terminierten Auftrag des 
Bundestages führte. Durch das Wegeprogramm sollen die 
bisher separaten Planungen für die einzelnen Verkehrs-

- , 

träger in einem umfassenden, den Verkehr als "Gesamt-
system" behandelnden Konzept ihren Rahmen finden. Zur 
Ausarbeitung des Programms wurde Anfang 1969 in der 
Grundsatzabteilung eine Planungs~Unterabteilung UA II 
eingerichtet. Das Programm befand sich während unse-
rer Untersuchung noch in Arbeit, so daß seine inhalt-
lichen Qualitäten noc~ nicht vollständig beurteilt 
werden können. 

Bezogen auf die Umwelt scheint die "Autonomie" der, 
Programmentwicklung bisher nicht in Frage gestellt. 
Ein anderes Urteil läge jedoch nahe, wenn man nicht 
das Verhältnis zu externen Interessengruppen sondern 
zu den einzelnen Verkehrsträgern zugeordneten Fachab-
teilungen im eigenen Hause als das derzeitige Haupt-
problem des Verkehrswegc-Progr-amms ansieht. Hier 
scheinen die zunächst geringe eigene Kapazität der 
UA II und di~ Abhängigkeit von den Informationen der 
Fachabteilungen eine intensive Zusammenarbeit mit den 
fachabtcilungcn notwendig gemacht zu haben, die <las 
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Risiko mit einschließt, daß das Vcrkchrshczc-Prograrnm 
am Dnde auf cirte wechselseitige Abstimmu11g und !\ddi-
tion der betciis bestehenden Fachplanungen für den: 
einzelnen ~erkehrsträger reduziert werden könnte. 

Im Vergleich z~ allen bisherigen Verkehrsplanungen 
muß das lfogeprogramm zweifellos als sehr "umfassend" 
charakterisiert werden. Seine wünschenswerte Abstim-
mung auf das ebenfalls noch in Arbeit befindliche 
Raumordnungsprogramm des Bundes kann noch nicht be-
urteilt werden, sollte jedoch durch die Existenzei-
nes "Kontaktreferats" zur Raumordnung in der UA II irn 
Rahmen des üblichen möglich sein. Ebenso ungewUhnli~h 
ist der Grad der Zukunftsoiientierung des Wegeproeramm~: 
der nur durch eine breite und intensive Forschunesun-
terstiltzung zu gewinnen war. In dieser Langfristper-
spektive liegt wohl auch die Chance einer tatsächli-
chen Einflußnahme auf die Fachplanungen begründet. Die 
UA II hat sich im wesentlichen darauf eingestellt; die 
vorliegenden Filnf-Jahres"."Programme für die einzelnen 
V~rkehrsträger hinzunehmen, da sie nur mit außerordent~ 
liehen Schwierigkeiten noch geändert werden könnten 
und sie hat sich statt dessen auf die Überprüfung und 
Integration der darüberhinausgehen<len längerfristißen 
Planungen konzentriert. In diesem Bereich rechnet man 
also mit einem geringen Widerstand der Fachabte11un-
gen gegen vom Wegeprogramm ausgehende Planänderungen. 

Der Grad der Interessenberü-cksichtigung und der um-
weltverändernden Zielsetzung kann erst beurteilt wer-
den, wei\ri das Programm selbst vorliegt. 

3.1.6 BMJFG: Ao t. J 

In de'r_ ,J~genclabteilung w1.tr.den die' indcrungcn dc·r Richt,.. 
linien i~m Bundesjugendplan vom· .Ja1;uar 1971 un'.d der 
j ilhrl icl1e_' Durch füh rungs~rl~ß zur:~ Bundes j~gen<lplan un-
tersucht •. Beide Prog)~ai~rneritwi_cklungen stehen i1+1 Zusar.i.-
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menhang eines seit, 1950 kontinuierlich fortentwickel-
ten Regelungs- und Förderungsprogramms. Es ist.des-
halb von vornherein mit eher "reaktiven" PolitikinhcJ.1-
ten zu rechnen. Dem entspricht die weitgehende Be-
stimmung der Programme durch die als Antragsteller 
legitimierten Jugendbehörden der Länder und die zen-
tralen Jugendverbände. Aus dem gleichen Grundeblei-
ben derartige Programmentwicklungen auch weithin un-
terhalb der Aufmerksamkeitsschwelle der Leitung. Eine 
intensivere Beteiligung der Leitung war nur bei zwei 
politisch bedeutsamen Punkten bei der Neufassung der 
Richtlinien festzustellen: der Beschränkung der Förde­
rung auf Trägerorganisationen, die "die freiheitlich-
demokratische Grundordnung und die parlamentarisch-
repräsentative Willensbildung" bejahen,und bei der 
Schaffung eines Experimentierprogramms für- Randgruppen, 
Obdachlose, etc. Auch nach dem eigenen Verständnis der 
zuständigen Referate handelt es sich bei der Richtli-
nienreform von 1971 nicht um eine Totalreform des Bun-
desjugendplanes, sondern um eine Anpassung und Fortent-
wicklung an sich verändernde Gegebenheiten. Immerhin 
wurde auf Initiative des PStS eine Repräsentativbefra~ 
gung der in Berufsausbildung befindlichen Jugendli-
chen auch für die Arbeiten am Bundesjugendplan heran-
gezogen. Auf diese Weise sollten wenigstens ansatzwei-
se auch die Interessen der nicht-organisierten Jugend-
lichen erfaßt werden. 

3. 1. 7 BMJPG: Abt. L 

Hier wurde die Gesamtreform des Lebensmittelrechts un-
tersucht. Sie geht zurück auf ein~n Beschluß des Bun-
destags aus Anlaß der Fremdstoff-Novelle von 1958, die 
deutlich gemacht hatte, daß der wünschenswerte Vei-
brnucherschutz mit isolierten Novellierungen einzelner 
Gesetze nicht zu erreichen war. Erst im November 1963 
wurde jedoch im Gesu,dheitsministcrium ein Referat für 
,die Gesamtreform <le~ Lebensmittelrechts cinecrichtct. 
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· h lb c1·ncs l1allJcn Jahres eineDort wur<le .dann inner a 
SO-seitige Unterlage ausgearbeitet, die die reform-
releyantan Gesichtspunkte entwickelte. Dieses Papier 
diente als Arbeitsunterlage für die Kommission für 
die Gesamtreform des Lebensmittelrechts, die im Juni 
1964 ihre Arbeit aufnahm, Die Kommission hatte 25 irit-
gli~der, darunter Vertreter der Wissenschaft, der 
Überwachung und der Justiz, der Verbraucherverbände und 
der betroffenen Wirtschaftszweige. Auf der Grundlage 
der Kommissionsarbeit entstand bis 1967 ein hausinter-
ner Diskt..ssionsentwurf, der 1968/69 nach Beratun~cn 
in der Konunission und mit den obersten Gesundhci ts-
und Veterinärbehörden der Länder überarbeitet urid im 
Juni 1969 als Referentencntwurf der Öffentlichkeit 
vorgestellt wurde. Nach Besprechungen mit den Ressorts, 
den Ländern und den betroffenen Wirtschaftszweigen wur-
de im Juni 1970 ein neuer Referentenentwurf vorgelegt. 
Nach einer weitere Besprechungsrunde konnte der Ent-
wurf schließlich im Februar 1971 vom Kabinett verab-
schiedet und den parlamentarischen Gremien zugeleitet 
werden. 

Während q.es ganzen langwierigen Programmentwicklungs-
prozesses blieb die ressort-eigene Problemverarbei-
tungs-Kapazität relativ gering. Zwar wurden innerhalb 
der Abteilu11g in gewissen Phasen des Prozesse~ Arbeits-
gruppen gebildet, der weit überwiegende Teil d~r Ar-
beit mußte jedoch im federführenden Referat von einem 
Referenten und einer Hilfsreferentin geleistet werden. 
Erst in den letzten Jahren des Prozesses konnte die 
verfügbare Kapazität etwas erweitert werden. Deshalb 
muß die intensive Beteiligung der Kommi.ssion fü.r die 

.Gesamtreform des Lebensmittelrechts in erster Linie 
als.· eine· Verstärkung der ressort-eigenen Iriforni.ations-. . . 

verarboitungs.-Kapazi tät gesehen werden. Dafür sprechen 
auc:h die.relativ htiufigen Sitziui-gcn der Ko111mission und 
ihrc1· Ar,bcltsgruppen (2 2 bzw.. 19 Si ~zungen) wtihrcnd 
der erst~~ beiden Jahre. 1'.'icwci t durch diese Al~hüngig~ 
keit von.externer Kapazität die t!Autoriomie" der Pro-
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grammcntl'1icklunr, g_cfllhrdct wurde, ltißt sich aus unse-
ren begrenzten Erhebungen nicht mit Sicherheit er-
schließen. Immerhin vcrfüzte <lic Abteilung selbst 
über qualifizierten Sachverstand und war in der Lage, 
die Grundzüge der Reform vor ßeginn der Kommissions-
arbeit eigcnsttlndig zu entwickeln. Außerdem bot die 
Zusammensetzung der Kommission auch eine gewisse Gc-
wflhr dafür, daß einseitige, intcresscnspezifischc In-
formationsangebote durch andere Beteiligte korri~iert 
oder in Erwartung solcher Korrekturen unterlassen ,wr-
den. Ähnlich wie auch beim Abfallbescitigungs-Gesetz 
scheint ~uch hier das Kommissions-Verfahren gegenüber 
rein zweiseitigen Kontakten mit Interessenorganisatio-
nen für die Ministerialverwaltung erhebliche Vorteile 
zu bieten. Andererseits muß natürlich das Kommissions-· 
verfahren nicht nur als Prozeß der Informationsgewin-
nung und Informationsverarbeitung, sondern auch als 
Prozeß der Konfliktaustragung und Konsensbildung ver-
standen werden. Indem es sich auf ein solches Verfah-
ren einläßt, verzichtet das Ministerium weitgehend auf 
dieChance, Entwürfe auszuarbeiten, die von den betrof-
fenen Gruppen nachdrücklich abgelehnt werden. Vermut-
lich war dies jedoch auch nicht beabsichtigt. 

Der "Primat der Leitung" scheint bei der Entwicklung 
der Lebensmittelrechts-Reform grundsätzlich gesichert 
gewesen zu sein, jedenfalls in den späteren Phasen 
der intensiven und teih:eise konflikthaften Abstim-
mung mit den Ländern und mit ~en andere~ Bundesres-
sorts. Verstärkt wurde das Engagement der Leitung nach 
der Übernahme des Hauses durch die derzeitige Ministe-
rin, die sich schon als Abgeordnete spezielle Fach-
kenntnisse auf dem Gebiet des Lebensnitt~lrechts er-
worben hatte. 

Die Gesamtreform des Lebensmittelrechts kann ouch als 
eine "umfassende" Regelung angesehen werden, die im-
merhin 15 Gesetze und 40 Ticchtsvcrord~ungcn umfaßte. 
Ob damit auch die rc alcn Prob lcmz us am111cmhüngc umfas-
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send geregelt werden, ließ sich im Rahmen unserer . 
Untersuchung nicht aufklären. Ebenso ungeklärt bleibt 
die Frage der. "Zukunftsorientierung" dieses Pror,r~:mms. 
Nach unserem Eindruck orientiert es sich inhaltlich 
eher an den gegebenen und bereits akut gewordenen Pro-
blemen und an Anstößen aus dem wissenschaftlichen Be-
reich, nicht jedoch an lHngcrfristigcn Prognosen und 
Zielkonzeptionen. Dies braucht kein negatives ~ertur-
teil, zu sein, wenn der Problembereich mit einer in die-
sem Sinne "reaktiven" Politik befriedigend bearbeitet 
werden kann. 

Bei der Interessenorientierung der Programme muß deut-
lich hervorgehoben werden, daß jedenfalls hier die 
nach gängiger Meinung wenig organisationsfähigcn und 
kaum konfliktfähigen Verbraucherinteressen ganz im 
Vordergrund der Aufmerksamkeit gestanden haben. Die 
Abteilung versteht sich selbst als Hüter ~es Verbrau-
cherinteresses an einem Schutz ver Gesundheitsschäden 
und vor irreführender Werbung im Lebensmittelbereich. 
Si_e stützt sich dabei insbesondere auf das Bundesge-
sundheitsamt und andere Bereiche der Wissenschaft und 
der auf die Lebensmittelüberwachung spezialisierten 
Verwaltung und kann insofern dem Verbraucherinteresse 
eine über das politische Gewicht der Verbraucherver-
bände offenbar erheblich hinausgehende "künstliche 
Konfliktfähigkeit" verschaffen. Das bedeutet nicht, 
daß solche Konflikte gegenüber politisch starken Part-
nern, etwa dem BML und der Landwirtschaft, in der 
ijberwiegenden Zahl der Fälle gewonnen worden wären, 
aber Sie konnten jedenfalls.in einem höheren Maße aus-
getragen werden, als es die bloße Stärke der Interes-
sengruppen hätte erwarten lassen. An dieser politi-
schen Kons N l lation ist auch die "umwel tveränclernde" 
Zielsetzung dieserGcsamtreform zu messen. Vermutlich 
wurde hier doch das ?--Jaximum clcsscn erreicht, ,-:~ts unter 
den gegebenen politischen Randbedingungen zunüchst mög­
lich war. 

https://jedenfalls.in
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Zusammenfassend können wir feststellen, daß jedenfalls 
in einigen der untersuchten Abteilungen und im Hin-
blick auf einige der Dimensionen unserer Unterscheidung 
zwischen "aktiven" und "reaktiven" Programmen ein rela-
tiv hohes Aktivitlltsniveau angestrebt und zum Teil 
auch erreicht wurde. Gerade bei solchen Vorhaben fällt 
jedoch die extreme Langwieriekei t der Programr.,entwick-
lungs-Prozessc auf. Si~·hat ihre Ursache offenbar 
nicht nur in den Problecien der Konsensbildung bei 
hoch-konflikthaften Programmen, sondern unverkennbar 
auch in den gegenüber den Anforderungen komplexer 
Informationsverarbeitungs-Prozesse extrem beschränk-
ten personellen Kapazität der Ministerialorganisation. 
Wenn die für ein komplexes Programm erforderlichen 
Nannjahre von zwei bis drei Personen geleistet werden 
müssen, dann brauchen solche Prozesse eben auch eine 
entsprechende Zahl von Jahren. Obwohl hier der Ver-
such unternommen wurde, die im engeren Sinne zustän-
digen Mitarbeiter durch Arbeitsgruppen zu untirstüt­
zen, keimte die Wirkung dieses Kapazitäts-Engpasses 
nicht aufgehoben werden. Die untersuchten Programm-
entwicklungs-Prozesse stellen zwar sicher keine re-
präsentative Auswahl dar, aber sie legen doch den 
Schluß nahe, daß die Ministerialorganisation in ihrer 
derzeitigen Verfassung auf die Anforderung einer ra-
schen Entwicklung komplexer Programme kaum eingerich-
tet ist. Damit wird es jedoch außerordentlich schwie-
rig, bei dynamischen Entwicklungen im sozio-~konomi-
schen Bereich eine antizipierende Politik, die nicht 
von der Entwicklung der Probleme noch in der Entste-
hung überrollt wird, überhaupt zu konzipieren~ 
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Herkunft der Initiativen 

Vorbemerkung 

Programmentwicklungen in der Ministerialorganisation 
können auf die Ini tiati vc der Leitung (" zen t ralc" I.) , 
auf Initiative der ML-Ebcne ("scmi-zentrale" I.) oder 
auf Initiative der Referatseberie ("<lezentrale" I.) zu-
rückgehen, oder sie können auch durch Externe initi-
iert werden. Dabei verstehen wir unter Initiative hier 
mehr als den bloßen "Anstoß" oder unspezifische "An-
forderun.gen". Gemeint ist der Entschluß, mit einer 
Programmentwicklung in Durchsetzungsabsicht zu be-
ginnen auf der Grundlage schon einigermaßen konkre-
ter Vorstellungen vom anzustrebenden Programminhalt. 
In der Untersuchung sollte geklärt werden, von welcher 
der hierarchischen Ebenen in der Ministerialorganisa-
tion Programminitiativen überwiegend' ausgehen, und ob 
sich die unterichie<lliche Herkunft der Initiativen 
auf die inhaltlichen Qualitäten der entwickelten Pro-
gramme in systematischer \'Jeise auswirkt. 

Schon an dieser Stelle ist allerdings hervorzuheben, 
<laß die vorausgesetzte Unterscheidbarkeit v~n zentra-
len, semi-zentralen und dezentralen Initiativen in 
der Untersuchung häufig nicht gegeben war. Initiati-
ven sind oft das Ergebnis einer die zuständigen Refe-
rate, die NL-Ebene und ·die politische Leitung ein-
schließenden Diskussionsprozesses, der eine eindeuti-
ge Zuordnung der Initiativfunktion nicht mehr zuläßt. 
Trotzdem lassen sich gewisse Tendenzen und Schwerpunk-
te feststellen, die im folgenden dargestellt werden 
sollen. 

Dezentrale Initiativen 

Die Init{ativen zu Progran~entwicklungen kommen in 
der Oberwiegcn<lcn Zahl aus d~n Referaten. Eine Nindor-
heit <lcr befragten Referatsmitglic<lcr meint sogar, 

3.2.2 
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daß ohne Initiative der Referate '1 clie Program1:tc1lt\,;ick-
lung völlig zum Erliegen käme", wiihren<l in der r:ehr-
zahl der Ant,-rnrtcn doch auch die Ini tiativfunktion der 
Leitung und der 011-Ebcnc anerkannt wird. 

De zentrale Ini tiativen besitzen eine Reihe von 1'-lcrkma-
len: Sie sind zunächst in ihrem Handlungsraum auf den 
Zuständigkeitsbereich eines Referates eingeengt. Die 
Referate greifen primär Probleme auf, die sich aus. 
den zum eigenen Zuständigkeitsbereich gehörigen Pro-
grammen ergeben. So wird die Durchführung von Program-
men beobachtet, da.bei auftretende Müngel werden aufge-
griffen nnd in Novellierungen umgesetzt. Entsprechend 
sind d~zentrale Initiativen meist sektoral begrenzte 
Initiativen, die in beschränkten Problembereichen zu-
meist nur inkremcntale Veränderungen erstreben, d.h. 
Folgeprohlemc regeln, Lücken ausfüllen und Ergänzun-
gen veranlassen wollen. 

Obwohl dezentrale Initiativen inhaltlich typischer-
weise auf den jeweiligen Aufgabenbereich eines Refe-
rates bezogen sind, werden sie nicht ir.i einzelnen Re-
ferat isoliert entwickelt. Die meisten dezentralen 
Initiativen müssen spätestens ~ls Hausentwürfe von 
den vorgesetzten gebilligt werden; in vielen Fällen 
finden schon lange vorher Besprechungen und Diskus-
sionen mit der NL-Ebene und, je nach Bedeutung, auch 
mit der Leitung statt. 

In einigen Abteilungen sind dezentrale Initiativen 
oft nicht mehr als Hinweise der Referenten auf Pro-
bleme, über deren Aufgreifen die Leitung oder <lie ~lL-

Ebenc entscheiden muß. Im haben die Referenten, 
bevor sie an die Arbeit zu einem größeren ProgrJmm 
gehen, der Leitung ~in Thcscnpapier vorzulegen, in 
dem eine erste Analyse des zu lGscnden Problems vor-
gcnomrr.en wird, un<l können erst nc1ch einem positiven 
Dcscheid mit der l~11t\•;urfsarbeit beginnen. I:::i c:ine1,1 

antlercn Minis tcri um ist <las Vc r f ah rcn zwar wen i[;C r 

https://gcnomrr.en


- 84 -

formalisiert, aber- Jjc Lei tmig oder die ML-LhC':.10 
muß den Referaten in vielen Fällen doch grünes Licht 
geben, bevor sie ihre Ideen inhaltlich zu Initiati-
ven verdichten können. 

So wenig eindeutig sich mnnchc Programminitiativen 
u. a. aus den eben envt:ihntcn GrUnJcn einer cinzc- 1ncn 
Ebene zuschreiben lassen, so überwiegen insgcsnmt ge-
sehen doch eindeutig die dezentralen Initiativen. Vor 
allem der geschilderte Typ scktoral begrenzter und 
mehr itlkrementale Veränderungen anstrebender Initia-
tiven stammt ganz überwiegend aus den Basiseinheiten. 
Für die immer auch nötige reaktive Poli tikent,-:ickJung 
sind die dezentralen Initiativen daher unentbehrlich., 
Unter diesen Umständen kann man auch damit rechnen, 
daß die Vorgsetzten solche Initiativen von den Refe-
renten erwarten, wie auf eine entsprechende Frage hin 
auch mehrheitlich bestätigt wurde. Für einige Vorge-
setzte geh6rt das selbständige Entwickeln von Initia-
tiven allerdings "nicht zum Stil preußischer Ministe-
rialbürokratie", das hätten vor allem die älteren Be-
amten nicht gelernt und man könne es nicht von ihnen 
verlangen. 

Eine geringe Erwartung der Leitung hinsichtlich dezen-
traler Initiativen kann die Bereitschaft zu ihrer 
Entwicklung mindern und die Referenten dazu veranlas-
sen, h6chstens_ einmal Anregungen zu äußern, die Ent-
scheidung über die weitere Arbeit aber den Vorgesetz-
ten zu überlassen. Es gibt jedoch noch andere Faktoren, 
die eine Einschränkung dezentraler Initiativen bewir-
ken. Dazu gehört das Selbstverständnis des Beamten als 
eines unpolitischen Fachmanns. Als solcher wird er sich 
eher scheuen, politisch brisante Probleme, die schon 
in der Öffentlichkeit diskutiert werden, in einer Ini-
tia. ti vc aufzu;;re ifcn. Jkr F~1 c:: bcamtc bc trach tc t u ~-
·0 ls ' 1Vo,...,-,,,,.ht" , J.. ·.... 1 J• c, LJ.~•-· 0cr ..,e1.u1ng, ,)Cl solc1cr„ Problemen 
initiativ zu weTdcn. ])CY[;leicJ-:cn kann die voraus-
sichtliche KonfliLthaftir;kcit ci11~s Proble1ns Jezc 11-

https://ML-LhC':.10
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tralc Initiativen.hemmen, vor allem, wenn die Refe-
renten nicht die Position der Leitung zu dieser Fra-
ge kcnne11 und auch ihr mögliches Engagement dafür 
nicht abschätzen können. Diese Neigung zur Zurück­
haltung wird noch vcrst~rkt, wenn das urustrittcne 
Problem von den politischen Parteien aufgegriffen 
wurde und jede Initiative hierzu unvermeidlich mit 
einer parteipolitischen Positiin in Verbindung ge-
bracht wird. Fachbeamte setzen sich nicht gern dem 
Verdacht parteipolitischer Identifikation aus, müs­
sen sie doch damit rechnen, während ihrer Laufbahn 
unter verschiedenen Regierungen arbeiten zu müssen. 

Bestimmte Referate sind natürlich allein von ihrer 
Aufgabenstellung her kaum in der Lage, Initiativen 
zu entfalten. Das gilt für die Förderungsreferate 
bzw. die Referate, die Geld verteilen; sie sind i~ 
ihrer Tätigkeit stark abhängig von den Forderungcrt-
von Antragstellern. Bei den von uns untersuchten Ab-
teilungen gilt das besonders für Referate in den Ab-
t~ilungen J, Bund D. Aber auch die Rechtsreferate, 
die sehr programmintensiv sind, besitzen nur relativ 
geringe Chancen zu eigener Initiative; in den Abtei-
lungen L und U "warten" sie_auf Initiativen der Spe-
zialistenreferate, um diese dann in rechtliche Rege-
lungen u~zusetzen. 

Da~ Prinzip der genauen Zustän<ligkeitsabgrenzung kann 
dazu führen, daß die Referate sich auch bei der Ent-
wicklurig von Initiativen gegenseitig auf Zuständig-
keitsüberschreitungcn hin kontrollieren und so ein-
schränken. Allerdings ist die Neigung hierzu in den 
einzelnen Abteilungen unterschiedlich. Man kann auf-
grund der Aufgabenabgrenzung grob zwei Typen von Ab-
teilungen unterscheiden. In Abteilungen, in denen 
die Aufgaben stark miteinanJcr verzahnt sind, knnn 
der einzelne Referent kaum ini~ic1tiv werden ohne <lie 
Hilfcstcllunr~ und Zuarbcit von Kollegen. Initiativen 

, u· d r ~-,·1· tarbc.i. t,1des einen "zwingen" aucn ie an· crcn zu 
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da die gegcnsci tigc Abh:.inr,igkci t eine besondere Ak-
tivität einzelner nur sclnver zulüßt. Dadurch stößt 
man aber bald an die Kapazitiltsgrenzcn der Kollegen, 
die nur bcsch.ränk t für die Ini t ia tivcn der anderen 
aufnahmefähig sind. Die Abteilungen L und U entspre-
chen tendenziell diesem Typ. Hier stellt sich das 
dargestcll te Problem sogar noch mit einer wd tercn 
Variante. In diesen Abteilungen tragen alle Spezia-
listenreferate gemeinsam <lie Materialien zusammen, 
die dann in den Rechtsreferaten in Programme uTiige-
setzt werden; hier stellt die beschränkte Kapazitlit 
der Rechtsrefertte eine Grenze für Initiativen der 
Spezial:i.stenreferate dar. In Abteilungen, in denen 
die Interdependenz ·der Aufgaben geringer ist, ist 
der ini tiicrende Referent nicht an die Aufmerksam-
keits- ·und Kapazitätsgrenzen seiner Kollegen gebunden. 
Er kann in seinem eigenen Aufgabenbereich, der den 
Nachbarbereich nicht tangiert, selbständig aktiv wer~. 
den und Vorlagen auch ohne Zuarbeit von Kollegen er-
arbeiten. Die Abt. D entspricht eher diesem Typ von 
Ab.tei lung. 

Auch der Rhythmus des Legislaturperiode.hat in be-
stimmten Phasen einen beschränkenden Einfluß auf die 
Entwicklung dezentraler Initiativen. Anfangs der Le-
gislaturperiode ist mit vielen Initiativen zu rechnen. 
Die Referenten arbeiten verstärkt Vorlagen aus, um 
einmal die Ansi~hten der politischen Leitung zu er-
kunden, die in vielen Fällen neu ist, zum anderen, we.il 
die Realisierungschancen noch vergleichsweise hoch 
sind. Auch das Interesse der Leitun3, informiert zu 
werden, wird zu Beginn der Regierungszeit besonders 
groß sei.n. Von einem bestimmten Zci tpunkt ab - er be-
ginnt zum Teil schon gegen Mitte der l:egislaturperi-
odc - stcißen dezentrale Initiativen bei der Leitung 
nur noch auf begrenzte Aufmcrks amkc i t, wci 1 i•::.i.n ihnen 
in dieser .Legislaturperiode keine RcaU sierunrscliu.n-
cen mehr zugesteht·. \\'lihrc.n<l also mit fortschrci tcn 
der Legislaturperiode ~it weniger dczbntralcn Initia-
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tiven zu rechnen ist, könnten gleichzcitir,; die zen-
tralen Eingriffe zunehmen, wenn die Leitune noch be-
stimmte Programme für die kommende Wahl wünscht oder 
geplante Projekte zeitlich vorgezogen haben will. 

3.2.3 Externe Anstöße und Initiativen 

Die Spezialisierung der Referate auf bestimmte Auf-
gabenbereiche, ihre Ausrichtung auf bestimmte Umwelt-
bereiche, führt ~uch dazu, daß die Referate Adressat 
von Anstößen und Initiativen aus dieser Umwelt wer-
den. Allerdings entfallen externe Anstöße auch sehr 
stark auf die anderen hierarchischen Ebenen. So wird 
ein großer Teil der Außenkontakte mit anderen Ressorts, 
mit den Bundesländern, mit Verbänden usw. auch von <ler 
ML- und Leitungsebene wahrgenommen - "kein Verband. 
gibt sich mehr mit einem Referenten als Ressortver~ 
treter zufrieden".Es ist sogar möglich, daß Externe 
überwiegend in der ML- und Leitungsebene ihre Ansprech-
p~rtner sehen, von denen sie sich die Erfüllung ihrer 
Forderungen versprechen; schließlich können Referen-
ten nur in ihrem Zuständigkeitsbereich handeln, wäh-
rend die Forderungen nicht darauf reduzierbar sind. 

Externe Anstöße, die über die Leitung laufen, werden 
von den Referaten als zentrale Anstöße wahrgenommen. 
Allerdings ist es auch häufig so, daß die Referenten 
aus anderen Quellen ebenfalls davon erfahren und so-
mit d,cn Anteil der Leitung erkennen können. Externe 
Anstöße gerade an die Referate kommen vielfach aus 
der Durci1führung von Programmen. Die durchführenden 
Behörden weisen auf Mängel hin; ebenso fordern betrof-
fene Gruppen Abhilfe. 

Auch Beratungsgremien sind Quelle externe Anst6ß~. 
Beispiele hierfür sind: der nundcsausscht,ß .fiir Berufs-
bildung, in Jcrn J\rbE.:i tw:hmcr und Arbci tr,cbcr vertre-
ten sind; <l;:is nundcsju;~cndLurJtorium, <las d;is 1;;1.JFC 
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in Jugendfragen berät; oder der wissenschaftliche 
Beirat beim RMV. AllcrJings werden zcrade hier häu-
fig nicht einseitig Anstöße vermittelt, sondern in 
wechselseitiger Diskus~ion Ideen ausgegoren und Vor-
schläge erarbeitet. 

Wo eine Abteilung für ihre Arbeit genügend Informa-
tionen hat, ist sie auf externe Anstöße kaum angeide-
sen. Wenn dazu die Umwelt relativ ruhig ist oder so-
gar den Status quo verteidigen will, werden Externe 
eher auf fertige Vorlagen reagieren, sie aber weni-
ger selbst auslösen. 

Diese Aussagen weisen zugleich auf das Autonomiepro-
blem hin. Eine gewisse-Skepsis teilt auch eine aller-
dings verschwindend kleine Anzahl von Befragten. Die 
Mehrzahl hält externe Anstöße für voll legitim und in 
einer pl~ralistischen Gesellschaft für voll system-
konform. Brauchte es lange bis Verbände als legitim 
anerkannt wurden, so wurde mit dieser Anerkennung auch 
eine mögliche kritische Einstellung .über Bord gewor-
fen. 

Daß für eine kritische Einstellung zum Teil Anlaß be-
steht, bestätig~n sogar einige Befragte. Der Informa-
tionsstand und seine Verarbeitungsmöglichkeiten in 
den Referaten sind häufig zu gering. Externe Initia-
tiven und Anstöße müssen ungeprüft, weil im Ressort 
unüberprüfbar, übcrnonunen werden; man ist abhängig 
von den Informationen, die man geliefert erhäli. Die-
ses Problem stellt sich noch schärfer in den Abtei-
lungen, von denen heute angesichts drohender Krisen 
sehne l le Lösungen e rwartct werden (wie z.B. von Abt. 
U). 

"Initiativen'' aus dem Parlament werden nur sehr \·er-
einzel t genannt. . In vielen Fällen handelt es sich 
<lann ·auch nocli um formale Dundcstagsini tiativcn; die 
eigentli,che Programmausarbeitung crfolitc in <len Res·-
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sorts. Zwei Beispjele dafür sind die Reform <les Le-
' -· 

bensmittelrechts und Jas Abfallbeseitigungsgesetz, 
die beide durch BundcstagsauftrJgc ausgelöst wur-
den. Sie wurden dann jahrelang dezentral weiterbe-
arbeitet, hin und wieder durch zentrale Anstöße vor-
angetrieben, blieben ins 5csamt in einem Muster wie 
auch viele dezentrale Initiative. 

3.2.4 Zentrale InitiRtiven 

Die vom Minister und den Staatssekretären ausgehenden 
zentralen Initiativen und Anstöße sind nach unserer 
Befragung wesentlich weniger häufig als die dezentral 
ipitiierten Programmentwicklungen. Wenn sie im Gcsamt-
zusam:nenhang der Ministerialorganisation die erörter­
ten Beschränkungen und Mängel einer überwiegend de-
zentralen Programmentwicklung ausgleichen solle~,dann 
müssten zentrale Initiativen insbesondere die vorhan-
denen Lücken der dezentralen Problemverarbeitung fill-
l~n; sie müssten übergreifende Problemzusammenhänge 
identifizieren und eine Ausweitung der Handlungsräume 
ermöglichen; und sie müssten schließlich eine zukunfts-
orientierte, längerfristig konzipierte Programment-
wicklung sichern. Diese normativen Anforderungen wer-
den in den untersuchten Ressorts zum Teil auch er-
füllt; insgesamt hat unsere Untersuchung jedoch ein 
weniger funktional und mehr politisch definiertes Mu-
ster zentraler Programminitiativen sichtbar werden 
lassen. Zwar trifft es zu, 

daß zentrale Initiativen Probleme aufgriffen kön­
nen, die wegen ihres politisch kontroversen Cha-
rakters in der dezentralen Programmentwicklung ' 
vernachlässigt werden müssen; 

daß zentrale Initjativcn umfassendere Problemzu-
sammenhänge bchandc].n können ,und daß sie sich 
nj cht auf den Zust;indi.a,l:ci tsbcrcich eines Referats 
oder einer Abteilung zu bcschrünken brauchen; 
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- und daß sie sich eher als die dezentralen Initia-
tiven auch auf eine mittelfristige oder länger-
fristige politische Planung stützen können. 

Dennoch werden zentrale Initiativen nur in wenigen Be-
reichen systematisch entwickelt. Sie entstehen in 'der 
Regel aus gegebenem Anlaß und ~ind abhängig von den 
spezifischen Aufmerksamkeitsregeln der politischen 
Leitung, die etwa folge_ndermaßen typisiert werden 
können: 

- die Leitung kümmert sich vordringlich um die poli-
tisch "heißen'' Probleme, die soviel Brisanz und Kon-
fliktstoff enthalten, daß sie nur auf der Leitungs- -, 
ebene verarbeitet werden können; 

- weiter greift die Leitung ein bei externer Kritik 
am Ressort und insbesondere bei offenbar gewordenen 
Pannen in der Aufga_berierfüllung; -~ 

- besonderes Interesse finden bei der Leitung überdies 
Programmentwicklungen, die in absehbarer Zeit zu öf­
fentlichkeitswirksamen Erfol~en führen können; 

- darüberhinaus können Leitungsinitiativen oft durch 
die Intervention von Kabinettskollegen, Abgeordneten 
und anderen politisch wichtigen Partnern angestoßen 
werden; 

- schließlich entwickeln Minister und Staatssekretäre 
auch ihre eigenen inhaltlichen Interessen in bestimm-
ten Politikbereichen, in denen schon aus dieiem 
Grund dann Leitungsinitiativen ~ahrscheinlicher wer-
den als fu anderen. 

Den meisten dieser spezifischen Anforderungen an ihre 
Aufmerksamkci t kann sich die Rcssortlcitung cbenso\ve-
niG cntzielien wie einer Fülle anJcrcr zeitraubender 
Aufgaben. Das Zcitbudr,~t cJcr l,linister und Staats:;ckrc-
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türe ist deshalb in den meisten l{cssorts so überlastet, 
daß schon aus diesem GrunJe systematische Iint,vicklung 
zentraler Programminitiativen im llCSamtcn Aufgabenbe-
reich des Ministeriums fast ausgeschlossen crscheiiit. 
Günstigere Bedingungen fanden wir in den uhtcrsuchten 
Ressorts nur in einem sehr kleinen Haus und im niM 

' wo die Leitungsorganisation gegenüber dem üblichen 
Muster erheblich verstärkt wurde. 

3. 2. S Semizentrale Initiativen 

In den von uns untersuchten Abteilungen scheint der 
Anteil der eigenen Initiativen der ML-Ebcne an der 
Programmentwicklung des Hauses noch geringer zu sein 
als der der zentralen Initiativen. Entsprechend ihrer 
Mittlcrstelle zwischen Leitung und Basis sieht offen-
bar die ML-Ebcne auch in der Programmentwicklung ihre 
wichtigste Funktion in der Unterstützung und Verstär-
kung zentraler Initiativen und in der Steuerung, Kon-
trolle und Unterstützung der Progra~mentwicklung in 
den Basiseinheiten. Demgegenüber treten die eigenen 
Programmentwicklungen·quantitativ sehr zurück - wohl 
nicht zuletzt auch deshalb, weil im Gegensatz zur 
Leitung und zu den Referenten die AL und UAL in aller 
Regel nicht über Hilfskräfte verfügen, die ihnen un-
mittelbar zuarbeiten. 

Soweit jedoch eigene Initiativen auf der ML-Ebene ent-
wickelt werden, scheinen sie in ihrer inhaltlichen 
Qualität eher den Leitungsinitiativen zu entsprechen. 
Insbesondere die AL rechnen sich selbst zum "pqliti-
schcn Teil" <lcs Ministeriums, zu dessen Vorrechten es 
gehört, die "hoch politischen" Programme zu initiieren. 
:Manchen Jcr Befragten erscheinen diese 31s c.ll.c ejgent-
lichen "Initiativen", wjhrcn<l sie clic Pro'.T,r;,mmcnt\d.ck-
lung der Rc[eratc eher als Houtincgcschäft \'erstehen. 
Zugleich idcnti.f.izicrcn :;je sich 1:d.t <lcn Prograrnmir1i·-
tiatjvcn und Anstößen der Lei tunt, cJje sie als ihre 

https://Pro'.T,r;,mmcnt\d.ck
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Aufgabe gegenüber ßen Referaten zu vertreten haben. 

Semi-zentrale Initiativen reap,ieren dementsprechend 
oft auf politisch konflikthafte Probleme, die von den 
Referaten nicht aufgegriffen werden. So war beispiels-
weise die Problematik des friihe:ren Rechts der beruf-
lichen Bildung lange bekannt und die Gewerkschaften 
hatten immer wieder auf eine bessere Regelung gc<lr.Lingt. 
Das Problem war dadurch jedoch auch politisch so bri-
sant geworden, daß die Referate von sich aus sich da-
mit nicht mehr befassen konnten. überdies paßte das 
Problem auch nicht genau in die gegebene Referatszu-
ständigkeiten. Der Anstoß zu einer Programmentwicklung 
mußte deshalb mindestens von der Abteilungsleitung 
ausgehen. 

Daneben entwi~keln auch die AL und UAL häufig eigene 
Interessengebiete, auf denen sie dann in stärkerem 
Maße auch P:rogramminitiativen auslösen. Oft sind sie 
auch - wenigstens in Teilbereichen - noch so sehr 
Fa~hleute, daß ihr Initiativvcrhalten eher dem der 
Referenten entspricht. 

Initiativ-Ebene und Programmqualität 

Der von uns vermutete Zusammenhang zwischen der Her-
kunft der Programminitiativen und der inhaltlichen 
Qualität der initiierteh Program~e kann schon deshalb 
nicht durch eindeutige Untersuchungsergebnisse nach-
gewiesen werden, weil einerseits auch zentrale Initia-
tiven in der Basisorganisation "dezentral" wei terver-
arbeitet werden, wHhren<l andererseits auch ursprüng­
lich dezentrale Initiativen in der weiteren Ausarbei-
tung der Steuerung und Einflußnahme der LeituJJ.gsebene 
unterliegen. Pie spezifischen Charnkteristikcn z0ntra-
ler und dezentraler Problcrnverarbcitunr, können sich 
also z,\'ischen Prograrnmir1itiJ.tive und Programr.ausarbei-
tung ilbcrkrcuzcn. 



Dennoch wird auch ,in unserer Untersuchung ller Zusam:icn-· 

hang zwischen rein dezentraler Initiative und einer 
überwiegend "reaktiven", inkrernent~dcn Politik d0ut-

lich. Die Gründe ,lafür sind oben <larBestellt Hor,1cn. 
Wichtiger und weniger selbstverständlich scheint es 
uns dagegen, daß auch die entsprechende Vermutung für 
zentrale Initiativen wenigstens inso1veit bcstätir,t 
wurde, als alle Programme, die nicht dem vorherrschen-
den Muster einer reaktiven Politik entsprachen, auch 
nicht auf dezentrale Initiativen zurückzugehen schei-
nen. So wurde etwa die wichtigste Innovation im Eu·n-
desjugen<lplan, das Randgruppenprogramm, durch eine An-
kündigung in der Regierungserklärung ausgelöst, ebenso 
die Arbeit am Bilclungsurlaubs-Gesetz. Beide Programme 
fanden überdies <las besondere Interesse und die Unter-
stützung der jeweiligen Hausleitung. Andererseits ge-
hen die Lebensmittclrechtsreform,das Abfallbeseiti-
gungsgesetz und das Bundesverkehrs1·:egeprogramm sogar 
auf Bundestagsbeschlüsse zurück. Selbst ,.,,enn man unter-
stellt, daß sowohl die Regierungserklärung wie ent-
sprechende Aufträge des Bundestages vom Ressort aus 
angestoßen werden kbnnen, müssen derartige Anstöße in 
den politischen Bereich hinein doch in aller Regel 
die Unterstützung der Hausleitung finden, so daß im 
Verhältnis zwischen politischer Leitung und Basisor-
ganisation der Charakter einer "zentralen Initiative" 
hier eher noch verstärkt erscheint. Im Falle des Ver-
kehrswege-Programms basiert clcr Bundestagsbeschluß 
sogar auf dem "Verkehrspolitischen Programm der Bun-
desregierung 1968 bis 1972", <las bei unseren früheren 
"Fallstudien zu Entscheidungsprozessen in der Bundes-
regierung" als ein besonders eindeutiger Fall zentra-
ler Programminitiative und zentraler Programmausarbei-
tung charakterisiert werden konnte. 

Allerdings haben ,-:ir ~rnch Beispiele dafür gefunden, 
daß Programmi.nitintiven <ler Ressortleitung oder auch 
lcsa 1' J tar rrn:cn s., 1· nsbc _c;ondcrc. \-:cnn s ic nicht unter aku-
tem Krisendruck s tchen, innerhalb der :ünis tc rialor-
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ganisation im üb~ichen Muster einer dezcnt~alcn Pro-
grrunmentwicklung weiterverarbeitet werden. Wenn die 
Unterstützung der Leitung oder <las Interesse des Par-
laments nicht weiterhin ,-Ji:rksam bleiben, dnnn kann llcr 
bereichsübergreifend angelegte Anstoß auf den Zustän-
digkeitsbereich des federführenden Rc~~rats zurilckgc-
schnitten werden. Dieses sieht sich dann auf sich al-
lein gestellt und muß sich mit den konkurrierenden 
Interessen anderer Referate, Ressorts und der übrigen 
13eteiligten in horizontalen Abstimmungsprozessen aus-
einandersetzen. Unter solchen Bedingungen sichert der 
zentrale Anstoß nicht notwendieerweise die größere 
Reichweite der Programmeniwicklung und überwindet 
auch nicht in jedem Falle das Muster der "negativen 
Koordination". 

3.2.7 Programmausarbeitung 

Das Schwergewicht der Programmausarbeitung liegt ein-
deutig in den Referaten. Ob hier die Referenten selbst 
Programme ausarbeiten, hängt entscheidend von der Re-
feratsgröße ab. Bei nur einem oder zwei Hilfsreferen-
ten und einem oder zwei Sachbearbeitern ist die eige-
ne Mitarbeit des Referenten die Regel; bei größeren 
Referaten werden sie jedoch zunehmend durch Leitungs-
funktionen in Anspruch genommen. 

Auch auf der ML-Ebene arbeitet noch etwa die Hälfte 
der Befragten unmittelbar an der Programmentwicklung 
mit. Anlaß dazu ist oft das persönliche Interesse an 
einem Problembereich und die frühere fachliche Spezi-
alisierung, oft auch der Personalmangel in der Abtei-
lung und die Überlastung der Referate bei Programm_: 
entwicklungcn untei großem Zeitdruck. Ein Sonderpro-
~lcm_ ergibt sich in Abteilungen, bei denen die Fach-
referate mit relativ vcrwaltungsfrcmden Spezialisten 

. -
insb,~ ;;onclcrc der na tur wis sensch af t li chen -und techni.-
scJwn ·fachdi~~zlpli.ncn ·bcsctz.t sind. Hier halten mvn-
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ehe UAL ihre intensive Beteiligung bei der Ausarbei-
tung v;on Entwürfen für uncrl:ißlich, um auf diese \·.'ei-
se die inhaltliche und sprachliche Abstimmung .o.uf 
die VerständnisGcreitschaft der Adressaten im eige-
nen Haus und in and?rcn Ressorts zu gcwährlci sten. 
In besonderen Filllcn, etwa bei politisch delikaten, 
aber njcht zu umfangreichen Anzclcp,8nheiten, kann es 
auch vorkommen, daß der AL selbst einen Entwurf ohne 
Beteiligung der Referate ausarbeitet. 

In der Regel werden auf der Leitungsebene selbst 
Programme nicht ausgearbeitet. Die Leitung hat sich 
in den untersuchten Ressorts auch nicht bestimmte 
Sachgebiete zur ausschließlichen Behahdlung vorbe-
halten. Ihre Beteiligung an der Programmentwicklung 
erfolgt durch Diskussionen und Besprechungen mit den 
Abteilungsleitern und mit den Referenten, die die 
Programme ausarbeiten sollen. Die Leitung gibt·die 
"Marschrichtung" vor, sie fällt die grundsätzlichen 
Entscheidungen und sie führt Vorgespräche und Ver-
handlungen mit wichtigen Konflikt- oder Konsenspart-
nern im politischen Außenbere.ich. Die inhaltliche Ar-
beit muß sie in aller Regel der Basisorganisation 
ilbßrlassen. Ausnahmen finden sich allenfalls in sehr 
kleinen Ressorts und bei politisch hoch brisanten 
Problemen, vielleicht auch gelegentlich bei Fragen, 
die den eigenen Wahlkreis betreffen. 

Bei Programmentwicklungen, die die eigene Kapazität 
überfordern würden, zieht die Ministerialorr;anisation 
auch häufig externe Unterstützung heran. In einigen 
Bereichen kann dafür auf eigene, nachgeordnete For-
schungseinrichtungen zurückgegriffen werden, so etwa 
auf das Bundcsgesundhcitsrunt oder auf das sich noch 
im Aufbau bcfin<lcn<lc Bund(~sinsti tut· für Berufsbil-
<lunasforschunn, von dem insbesondere eine Unterstüt-b u 

zung der Abt. B bei <lcr !\llsarbci tung der /\u:.;biluungs-
or<l11ungen zur.1 Dcrufsbildungsgcsctz erwartet \dr<l. Lir; 
anderes Muster bilden d ic Aroei tskrcisc, Kon:nissiorwn 
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und Ausschüsse, die entweder als st~n<ligc Einrich-
tung o<ler aus gegebenem Anlaß aus Vertretern der 
Wissenschaft, der 1:achverbi.indc, der Länder und der 
betroffenen Interessen zusammengesetzt werden, und 
die an der Ausarbeitung umfangreicher Programme oft 
einen sehr erheblichen Anteil gewinnen können. Bei-
spiele dafür sind etwa die Richtlinienkommission, in 
der die neuen Richtlinien filr ~en Bundesju~endplan 
erarbeitet wurden, die Kommission für die Gesamtre-
form des Lebensmittelrechts, de1· Arbeitskreis zum 
Abfallbeseitigungs-Gesetz oder auch die überwiegend 
mit Externen besetzten Projektgruppen, in denen das 
Umweltprogramm der Bundesregierung entwickelt wur-
de. lfährend in der genannten Fällen die Veran twor-
tung für die Programmcntwi'cklung noch in der ;.!iniste-
rialorganisation verbleibt, wird sie bei der Einset-
~ung von unabhilngigen sichverständigenkommissionen 
zunächst einmal auf diese übertragen, wodurch die Re-
gierung 04er das Ressort sich jedenfalls formell die 
Freiheit· 'der endgültigen Zustimmung oder Ablehnung 
~ichert, was bei den die Ressortarbeit lediglich un-
terstützenden Arbeitskreisen und Projektgruppen nicht 
in gleichem Maße gewährleistet erscheint. 

Inhaltliche_Steuerung_der_Programmentwicklyng 

In diesem Abschnitt soll die Frage beantwortet werden, 
wie,1ei t Leitung und ML die Inhal tc der Programment-
wicklung selber bestinuncn bzw. in t.;elchem Unfang dies 
der Basis überlassen bleibt. Damit ist in erster Li-
nie die kritische Anforderung "Primat <ler Politik" 
berührt. Eine inhaltliche Steucrun~ <lcr rrogra1:1mont-
wicklung durch die Leitunr, liegt nicht.nur bei zen-
tralen Initiativen vor. Die Leitung kann ihre Ent-
scheidunr,sprnnissen aucl, in fori:1 von von,=;nrrin- r·o1·-. f 1,,:.. (.;> (:,, -

rnulicrtcn Richtlinien liz,-:. durch Eim:i-rk.uno in den 
0 

ver scl1 i cc1encn l"i1c1 sen de~ Progra1::1 !Cn t,-;icklunzspro zcs-
ses c inL rinrrc;1.

<> 

- CJ'? -
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3. 3. 1 Vorgaben <lc r Lei'tun:,
" 

In den Intervic\•:s wur<lc zun!ichst r;cfrar;t, ivas die 
Leitung für <l ie Prograrnmcnn.'icklunp der Refera tc an 
inh al tlichon :Cn tschc i<lungspr:i1üss cn vor~ib t. Diese 
Frar;c hänit insofern mit der Frazc nach dem Ort der 
Initiative zusa::uncn, als vor Dcginn der Programmcnt-
wicklungs t~iti~kei t von der Leitung formulierte Ent'"" 
scheidungsprämissen in der Rc.cel als zentrale Initi~;-
tive identifiziert werden dürften, solche Initiutiven 
jedoch von der Basis nicht sehr häufi.r:; konstatiert 
werden. Von zentralen Initiativen untcrschic<lene in-
haltliche Vorgaben der Leitung werden von den Befrag-
ten in den Referaten entsprechend kaum genannt. Die 
Ausnahmen, in denen die Leitung im vorhinein inhalt-
liche Weisungen gibt, entsprechen etwa den Fällen, 
in denen sie iuch zentrale Initiativen entwickelt, 
d.h. es handelt sich um Fraren, die aufgrund der je 
spezifischen Selektionskriterien im Aufmerksapkeits-
bereich der Leitung liegen. Diese Kriterien sind ein-
mal im persönlichen Interesse Jer Leitun~ begründet, 
vor allem sofern dies Interesse rnit einer speziellen 
Sachkenntnis verbunden ist, dann jedoch vor allem 
durch den politischen Stellenwert bzw. die öffcnt­
lichkeitswirksamkeit einer Frage bedingt. Weiter 
scheint das Interesse und damit die Einschaltung der 
Leitung mit der IIöhc der finanziellen Auswirkungen 
eines Vorhabens .zu steigen. In allen diesen FLlllen 
sind u.U. auch recht spezifische und ins Detail ge-
hende Vorgaben der Leitung möglich. Je übergreifen­
der ein Prohlcm ist, je 1:tehr J\ufr;abcnicbictc invol-
viert sind, desto weniger 1:ontrct sind die Lei tun,2.s-

vorgaben. 

Ehe r:1an u•:::n bes chi 1(:c rten ~;~1cln-crJi alt als ; '.:.1.n:ic 1 b(.;-
ur tc i lt, .ist ~illcrdi;i;;s Zl! bc:JcnJ;,c;,_, ,::_,r'; ~~:{.:.:_'::i'.l 
for1:·;tüicrte 1~:1t::;chciJun['.S;,r:>·i~;'.:',C,1 :::r Lc:itiu;; iiot-
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tiv sein müsscn,·wcnn man nicht von ihr eine voll-
stti.ncligc ifonopolis ierung der Prograrnmini ti.:1ti vcn 
erv,.,artcn will. Gerade im Bereich dezentraler Ini-
tiativen konkretisieren sich die inhaltlichen Vor-
stellungen der Leitun~ oft erst im Ablauf des Ent-
scheidungsprozesses. Es ergibt sich ein 1fochsel-
spiel Zh"ischen Basis und Leitung: inhaltliche 1·,'ei-
sungen der Leit~ng erfolgen in Reaktion auf Vorla-
gen bzw. direkt auf der Grundlage von entsprechcn-
d~n Vorschlägen der Basis. Die i~1altliche Steue-
rung durch die Leitung ist hier in dem ;.;aße ze1dihr-
leistet, in dem die Leitung informiert wird, ,·ms nach 
unseren Unterlagen wenigstens hinsichtlich aller be-
deutenderen (und mancher weniger bedeutenden) Dinge 
geschieht. In allen Grundsatzfragen genießt das Vo-
tum der Leitung Priorität. Geht man davon aus, daß 
zwischen der Leitung und den Abteilungen Einigkeit 
darüber besteht, was als Grundsatzfrage zu gelten 
hat, dann .wird dieses }.lustcr der Steuerung zum "Ma-
nagement by exception". Da nach unserem Eindruck in 
der Beurteilung des politischen Stell~nwertes eines 
Programms m.eist übereinstirrunung vorliegt, dürften 
Fehlentwicklungen nur eintreten, wenn die Leitung 
aufgrund mangelnder Informationsverarbeitungskapazi-
tät, eigener Unentschiedenheit oder infolge einfa-
chen Obersehens die Chancen der inhaltlichen Steue-
rung nicht voll wahrnimmt. 

Genauere Auskünfte über das eben beschriebene Muster 
der stcu~rnden Reaktionen der Leitung auf Initiati-
ven der Basis brachten zwei besondere Fragen in den 
Rcfcra tsintcrviews. ~•,'ir fragten zunächst, ob man die 
Reaktion der Leitung auf eigene VorlaEen erführe. 
Diese frage i·1u'r<lc fast <lurchitlngig bejaht. Gelegent-
lich wurde eine Dc,JJ . .s so Vcrzi.igcrun~ rnoniert, otJ\·;ohl 
man· nicht immer sicher sa~:cn l.onntc, ob <lie Leitung 
ilnc Renktion nicht al>sicht1ich hinauszögerte, um 
<lie Jn.lnte lnclc Priori tii t e incr Vor lagc zu dokm:tcn tic-
rcn. Aber diese KlaEcn fallen insgcs~i,t nicht ins Ge-
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wicht und es ist ,auch keine typische Wiufung ch:a 
in einer Abteilung festzustellen. 

Die fol 0cndc Frage, ob <l.ic neaktionen der Leitung 
präzise eenug sc icn, um Rückschlüsse auf ihre 1•;ün­
sche und Bcurtc i lungsmaßs tiibe ziehen zu können, d. h. 
ob aus den Begründungen inhaltliche Entscheidungspr~-
missen abgeleitet werden könne~, wurde <liffcr~nzier-
ter beantwortet. Die Antworten reichen von der vol-
len Zufriedenheit mit dctailiiertcn Begründungen bis 
zum resignierenden "die Spitze weiß selbst nicht,,-.rie 
sich die Sache e11twickelt 11 Im groben Überblick hiel-• 

ten etwa 30% der Befragten prtlzisere Begründungen für 
wünschenswert. Lediglich in einer Abteilung (Planung 
BMA) überwiegen die kritischen Antworten, was inso-
fern paradox erscheint, als gerade in dieser Abtei-
lung der Kontakt mit der Leitung besonders intensiv 
ist. Die Erklärurtg dürfte einmal im besonders hohen 
Anspruchsniveau dieser Abteilung hinsichtlich des In-
formati6nsstandes, zum anderen in ihrer besonderen 
Aufgabenstellung liegen. 

Nach Aussagen der Befragten erfolgen präzise Begrün­
dungen der Leitungsreaktion auf eine Vorlage insbe-
sondere dann, wenn die schon erwähnten Aufmerksamkeits· 
krit~rien - selektives Interesse, fachliche Speziali-
sierung, politischer Stellenwert - vorliegen. Dabei 
spielt d~r Grad der fachlichen Spezialisierung hier 
die wohl entscheidende Rolle. Die Leitung ist·häufig 
gar nicht in der Lage, nuf fachliche Details von Vor-
lagen differenziert zu reagieren.So moniert man auch 
in den hoch spezialisierten Abteilungen gelegentlich 
die maneclnde Präzision der Leitungsreaktionen, 
schränkt aber gleichzeitig ein, daß man das eigent-
lich auch nicht erwarten k6nnc. 

In beschriinktern Umfang kann der J:onkretisienmgs-
grad dc:r Begründungen von der Basis selbst ge~tcucrt 
werden. So wurde mehr f: 1 ch darauf hin[;C\·:icscn, <laß die 

https://reagieren.So
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Begründungen <lanp konkreter wfiren, wenn es die Vor-
lagen auch sind. Der ~leiche Effekt läßt sich erzie-
len, wenn die Vorlazen "überspitzt" formuliert sind 
und dadurch Stellungnahmen der Leitung heruusfordcrn. 
Ähnliche Funktionen kann auch <las Vorlegen mehrerer 
Alternativen haben: die Entschci<lung der Leitung filr 
eine von mehreren Alternativen fordert eher zur Ile-
gründung heraus als die Annahme eines Vorschl0zs. 
Im übrigen benutzen die Befragten nicht nur die Form, 
sondern häufiger noch das Anfertigen einer Vorlage 
überhaupt als bewußtes Mittel, die Auffassunccn der 
Leitung in einer Sache zu erkunden. 

Bezog sich das bisher Gesagte auf vorgängige oder 
beglei tendc inhal tl ic hc Einflußnahme, so soll'te eine 
andere Frage abzuschätzen erlauben, ob es von der 
Leitung irgendwelche allgemeinen Richtlinien für de-
zentrale Initiativen gäbe. In keiner der untersuch-
ten Abtei~ungen gibt es solche Richtlinien.Immerhin 
deuten die Antworten auf die entsprechende Frage auf 
~ie prinzipielle Bereitschaft der Befragten hin, im 
Sinne der Ressortpolitik zu handeln. So wurde: stell-
vertretend für explizit zu Steuerungszwecken bei der 
Programmentwicklung der Referate formulierte Richt-
linien, mehrfach auf.programmatische Aussagen der 
Leitung z.B. in der Regierungserklärung, Presseinter-
views oder offziellen Berichten (etwa dem Verkehrs-
bericht im l3MV, dem Stä<ltebau"bericht im B!-lSt) hinge-
wiesen, an denen man sich in der Rcferatsarbeit orie:n-
tierci. Wenn auch solche Äußerungen selten als konkre-
te inhaltliche Richtlinien gelten können, soll~e rnan 
ihre Wirkung als Orientierungshilfe doch nicht unter-
schätzen. Da aber solc11c all6emeinen Hinweise wenig 
systematisch erfolgen, manchmal nüch nur aus der 
'iT1'adi ti'on des llauses" oder cicr allgemein bekannten 
Einstellung des ;,finistcrs abzclci tot ,rnnlcn, bleibt 
immer ein ?,laß der Unsicherheit. 

- 101 -
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3.3.2 Vorgaben der mittleren Leitungsebene 

In <len Referaten haben wir nicht systematisch nach 
inhal tlichell Vorgaben der ;11-Ebcne ge.fragt. Spontane 
Hinweise lassen aber clcn Schluß zu, daß das Ausmaß 
des inhaltlichen Einflusses der ;\IL-Ebene von <ler 
Auffassung der eigenen Rolle und der fachlichen Qua-
lifikation abhängt.Insgesamt gesehen, ist die Ein-
flußnahme der ML, die teilweise eine Übermittlung 
von Leitungsdirektiven darstellt, intensiver als die 
der Leitung. Dabei läßt sich auf dieser Ebene infol-
ge der engen und häufigen Kontakte mit den Referen-
ten zwischen vorgängigen und begleitenden Vorgaben 
kaum noch differenzieren. 

Fachkompetenz ist notwendige Voraussetzung für die 
steuernde Einflußnahme <ler ML. Der AL, dem die De-
tailkenntnis fehlt, muß teilweise auf eine inhaltli-
che Steuerung verzichten und sich auf Koordination 
u.ä. beichränken. Bei gegebener Fachkompetenz ent-
s_cheidet das Verständnis der eigenen Funktion über 
die faktische Einflußnahme; das Spektrum der beobach-
teten Beispiele reicht vom Versuch umfassender Steu-
erung aller Programme - was durchaus als 2\rgernis 
empfunden wurde - , über clen bewußten Verzicht eines 
AL auf inhaltliche Steuerung zur besseren Ausschöp­
fung der Fachkompetenz der Referate, bis hin zu einer 
von den Referaten schon als Vernachlässigung beklag-
ten Selektivität der Einschaltung. 

Zwischen der Steuerung durch den AL und den UAL be-
stehen insofern Unterschiede als der UAL im Durch-
schnitt die besseren J)e tailkenntnisse bcsi tzt, <lcr 

AL dagegen eher politisch arrumenticrt bzw. stLirkcr 
<lic Prornotorenfunktion betont. ,Je deutlicher die 
politische Iclcntifik<1tion rn..it. Jcr ltcssortlcitunr. ist, 
um.so eher tritt vor alle:rn <lcr /,L, seltener der U:\L 
im Sinne der Lcitun0 ,t.1.s ;Jrcm.scr oder VerstZirJ:cr auf. 
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Faßt man die Aussagen' Ober die inbal tl ichen Voria-
ben <lcr Leitung un<l der mittleren Leitunr;scbcne zu-
sanunen, so ergibt sich <laraus Z\'W r kc in al 1 r;cme in-
gül tizes Muster, aber rnan kann die Bedingungen in-
haltlicher Steuerung angcbe-n. Dazu zählen: das se-
lektive Interesse, der politische Stellenwert der 
Programme, der Grad der fachlichen Spezialisierung, 
die Häufigkeit der Ko~1unikation, der Grad der fach-· 
iichcn Qualifikation und die Auffassung der eigenen 
Rolle. Dabei können die einzelnen Faktoren sich z.T. 
kompensieren, aber auch neutralisieren. Selektives 
Interesse kann den geringen politischen Stellenwert 
ausgleichen, häufige Kommunikation die durch die 
fachliche Spezialisierung gesetzten Grenzen der in-
haltlichen Steuerung erweitern. 

3.3.3 Orientierung der Basiseinheiten 

In dem M~ße, in dem eine inhaltliche Steuerung der 
Programmentwicklung durch die Leitung fehlt, wird 
die Frage wichtig, woran die Basis sich von sich aus 
orientiert. Die Antworten auf eine entsprechende Fra-
ge in den Referatsinterviews ergaben zwar kein all-
gemeingültiges Muster, aber Hinweise auf Zusammenhän-
ge. So orientieren sich die ~1itarbeiter jener Abtei-
lungen, die st5rker im Blickfeld der Leitung stehen, 
-auch primä.r an den 1\'ünschcn der Leitung. Wenn die 
Leitung keine direkten Hinweise gibt, veriucht man 
ihre Wünsche zu antizipieren: mögliche Freiräume wer-
den nicht zu dem Versuch genutzt, nu~ die je eigenen 
Vorstellungen einzubringen. In jenen Bereichen dage-
gen, die besonders stark mit Naturwissenschafilcrn 
oder Technikern beset-zt sin<l (z.B. in Abt. St, U, L, 
BMV) ist es vorwiegend <lcr eigene Sachverstand, auf 
den man sich verlassen ,dll. In /\bteiluni:rcn schließ-. ,, 
lieh, die sich ,-:ei tgchcn<l mit Novcl] icrunzcn t.md Fort-
schrc.! i.1.>tin~cn befassen, iilH~n:ie:jc/l Ant,;ortcn, die auf 
"<l:.is sachlich Notwcnclif'.C", auf be!;tchen<lc Ce::;-~tzc, 
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generell also auf den "Sachzwang" Liufendcr r:-u~ra::1..'. 
mc verweisen. 

Ebenfalls zur Err;ii ttlung ehr ci1;enen 0ricnticn1,;gs-
punkte <lcr Uasis in J\bwcscn11cit pr[i::i.scr L<:·itun~s-
vorgaben für die Programmcntwicklurig '.ersuchten \·Jir 
festzustellen, wie,·1ci t <lort eine "fachlichc 11 im Ge-
gensatz zu c incr ·"pol i t i s chcn" 0rie:;1 tierunrr vor~ . " 
herrscht, bzw. ob ein solcher Orienticrun~suntcr-
schicd zwischen Basis und Lei tu112. heute übcrhauJ1t 
noch wahrgenommen wird. Das erste Ergebnis clcr cnt~ 
sprechenden Frage ist, daß <ler unterstellte Ce?CJ;,·-

satz in dieser einfachen form von der Mehrzahl -.'l.er 
befragten Referenten und Hilfsreferenten geicu:;net 
wird, und zwar mit dem Hinweis daß man selber auch 
poli tis ehe Gesi eh tspunkte b erücksich ti:_:c - wc:rrnt; j GiC1\ 

nicht im gleichen Sinne lmd im gleichen Mar,e wi2 die 
Leitung, Der Leitung konzediert ma.n noch Hpo.15rI-
schere" Deurteilungsmaßstäbc, wobei diese stJr1~(:ffe 
politische Akzentuierung u.a. parteipolitisch Zt!. V'Jr-
stehen ist. Ein Hilfsreferent beschreibt den Unter-
schied: "Politisch sein, heißt (für clie Basis; d. 
Verf.) nicht, sich für eine politische Linie zu ent-
scheiden •.Man muß die Durchsetzung beacht·en, ohne 
von einer Sache überzeugt zu sein". Die hier an::;e-
sprochene Differenzierung wurde mehrfach gemacht: 
die Trennungslinie liegt zwischen der (partei)-poli-
tischen Identifikation einerseits un<l der Berücksich­
tigung von Rcalisierungschü.11ccn andercrs:Ji ts. D:i e Z'Ll-
rückwcisung der Fachblilidheit <lurci1 <lic J3c:rücl~sichti:­
gung <le r pol i t is eh begründe tcn Durchset zungsd12.J;cc r: 
verweist wiederum auf Jic aktuelle Dcreitschaft, die 
besondcrcn_Pri:.i.miss0n <.ler Lcitunr; zu bcrücksi6,ti~:c-::-. 

Bestimmte tJntcrsch.i..cJc: der .'\11ti-:ortc:t :..ü ~\::rl dY1z,:1 -· 
ncn J\btcilun~;ca bz,;. U,\ lassen 5ic;2 ,ils :•:ir1.;in_:· in.s-
bcsonJerc von zwei F:1Ltorcn crkl:'.ren: dc::t sclctc5V(;n 

. ,... . . .
L~itunosintcrcsse und (lc:-:1 Crad <'.f'l' 8J.;;cncn Ltcill'C.i•.:) 

. 0 . 

Spc z i a 1 i s i c .r u n r, • ni e s t ii r L s L (.) tm.:; i !l . , c s c h r ;; : ; } v.:: /'- "' 1 ,. , • 
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nung des Ge gens at zcs f acllli eh-politisch f an<lcn ,d r 
in der Planungsabteilung des n:·!.i\, die von vllcn un-
tersuchten Abteilungen am deutlichsten irn l}creich 
aktuellen Leitungsinteresses liegt. Je politischer 
eine Abteilung orientiert ist, desto eher.wird der Ge-
gensatz geleugnet. j\hnliches gilt für den Rechtsbe-
reich im Städtebau; hier könnte <lic en6e Zusainli1.cn-
arbeit beim Stlidtcbauf6r<lcrungsgesctz ein Faktor 
gewesen sein. Sehr deutlich unterscheiden sich die 
beiden UA von L: in L II, deren Tätigkeit <las beson-
dere Interesse der Leitung findet, wir<l der Gegen-
satt in der Orientierung geleugnet, wogegen die glei~ 
chermaßen spezialisierten Veterinärmi<lizincr in LI 
sich häufiger zu diesem Gegensatz bekannten. Am deut~ 
lichsten un~rstrichen die Techniker im Städtebau den 
Orientierungsunterschied, der für sie geradezu als 
selbstverständlich und notwendig gilt; ein geringer 
ausgeprägtes Leitungsinteresse trifft hier mit einem 
hohen fachlichen Spezialisierungsgrad zusammen. 

Allerdings gibt es Einschränkungen für dieses Muster. 
So wurde einmal trotz starkem selektiven Leitungs-
interesse und hohem politischen Stellenwert der Auf-
gabe der Gegensatz betont, weil der Referent mit den 
Intentionen der Leitung nicht einverstanden war. Er 
wollte jede Identifikation mit dem Programm vermei-
den und verstand sich deshalb ~ls rein fachlich orien-
tiert. Man kann wohl vermuten, daß ein Mindestmaß an 
Übereinstimmung der Auf_fassungcn not,vendig ist, um 
den Gegensatz fachlich~politischer Orientierung zu 
leugnen. Wäre man gezwungen, permanent auf "Weisung" 
zu handeln, würde man den Gegensatz vermutlich eher 
sehen. 

105 
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Bei der festgestellten Vielzahl dezentraler Initia-
tiven c incrse i ts, dem Fehlen einer glc ichs am "f lächcn-· 
deckenden", systematischen Steuerung <lcr Progr:u.1ment-
wicklungs tä tigkci t durch die Leitung andcrersei ts h'ä-

re es prjnzipicll m6glich, daß der so gegebene Hand-
lungsspielraum von der Basis zur Entwicklung und Ver-
folgung eigener Konzeptionen genutzt wird, die man 
ohne Bezug auf und notfalls sogar gegen die 1'lünsche 
der Leitung zu realisieren sucht. Die Annahme einer 
solchen Tendenz zur Verselbständigung des bi.iro:~n:iti-
schen Apparats gegenüber der politischen Leitung ge-
hört seit langem zq den Standardthesen der Bürokratie­
forschung. Aufgrund unseres Materials mußte diese The-
se schon im vorigen Abschnitt wenigstens insofern ein-
geschränkt werden, als in allen als uolitisch be<leut-

geltenden Fragen die Leitung frühzeitig in <len 
Programme_ntwicklungsprozeß eingeschaltet wird, wenn 
sie hier nicht sogar durch eigene Initiativen oder 
immerhin durch vorgängige Zielbestimmungen cin~reift. 
Eine "Verselbstän<ligunestendenz" der Basis lieLe sich 
also nur im Bereich weniger bedeutsamer, dezentral 
initiierter Programmentwicklung crw~rten oder aber 
in etwaigen Strategien, die Reaktion der Leitung auf 
dezentral erarbeitete Vorschllige in dje von der Basis 
gewünschte Richtung zu drängen. Zur weiteren Erhel-

- lung dieses für das Postulat des Primuts der Leitung 
wichtigen Zusammenhangs wur<le in den Interviews eine 
Reihe besonderer Fragen gestellt. 

3. 4. 1 Zur Verfol1!tmg eigener Konzeptionen 

Zunächst wurcJe 
zcptioncn 1..'nt,'!ickcJn trnd <.L'r Lo1.tunr, vorler:cn, die 
mit deren eigenen Vorstcllun.r;cn nicht i'jherc.instiri-

mcn. Fast alle Befragten b::j:,hte:i1 diese Fra;>:c. :Jarin 
drückt sich aber 1·:e:1 i n,,r eine Neigung zur konscqucn-
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tcn Verfolgung qigener Konzeptionen aus als Vil!l-
mchr das Fehlen von oder aber die ej gcne Fnkcnn.t-
nis über Vor 

'-~
Paben, Richtlinien und t·ünschc der Lei-

tung. So wurde immer wieder gesa2t, daß es fast un-
vermci<.tlich sei, aucl: c:innQl von den VorstcllUI;,[:cn 
der Leitung abweichende Vorschl n~·;c zu mc1che11, \;cr.n 
man diese Vors tc l lunr;en in1 Einze 1f al 1 nicl1 t kcrLI1 -!. 

Das konmt, wie einzelne 13cfTa~tc vcrmt:rLten, b~:-,on-
<lers zu Beginn einer Legislaturperiode vor, ,-:eiirc die 
Vorstellungen eiI:er r.cucn Lei tun:_:; noch ,,:ei tEchcu.i 
unbekannt seien; erst aus <lcj:: ;·,'echselspiel von ]~2-

fercn tcnvorla i>C und Lc i tunrrV ss tc 11 u1v-·1ia~11:ic crwachs c0 0 

allmi--l.hlich die Kenntnis von clen t·~\nschen c:cr neuen 
Spitze. Abgesehen davon deckt die Leitung aber auch 
sonst nur einen vcrglciichswcisc kleinen Ausschnitt 
der Gesamtaufgaben des Ressorts mit eigcnc:J. Vor~;a-
ben ab, so daß <lic Referate größere Teile ihrer Ar-
beit notwer..digerwcisc ohne genaue Kenntnis J.cr Auf-
fassungc~ der Leitung erledigen müssen und infolge-
dessen immerwieJcr einmal bei clcr Leitung auf Ableh-
nung für ihre Vorschläge stoCcn. :':enn Referate r.üt 
dczc~tralen Initiativen neue Probleme anPehcn, ist 

-- 0 . 

naturgemUß eine ~~inung <ler Lcitu~g in der ncgel 
noch nicht vorhanclcn; auch in diesen Fällen r,1üssen 
Referenten in Ungewißheit über die Reaktion der Lei-
tung handeln. 

Ein besonderer Fall liegt vor, wenn die Vorlage des 
Referats von den eigenen Vorstellungen der Leitung 
deshalb abweicht, weil sie unter strikt fachlichen 
Gesichtspunkten erarbeitet wurde, von <lcr Leitung 
aber an politischen Bra'uchbarkci tsLr:i.tcricn ten:csscn 

.c> 

wird. Hier braud1t auch nicht Unkenntnis <lcr Ent-
schci<lungsprtimisscn der Leitung ckr Grunü für uic 
Ab,veichung zu sein. Solche Fiillc- di.ir ft~n arn ehesten 
dort aüftretcn, wo auc;, der üric,•1tic~rt1nns0f', .-,·11s·•t-.... c.., .. u ... ~1.·,''"' .... <.~ ,.., 

fachlich -politisch von den - t:cist facln.'isscnsclw[l· 
J.ic11 hochspczialisicricn - J;.cfc:rcntc..:n gesehen llncl 
bejaht wird. 

https://Fiillc-di.ir
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In l1c.stimrntcn ar\dcrcn Füllen \·:erden cif~Cnc abwei-
chende Kopz.c1,t i oncn aus eher s t r.:.i tegischcn Über-

legungen <ler Lei tu;1.g vor~!;clcgt, obwohl man ihre 
Auffassung kennt. So 1\'lnue cn.. ~iln:.t, daß man einen 
"Vcrsuchsballo1:i. 11 startet, um zu testen, ob die be-
stehende J\uffassung <ler Leitung nicht zu ver:;r,dcrn 
ist. Diese Strategie deutet eher auf das Bestreben 
hin, sich bei der Leitung abzusichern, bevor nan 
eigene Gedanken vorantreibt. 1·:ei tcr wurde cn.,rühnt, 
<laß man eigene abweichon<le Konzeptionen nach oben 
gibt, um den Entscheidungshorizont der Leitung zu 
erweitern und sie zum überdenken ihrer bisherigen 
Auffassung zu bewegen, so daß eine ''sachgerechte" 
Entscheidung herbeigeführt wird. 

Die Seltenheit der Fälle, in denen abweichende ~~i-
nungen absichtlich, d.h. in voller Kenntnis ihres 
abweichenden Charakters nach oben gegeben werden, 
deuten ebenso wie zahlreiche spontane Kommentar'e 
auf· das ständige Bemühen der weitaus meisten Mitar-
beiter in den Basiseinheiten hin, die Wünsche der 
Leit1u1g als eigene Entschci<lungsprilciissen zu berück­
sichtigen - sofern ihnen diese Wünsche nur bekannt 
sind. Gewiß ist gerade hier zu berücksichtigen, daß 
die Antworten der Defragten zu dieser Frage stark 
von dem Streben nach crwartungskonformer Selbstdar-
stellung beeinflußt gewesen sein mögen; die daraus 
abgeleitete Skepsis gegenüber dem Ergebnis wird je-
doch durch die Tatsache gemildert, daß die Inter-
views im Bereich von HL und Leitung ebenso wie Ant-
worten zu weniger "delikaten" Fragen das hier ge-
wonnene Bild bestätigen. 

Dasselbe gilt für die lntcrpretaticin der Antworten 
zu cin('.r:·wcitcrcn :rrasc, <lie sich auf die ;:ö~lich­
kci tcn bczo~, _eigene Ko11zc 1,tioncn ;.weh dann noch 
\'Je i t Cr zuV C r f O1 ~', C n , \'/ C n n s, i C ~I ll ( )1ö hCr Cr Eli C 1 l e auf 
Ablehnung sto;'cn. :\aC!-t ihrci; ei;'.:::ncn Aus'.sur,cn vcr-
suchc,;1 die l~c f crcn tcn illre : '.c inun,'1, -innerhD lb <lcs 

https://Vcrsuchsballo1:i.11
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IIauses mit allen lcg:1J cn Mitteln zur Geltung zu 
bringen; gelingt ihnen <las aber nicht, dann geben 
sie ihr Vorhaben in aller ltcgel auf. 

Die erste hierarchische Barriere, die Referenten-
vorlagen passieren müssen, ist die ML-Ebene. IJie 
meisten Referenten behaupten, über f.littcl zu ver-
fügen, mit denen sie gegen e ii1e Ablehnung ihrer 
Vorlagen <lurch die I-lL-Ebene angehen können. Hehr 
als theoretische Möglichkeit denn uls geübte Pra-
xis wurde erwähnt, daß man die strittige Vorlage 
dem StS vortragen könne. Davon scheint nur wenig 
Gebrauch 'gemacht zu werden, weil man das Verhält-
nis zu den unmittelbaren Vorgesetzten nicht bela-
sten will. Außerdem scheidet dieser Weg sowieso 
aus, wenn <lic r-IL-Ebene einen besonders engen, evtl. 
sogar parteipolitisch bestimmten Kontakt mit der 
Leitung hat. 

Das na~h Aussagen der Befragten am meisten ange-
wandte Verfahren ist die offene Diskussion mii dem 
UAL oder AL. Sie belastet das Arbeitsklima am ,,;e-
nigsten; zudem verschafft sie entweder die Einsicht 
in die Unmöglichkeit eines Vorschlages oder sie . 
überzeugt die Vorgesetzten und macht sie zu Bundes-

, ' 

genossen. Es kommt allerdings auch vor, daß AL und 
Referent nach einer solchen Diskussion gemei~sam 
dem StS ihre unterschie<llichcnl'ositioncn vortragen. 
Eine ebenfalls mehrfach erwähnte Möglichkeit, einen 
zunächst abgelehnten Vorschlag \,:ei terzuverfolgcn ist 
es, ihn nach einer gewissen Zeit evtl. etwas modifi-
ziert erneut vorzulegen. 

Relativ wenige Befragte sehen überhaupt keine prak-
tische N~~lichkcit, sogen Jie Ablehnung der ML-Cbe-
ne noch c H:as zn untcrnchnen. Ein Referent bc:,:rün­
'<letc scio Nein so: "Damit gcfllJ1rdet i;,c1n seine Bcflir-
<leruni w:1 ein Jahr". Leimt <la,",l:~~<.:11 <lic Leitun2 ~cll,st 
einen Vor:,chlag .1b, · dann halten v:('.Scntlich rnchr Ik~ 
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fragte, etwa di~ Hälfte, <lies für eine verbindliche 
Entscheidung und unternehmen nichts (mehr dagegen; 
höchstens venncrkcn sie ihre ;,Jcinu.ng in den Akten, 
um bei anderer Gelegenheit darauf verweisen zu kön­
nen. Die andere !Wlfte der ßefra(Tten (Trcift zu den-l, b 

selben rütteln wie bei einer Ablehnung auf der ;.11-

Ebcne: man diskutiert Meinungsverschiedenheiten im 
Wege der Rücksprache oder man.unterbreitet nach ei-
ner gewissen Zeit die Vorlage noch einmal. Aufü~rdem 
kann man einen persö~lichen Referenten, gegebenen-
falls einen StS bitten, die Frage bei günstiger Ge-
legenheit noch ein:i-nal aufzubringen. Wenn jedoch dies 
alles die Leitung nici1t dazu bringt, ihr ablehnendes 
Votum zu revidieren, dann wird das Nein akzeptiert. 
Nur ganz vereinzelt bekamen wir Hinweise <larauf,daß 
man auch Bundestagsabgeordnete, befreundete Beamte 
in anderen Ressorts oder in den Dundcsländcrn, per-
sönlich bekannte Wissenschaftler, Verbänd~ oder die 
Presse fil! sein Vorhaben zu gewinnen sucht, um mit 
solcher Unterstützung die Leitung zu einer l-lcinungs-
änderung zu veranlassen. 

Zur Vorlage von Alteinativen 

Wenn ih einer bislang offenen Entscheidungssituation 
ein konkreter Vorschlag gemacht wircl, dann wird das 
Entscheidungsfeld dadurch oft so strukturiert, daß 
Alternativen, die mehr als bloße I-iodifikationen des 
ersten Vorschlags sind, kaum noch in Betracht gezo-
gen werden. Werden in einer Entscheidungssituation 
von vornherein alternative L6sungcn angeboten, sollte 
sich dadurch der faktische Entscheidungsspielra'...un cr-
,vci tern. Aus di9scn Erwägungen interessierte uns <lie 
Frage, ,,:ie1·:ci t die Referate ihre \'orschLi[;C in for:ra 

· t · · "r" 'J. t·l'll t1.,..,<l .-::o l"1bcir tl1" C' ,-\1:s,-:ei-von Alt·c:rna ivcn aus« tJ(;_ . •• ,1 , . 

tung des Entscl1ci(1ungsfclt:cs den Prh1at C.:cr Leitung 

https://Jcinu.ng
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f 

· b · c1·ncn \'01~schla~Die meisten Referenten ar c1tcn nur _ 
aus;·. allenfalls· erwähnen sie in <lcr Begrünclunr, noch 
ander~ Möglichkeiten. Eine Tcn<lcnz zur Aus~rbcitun~ 
von Aiternativcn zci~t sich erwa1·tungsr,cm~H') nm c;he-
sten in den besonders programmintensiven Referaten 
und Abteilungen; selbst hier sind Alternativen je-
doch nicht die Regel. 

Die gängige Praxis, nur einen Vorschlag auszuarbei-
ten, wird mit den folgenden Argumenten begründet: 

Die Vorlage mehrerer Entscheidungsalternat~y~n 
ist.dort sachlich nicht geboten, wo es ein~ig 
Tichtige Lösungen gibt, besonders in technisch-
naturwissenschaftlichen Fragen. 

Der übermäßige Zeitdruck,unter dem die Arbeit 
steht, erlaubt das überdenken und Formulieren 
von Alternativen nicht. 

Die Vorgesetzten erwarten keine Alternativen; 
werden ihnen melirere Alternativen vorgelegt,gilt 
die Vorlage als "unausgcreift";<lic Leitung , . .,ünscht 
ein eindeutiges Votum schon vom Referenten •. 

Das Angebot von Alternativen "verunsichere" die 
politische Leitung; ihre Entscheidungsfähigkeit 
wird überfordert. Einmal werden komp~exe Materi-
e~ auch in alterriativer Darstellung ni~ht leich-
ter verstUnd.lich und <lurchsich tig; zm~1 a11<l.eren 
wj~e die Leitung auch kapazit~tsmil~ig üb~rfor­
der~, wenn ~fe Referate generell Al!ernaiivcn 
vorlegten. 

· Di{ Ausarbeitung von J\lternativ0n erübrigt sich, 
wcm1 die Leitung pr:izjsc inl1al'tlichc Vor~d,cn 

... , . '- .. 

für <lie 'Arbeit gelle (crt, denkbare Alten-l;l i.ivcn 
ulso scho1~ selbst „ms;;cs.chiec.icn ilat„ 
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J\ltcrnativcn, Herden in einem DiskussionsprozcS 
zwi sehen 1:,chrcren tbencn und Einhci ten, Jcr 
rn;u1chmal Llic erste Phase einer Prograr.1,110nt1-,ick-
lung ist, mündlich cr~rtcrt und sukzessive aus-
geschie<len. Sie gehen dann nicht mehr in <lie 
schriftliche Vorlage ein. 

Die genannten Gründe mögen im Einzelfall durchaus 
zutreffen; manche der Gründe sincJ aber eher prakti-
scher als prinzipieller Natur. Offensichtlich \•;i r<l 
in vielen Fällen, in denen Alternativen sinnvoll 
wären, aus derart praktischen Gründen von vornher-
ein auf eine einzige Lösunge hingearbeitet. 

Soweit die Referenten Alternativen überhaupt aus-
arbeiten, besteht überwiegend <lie Tendenz, für eine 
Alternative eindeutig zu votieren. Auch dies ge-
schieht aus Gründen, die den schon erwiihnten analog 
sind. Bei alledem erkennt ein Teil der Befragten 
jedoch durchaus bestimmte Gründe an, die im Einzel-
fall für das Ausarbeiten von Alternativen sprechen. 

Man will durch die Formulierung von Alternativen 
der Leitung die ;.Ja teric transparent machen, da-
mit sie in Kenntnis aller N6glichkciten rational 
entscheiden kann. 

Bei völlig neuen Vorhaben werden zum Teil Alter-
nativen ausgearbeitet, um die Übersicht Ubcr das 

. , 1 gesamte llandlungsfcl<l zu erlia1 ten; 111 so..1.c11en 
fällen ist auch die Leitung sehr an Alternativen 
interessiert. 

Al ternati vcn können auch ,.licnl ich sein, wenn mit 
Durchsc tzun2s schh·ie r i~.kc i tcn ::u rechne r; ist; man 

o· "J c ich zur ;I<:n(1 unc.lhat dann Ersntzvorschlif~c 
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Die Vorlage von /\lternati vcn kann nuch z1..-ec-k-
mäßig _sein, wenn <lcr Referent nicl1t h·ciß, ,de 
sein Vorschlag in die ,;politische Landsch.:i"ft" 
paßt~ '.Vie ein Referent es formuliert: er lege 
der Leitung mehrere Alternativen vor, ,\·eil er 
"entschcidungsfeige" sei. 

Die Frage, ob man mehrere Al ternativc:m ausarbeiten 
soll, ist im Grenzbereich zwischen Primat der Lei-
tung uricl rationaler Entscheidungsfindung angesie-
delt. Werden Alternativen ausgearbeitet und <lfe Ent-
scheidung darüber der Leitung überlassen, dann. wirtl 
der rationalen Entscheidungsfindung nur beschränkt 
gedient, falls die Materie so schwierig ist, daß 
nicht die Leitung, sondern die Fachreferate den 
höchsten Sachverstand in dieser Sache haben. Werden 

1 

Alternativen aber schon von <lcn Referaten endgültir: 
ausgeschieden, dann wird die faktische Entschei-
dungskompete.nz der Leitung eingeschränkt. Die in-
tensive Mitwirkung der Leitung am Problemveiarbei-

. tungsprozeß kann das Dilemma zum Teil lösen, nur 
verlaufen nach diesem Muster vergleichsweise weni-
ge Entscheidungsprozesse. 

3. 4 .. 3 Die w~hrgenommene Entscheidungsmöglichkeit <ier 
Leitung 

Zur Ergänzung des Dargestellten kann schlieklich 
noch ~uf die Antworten zu der Frage eingegangen 
werden,. wie die -Referenten . selbst die Entscheidun~s-. 0 

freih~it der polit~schen Spitze einschätz~n. Fast 
alle, Befragten betonen nachdrücklich, <laß die Lei-
'.tung prinzipiell die völlige Entschei(}unisfi'eihcit 
b.cs.itzt: sie könne in ·Jeder Phase <lcs En.tsclwidun:;5-
proz9ssc.s eingreifen, die \foitcrarbcit anh,~lten und 
Vcrän~erungen vorachmcn. llie. politische Leitunr; ist 
naclt J\IeiJmn~; der Befragten auch nicht durd{· chic 
etwairrc vorg;tngige 1\bstimnui1g mit anderen Ressorts 

https://dungskompete.nz
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in ihrer Entschr-idun,0.s•r1•e1·11e1·t_ b esc1r:1n,1 „ lt .i-- .... 

Aller<l~ngs sehen einige Befragte, d~ß <liesc Ellt-
scheidungssouvcränität permanent bedroht ist und 
in Einzelfällen wohl auch faktisch cingeschrilnkt 
wird. Sie g~ben z.ll. zu, was andere Befragte strikt 
verneinten, daß nämlich eine vorgilngige AbstinGung 
mit anderen Stellen (Ressort~,"Bundesltlndcrn, Abcc-
ordneten) den faktischen ßewcgungsspiclr2um der Lei-
tung einengt, da es sich oft um "kunstvoll aus~e-
handel te Kompromisse•i .hand.el t. Die Referenten, UAL 
und AL haben häufig bei R.essortverhandlungcn schon 
so viel Federn lassen müssen, daß der Leitung kaum 
noch Spielraum verbleibt. Solche Vorentscheidungen 
binden die Leitung faktisch, wenn sie das Ergebnis 
ablehnen und den Abstimmungsprozcß neu in Gangset-
zen will. 

Auch di~ zeitliche Überbeanspruchung der Leitung 
bringt es mit sich, daß sie wenig~r bedeutsame Vor-
lagen ohne genaue Prüfung unter7cichnet, um uner-
trägliche Verzögerunzen zu verffieiden. 1\hnlich zwin-
gen feste Termine, e:twa gegenüber dem Bundestag, 
die Leitung gelegentlich zur Unterschrift, ehe sie 
den Inhalt genau prüfen konnte. In solchen Fällen 
ersetzt ein generelles Vertrauen in die Loyalität 
des Apparats die selbständige überpri.irung und Ent-
scheidung. 

Bei bestimmten Problemen fachlicher Art kann der 
Lc i tung der not,.·cn<lir,c Sachverstand fehlen, um j"iJl-

derunrren anbrinoen w1d sachlich begründen zu können. 
U 0 

Sie kann sich in Solchen Fällen natürlich auf poli-
ti'schc Beurteilungskriterien zurückziehen und so 
ihre Entschci<lun;:sni!,ii.:kcit bc,.-ahren. Im Extrc::!full 
wird sie jC;doch tl:1rn: nicht sic:,cr sein,. ob der ;,o-
litiscli :;c,·:ünschtc Ll'fc:d~t ~ibcrhJ.upt erzielt \•:,_::n_lcn 
kann, weil sie uic /ws,,irb..111.7cn <lcr \"orschi:;:;c uic'.1t 

' C · · 1 1 a11 ..,,..1·c1·, ,-.,0111. "'·•' 1 .. -tr--übcrscnaut. crad~ J.r. so eilen, - - -~ v-
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nen fällen, ist es ,1:ichtig, cl,:ß die Rc-fcrcnten von 
sich aus politische Konsequenzen bereits in ihren 
Vorlagen bcriicksichtir;cn. Das hier angeschnittene 
Problem taucht besonders bei sehr komplexen Fragen 
auf,dercn Lösung unter Einsatz technischer llilfs-
mittel (EDV) und besonderer Entscheidungsverfahren 
erfolgt. Wenn sich die Leitung hier nicht am Pro-
zeß der Festlegung der Prtimissen für die Kalkula-
tion beteiligt, erhält sie durchgerechnete Ergeb-
nisse, deren Dedingthciten schwer ilberschaub~r ßind 

1 
und die eigentlich nur noch voll akzeptiert oder 
ganz abielehnt werden können. 

Auf dem Hintergrund solcher - relativ selten eetius-
serten - Überlegungen bedeutet die überwiegende Be-
jahung der uneingeschränkten Enischeidungsfreihcit 
der Leitung am Ende, daß diese Freiheit zwar be-
steht und von den Ba·siseinheiten auch kaum gezielt 
zu beschränken versucht wird, daß ihre volle A~s-
übung jedoch u.U. mit einer geminderten Rationali-
tät der getroffenen Entscheidungen, mit zeitlichen 
Verzögerungen oder mit Konflikten zu bezahlen ist. 
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In diesem Kapitel soll ein überblick darüber gege-
ben werden, 

inwieweit die Befragten die ihnen verfügbaren 
Informationen als zufriedenstellend ansahen bzw. 
wo Mängel registriert wurden, 

aus welchen Quellen man die benutzten Informati-
onen gewinnt, 

inwieweit spezielle Daten bei der Programment-
wicklung benutzt und spezielle Techniken der 
Entscheidunisfindung angewendet werden, und 

inwieweit die Informationssuche durch Vorgesetz-. 
te gesteuert wird. 

Diese Fragen wurden gestellt,um abschätzen zu kön­
nen, wieweit Mängel im Bereich der Programmentwick-

,· 

lung auf Schwierigkeiten bei der Informationsgewin-
nung beruhen. 

Nur in zwei Abteilungen sprach man sich überwiegend 
positiv über die den Referaten für ihre Arbeit zur 
Verfügung stehenden Informationen aus: in der Abt. 
D, deren Programme in erster Linie Innenwirkung ha-
ben, und in der Pla.nungsabtcilung des Bi,IA, die 
selbst kaum Programme ausarbeitet und darüberhinaus 
über umfangreiche Informationssysteme verfügt und 
deren Ausbau betreibt. In allen anderen Abtcilunecn 
wurd0n mehr oder ,.,reniger p,ravieren<le t-l~ingcl r,cnnnnt, 
die sich teils auf die interne Datenaufbereitung 
und den Informationsfluß, teils auf ehe lnfon,~i ti-
onsgewinnung und teils auf <lic verfü~bare Datcnha-
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sis bezogen. I~ diesem Abschnitt soll zunilchst 
auf die Kritik an der Datenbasis eingegangen 
wcr:den. 

In den Abteilungen U, I/BJ.lA unJ der Planui1gsuntcr-· 
abteilun& im BMV, die eher als aktiv zu bezcjch-
nende Programme erstellen bzw. für deren Erarbei-
tung Informationen bereitstellen, wurde überein-_ 
stimmend die Unvollkommenheit der verfügbaren Sta-
tistiken beklagt; die betreffenden Programme kön­
nen ohne quantitative Daten und wissenschaftlich 
abgesicherte ~rgebnisse nicht ausgearbeitet werden. 
Daß dieser Mangel gerade in den Abteilungen genannt 
wurde, die in der Benutzung quantitativer Informa-
tionen am weitesten fortgeschritten sind, erklärt 
sich jedoch nur zum Teil aus dem objektiven Bedarf 
an entsprechenden Daten. Teilweise liegt der Grund 
in dei besonderen Ausbildung des Personals in die-. 
sen Abteilungen, das sich überwiegend aus Natur-
wissenschaftlern, Volkswirten und Statistikern zu-
sammensetzt; ihre Ansprüche an das Datenmaterial 
sind höher als die des überwiegend juristisch aus-
gebildeten Personals der anderen Abteilungen. Die 
relative Zufriedenheit dieser anderen Abteilungen 
mit der Art, wenn auch nicht mit der .Menge der 
verfügbaren Informationen darf deshalb noch nicht 
als Indikator dafür gewertet werden, daß die Quali-
tät der von ihnen benutzten Daten auch den'objek-
tiven Anforderungen entspricht. Einen Hinweis da-
r~uf, daß subjektives Bedürfnis und objektiver Be-
darf, offenbar nicht übereinstimmen, gebe'n diese 
Befragten in ihren Antworten auf spezielle'Zusatz-
fragen nach bestimmten Arten von Daten wie:Progno-
sen µnd internationalem Vergleichsmaterial:· man 

'verwendet diese Daten häufig nicht, gab dann aber 
bei 

('
der Befragung zu, daß es nützlich sein~könnte, 

sie heranzuziehen. 
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In den Abteilungen, die .Mängel im Hinblick ouf 
die statistischen Grundlagen ihrer Programme an-
sprachen, bewirkte d s Fehlen gesicherter quanti-
tativer Daten zum Teil, daß sich auch das hier 
teilweise vorhandene hoch entwickelte theoreti-
sche Wissen nicht in ·Form quantitativer Modelle 
nutzen läßt. Man verwendet in diesen Abteilunrcn u 

- wie übrigens auch in den Abt. St und J - sehr 
stark Fachliteratur und kooperiert mit Wissen-
schaftlern. Das so gewonnene Wissen läßt sich aber 
nicht voll aus~chöpfen, weil die Referatskapazi-
täten für die Aufbereitung und den schnellen Zu-
griff zu den Informationen zu klein sind. Deshalb 
hat man in den Abt. U und I/BMA sowie in der UA 

ll/BMV begonnen, spezielle Informationssysteme 
aufzubauen. Für das BNA ist eine Sozialdatenbank, 
für die Abt. U ein Umweltinformationssystem und 
für die UA II eine Verkehrsdatenbank geplant. 

Fast alle Befragten nannten andere Referate und 
andere Ressorts als primäre Informationquellen. 
Daraus läßt' sich jedoch eher auf das Ausmaß der 
Kooperation und den Informationsfluß schließen 
als .auf die Datengewinnung. Daß der Informations-
bedarf der Referate nicht ausschließlich RV-intern 
befriedigt werden kann, geht aus den anderen vor-
rangig genannten Informationsquellen hervor. 

Wissenschaft und Fachliteratur wurden von mehreren 
Abteilungen als wichtige Informationsquelle ge-
nannt. Progran~bezogenc Forschung spielt aber nur 
in den Abt. U, St und der UA II eine wesentliche 
Rolle. Bier kann man, wie z.B. in der Abt. U, kaum 
Regelungen erarbeiten, ohr.c vorher Ursachen- und 
Wirkungsforschung betrieben zu haben. Die Bedeu-
tung der Forschung für die Programmentwicklung 
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_spiegelt sich in diesen Abteilungen einerseits in 
der Höhe der dafür aufgewendeten Haushaltsmittel 
(in der Abt. St z.B. 7 ,5 Mill. DM), andererseits 
finden sich in diesen Abteilungen auch spezielle 
Forschungsreferate, die für die Projekte federfüh­
rend sind. In der UA II ist jeweils ein Referat 
filr die technische und für die ökonomische For-
schung, in der Abt. St eines filr die städtebauli-
che und eines für die bautechnische Forschung zu-
ständig. 

In anderen Abteilungen, in denen die Vergabe.von 
Forschungsaufträg~n keine vergleichbare Bedeutung 
für die Programmentwicklung hat, die aber ebenfalls 
die Wissenschaft als eine der wichtigsten Informa-
tionsquellen nennen, kann man den Bedarf an wis-
senschaftlich fundierten Entscheidungsgrundlagen 
zum Teil aus ressorteige.nen wissenschaftlichen Ein-
richtungen decken. So greift man in der Abt. Lauf 
Gutachten des Bundesgesundheitsamtes und der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung zurück, 
in der Abt. J auf.die Arbei~en des Deutschen Ju-
gendinstituts in München und in der Abt. B auf die 
Ergebnisse des Erlanger Berufsforschungsinstituts 
und in Zukunft auf die Arbeiten des Bundesinsti-
tuts· für Berufsbildungsforschung in Berlin. 

Bei de! Abschätzung der Bedeutung wissenschaftli-
cher- Erkenntnisse für die Programmentwicklung dür­
fen die Kommissione'n nicht übersehen werden. Für 
die Abt. D ist zwar die forschung unbedeutend, je-
doch muß man die Arbeit der Dienstrechtskommission 

.in die Beurteiluni einbeziehen, in der Sachvc.rstän-
dige unmittelbar programmbezogen arbeiten. Vcr-
gleichh:1::.: ist auch die Komm.ission für wirtsch:1ftli-
chcn und sozialen \\'an<lcl beim B:,fA. 
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Neben Wissenschaft und Porschung sind für die 
meisten Abteilungen die Vollzugsinstanzen eine 
weitere wesentliche Informationsquelle. Die hier 
gewonnenen Iriformationen sind aber in der Regel 
nicht geeignet, auf zu~ünftige Probleme aufmerk-
sam zu macheri oder gar bereits Lösungsm6glichkei­
ten anzubieten. Sie liefern in erster Linie In-
formationen übe~ die praktischen Probleme der 
Durchführung, die zu inkrementalen Veränderungen 
der Programme in form von Novellierungen führen. 
Die Übermittlung der Informationen aus dem Voll-
zug wurde häufig von den Abteilungen als Mangel 
genannt, die nicht über einen eigenen Verwaltungs-
unterbau verfügen. Als Kommunikationsbarriere 
wirkt sich hier der f6derale Verwaltungsaufbau 
aus, der in der Regel eine direkte Kommunikation 
mit Länderministerien und statistischen La~desäm-
tern ausschließt, sondern eine Ein-schal tung der 
entspre~henden Bundesministerien verlangt. Positiv 
äußerten sich dagegen die Befragten im Bi~ und 
BMV üper die Zugriffsmöglichkeiten zu Informatio-
nen aus dem Durchführungsbereich, da diese Res-
sorts eigene nachgeordnete Beh6rden wie die Bun-
desanstalt für Arbeit bzw. die Bundesbahn haben, 
mit denen die Kommunikation ohne Zwischenschaltung 
anderer Ressorts oder Instanzen möglich ist. 

In allen diesen Fällen ist Information eine knappe 
Ressource - bei auf Forschung beruhenden Daten zu-
sätzlich wegen der beschränkten Haushaltsmittel -
und muß überwiegend von den Referaten gesucht wer-
den, anstatt ihnen unaufgefordert laufend zuzu-
fließen. Wenn man aufgrund dieser Mängel gezwungen 
ist, auf Interessenverblinde als Informationsquelle 
zurückzugreifen, <lan11 Hirc.1 die ecringc Kapazi t~lt 

der Referate zur Infonna'd c)nsgc,-:inn1J.nt un<l -verar-
bei tung außerdem zu eiiiCr Bedrohung <ler Autonomie 
von RV. Besonders stc1rk sind offc:nuar die Abtei-

..] ungen 13, D und U auf Vcrbtn<le ~1ngcwicsc.n. \':iihrend 

https://c)nsgc,-:inn1J.nt
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in der Abteilung B ~ic Bedeutung der organisier-
ten Interessen noch in der Konsiruktion des Bundes-
instituts für Berufsbildungsforschung <lurchschlägt 
und ebenso wie in der Abt. D wegen des Klicntel-
bezugs der Programme kaum "wertfreie" Informations-
angebote ermöglicht, ist die Angewiesenhcit der 
Abt. U auf den Verband deutscher Ingenieure nicht 
ganz so kritisch, da es sich hier um einen profes-
sionellen Verband handelt. Von den Befragten in 
Abt. U wu~de diese Abhängigkeit in informationeller 
Hinsicht dennoch als Gefährdung der Autonomie an-
gesehen, was u.a. darin zum Ausdruck kam, daß man 
mit der Errichtung eines eigenen ·Instituts die 
Hoffnung verband, dem VDI die Formulierung von 

'' Richtlinien entziehe~ zu können. Die Verbände sind 
auch die einzige Informationsquelle, von denen alle 
Befragten angaben, Informationen ohne Nachsuchen 
geliefert zu bekommen, denn ndie wollen ja was von 
uns", wie ein Befragter diesen Sachverhalt erklär-
te. 

4.3 Benutzung_s~ezieller_Daten 

Da wir in der Untersuchung davon aus gingen, daß. für_ 
eine aktive, auf die frühzeitige Erfassung zukilnf-

. tiger Probleme gerichtete Politik Daten über Ent-
wicklungstrends von Bedeutung sind, wurden die In-
terviewten außer nach Quellen und Mängeln der In-
formationsgewinnung auch gefragt, inwieweit sie 
Zielprojektionen und Prognosen für die Programm-
eitwicklung verwenden. Die Ergebnisse decken sich 
- wie nicht anders zu erwarten - mit der unter-
schiedlichen Be<leutung der wissenschaftlichen For-
schung für die einzelnen Abteilungen. Wiihren<l in de1 
Abt. U von der Forschung gelieferte Prognosen über 
die Energieversorgung der BRD, die Entwicklung des 
Kfz-l3estancTcs oder übc.:r die Aluminiumproduktion 
benutzt werden, in der Pla~ungsuntGrabtcilung des 
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BMV Prognosen im Zusammenhang mit dem Verkchrswe-
geprogramm "zum täglichen I3rot gehören" und die 
Abt. I/BMA Prognosen sogar selbst erstellt und 
im Sozialbericht und im Ren tenanpassungsberid: t 
veröffentlicht, werden derartige Daten in den 
anderen Abteilungen nur partiell und auch nicht 
regelmäßig benutzt. Zieht man dort Prognosen her-
an, so handelt es sich meist um Veröffentlici1un­
gen des statistischen Bundesamtes oder Daten aus 
BT-Drucksachen, die ein Referent als "Fundgruben" 
bezeichnete. Die Abt. B kann ihren Bedarf an Prog-
nosedaten in der Planungsabteilung decken, die ihr 
z.. B. Projektionen tler Einkorr'Jnensentwicklung, der 
Berufstrends oder zu erwartender Technologien lie-
fert. 

Bei der Benutzung internationaler Vergleichsdaten 
können deutliche Unterschiede zwischen Abteilungen 
festgcs.tell t werden, deren Programme bereits inter-
national abgestimmt werden müssen oder deren Poli-
tikbereiche zumindest international organisiert 
sind, und solchen, die noch in nationaler Isola-
tion planen k5nnen. Die Abteilungen, die Kontakte 
zur EWG hatten, wie die Abt. L oder die Abt. I/ 
BMA, antworteten auf die Frage nach der Benutzung 
internationaler Vergleichsdaten positiv. Siebe-
ziehen nicht nur Daten von den internationalen Or-
ganisationen, sondern liefern ihrerseits auch wel-
che dorthin. Für die Abt. I/B~~ ist eine Abstim-
mung der Planungsdaten innerhalb der EWG teilweise 
schon ebenso wichtig wie mit <lern BMWF, sei es, daß 
man die Auswirkungen der flexiblen Altersgrenzen 
auf den curopäischon Arbeitsmarkt abschätzt oder 
an de:r Erstellung europäischer Sozialkonten arbei-
tet. 

In der :Mehrzahl der Abteilungen, die nur gcle2ent-
lich internationale Daten v~rarbeitcn, wurde rela-
tiv häufig die OECn ,md die u:,rn genannt. Man er-
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kennt hier zwar die Bedeutung von Vcrgleichs<latcn 
an, ihre Verwendung beruht jedoch hilufig auf Zu-
fälligkeiten. Ein Befragter kommentierte die Fra-
ge: 11 Ich habe einen Bekannten in Oslo", ein ande-
rer berichtete, er habe eine Informationsreise 
nach England gemacht. 

4.4 Techniken_der_Entscheidungsfindung 

Eine andere Frage zu diesem Komplex sollte die An-
wendung spezieller Techniken der Entscheidungsfin-
dung und Entscheidungshilfe wie Kosten-Nutzen-Ana-
lysen, Netzplantechnik, Modellsimulationen usw. 
ermitteln. Vielen Befragten waren diese Methoden 
kaum dem Begriff nach bekannt. Vereinzelt wurde 
einmal ein Netzplan aufgestellt - "wohl zu9 ersten 
Mal in der Abteilung und auf eigene Initiative", 
wie der Betreffende feststellte. Eine Ausnahme 
stellen wiederum die Abt. U und die Planungsein-
heiten dar. In der UA II existiert ein Ablaufplan 
für das Verkehrswegeprogramm und ein spezielles 
Referat für die Anwendung von Kosten-Nutzen-Analy-
sen; auch im BMSt läßt man die Anwendungsmöglich-

. keiten von Kosten-Nutzen-Analysen im Städtebau 
erforschen. In der Planungsabteilung des BMA ist 
ein Referat mit der Entwicklung von Sozialindika-
toren befaßt. In der Abt. U ist die Kosten-Nutzen-
Analyse zwar bekannt, wird aber nicht selbst prak-
tiziert, sondern im Rahmen von Forschungsprojekten 
durchgeführt. 

In den drei genannten Abteilungen war man Öberein-
stimmcnd der Ansicht, daß die Anwendung der Kosten-
Nutzen-Analysc im öffentlichen Bereich nur be-
grenzt möglich sei, da die sozialen Kosten und Nut·-
zen nicht meßbar sind bzw. ihre Einschätzung nur 
<lurch Werturteile mög1 ich sei. ·freizci twcrt und 
Geruchshcltlstiiune, so wurde p,e:sagt, lassen sich 
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ebenso wenig quantifizieren, wie die Frage ent-
scheidbar ist) ob die Einführung der flexiblen 
Altersgrenze der generellen Erhöhung des Renten-
niveaus vorzuziehen sei. Es lassen sich allenfalls 
qualitative Aussagen in dics~m Bereich machen wie: 
"Leute am Fließband verschleißen hat auch Nachtei-
le für die Industrie". In dieser Art hat man im 
BMA eine Kosten-Nutzen-Analyse zum Bildungsurlaub 
angefertigt - nicht zuletzt, um "Verkaufsargumente" 
gegenüber der Industrie und dem BMWF zu gewinnen. 
Eher durchführbar sind Kosten-Nutzen-Analysen als 
Entscheidungshilfen bei Verkehrsinvestitionen des 
BMV. Man hat s:j..e verschiedentlich durchgeführt, je-: 
doch beim"Wasserstraßenanschluß Saar" wurde als-
bald ein Gegengutachten angefertigt, das zu ande-
ren Folgerungen kommt, weil veränderte Prämissen 
eingeführt wurden. 

Als Grund für die seltene Anwen<lung spezieller Ent-
scheidungstechniken wurde neben ihrer immanenten 
Problematik häufig die fehlende Vorbildung deT Ju-
risten und die geringe_ Refera tskapazi tä t genannt, 
die eine Praktizierung solcher Methoden nicht ge-
statte. 

4.5 M!ng~!-~~!-!~!!2!!!g!~!U~D-!Df2!!!!!2U!f!Y~~2§_yg~ 
~!tp~YS!!ff!&Q~~h~!n~!gt~!! 

Zu diesem Punkt gaben alle Abteilungen irgendwel-
che Unzulänglichkeiten an, die sich teils auf die 
Aufbereitungstechnik, teils auf die Schnelligkeit 
der Obermittlung von Informationen-bezogen. 

In drei Abteilungen vermißte man eine Dokumenta-
tion, aus der 111:in schnell bestimmte Daten abrufen 
könnte. Die schnelle Zugriffsgeschwindigkeit wurde 
vor allem auch deshalb als erforderlich angesehen, 
weil man ohne einen abtcilungsintcrncn Datcnspei-
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eher häufig .An~ragcn aus dem politischen Raum 
nicht:_ schnell genug oder gar nicht bcantwor-tcn 
könne. 

In zwei Abteilungen wurde auch die Registratur be-
mängelt. Selbst wenn Informationen in den Akten 
als dem organisatorischen "Gedächtnis" gespeichert 
_sind, kann die Zugriffsgeschwindigkeit durch eine 
fehlerhafte Registratur erheblich verlangsamt wer-
den. 

In zwei weiteren Abteilungen wurde weniger ~ber die 
Vollständigkeit der Informationen und die S2hnel-
ligkeit der Übermittlung gekl~gt ~1s vielmehr da-
rüber, daß die Informationen nicht genügend aufbc-
rei tet seien, so daß ein Referent sich gezwungen 
sah,_ infolge Personalmangels "mit Hilfe des Papier-
korbs zu selektieren". In der Mehrzahl der Abtei-
lungcm -bedauerte man auch die Langwierigkeit Jes 
Umla~fverfahrens in den Ressorts. Zeitschrift~n 
und BT-Drucksachen erreichen die Referate .nicht 
schnell genug; Einladungen zu Tagungen und Sitzun-
gen kommen u.U. erst an, wenn die Termine bereits 

' . : / 

verstrichen sind - ein Mangel, der umso gravie-
render zu bewerten ist, als filr viele der äefrag-
ten. Tagungen eine wichtige Informationsquelle dar-
stellen, die man aber häufig auch aus Geld~ oder 
Zeitmangel nicht besuchen kann. Auch die räumliche 
Zersplitterung der Ministerien wirkt sich teilweise 
auf die Zähflüssigkei t des Informationsflusses aus. 
Besö~ders im BMV, das auf etwa 15 verschieJ~ne 
Stellen in Bonn verteilt ist, wurde moniert, daß 
die Akten zu lange unterwegs seien. 
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Der Steuerung 'der Informationssuche kommt unter 
den geschilderten Bedingungen erhöhte Bedeutung 
zu, sowohl was die Informationsbeschaffüng im RV-

. externen Bereich betrifft, als auch hinsichtlich 
des internen Informationsflusses. Zugleich läßt 
sich aber aus den geschilderten Mängeln bereits 
ablesen, daß die Steuerung der Informationssuche 
durch die Vorgesetzten nicht systematisch erfolgt. 
Auf eine entsprechende Frage wurde von den Refe-
renten auch durchgängig geantwortet, daß man von 
den Vorgesetzten zwar gelegentlich Hinweise etwa 
auf Tagungen oder auf Verbände als Informations-
lieferungen erhält, doch sind diese Hinweise al-
lenfalls als Ergänzung, nicht aber als systemiti-
sche Steuerung zu werten. Der ML-Ebene ist hier 
offenbar durch den hohen fachlichen Spezialisie-
rungsgrad der Referate eine Grenze gesetzt. 

Eine Ausnahme sind die Eingriffe von Vorgesetzten 
bis zur Leitungsebene hinauf in die Vergabe von 
Forschungsaufträgen. Häufig stehen hierbei aller-
dings haushaltsrnäßige Gesichtspunkte im Vorder-
grund,sei es,daß man die Mittelvergabe kontrollieren 
möchte, sei es, daß man sich mit der Forschungspla-
nung der Abteilung befaßt, um bei eventuell unge-
nutzten Mitteln des Ressorts schnell "ein zusä tz-
liches Projekt nachschieben zu können". Während 
man - so wurde verschiedentlich bemerkt - bei der 
Vergabe von Forschungsaufträgen früher eher auf 
Vorschläge der Forschungsinstitutionen reagiert 
habe, da man sich scheute, in die "Freiheit der 
Forschung" einzugreifen, versuche man heute~ in 
den Abteilungen über eine Schwerpunktbil<lung der 
Forschungszielb das Angchot an Projekten von vorn-
herein zu steuern. 



5. Kooperation und Koordination 

In di~s~m Kapitel i.nterc~.sieren zunächst die Koow~rations-
,muster,, die sich innerhalb von Abteilungen, innerhalb der 
untersuchten Ressorts und zwischen den untersuchten Ressorts 
bei der Programmentwicklung herausgebildet haben. 4ußerdem 
wird in diesem Kapitel die Frnge zu stellen sein, ob die 
jeweils typi_schen Muster der Vcrarbei ttmg von Probleminter-
dependenzen sich eh.er der negativen ( oder nachträglichen) 
Koordination oder eher der potütiven ( oder vorgäpgigen) Ko-
ordination (vgl. hierzu die Ausführungen in Teil I) annähern. 
Dieser Aspekt verdient insofern besondere Berücksichtigung, 
als durch die Differenzierung der Regierung in l"linisterien 
und deren weitere Unterteilung in Abteilungen,und Referate, 
die laut GGO die "tragende Einheit im organisatorischen 
Aufbau der Ministerialbürokratie" sind, in der Resel zusa.nunen-
gehörenae Problembereiche in Einzelprobleme aufgespalten und 
den jeweils zuständigen Untereinheiten zur Bearbeitung über­
tragen werden. Zu fragen ist aber,· ob und wieweit die her-
kömmlichen Koordinationsinstrumente ausreichen, U1Il diene-
gativen :B'olgen der organisatorischen Differenzierung zu 
überwinden. 

5.1 Abte~lungsinterne Kooperationsmuster 

·nie Frage, welche Referate in der Regel bei der Programm-
entwicklung eingeschaltet werden, sollte Aufschluß geben 
über die typischen, abteilungsinternen Kooperationsmuster. 
Es hat sich dabei gezeigt, daß das innerhalb der Abteilun-
gen vorhe,rrsehende Kooperationsmuster wie folgt beschrieben 
werd·en kann: 

In d.er Regel ist die Entwicklung und Ausarbeitung eines Pro-
gramms nicht auf ein: Referat. beschr?-n..lct; die 1':raJ;e, ob es 
vorlq)mm,t, ,~laß· ein Referat ein Proe;,x·runm, völl:Lg eigenständig 
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in der Abteilung ausarbeitet, vlurde sel ton bej2ht. Vielmehr 
scheint die Interaktion bei dP-r Progromrnnusarbeitung inner-
halb der Abteilung relativ hoch zu sein. Die Ant,-,orten deu-
ten darauf hin, daß ein erster Entwurf im federführenfü;n 
Referat ausgearbeitet wird, andere Einheiten der Abteilung 
in der Regel frühzeitig beteiligt werden, falls man sich 
nicht schon vorher informell abgestimmt hat. In der Regel 
verfügt ein Referat über einen feststehenden Kreis immer 
wieder zu beteiligender Partner-Referate, die durch seine 
Aufgabenste:[.lun.g bestimmt werden. 

Innerhalb der untersuchten Abteilungen lassen sich über­
dies bestinunte Kooperationsmuster au:=;:nachen, die sich durch 
eine besonders intensive Kommunikationsmatrix auszeichnen. 
Wir können dabei die nachstehend aufgeführten Fälle unter-
scheiden. 

5.1.1 Arbeitsteilige Kooperation zwischen Rechtsreferat und Fach-
referaten 

Gerade Fachabteilungen, in denen unter Rückgriff auf 
fachspezifisches Wissen Programme ausgearbeitet werden, 
die dann noch in Gesetzesform (bzw. Verordnungsform) zu 
bringen sind, kennen zwischen Rechtsreferat und I!'achrefera-
ten eine Form der Arbeitsteilung, die zu einer besonders 
intensiven Kooperation führt. Die in den Fachreferaten a.us-
gearbeiteten Programme werden dem Rechtsr~fera!_ z~~~~ei~et, 

--d~s--~-i~- -i-~ -G~ set~~ ;form ,iwnse-tzt". -Beispiele hierfür sind 
die Abteilung U im BNI und die Abteilung L im BM.JFG. 

5.1. 2 Koordina.tionsbedürftir:kci t infolr;e Ressou:rr,enknap'phei t und 
die Auswirkungen 

Die Koordinationsbedürftigkeit nim.>nt zu, v.-enn innerhalb 
eines bestim::nten Progro.mms für di~ aus dem 1:-:ror:rarr:.1n abzu-:-
lei t.enden Mnßn;llunen b:? c;r·cnz,te He ssourcen voi·lrnnckn ~:;ind, 
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wie dies typiccherwe ise uuf dem 1~orschungssektor oder li'ör­
derungsbcreich d~r Fall ist. D2m cn t.2,prid1 t <~ r, auch, d afa 
die mit der :Fcirderung nach dem Bunclesjusendplun beauftrag-
ten Referate zu einer Gruppe (Bundesjugendplan) zusmnmen-
gefaßt sind und untereinander bäuiic; kommunizieren. Aller-
dings soll bei der geplantsn Umorganisation 5m BI':iJJ;'G die 
Gruppe Bundesjugendplan aufc;elöst werde~. 

5.1. 3 Auf Kontinuität anr~elegt.e Kooperation ~ili t  

Institutionen und Externen (Beiräte, Insti ti.;.te etc.) 

]'ür den Fall, daß die in den Referaten ongcsiedelte Infor-
ma~ionsverarbeitungs-Kapazität nicht a.ucreicht und infolge-
dessen auf die Kapazität n_achgeordneter Behörden (z.B. Bun-
desgesundheitsamt, Berlin) zurückgegriffen werden muß, 
spielt sich eine auf Kontinuität angelegte Zusammenarbeit 
ein, d:ie dadurch noch gefördert werden ka.nn, daß ö.er nacl:-
geordnete Bereich als Rekrutierungsfeld die.nt. Ein ähnli--
ches Kooperationsmuster bildet sich auch dann heraus, wenn 
Referenten mit hoher professioneller Orientierung den Kon-
takt und di.e Zusammenarbeit mit externen Fachorganisationen 
suchen (z.B. Ingenieure bei U mit dem VDI). 

5.1.4 Grundsatz- und Schwerpunktrefere.te als kla.ssisches Instru-
ment zur Verarbeitung·überc;reifender Problemzusarrilllenhänge 

Nimmt innerhalb einer Abteilung oder Unterabteilung das Aus-
maß konzeptioneller Tätigkeiten zu, oder hat die b~treffende 
Abteilung bzw. Unterabteilung. eine .bestimmte Größe über­
schritten, werden in der Regel Grundsatz,~ oder Schwerpunkt-
referate eingerichtet, di~ wenie;stens der Intention nach 
für eine übergreifende Problemverarbeitung sorgen sollen. 
_Dieses kla ssiscbe Instrument zur v,erarbei tung übergreifen­
der IJrobleme kann die ihm zugedachte Aufgabe allerdings 
nicbt immer zuf.riedenstellcnd crfülle:n. Gerade weil dGs 
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Grundsatzreferat von der Konzeption her eine Allzuständi[-
keit hat, besteht die Gefa}ir, daß es zu einem "Restever-
werter" ( 11 Papierk.orbreferat 11 ) wird: die zur konzeptionel-
len Tätigkeit c:r:-forderliche Kapazität wird aufgebraucht 
durch die Bearbeitung jener Auf6a.ben, für die sich in der 
Abteilung sonst niemand zuständig fÜhlt. 

Das Grundsatzreferat kann die ihrn zugewiesene Funktion un-
ter den jetzigen Bedingungen dann gut erfüllen, wenn fol•-
gende Voraussetzungen hinzukommen: 

wenn im Grundsatzreferat zugl~ich ein Programmvorhaben 
läuft, das die Arbeit der anderen Referate in der Abtei-
lung stark tangiert, wie dies z.B. bei der Gesamtreform 
des Lebensnittelrechts der Fall ist, oder 

- wenn Str2i tigkeiten um :F'ederi'ührung ur1d Zus t.ändigl-:eits-
fragen als 17olge einer besonders intensiven Zusam~ennrbei c 
mit dem nächsthöheren Vor-gesetzten in der Hegel zugunsten 
des Grundsatzreferats entschieden werden (z.B. L II,1 in 
der Abteilung L des BMJFG). 

5.1. 5 Erhöhter Koordinationsbedarf bei inhomogenem Auf gabenp:ebiet 
und die Auswirkun~en auf das Koonerationsnustcr 

Der Koordinationsbedarf erhöht sich nicht nur dann, wenn 
die Abteilung eine bestimmte Größe, also zwei bis drei Unter-
abteilungen, aufweist,· sondern auch dann, wenn die in der 
Abteilung Z'i.l bearbeitenden Auf gabengebietc inJ10rnogen sind 
oder wenn inr..erhalb der Abteilung Zuständigkeitsfragen nicht 
gelöst bzw. bewußt offenr;ehalten werden. Diesen Koordina-
tionsbedar.f versucht man :Ln der Regel durch den Rückgriff 
auf bew1:-ihrte Einrichtungen wie Grundsatzrefer'at oder Unter-
abteilungsleiter zu decken. Als eine weitere Möglichkeit 
bietet sich - vor allem bei sog. Qucrschnittsaufgaben -
die Einrichtung von Koor~in3tJ.ocHrcfcratc~ Pn, die zu an-
deren ore;anir;e.torü,chen f/iri)·;ci'.. cn :i.1·: und ot~'.-;c·rl:i.alb der l.t-



teilung ein ene~eE, Kom.rnunikntionsnetz m:tcrhal ten ( z • L. Ko-
ordinationsreferate für ]'oJ.'schunc;, El:/G-Anr.;cl.e c;en hE: i tcn, 
Umweltschutz). Die Einr:i chtunc de:::r·a;tig~r Koordina t:i cr;Ere-
ferate zeigt an, daß die Kapazität jener Referate, die üb­
licherweise Koordinierung stätigkc i tc~n verrichten, z • E • das 
Haushaltsreferat auf dem Ji'orschungssektor, nicht mehr aus-

. reicht. 

Daß gerade dann, wenn innerhalb der Abteilung Programme 
betrieben werden, die zu anderen Bereichen starke Interde .... 
pendenzen aufweisen, die bisher aufgeführten klassischen 
Instrumente nicht mehr genügen, zeir:t die zunehmende Ein-
richtung von Pro,lektgruppen (vgl. hierzu auch Kapitel 7). 
Oftmals ist bei derartigen Projektgruppen, die der positi-
ven Koordine.tion am nächsten kommen, der Trend festzustel-
len, daß sie nach einer anfänglichen Phase der integrier-
t~n Kooperation, bei der Entscheidungsalternativen aufein-
ander bezogen diskutiert und dann festgelegt werden, die 
Kooperation 11 zurückschrumpft 11 auf das federführende Refe-
rat und in der Ii'orm der 11 sektoralen Arbei tstcilung 11 endet, 
bei der das. federführende Referat die von den bet_eiligten 
Einheiten 11 eigenverantwortlich11 erstellten Teilbeiträ5e zu-
sammenfügt und abrundet. 

5.2 Ressortinterne Kooperationsmuster 

Das Kooperationsmuster innerhalb eines Ressorts wird von 
der Nähe bzw. Entfernung der Aufgabengebiete cest:i.mmt. 
So ist die Kooperation Z\-lisc.h.en deI' Abteilung J ur..d 
der Abteil ll.L"'lg 1!' de_s I3NJ1i'G beinahe selbstvcrf;tänd-lich, 
da das Jugendrecht auf irgendeine Weise i~ner mit dem Fa-
milienrecht zu tun hat • .Ähnli<.:h selbstverst~indlich ist die 
Zusarnmenarbei t der Abteiluncen lJ und R beir;i BI"lI, die viel-
leicht dadurch noch beso11l1ers gefördert wird, daß die pro-
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fessionelle Orientierung dc,r Referenten in den beiden Abtei-
lungen dieselbe ist. Arid.ei-erseits e;ibt es AbtciluLgen, wie 
z.B. die Abteilung D beim BViI, die innerhalb des Ressorts 
relativ isoliert sind, da sich zu anceren Abteilunr;,:,,n kaum 
vom Arbeitsgebiet herzuleitende Verknüpfungen erc;eben. Hier 
beschri:inkt sich die Kooper,ition im Hessort JT!ehr oder weniger 
auf die von der GGO vorgesc:hriebenen Kontak Le mit den bei~" 
Gesetzgebungsverfahren zu beteiligenden Referaten der Z-
Abteilung, insbesondere also dem Haushalts- und dem Kabi-
nettsreferat. 

Die Kooperationsmuster zwischen Stabseinl1ei ten bzw. rla-
nungsa.bteilungen und den Fachabteilungen im Ressort '.-:erden 
in Kapitel 7 näher dargestellt, ebenso die dort auftreten-
den Störfaktoren. Störungen der Kooperationsmuster erßeben 
sich jedoch auch in anderen Bereichen und aus anderen Grün-

' ' ' 
den. So kann die Kooperation, die sich infolge der Verwandt-

•schaft der zu bearbeitenden Aufgabengebiete zwischen Unter-
abteilungen oder Abteilungen anbietet und auch einspielt, 
durch unte:r:-schiedliche Orientierungsmuster und Präferenzen 
gestört werden, wie dies z.B. zwischen den Veterinärmedi-
zinern der Unterabteilung LI und den Lebensmittelchemikern 
der Unterabteilung L II beim BI1lJFG der Fall ist. 

Ähnlich belastet ist die ressortinterne Kooperation im BI"1V, 
da hier die 2achabteiluncen den Verkehrsträgern zugeordnet 
sind und sich bis zu einem gewissen Grad mit diesen identi-
fizieren. Die daraus resultierenden Spannungen belasten die 
Kooperation mit der Planungsabteilung auch deshalb, weil 
einzelne Faphabteilungen einen direkteren Zugang zur Leitung 
haben als die Planungsabteilung. 

Für mindestens zwei der untersuc.h ten Ressorts (das Bl·lV und 
das BM,H'G) kommt die räuml i_ch~ '11 :r-cr.:.!:~mt.; nls ein die Koope-
ration eri::-;chwcrender FnJctur hinzu. l:oiri rn·;LLL"ü v:ird (b~; fro-
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blem noch verschärft durch, die hctcrogcIJe Auf gubenstcll ur1g 
seiner einzelnen 'I'cile. Deshalb fanden wir auch i!!i Br'lV 
und im BMJli'G vermehrte Hirweise dafür, daß die Leitung durch 
Koordinationstätie;keiten und Konfliktrece1ung stärker in 
Anspruch e;enornmen wird als bei anderen Häusern. Besonders 
deutlich,kommt dies in einer Hausanordnung (Nr. 1/71) des 
BI1,JFG zum Ausdruck: 

"Ich bitte noch mehr als bisher darauf hinzuwirken, daß 
die einzelnen Arbeitsbereiche des Hnuses zusam.111CI).\·:achren. 
Dies wird zwar durch die räumliche '11rennunp; e;rscln:ert. 
Um so wichtiger ist deshalb die Beachtung von§ 21 GGO I, 
der eine enge Zusammenarbeit innerhalb eines 11iniBteriuI!!s 
vorschreibt, um eine o.bgewogene Entt-:cheidung und eine 
einheitliche Haltung des Ministeriums zu sichern. I.lle 
nach dem GVP oder nach der Natur der Sache in Bet:r·acht 
kommende Stellen sind daher rechtzeitig vom federführen­
den Referat zu beteiligen. Es sollte deshalb beachtet 
werden, daß oft erst durch eine solche Beteiligung ande-
re Fachinteressen bekannt werden, die für eine ausgewo-
gene Stellungnahme erf.orcerlich sind. In Zweifelsfällen 
bitte ich eher eine Beteiligung vorzusehen als zu unter-
lassen ••• 11 

5.3 Kooperation zwischen Ressorts 

Auch hier kann zunächst festgestellt werden, da.ß die Inter-
aktion der RBssorts untereinander relativ hoch ist~ Wiederum 
läuft die. Kooperation entlang der Aufgabenstruktur und liegt 
sozusagen 11 in der Natur der Sache". 

Ein besonders intensives Kooperationsmuster liegt denn vor, 
wenn - was relativ häufig vorkowmt - sich bestimmte Ressorts 
die Zuständigkeit teilen~ Ein gutes Beispiel ist hierfür <lie 
Dreifach zu,ständigkei t von Bl1A, ' Br'iWJP und Bl""iliW auf dem Bil-• 
dungssektor. Oftmals wird in derartigen l'ällcn die Beteili-
gung per Ges~tz vorgeschrieben. 

Häutiger kommen jedoch bilaterale Koopnrationsmustcr vor,· 
so z.B. zwischen BMA und El'•i~.J.l'', oder zv1ischer: EI·:i.J FG und BViL. 



Wo die Kooperation zwische~ zwei Ressorts auf Kontinuität 
angelee;t ist, führt dies öfters 2,ur Einrichtunc: von KontRl:t-: 
rcfcratcn, die auch watchdoß-L~~:tibncn übernehmen. Beispiele 
dafür sind etwa die Referate H. 'l und .A. 7, die von beiden 
Seiten her den engen Kontakt zwischen Raumordnung und Ver-
kehrsplanung sicherstellen s,ollen. KornplizierL werden die 
bilateralen Beziehungen dann, wenn die miteinander kooperie-
rendm Ressorts Interessen vertreten, die bcstirmnte Umwelt-
konflikte widerspiegeln, -wie dies etwa Z\Üschen EI·iA und 
Bl1W.P oder zwischen Bl'IJ.FG und BI1L der Fall ist. 

Eine ähnlich enge, bilaterale Zusammenarbeit er5ibt sich 
auch dann, wenn bestimmte Arbeitsgebiete z.B. im Rahmen 
von Zuständi.gkeitsbereinigungen aus ihren alten .Arbeitsbe-
ziehungen herausgelöst und in neue Arbeitsbeziehun(i'en einge-
fügt werden, wobei zu dem früheren Arbeitsgebiet noch genü­
gend Verbindungen erhalten bleiben. Dies trifft z.B. zu für 
Arbeitsgebiete aus dem Bereich des Veterinärwesens, die vom 
BI1L an das BMJFG übergingen; ähnliches gilt auch für die 
Abteilung S des BI1JFG, die Zuständigkeiten vom BI>1.A übernom­
men ha.t, oder für die fortdauernden Beziehungen der Abtei-
lung R im BM!. zum BNSt. Hier allerdings treten die bilatera-
len Beziehungen doch in den Hintergrund gegenüber der Auf-
gab~ einer multi-lateralen Koordination für den gesamten Re-
gierungsbereich, die sich bei der Raumordnu.."'lg in ähnlicher 
Weise stellt wie beim Umweltschutz. Für die offenbar~P: ... - -.. 

Schwierigkeiten einer solchen Koordination durch gleichge-
ordnetc Einheiten ist auch in unserer Untersuchung eine 
voll befriedigende Lösung noch nicht sichtbar geworden. 

Insgesa:nt hat sich ergeben, daß zwischen den Ressorts über­
greifende r.:rohlemverarbei tung· selten ist. In der Ret~cl v:ird 
bei der Kooperation der Ressorts untereinander das durch 
die GGO festgelegte und einrefahrune Muster eingeholten: 

https://Bl'IJ.FG
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Das federführende Referat lädt die zu beteilie;enclen Stellen 
ein, konfrontiert sie mit einem ersten, ressortintern abge-
stimmten Entwurf, der in bilateralen Besprechungen vorweg-
abgestimmt sein ka:r1.n, erbittet dann Stellungnahmen, die je 
nach Gewicht des betreffenden Ressorts Berücksichtigung fin-
den. Die Kontaktaufnahme erfolgt in der Regel auf Referats-
ebene und geht erst dann auf höheren Ebenen über, wenn auf-
tretende Konflikte hier nicht gelöst werden können • .:>elbst in 
jenen Fällen, fJO die an einem Programm beteiligten Ressorts 
sich in insti tutionalisiertm Gremien treffen, wird nicht 
nach dem Konzept der positiven Koordination verfahren. 

5.4 Koordination ("Steuerung der Abstimmunp.; 11 ) 

In den folgenden Abschnitten soll die Frage erörtert wer-
den, wieweit die beschriebenen tats~chlichen Kooperations-
muster durch die verschiedenen Ebenen der Hierarchie be-
stimmt werden und ob sich bei bestimmten Programmen typi-
sche Unterschiede ip der Steuerung des Kooperationsverhal-
tens feststellen lissen. 

5.4. "I Verteilung cler Koordinationsfunkt; on 

Die_Ergebnisse unserer Befragung machen deutlich, daß die 
Kontaktpartner und der Zeitpunkt und die Reihenfolge der 
Beteiligune; RV-interner Stellen in aller Regel von den Re-
ferenten vorgeschlagen werden. Hier gibt es kaum Unterschiede 
von Abteilung zu Abteilung; es komr:1t. offenbar kaum jemals 
vor, daH das Beteiligungsmuster für die Programmentwicklung 
im voraus auf' der höheren hierarchischen Ebene festgelegt 
wird. 

Allerdings variie.rt offenbar die faktische Ve:r-bindlichkei t 
der Beteiligungsvorschläge der Referenten je nach der Art 
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der Progrmnme. Die Leitune, und die nii ttlere Leitune;sebene: 
sind am Abstimmungsprozeß um so mehr beteiligt, je mehr 
sie auch in die Programmentwicklung selbst eingeschaltet 
sind. Dies gilt in besonderem l'la.ße für die eher 11 aktiven 11 

und "umfassenden" und dementsprechend konfliktträchtigeri. 
Programmentwicklungen. Gegenüber den Referatsvorschlägen 
fällt der 11L-Ebene dabei vor allen eine Korrekturfunktion 
zu, wobei es im allgemeinen eher zu einer Ausweitung als 
zu einer Einengung des Kreises der zu Beteiligenden kommt. 

Bei größeren Vorhaben mit entsprechend höherem Konflikt-
niveau nimmt die Leitung selbst diese Korrekturfun..~tion 
wahr. Wenn institutionalisierte Vorkehrungen ihre frühzei­
tige Information über Programmentwicklungsprozesse sicher-
stellen - wie e·twa im BJ:1.A und im BI'1St - ,hat die Leitung 
hier auch die Möglichkeit, sowohl die Abstimmung im Res-
sort selbs·t als auch die Beteiligung anderer Stellen zu 
steuern. Insgesamt gesehen erscheint jedoch die Verlage-
rung der Koordinationsfunktion auf die Leitungsebene als 
Ausnahme innerhalb des vorherrschenden Musters der Koordi-
nation au.f _der Referentenebene. 

;Die weitgehende Delegation der Entscheidungen über die 
Wahl des Kooperationsmusters an die Basis jedenfalls bei 
den konfliktärmeren Programmen scheint den Befragten des-
halb wenig problematisch, weil es sich doch überwiegend 
um bereits eingespielte Beteiligungsmuster handelt. Die 
Selbstkoordination der Basj_s orientiert sich überwiegend 
an früheren Verfahrensweisen, die lediglich aktiviert zu 
werden brauchen, da die Probleminterdependenzen hinlängli.ch 
bekannt sind und es meist nur zu unwesentlichen Umdefini-
tionen des Problems kommt,/ Ein Indikator dafür, wie einge-
spielt die RV-internen Beteiligungsverfahren teilweise 
sind, sind die Antworten auf" (1ie Frace nach et'.·:aicen 
Betoiligungsregein, bei denen erstaunlich h~ufl5 die Be-
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stimmungen der GGO genannt ,werden, aie - mit Ausnab.me der 
Rechtsförmlichkeits- und VerfRssune;smäßigkeitsprüfung durch 
das BMJ und B.MI - inl1altlich ju nicht definiert sind. 

5.4. 2 Koordination bei aktiven ur1d konflikthaften I>rogrammen 

/während bei routinisierten Kooperationsmustern auf der 
Grundlage ähnlicher oder als ähnlich dclinierter Problem-
zusammenhänge die Hierarchie auch hinsichtlich der Koordi-
nation nach dem Prinzip des mnnagement by exceution ver-
fährti muß sie bei neuen Progr~~men mit zu erwartendem hö­
heren Konfliktniveau auf die Anwendung dieses Prinzips 
verzichten, da bei diesen Programmen die Voraussetzung sei-
ner .Anwendung: nämlich gleichbleibende und sich wiederho-
lende Bedingungen, in der Regel nicht vorliegt. Bei der 
Mehrzahl der von uns untersuchten Ressorts befaßt sich die 
Leitung allerdings nur mit de~ Festlegung externer Koopera-
tionspartner, nicht mit' der Steuerung der ressortinternen 
Abstimmung. Eine Ausnahme stellen nur jene Programme dar, 
die als politisch so brisant angesehen werden, daß man 
sich auf Le.i tungsebene auch zur Abschirmung gegenüber an-
deren Abteilungen des eigenen Hauses gezwungen sieht/ Nach 
.unserer Kenntnis koordiniert die Leitung die hausinterne· 
Abstimmung sonst nur im Bl1'1A und BI'1St, was bereits im vor-
ausgegangenen Abschnitt behandelt wurde; bei den anderen 
Ressorts bleibt diese Funktion in der Regel den Abteilungs-
leitern überlassen. 

"Im übrigen sind bei der ]'estler;ung des Kreises der zu betei-
ligenden Stellen Gesichtspunkte ausschlaggebend, die eher dem 
Durchsetzungsinteresse Rechnung tragen .91s einer auf ctie ·1,e-
e.rbeitung interdependenter l„r0ble::n1Jereic;he gerichteten Koordi-
nation. Sowohl das Bestreben, Gegenarcwnente .frühzeitig 
kennenzulernen, als auch die Chance, Verbündete zu gewinnen 
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und den Kreis potentieller ,Gec;ner eines Programms klein zu 
hal te::n, stehen im Vorderc;rund der· auf Leitungs- und Refe-
ratsebene angestellten Überle!)unr:;en zur Frage der I3eteili-
gung./ 

/1nwieweit die einzelnen Ressorts von der Chance Gebrauch 
machen, die das FrühkoordinierU11ßsinstrument der Bundesre-
gierung bietet, um sich frühzeitig in de·n Abstimmungspro-
.zeß ressortübergreifender Pro~rarrme einzuschalten, hängt 
von der Sorgfältigkeit der ressortinternen Aufbereitung 
der Datenblätter ab. Die Praxis schwa~Jct hierbei zwischen 
Fällen, in denen die Datenblätter bei den Planungsbeauf-
tragten liegen bleiben, und Fällen, bei denen die rücklau­
fenden Datenblätter systematisch ausgewertet werden und den 
Referaten als Informationsgrundlage für Beteiligungsersu-
chen zur Verfügung stehen; 

5.5 Beteiligung Externer 

Die GGO versteht unter "Beteiligung" die Mitwirkung einer 
anderen Ve~waltungseinheit (Ressort, Abteilung, Referat) 
an einer Entscheidung der 11 federführenden 1i Einheit. Mit der 
von uns formulierten Frage nach der Beteiligung Externer 
sollte das Ausmaß der Mitwirkung nicht-staatlicher Hand-
lungsträger am Entscheidungsprozeß ermittelt werden. Die 
Ergebnisse sind von Bedeutung' sowohl für die Autonomie als 
auch für den Grad der Interessenberücksichtigung in Pro-
grammentwicklungs-Prozessen. 

In allen befragten Abteilungen bleibt es den Referenten grund-
sätzlich überlassen, sowohl den Zeitpunkt der Beteiligung 
a],s auch den Kreis der zu Beteiligenden festzulegen. In der 
R~gel kann der Referent dabei zwischen frühzeitiger oder 
später Beteiligung und einem engeren oder weiteren Kreis 
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der zu Betejlieenden wählen. Nach Aussagen der Befragten 
scheint sich als ungeschriebene Re[el sowohl eine frühzei.:.. 
tige BetE::ilig-ung als auch eine Prilfeicnz für o·ine möglichst 
weite Beteiligung eingespielt zu haben. Offenbar herrscht 
diese Praxis insbesondere in jenen Ressorts, die die Posi-
tion des 11 poli tischen Bearntcn11 auf rni ttlerer und/oder hühe­
rer Lei tu...'l'lgsebene mit Externen besetzt haben. Wenn auch die 
überwiegende I1ehrzahl der befragten Referenten die :Frage 
nach Vorgabe der Vorgesetzten zur Beteiligung Externer 
(bzw. die Existenz abteilungsspezifischer Receln) verneint, 
gibt es doch eine Reihe von Situationen, wo Fragen der Be-
teiligung in den Aufmerksamkeitsbereich von Vorgesetzten 
rücken. 

In Vorbesprechungen zur inhaltlichen Abstimmung erhalten 
,. 

die Referenten von Vorgesetzten oft auch Him-,eise darüber, 
. . . 

wer (um bestimmter Inhalte willen) zu beteiligen ist. Wenn 
auch die Mehrzahl der Vorgesetzten über Zeitpunkt und Kon-
taktaufnahme•mit Externen und über den Kreis der tatsächlich 
Beteiligten nicht informiert .werden will, ist in diesem Zu-
sammenhang eine interessante Ausnahme festzustellen. Gerade 
jene politischen Beamten, die extern rekrutiert wurden, 
schalten sich - wenn auch oft nur in ausgewählten Bereichen -
auf Grund ihrer intimen Kenntnis der Verbandslandschaft in 
Beteiligungsangelegenheiten ein. Meistens geht es dann um 
die Ausweitung des Kreises der zu Beteiligenden. Vor allem 
"große Vorhaben" der Ressorts sind davon betroffen~ Doch 
selbst wenn formale Vorgaben von Vorgesetzten hinsichtlich 
der Beteiligung ausbleiben, ist der Entscheidungsspiel·raum 

.der Referenten von vornherein dadurch eingeer:1gt, daß der 
Kreis der zu Beteiligenden in der Regel ziemlich f~ststeht. · 
Die Freiheit des Referenten besteht dann nur noch darin, 
aus dem Kreis der möglichen Partner die tatsächlichen Part-
ner auszuwählen. "Das ist ein eirigespiel te·s Verfahren" - · 
i, das ist ein Film, der abli:i.uft" ·:_ 11 das liegt in d'er fü„1tur 
der Sache" sind in diezem Zusa,11menlrn.ng die hüufie;sten Ant-
worten. 

https://Zusa,11menlrn.ng


Da das Beteiligungsverfahren eingespielt ist, erscheint 
den Referenten die systematische Erfassui1g der von einem 
Proßramm Betroffenen keineswegs problematisch. Dies trifft 
insofern auch den objektiven Tatbestand, a.ls die von uns 
untersuchten Fachqbteilungen eine relativ konstante Umwelt 
aufweisen und die dort ausgearbeiteten Programme schon lange 
laufen. Hinzu kommt, daß durch die lange Dauer der Programrn-
entwicklungs-Prozesse in der. Regel garantiert wird, daß sich 
alle Betroffenen melden können. Insofern überzeugt auch die 
immer wiederkehrende Antwort der Refercnten: "Wenn man je-
mand zufällig vergißt, wird er sich schon melden!" Als an-
schauliches Beispiel hierfür eignet sich die Abteilung D 

des BMI: Die dort ausgearbeiteten Programme laufen schon sehr 
lange, es sind immer die alten Probleme, vielleicht ist da-
bei einmal eine neue Lösung, ansonsten Fortschreibung und 
Anpassung "an die Erfordernisse der Zeit". So steht von 
vornherein fest, wer betroffen und zu beteiligen ist. 
11 Nach 26 Jahren haben sich alle gemeldet!" 

Daß dieses Muster Gültigkeit hat, zeiet auch die Beantwor-
tung der Frage, ob es bei der Beteiligung von Außenstehen-
den über die GGO hinaus bestimmte Regeln gibt. Die Mehrzahl 
der Referenten antwortet: "das weiß man ebcn 11 

- "ich bin ein 
alter Hase u...~d schon lange im Geschäft" - "wir haben einE;n 
Verteilerschlüssel". Eine Gruppe von Referenten weist in 
diesem Zusammenhang höchstens darauf hin, daß bestimmte Ge-
setze und die GGO eine Beteiligung der Spitzenverbände vor-
schreiben. Die Mehrzahl der Referenten hält sich nach eige-
nen Aussagen auch an diese Regel und beteiligt primär dü: 
Spitzenverbände. Auch die von uns untersuchten Programme 
belegen dies. 

Danach bei'ragt, aus· welchen Gründen .Außenstehende beteili e;t 
werden, nennt die überwiegende Mehrzahl der Referenten an 
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erster Stelle den Gesichtspunkt der Jnfor-rnntionsr:e't.'innur:f, 
an zweiter Stelle den der Durchcetzunr;. Gcn:idc wcßen der 
geringen. Größe der me is. t-en Re f erut-e is. t- man nll~ 

.1.. 
d1·c Verbände, 

und gerade auf die Spi tzenv c.Tbände, angevJie sen, die Ü)folge 
ihres hohen Organisationsgrades am ehesten über ausreichende 
Informatio~sverarbeitungs-Kapazität verfügen; andererseits 
hat man in den Referaten we§;'en der beschränkten eigenen Ka-
pazität auch ein besonderes Interesse daran, den. Kreis der 
zu Beteiligenden auf die Spitzenverbände zu beschränken. 
Eine Gruppe von Referenten und Abtcilune;sleitern wendet 
sich deshalb auch gegen den in einigen Bereichen zu beobach-
tenden Trend, nach dem auch die einem Spitzenverband ange-
hörenden Untergruppen in direkten Kontakt treten möchten: 
"Das würde und übe1~fordern! 11 

Obwohl der Durchsetzungsgesichtspunkt erst an zweiter Stelle 
genannt wi:rd, unterschätzen die Referenten seine Bedeutung 
nicht. Man ist von vornherein auf vollständige Beteiligung 
aus, weil "dies Ärger erspart". Man weiß auf Referentenebene 
genau, daß nicht berücksichtigte organisi.e~te Interessen ihre 
Konfliktfäh,igkeit dadurch steigern können, daß sie sich ent-
weder ein ihnen nahesteh0ndes Ressort oder ein Bundesland 
zum Fürsprecher ihrer Interessen wählen. Geht ein Ressort 
oder ein Land mit einem Verband, eine negative Koalition 
ein, kann dies für ein bestimmtes Programm insofern gefähr-

, ' ' 

lieh werden, als im Gesetzgebungs- oder Verordnungsverfah-
ren deren Mitspracherecht institutionalisiert ist und nicht 
ohne weiteres außer acht gelassen werden kann. 

In der Regel erfolgt die Unterrichtung der Verbände erst 
dann, wenn ein Entwurf des federführenden Ressorts mit an-
deren Ressorts abgestimmt ist. De.bei kann es allerdinr;s vor-
kommen, daß nach Unterrichtung de:r.· Verbände dieser PI·ozeH 
der RV-internon Abstimmung nochma1B durchlaufen wLcd. 
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Die Übung, die Verbünde erst nach erfolgter Abstimmung mit 
anderen Ressorts zu unterrichten, hat unter anderem die Kon-
sequenz, daß die beteilißten Verbinöe in der Regel c;czwun-
gen sind, auf einen Entwurf zu reag:ieren. Die Verbi.fr1de ant-
worten deshalb in aller Regel auf die in einem Entwurf vor-
geschlagenen Maßnahmen mit Detailkritik und verzichten im 
allgemeinen darauf, die dem Entwurf zugrunde liegenden qua-
litativen Grundsatzentscheidungen und Prog·ram.nz.iele anzu-
greifen. Selbst wenn Verbände ausnahmsweise vor oder wät.-
rend der unmittelbaren Initiativphase eines Prograrn_._-ns be-
teiligt werden, dient die Beteiligung vornehmlich der Daten-
sammlung und nicht der Problemdefinition und der Zielfest-
leg1.mg. Dem entspricht es dann auch, daß nach Aussagen der 
Referenten von den Verbänden in der Regel Detailvorscbläse 
und keine Alternativkonzepte vorgebracht werden. 

Wenig Problembewußtsein spiegeln die Antworten auf die Frage 
wider, was von Referentenseite aus unternommen wird, um die 
Ansichten und Wünsche betroffener, aber nicht organisierter 
Gruppen, die selbst keine Sprecher haben, zu ermitteln. Nur 
eine Minderheit der Befragten sieht hier ein generelles ·Fro-
blem nicht nur rein organisatorischer Art. Für den großen 
Rest fällt die Identifikation Betroffener zusammen mit der 
F~ststellung derer, die tatsächlich auch beteiligt werden. 
Die einseitige Beteiligung organisierter und konfliktfähiger 
Interessen ist um so bedenklicher, als vermutet werden kann, 
daß deren Wüns~he ohnehin bekannt sind und es keiner ei-
gentlichen Beteiligung mehr bedarf, damit diese Wünsche 
auch berücksichtigt werden. 

Für eine Minderheit der Befragten kann die Frage nach der 
Berücksichtigung nicht-organisierter und nicht-konflikt-
fähiger Interessen deshalb nicht zum Problem werden, weil 
sich diese Beamten selbst als Sachwalter des Gemeinwohls 



- 142 -

verstehen. Nur in wenigen Ressorts waren ~1slitze festzu-
stellen, auch nicht-organisierte und nicht-konfliktf~hige 
Gruppen am Entscheidungsprozeß zu beteiligen. So versuchen 
sowohl das Bl1A als auch das Bl"JJFG, Lehrline;s- und Schüler­
gruppen in das Jl.nhörungsv.erfahren einzubeziehen. ln beiden 
Fällen ~ing die Iniative dazu von der pol.itischen Spitze 
aus. 

Auffallend selten wurde von den Referenten die BeteiligW1g 
fester Gremien (z.B. Beiräte) genannt. Dies mag zu einem 
großen Teil an der Fragestellung gelegen haben. Von der 
üblichen Fo,r.m der Bet~iliG~lng unterscheidet sich die in-
stitutiona:.\..isi.erte Beteiligung durch personelle Kontinui-
tät in Beiräten, die gröP.ieren Einfluß vermitteln kann. Von 
ihr dürfte deshalb auch am ehesten eine Kritik zu erwarten 
sein, ~ie auch qualitative Grundsatzentscheidungen angreift. 
Sie begünstigt offenbar auch eine aktive Interessenvertre-
tung. \rJie die Falluntersuchungen andeuten, findet sich bei 
der nicht~institutionalisierten Form der Beteiligung eher 
eine, Haltung der defensiven Interessenvertretung: Die ·Ver-
bände werden nur dann aktiv, wenn sie mit den in einem Pro-
gramm formulierten Maßnahmen nicht übereinstimmen. Unter-
stellte oder abzusehende Übereinstimmung mit bestimmten .Naß-

, ' 
nahmen scheint dagegen mit· Passivität verbunden zu sein 
(vgl. hierzu: R. Mayntz-Trier, Gutachten: Politische Planung 
und demokratische Beteiligung, Bericht des Projektleiters, 
Bonn im Oktober 1971, S. 21 f.) • . 
Die Einschätzung der Rolle der Verbände variiert offenbar 
mit der Art der Referatsaufgaben. Wo,wie in der Abteil1:111e; D 

des BMI,die Verbände im Tarifbereich die direkten Gesprächs-
partner sind, werden sie in dieser Rolle akzeptiert und ihre__ 
Macht wird nicht unterschätzt. Die Verbände seien gefähr-
lich. ihre Macht steige fortwährend, die Leitung nkzeptiere 
nichts, was von den Verbünden nicht weni~stenc tol~riert 



werde• Allerdings nimmt gerade. im Tar~fbereich der Zv1ang 

zum Kompromiß der Konfliktsi tuatj_on die Schärfe. Die Macht 
der Verbände wird auch dort als erheblich eingeschätzt, wo 
die Gefahr besteht, daß Verbände mit "potenten'; anderen Res-
sorts (oder Ländern) eine negative Koalition eingehen kön­
nen. Hier empfindet man das Agieren der Ver1:,ände wohl am 
ehesten als ärgerliche Tatsache. Eine ambivalente Einschätzung 
der Rolle der Verbände liegt dann vor, wenn ein Ressort ei-
nerseits in verstärktem Maße aui' die bei den Verbänden zu 
suchende.Informationsvera~beitungs-Kapazität angewiesen 
ist, andererseits die Beziehung dadurch belastet wird, daß 
von einem Teil der in Frage kommenden Verbände eine be-
stimmte Ideologie vertreten wird. Unbelastet ist das Ver-
hältnis zu den Verbänden dann, wenn - wie auf dem Gebiet 
der Jugendpolitik - die ,Verbände Informationen bereitstel-
len, aber insgesamt über wenig Konfliktpotential verfügen. 

Allgemein herrscht der Eindruck vor, daß die Verbände als 
Partner akzeptiert werden, die man nicht nur aus Gründen 
der Informationsgewinnung heranzieht, sondern auch zur Le-
gitimation .erzielter Entscheidungen. Diese Einstellung wird 
- wie es scheint - primär den organisierten Spitzenverbänden 
entgegengebra.cht. Daß die Verbände ein gewisses "Mitsprache-
recht" haben, wird also durchaus akzeptiert, wenn auch eine 
Minderheit von Referenten konstatiert (nicht bedauert!), 
daß gerade durch die Verbände ihr Entscheidungsspielraum 
eingeengt werde. 

Daß den Verbänden eine solche Legitimationsfunktion zukommt, 
kann auch den Antworten auf die Frage nach externen An-
stößen und Initiativen entnommen werden. Die meisten Refe-
renten betonen, daß man von Verbänden nur Hinweise allgemei-
ner Art bekomme, Detailvorschläge, oftmals "unbrauchbares 
Zeug". Man schätzt die Einwände der Verbände jedoch insofern, 
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als durch sie die regelungsbedürftigen Fraeen aufgezeigt 
werden. Eine Absicherung erfährt diese Interpretation auch 
durch die Antworten auf die J!'rage nach den gängigen Infor-
mationsquellen. Nur die Referenten der Abteilungen D und U 
des BMI nennen hier die Verbände an erster Stelle. 

Inwieweit durch das Beteiligungsverfahren die kritischen 
Anforderungen der Interessenberücksichtigung.und Autonomie 
ausreichend erfüllt werden, kann nur vermutet werden. Die 
Autonomie gegenüber einer Vielzahl von Verbänden dürfte in-
sofern gewährleistet sein, als die Problemdefinition und die 
Zielfestlegung bei der Programmentwicklung in der Regel von 
der Verwaltung vorgenommen wird und die Verbände nur mit 
einer die einzelnen Maßnahmen betreffend~n Kritik aufwarten. 
Nur Spitzenverbände mit einem hohen Organisationsgrad be-
sitzen überhaupt jene Informationsverarbeitungs-Kapazität, 
die notwendig ist, um sich in Zielfindungsprozesse wirksam 
einschalten zu können. Oftmals scheint es so zu sein, daß 
selbst die allgemein gehaltenen Begründungsmuster, die ei- · 
nem Entwurf beigegeben sind, von den Verbänden uneingeschränkt 
akzeptiert werden. Kritischer ist die These von der Autono-
mie der Verwaltung dann zu beurteilen, wenn, bedingt durch 
die Kleinheit der Referate und die hohe professionelle Orien-
tierung der Referenten, Teile der Informationsverarbei t,un.g 
an wissenschaftliche In~titute und Fachverbände abgegeben 
werden und mit dem Hinweis auf die Neutralität der Wissen-
schaft der mögliche Vorwurf., Probleme interessenspezifisch 
zu erfassen und zu bearbeiten, als unbegründet zurückgewie­
sen wird. 

6.-Konflikte, Konfliktregelung, Unterstützung und Konsensbildung 

Die Kategorie der Konfliktregelung/Konsensbildung-wird von 
uns komplementär zu dem gesondert dargestellten Informntions-
verarbeitunc;s-Prozef3 betrnchtet. Unter prozessualem Gesic.;h ts-



punkt wird in diesem Zusammenhang in der Regel von Konflikt-
regelung gesprochen, obwohl K:rnfliktrcgelung und Konsensbil-
dung an und für_sich auf einer Dimension li-egen. Konflikte 
können autoritativ durch 1'1achteinsa.tz entschieden oder 
durch Konsensbildung überwuädon werden. 

Im Rahmen der Untersuchung interessierten uns primär Konflikte, 
die RV-intern zwischen organisatorischen Ei1u1eiten auftre~ 
ten, darüber hinaus Konflikte zwischen RV und seiner p0li-
tischen und sozio-ökonomischen Um\vel t. Damit derartige Kon-
flikte "greifbar" werden, müssen sie einen bestimmten Inten-
sitätsgrad erreichen und sich im Handeln der am Konflikt 
beteiligten Personen oder Einheiten manifestieren. 

finen solchen Intensitätsgrad erreichen in der Regel Kon-
flikte, die strukturell bedingt sind durch die jeweilige 
organisatorische Arbeitsteilung und Zuweisung vo:r1 Zustän-
digkeiten. Die typische Folge sind sowohl Kompetenzkon-
flikte als auch sachliche Konflikte um den Inhalt von Pro-
grammen. Hierher gehört auch der von der Organisationsso-
ziologie of.t beschriebene Stab-Linien-Konflikt/ 

/strukturell uedingte Konflikte könn~n noch verschärft wer-"-
den, wenn'sich in ihnen unterschiedliche Umweltinter-es~en 
widerspiegeln. Dies ist deswegen nicht u..-riwa..½rscheinlich, 
weil die organisatorischen Einheiten in HV in der Regel 
bestimmten Umweltbereichen zugeordnet sind und darur:1 häu-
fig eine besondere Sensibilität für die Interessen und Pro-
bleme gerade dieser Umweltbereiche entwickeln/ 

In dem I1aße, in dem ein Prozeß der Programmentwicklung 
auf Konflikte innerhalb RV oder zwischen RV und der Umwelt 
stößt, wird dieser Prozeß beeinträchtigt. Je nach Höhe des 

https://1'1achteinsa.tz
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Konfliktniveaus ~nd der jeweils verfügbaren Konfliktrcge-
lungs-Kapazität, die vornehmlich bei der Spitze a?gesiedelt 
ist, kann die Programmentwicklung verzögert oder abgebro-
chen werden oder entfernt sich vori den ursprünglich inten-
dierten Zielen. 

6.1 _Abteilungs- und ressortinternc Konflikte 

Bei der arbeitsteiligen Kooperation innerhalb einer Abtei-
lung zwischen Rechtsreferat und Fachreferaten treten Stö­
rungen in der Regel dadurch auf, daß da~; Problem der zeit-
lichen Koordinierung der einzelnen H.eferatsbeiträge unzu-
reichend gelöst wird. Da von den einzelnen Referaten nur 
bei einigen größeren Vorhaben eine detaillierte Aufgaben-
und Zeitplanung betrieben wird, die auf die. Tätigkeiten 
der anderen Referate abgestimmt ist, besteht immer die Ge-
fahr, daß etwa das Rechtsreferat mit Beiträgen aus den Fach-
referaten überlastet wird. Können sich die Referenten unter~ 
einander nicht einigen, wessen Programm vom Rechtsreferat 
vordringlich bea.rbei tet werden soll, wird der Konflikt in 
der Regel zum nächsthöheren Vorgesetzten (ent~eder UAL oder 
AL) getragen. Typisch .sind bei der arbei tsteiligen Koopera-
tion zwischen Rechts- und Fachreferat jedoch auch Konflikte, 
die in unterschiedlichen Präferenzen der an der Programm-
ausarbeitung beteiligten Personen ihre Ursache haber_i (z.B. 
Juristen versus Lebensmittelchemiker). 

'Besitzt die Abteilung ein_ Grundsatzreferat, spielt der von 
der Organisationssoziologie oft beschriebene Konflikt zwi-
schen Generalisten und Spezialisten eine Rolle„ Hinzu koP.1-
men Auseinandersetzungen mit den Fachreferaten um den Zugang 
zu Informationen und den 11 Zugang zum Machthaber". Es handelt 
sich also um Konflikte, die sowohl von unterschiedlichen 
Präferenzen he:r·rühren als such strukturell bedingt sind{ 
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Da das Grundsatzreferat infolge seiner Allzust3-ndigkeit 
seine Kapazität für konzeptionelle Tätigkeiten restlos 
aufbrauchen kann, wenn ·es jene Programme bearbeitet, für 
die in der Abteilung sonst niemand zuständig ist, besteht 
die Gefahr, daß ein anderes Referat die dem Grundsatzrefe-
rat ursprünelich zugedachte Funktion übernimmt - wie dies 
z.B. bei der Abteilung R der Fall ist. Z_uständigkeitskon-
flikte sind die natürliche ::B'olge einer solchen Entwicklung. 

Ähnlich gelagerte Konflikte treten daJm auf, wenn den übri­
gen Referaten einer Abteilung eine Einheit vorgeschaltet 
wird, die konzeptionelle Tätigkeiten und übergreifende Pro-
blemverarbeitung betreiben soll, wie etwa die "Gruppe" UK 
der Abteilung U des BMI. Auch hier ist das Informations-
und Machtproblem die Quelle häufiger Konflikte. 

''Rat die Abteilung eine bestimmte Größe angenommen U11d be-
sitzt zwei oder mehrere Unterabteilungen, so erhöht sich 
mit dem Koordinationsbedarf auch die Wahrscheinlichkeit 
von Konflikten, die entweder strukturell bedingt sein kön­
nen oder auf unterschiedliche Präferenzen zurückzuführen 
sind. Gerade Referenten mit l).oher profess_~oneller Orientie-

. rung neigen tendenziell dazu, sich als 11 Außensei ter" zu defin-
nieren, was sie zu den Normen der bürokratischen Organisation 
in Widerspruch geraten läßt.· Auch ist bei dem Fachmann mit 
professioneller Orientierung die Gefahr konflikthafter Aus-
einandersetzungen dann gefeben, wenn er sein sachlich orien-
tiertes Programm durch politische Eingriffe der Spitze ge-
fährdet sieht/' 

Eine weitere Koni'liktquelle ist bei bürokratischen Organi-
sationen die Autoritätsstruktur. Sie ist sogar bei jener 
KommunikatioL, die nicht entlang der hierarchischen Glie-
derung verläuft, gegenwärtig und aktualisierbar. So können 



Konflikte auftreten, wenn. das Bedürfnis no.ch Gelbststeuerunr; 
und Eigenverantwortung bei den Referenten durch laufende Ein-
griffe von oben beschränkt viird, die Chancen zur E:i.genirii-
tiative durch Vorgaben von oben abgeblockt werden oder Kon-· 
trollmaßnahmen der Vorc;esetzten als zu 11 dicht:r erepflmdon WE;r-

den. Gerade hier bat die Untersuchung den Befund erbracht, daß 
viele Referenten den Unterabteilungsleiter deshalb ableh-
nen, weil er zu sehr ihren Handlungsspielraum einenge. 

Die Ausführungen zum Grundsa:tzre.fer~t und zu vorgeschalte-
ten organisatorischen Einheiten wie der Gruppe UK ":eisen 
das Informationssystem als einen besonderen Konfliktherd 
aus. Konflikte in diesem Bereich beruhen weniger auf tech-
nischen Unzulänglichkeiten (obwohl diese von vielen Refe-
renten. als ärgerliche ~:atsache empfunden werden), sondern 
darauf, daß mit Informationen "Politik" gemacht werden kenn 
und auch gemacht wird. Informationen können vorenthalten, 
gefiltert, "ergänzt" oder aber auch erst zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt ertci·lt werden. In diesem Zusammenhang ist 
a-uch auf eine immer wieder zu beobachtende Orientierungs-
unsicherheit bei Referenten zu verweisen, die auf eine un-
genügende Ve:csorgung der Basis mit "politischem Hintergrund-
wissen" zurückzuführen ist (z„B. Vorwurf der Abschottung der· 
politische::i. Spitze, Ausschluß von Unterabteilungsleitern 
von der Abteilungsleiterbesprechung etc.). 

Über jene Konfliktarten, die zwischen Abteilungen eines Res-
sorts aufzutreten pflegen, können zunächst nur allgemeine 
Angaben gemacht werden. Konflikte struktureller Art, bedingt 
durch die ar·oeitsteilige Gliederung der Ressorts in Abtei-
lungen und Referate mit unte.rschie dlicher und begrenzter 
Aufgabenstellung, kommen wohl am häufigsten vor. Es handelt 
sich also um sachliche Konflikte um bestimmte Programminhalte 
sowie um Kompetenzkonflikte. Konflikte infolge unterschied-
licher Püif'erenzen können hinzutreten. 
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'Strukturelle Konf'l1."ktc · d bs1n ~esondcrs intensiv, wenn - wie 
beim BI'1V - sich in der Gliederung bestirrunte Umwel tinteres-
sen widerspiee;eln. Sie sind schwerer zu regeln, wenn ein-
zelne Abteilungen über UJJ.tcrschiedliche "eigenständige" 
Macht v~rfügen: durch den Rückgriff auf eigene finanzielle 
Res~ourcen, durch den direltten Zuganß' zur Leitung oder durch 
räumliche Distanz von der Leitung oder anderen Abteilungen 
des Hauses~ 

~Besonders häufig scheinen Konflikte zwischen der Z-Abtei-
lung und den Fachabteilungen und zwischen der Planungsabtei-
lung ( oder stabsähnlichen Einrieb tungen) und den J?achabtei-
lungen.. Konflikte mit der Z-Abteilung treten vornehmlich 
deshalb auf, weil sich die Fachabteilungen von der Z-Abtei-
lung ungenügend unterstützt sehen; eine oft gehörte Klage 
ist etwa die ungenügende personelle Ausstattung der Fach-
abteilungen. Hinzutreten können .Konflikte, die ,in unter-
schiedlichen Präferenzen ihren Ursprung haben,., wie dies in 
dem nachsteh8nd aufgeführten Zitat zum Ausdruck kommt: 

"Es ist also eine Schwierigkeitsquelle, das ist zumindest 
in unserem.Hause so, aber ich habe das auch von anderen 
Häusern gehört, daß die Z-Abteilung doch einer sehr tra-
ditionellen Verwaltungs-Denkweise verhaftet ist und sich 
weniger als Sprachrohr der Abteilungen oder der Referate 
ansieht, sondern ein ziemlich eigenes Den.'l{schema hat und 
sich nicht in dem Maße mitverpflichtet fühlt, die sachli-
chen Probleme zu bew~ltigen, das ~eines Erachtens notwen-
dig wäre. So geschi~ht es auch hier, so daß geschäfts-
ordnungsmäßig oder weisungsgemäß hier einfach eine Ver-
besserung der Zusammenarbeit festgelegt werden muß ••• " 

/Gerade Fachabteilungen, die überwiegend mit extern rekru-
tierten, pr~fessionell orientierten Referenten besetzt 
~ind, richten an die Z-Abteilu._11.g den Vorwurf, zu sehr einer 
11 traditionellen Verwaltungsdenkweise II verhaftet zu sein..-

Das zum Verhältnis von Planungs- und Fachabteilungen zur 
Verfügung stehende Material belegt.auch hier, daß in die$em 
Bereich die Konfliktursache irn Informations- und Machtpro-
blem zu suchen j_st (vgl. Kapitel 7). 
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6.2 Konflikte zwischen Ressorts 

/Die Mehrzahl der befragten Refcn~,n sieht in sachlichen 
InteressenFegensätzen di~ HauptursachJ von Konflikten zwi-
schen den Ressorts. An zweiter Stelle werden da.:nn Kompetenz-
überschneidungen genannt, vereinzelt auch politische Kontro-
versen. Die häufige NennUl1g von sachlichen Interessengegen-
sätzen und Kompetenzüberschneidungen als Hauptquellen RV-
interner Kon.-:'likte überrascht nicht;. sie zeigt, daß ein 
Großteil dieser Konflikte strukturell bedingt ist, also 
von der arbeitsteiligen Gliederung der Regierung in Ressorts 
herrührt. Das enge Beeinanderliegen der beiden Konflikt-
ursachen läßt sich ebenfalls erklären: In der Regel dürfte 
es so sein, daß die an einer sachlichen Auseinandersetzung 
um den Inhalt von Programmen beteiligten Ressorts die Stra-
tegie verfolgen, erst dann die Kompetenzfrage ins Spiel zu 
bringen, wenn eine 'Einigung in den anstehenden Sachproble-
men nicht gelingt. Allerdings gibt es auch Ressorts, wo 
die sachlichen Interessengegensätze so weit verhärtet sind, 
daß Auseinandersetzungen "nur" noch um die Kompetenz geführt 
werden, um eine den eigenen Präferenzen entsprechende Lö­
sung durchsetzen zu können. Das Herausstellen sachlicher, 
Interessengegensätze·a1s Hauptgrund für HV-interne Kon-
flikte sowie die in diesem Kontext gegebenen Erläuterungen 
lassen den 2chluß zu, daß die Mehrzahl der Referenten der-
artige Konflikte als unaufhebbar und sogar als funktional 
notwendig betrachtet. 

6.2.2 Konfliktpartner 

Die Frage nach den wichtigsten Konfliktpartnern der unter-
suchten Abteilungen sollte ermitteln, von welchen (inter-
nen und ex'tE:rnen) Stellen in crEter Li nie wir}: r;amer Wider-
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stand gegen d~_e Vorhaben. der untersuchten Einhei tcn erwar-
tet wird. In der Regel nennen die Referenten Verbände, an-
dere Ressorts (unter denen das Bl'IWli' eine Sonderstellung ein-
nimmt) und die Länder als ihre Konfliktpartner. Eine Aus-
wertung nach Abteilungen macht ocn engen Zusammenhang zur 
Aufgabenstellung deutlich. 

Die Referenten der Abteilung D des Bl"lI nennen die Verbände 
als Hauptkonfliktpartner. Dies leuchtet insofern ein, als 
ja bei Tarifverhandlungen die Verbände die direkteri Ge-
sprächspartner von D sind. Im Tarifbereich kann zwar die 
Konfliktursache für größere Zei träu.111e ausgeräumt werden, 
bleibt jedoch als Thema immer vorhanden. Ferner wurde das 
BI'1WF als Konfliktpartner genannt, in der Unterabteilung D II 
(Besoldungs-, Tarif- und Versorgungsrecht) häufiger als in 
der Unterabteilung D I (Allgemeines Recht des Öffentlichen 
Dienstes), was widerum von der Aufgabe her zu erklären ist. 

Die Abteilung U des- Bl1I kennt nach Angaben der Referenten 
folgende Konfliktpartner: an erster Stelle die Bundeslän-
der, an zweiter Stelle andere Ressorts, schiießlich noch 
betrof·fene Gruppen ( also Verbände der Wirtschaft und der 
Industrie). Doch erst die getrennte Auswertung der Frage 
nach den Hauptkonfliktpartnern für die beiden Unterabtei-
lungen läßt den in der obigen These aufgestellten Zusam-
menhang zwischen Aufgabenart und Ort des \,Jiderstands deut-
lich hervortreten. So sind für die Unterabteilung U I 
(Wasserwirtschaft) die Länder die Hauptkon.fliktpartner. 
Die Länder sind kompetenzbewußt; das Verhältnis Bund-Länder 
war in der Wassergesetzgebung gespannt. Da für die Unter-
abteilung U II (Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung) die 
Bundeskompetenz gesichert \.·mr, stoßen hier die Programme 
vornehmlich auf den 'v!iderstand von Verbi-inden, die ,Kompe-
tenzüberschneidunr:en ausnutzend,oft mit anderen Ressorts 

. - 1 

eine ner;ati.ve Koalition einr;ehen. 
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Für die Referenten der Abteil 1;n~ J des Bl'-iJFG sind die Ver-
bände die Hauptkonfliktr,arlner. Dies lcu,_-.htet urirni ttclbar 
ein für die Förde:runp: srefera te ( J '.:> - J 8), d j_e j r1 öurch 
den Richtlinicnerlaß vorn J nnuar 197'1 zur Zuswn.:nenarbei t 
mit den freien Trägern (Verbänden) verpflichtet sind. Durch 
die auf Grund der "Hessen-Klage rr erzielte Einigung auf eine 
überregionale Förderung konnten die Konflikt-? mit den L3n-
dern weitgehend o.usr;erüumt werden. Bei den Gesetzgcbuncs-
referaten der Jugendabteilung stehen dacegen Konflikte mi~ 
den Ländern eher im Vordergrund. Der Abteilun5sletter macht 
den Unterschied folgen.dermaüen deutlich: :t:r sieht die Hau1)t-
widerstandsquelle 

ttin erster Linie bei den betroffenen Interessengruppen, 
in zweiter Linie bei den Ländern. Beides völlig UJYter-
schiedlich. In der Jugendförderung sind es die Inter-
essengruppen, in der Gesetzgebung sind es die Länder ••• 
Bei der 13undesförderung handelt es sich immer - bei zu 
kurzer Decke insgesamt - um U1::-,schich tungen, um neue Prio-
ri täten ••• , die einen jubeln, die anderen klagen. Bei 
den Ländern sind es natürlich Zuständigkeitsi'ragen in 
erster Linie. Wir machin ja fast ausschließlich Gesetz-
gebu:r1ß, die der Zus tirimun.g des Bundesrats 1-,edarf'. Und 
weil es Gesetzp;ebunc ist, die vollzogen wird in .Auftrnr:·s-
verwal tung und durch die Länder unmittelbar, müssen wir 
eben auf.die Länder besondere Rücksicht nehmen." 

Die Referenten der Abteilung l! des Bl"lJFG sehen in den Ver-
bänden und den Ländern ihre Konfliktpartner. In den Verbänden 
deshalb, weil die von L ausgearbeiteten Programme in der 
Regel negative Auswirkungen auf \.jirtschaf ts- und Industrie-
verbände haben. In den Ländern, weil sie durch ihre insti-
tutionalisierte Beteiligung das Gesetzgebungs- (bzw. Ver-
ordnungs-)verfahren blockieren können. Die Abteilungsleite-
rin sieht allerdings den Widerstand anderer Bundesressorts 
als besonders wirksam an: Daß sich die betroffene Wirtschaft 
hinter ein Ressort steckt, 
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"das ist sehr hüufig der, F'a11. Ahcr j eh ITH':i.nc, der Wie er-
stand der Wirtschaft ü,t für unB ein cinzu:rnl1rn.licrcndes 
Risiko ••• ein politisci1es Kelkül ••• Aber wir kBnnen 
uns irn Entwicklunc:sgang des, -~:.esE:tzes- oder V8rOrc3nu.n::._:s-
V?rhauens do eh darüber hirn:essetzen, theoretisch darül:c;r 
hinwegsetzen. Aber das k~nnen wir nicht bei ähnlichen 
Wtderständen der anderen Hessorts. Wir müssen ja, .-.'enn 
\<:J.r zu einer Kabinottvorlac;e kommen wollen, die Zust::2-
mung haben, und es müssen schon schwerwiegende Probler::.e 
sein, daß man sie streitig ins Kabinett bringt ••• 11 

Vielleicht ergibt sich die Meinungsdifferenzierung vor al-
lem daraus, c'.aß die Referenten in erster Linie Vcrbandskon-
ta.kte pflegen, wogegen der Kontakt zu den Ressorts und den 
Ländern in erster Linie auf Abteilungslei_terebene geführt 
wird, vor allem eben dann, wenn die Kontakte konflikthaft 
.sind. 

Auch die Referenten der Abteiluwz B des BMA bestätigen 
die These vom Zusammenhang zwischen Art der Aufgabenstel-
lung und Ort des Widerstands: sie sehen in den Arbeitgeber-
verbänden und im B11wlt, ihre hauptsächlichen Konfliktpartner. 

Die aufgezä.hl ten Beispiele lassen bestimmte Konfliktzonen 
mit jeweils unterschiedlichem Konfliktniveau erkennen: 

1. Eine Konfliktzone stellen die Länder dar. Dies verweist 
darauf, daß die Handlungsmöglich..~ei ten des Bundes durch 
das föderative Prinzip begrenzt sind. Kompetenzkonflikte 
sind in der Regel die Folge. Das Konfliktniveau ist des-
halb hoch einzuschätzen, weil die Länder durch ihre iL-
stitutionelle Beteiligung an Gesetzes- oder Verordnungs-
vorhaben Macht besitzen, die sich durch die Abhängigkeit 
des Bundes von der ausführenden Verwaltung der Länder 
noch erhöht. 

https://aufgez�.hl
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2. Die häufige gemeinsame Nennung von Verbänden und Hesnorts 
als Hauptkonfliktpartner zeiEt eine zweit,e Konfliktzone 
en, ö.eren Konf'liktniveau durch negative Koali tior:.en e1·-
böht werden kann. Nur wenige cut organisierte lÄnd J.:on-
fliktfi:ihige Verbände (wie Bauernverband, Arbeitceberver-
bände etc.) r;ind in der Lage, allein einem Pror,rer.n'.1 Wi-
derstand entc;egenzusetzan. Dncecen w~rd von aen heferen-
tcn die 1'1acht der anderen Ressorts (für sich gcnor.:men) 
von vornherein als stärker bewertet. 

3. Eine weitere Konfliktzone l'•ilden vor allem im Förderungs­
bereich Vffrbände und Abgeordnete des Bundestags. Durch 
die Koalition mit Abgeordneten steigt das Konflik:tniveau 
insofern an, als die Abgeordneten in der Ree;el die Aus-
einandersetzung sofort auf die Leitungsebene tracen. Ab-
geordnete bieten sich e;erade im Förderungsbereich auch 
deshalb als potentielle Koalitionspartner für Verbände 
an, weil hier die Zurechnung des eigenen Verdienstes um 
eine e;etroffene ·Entscheidung leicht möglich und für an-
dere leicht darzustellen ist. 

6.3 Konfliktregelungsfunktion der Hierarchie 

In diesem Abschnitt interessiert vor allem die Frage, wel-
che Konflikte auf welcher hierarchischen Ebene geree:elt 
werden. Die Ausführungen setzen voraus, daß die Verarbei-
tung von Konflikten Zeit kostet und die Kapazität belastet 
und im Ji„alle des l'Iißerfole;s zur Lüh.'Uung des Entscheidungs-
prozesses führen kann. 

'Die überwiegende Iiehrzahl der Referenten trägt· Konfli:{te, 
die auf Referentenebene nicht bereinigt werden können, auf 
die nächsthöhe1·e Ebene und folgt damit den Refeln der GGO,r 
Ist auch diese Ebene nicht in c,cr Lafe, den Konflikt auszu-
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räumen, wird in der Regel die Leitune; mit der Sache befB.St. -
Ein großer Teil der zur L~s1mg anstehenden Konflikte wird 
auch tatsächlich e.uf ReferentenebenP bereinigt. Dafür spricht 
auch, daß die I1ehrza.hl der Referenten es als ihre Aufgabe an-
sieht, sich um die Durchsetzung von Programmen zu kümmern. 
Die Äußerungen der Referenten in diesem Kontext lassen den 
Schluß zu, daß "Durchsetzung" von ihnen assoziiert wird 
mit "zähem Verhandeln", wenn der Konfliktpartner innerhalb 
von RV zu suchen ist; auch gegenüber Verbänden gilt es in 
erster Linie, in Verhandlunßen überzeugend zu wirken, wo-
gegen gegenüber der Öffentlichke'it nnurchsetzen 11 bedeutet, 
sich durch das Ver:fassen von Reden und Ar.tikeln zu enga-
gieren. Da es den Referenten an effektiver Macht fehlt, 
können sie Konflikte nur durch Uberzeugungsversuche regeln, 
indem sie darauf einwirken, daß der Konfliktpartner seine 
Präferenzen ändert. Allenfalls kBnnen die Referenten noch 
den Gesprächskreis ausweiten, um auf diese Weise sich Ver-
bündete zu schaffen. Diese Strategie dürfte allerdings .nur 
begrenzt verfügbar ·sein, da in der Regel der Gesprächskreis 
von·vornherein ziemlich feststeht. 

Für eine Konfliktregelung durch bargaining scheint der Hand-
lungsspielraum der Referenten generell zu eng zu sein. Eine 
Bestätigung dieser These.bieten die Antworten auf die Frage, 
auf welcher Ebene die Konfliktregelung leichter erfolgt. Die 
Mehrzahl der Referenten ist der Meinung, daß es auf höherer 
Ebene leichter zu einer Einigung zwischen den Ressorts 
kommt. Dabei wird wie f9lgt argumentiert: 

Vorgesetzte können großzfigiger sein und eher nachgeben; 
- Auf höherer Ebene dominieren politische Zweckmäßigkeits-

gesich tspu.n.~te, der Referent kann keinen politischen Kom-
promiß anbieten; 

- Erst die vorgesetzten sind zu Kompromissen berechtigt, Vor-
gesetzte haben einen gröHeren Entscheidungsspielraum; 

- Je höher das Gremium, desto mehr ist es zu einer Einigung 
verurteilt; 
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- Obon ßcht es zügiger; 
- Oben kennt man nicht die Det8ils; 
- Oben f:}ind nur noch wenige Punkte strittig. 

'Nur eine Minderheit glaubt, dar:· sich Konflikte leichter 
auf Referentenebene regeln lassen. Dabei lassen sich zwei 
Argumentationsmuster unterscheiden: 

- Eine Einigung muß auf Referatsebene er~o~gen, da auf Ab-
teilungsebene noch juristische und pol1.tJsche Bedenken 
hinzukommen; 

- Auf höherer Ebene ist man oft festiz:<':fal1ren. Eine Einigung 
bedeutet dann oft: fauler Kompromiß!; 

/Jene lteferenten, die sich dem zuletzt. genannten Argumentations-
muster anschließen, zeichnen sich in der Regel durch eine 
hohe professionelle Orientierung aust So verwundert es 
nicht, wenn sich gerade bei der Abteilu.,_-r1g L des BMJ:FG Ant--
worten wie diese häufen: 

"Auf höherer Ebene wird leichter eine Einigung erreicht, 
ob dabei der sachliche Gesichtspun."tct Vorrang hat, ist 
fraglich. Mir sind Referentenentscheidungen lieber. 11 

oder: 
"Zu _einer leichteren schon. Zu einer besseren wohl nicht 
immer. Wir Fachidioten würden die Dinge doch anders machen.: 

Ähnlich argumentieren auch die Referenten im technischen .Be-
reich der Abteilung St des BMSt. Generell überwiegt_aller­
dings die Tendenz zum Höherspielen von Konflikten. Sie kann 
damit erklärt werden,, daß roit aufsteigender Hierarchie der 
zur Verfügung stehende Entscheidungsspielraum zunimmt. 

Allerdings bedarf dieses Urteil einer gewissen Präzisierung. 
Bei vielen Konflikten, die auf ijeferentenebene niciht gel5st 
werden können,  die l1L-EbenC of.fonbar übergangen und 
die Regelung sogleich auf die Leitungsebene verlagert. Der 
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Grund scheint im engeren A:roci tskont.::i.kt zwischen ML-:Ebene 
und Referaten zu liegen. Dadurch kennt der Referent im all-
gemeinen den Konzessionsrah1:10n dieser Ebene so gut, dafi er 
ihn schon bei seinen VerhandJ.ungen voll ausschöpfen kann. 

,.teue Spielrävmo können deshalb erst wieder auf der Leitungs-
ebene erschlossen werden. Den ZusammcJJhang verdeutlicht die 
Auskunft eines der befragten Abteilungsleiter: 

"Ich finde, diese Abteilungsleiterkontakte sind schier 
überflüssig. Sie haben noch nie zu etwas geführt. Ent-
weder einigt man sich auf der Referentenebene, oder es 
kommt auf Staatssekretärs- oder Ministerebene. Ich habe 
also noch nie erlebt, daß wir uns mal auf Abteilungs-
leiterebene geeinigt hätten ••• Die .Abteilungsleiter 
sind nicht sehr frei zu Kompromissen, die vom eigenen 
Ressort, vom Ausgangspunkt im eigenen Ressort weit weg-
führen. Meistens geht es auf dieser Ebene ja dann docb 
um Kompromisse, bei denen wechselseitig jeder sagt,_ ja, 
ja, ich möchte schon, aber das kann ich nicht ohne mei-
nen Minister ••• Das geht ja teilweise telefonisch ab, 
so daß man sich eigentlich unterhält, weil man weiß, na 
ja, einigen können wir uns nicht, jeder ist irgendwie ge-
bunden, aber die Form muf3 eingehalten werden. Dieses Ei-
nigungssystem der GGO halte ich für schrecklich unzweck-
mäßig ••• " 

Allerdings wird auch von Abteilungsleiterseite genau die ent-
gegengesetzte Meinung vertreten: 

I 

11 ••• Die Einigung auf Abteilungsleiterebene ist deshalb 
leichter, weil bei den Referenten, so wie ich das bis 
jetzt erlebt habe~ eben doch ein sehr begrenztes res-
sortegoistisches De~en vorhanden.ist, und daß mar_i da 
einfach einen Prestigeverlust erlitte, wenn man hier 
oder da nachgibt ••• Es kommt vielleicht auch hinzu, 
daß die Abteilungsleiter doch auch etwa,s mehr, nicht nur 
fachlich sondern auch politisch den.ken und die politi-
schen Ko;rncquenzcn mehr sehen ••• Der Abteilungsleiter 
sieht natürlich viel mehr die öffentliche Diskussion U.'1.d 
geht seiner Aufe;nbe gemäß einen Schritt weiter, indem er 
sagt selbst wenn ich weiß, daß alle heute so dcr..ken 
hier' ••• muß ich dafür norgen, daß die Leute zukunfts-
orientiert denken, und info1gcdessen müssen wi~ den n~uen 
Weg geben ••• ~eh glau1?e sc1:on, da!~ ~s dann ~eicht~r ~st 
(wenn der Abteil"\).ne;sleiter 1'.,xter:r:ie~ ist), weil c~ Ja acn'ln 
sehr wahrscheinlich ein mehr polit_1schcr Mcnt,ch ist. al~-

• ·i Li' , "'bJ -· •1 - iJ,,._.,. ..,uc- ~er 1 rc"'\"1 ltun•- ,·.-,'.-.-..,,_einer, üer öU ncrn U ,_J Crl( 11 .. ,·t, <-< ., u v • "-'· ,~ tc·-"·'- '" 
men ist. Aber aueh da Lir,ct er; f.'.E'hr von d8r J--·crson ab., 
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/weniger d~r Hinweis, daß es von der betreffenden Person 
abhänge, sondern vielmehr der auf die externe Rekrutierung, 
scheint erklären zu können, \varurn die Konfli ktregelungs-
Kapazität voL Abteilungsleitern so unterschiedlich einge-
~chätzt wird. Unt~r bestimmten Bedinguns-en, die eng mit 
dem Rekrutierungsmuster zusammenhängen, scheint es für ei-
nige Abteilungsleiter möglich zu sein, den mit ihrer Posi-
tion verknüpften Entscheidungsspielraum auszuweiten. Je 
nach Herkunft der extern rekrutierten Abteilungsleiter 
sind sie in der Lage, auf ein Netz von Kontakten zux~ck~ 
zugreifen, das für den Fall der Konfliktaustragung akti-
viert werden kann. Da die meisten dieser extern rekrutier-
ten Beamten über ausgezeichnete Parteikontakte verfügen, 
zudem als "Männer des Vertrauens" den direkten Zugang zur 
politischen Spitze haben, können sie vor allem bei der Re-
gelung von politischen Konflikten eingesetzt werden. Die 
Wahrnehmung von Außenkontakten und die Regelung von Kon-
flikten sind wichtige Elemente im Selbstbild dieser Perso-
nengruppe/ 

Daß eine derartige Ausweitung des Ehtscheidungsspielraums 
unter ähnlichen Bedingungen selbst auf Unterabteilungsebene 
möglich ist, hat die Untersuchung ebenfalls gezeigt. Enge 
Kontakte zur mittleren und höheren Leitungsebene auf Grund 
gemeinsamer Parteizugehörigkeit, aus demselben Grund ausge-
zeichnete Kontakte zur Fraktion und zu Arbeitskreisen der 
Fraktion, gute Kontakte zu Ausschüssen und ihren Vorsitzen-
den und Zugehörigkeit zu einer Einheit der Ministerialver-
waltung, die den Überblick über laufende :Programme garantiert, 
ermöglichen eine Abweichung von dem sonst üblichen Iius1ter 

·der :Monopolisierung von politischen Außenkontakten und Kon-
fliktregelung durch-die höhere Leitungsebene~ Allerdings 
scheinen diese Ausnahmen selten zu sein. 
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Insgesamt ist es jedoch die politische Spitze, die bei 
Programmkonflikten am stärksten involviert ist und dies 
um so mehr, wenn die mittlere Leitungseb~ne aus den be-
reits genannten Gründen keine Entlastung schaffen kann. 
Außerdem ist die Spitze bclastet_mit der Regelung organi-
sationsinterner Konflikte, die von I'ersonen oder Struktu-
ren ausgehen können. Allerdings werden solche organisa-
tionsinternen Konflikte von einigen der befragten Staats-
sekretäre als ziemlich lästig empfunden, die der Meinung 
sind, daß in diesem Bereich von unten zu viel nach oben 
getragen wird. Dabei lassen sich Programmkonflikte und 
Organisationskonflikte oftmals kaum auseinanderhalten, 
weil gerade konfliktbehaftete Organisationsentscheidungen 
auf Progra~minhalte bezogen sein können. 

6.4 Unterstützung - Konsensbildung 

Tendenziell scheinen die Hauptkonfliktpartner zugleich 
auch diejenigen zu ·sein, von denen man, abhängig von der 
jeweiligen Situation, Unterstützung erhalten kann; die 
Voraussetzungen, die Widerstand erst möglich machen, sind 
zugleich die Voraussetzungen, die zur Unterstützung befä~ 
higen. 

Besonders deutlich wird dies bei der Antwort eines Befrag-
ten aus der Abteilur1 0 J des BMJFG: 

"Auch unsere Bundesgenossen sind umo-ekehrt die Länder ••• 
Es gibt natürlich immer eir_ie K~ali tion der.. f~chlich 

1Engagierten ••• Unsere zweJ.t~tarn:sten- Verbunaeten, 
wenn man mal vom Kontakt unrrn. ttclbnr zum Parlament ab-
sieht also da haben wir Verbündete im Parlament, in 
den A;beitskreisen der Regierungsfraktion in erster 
Linie dann sind unsere zweitsti.irksten Verbündeten si-

' . b.. d 11eher wieder die Ver an e ••• 

Auch bei der Abteilunrr L des Br'lJFG ( insbesondere bei der 
Unterabteilung L II, wo die gr~ßcren ProgrammvorhabAn lau-
fen) kristallisiert sich als Jleir,unl~e:,bild heraus, daß mnr: 
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die Länder und Verbände gewinnen muß, also die Unterstützung 
bei denjenigen Gruppen suchen muß, die Programme auch am 
ehesten gefährden kBnnen. Hier überrascht allenfalls, daß 
bei hoher professioneller Orientierung den Heferonten kaum 
einer der Befragten Unterstütz1mg bei der 11 \.Jissenschnft" 
sucht. 

Auch die Referenten der Abteilung St beim BFillt sind der 
Meinung, daß potentiell alle Gegner auch als Unterstützer 
eines Programms in Frage kommen mit Ausnahme der "Gri.inen 
Front" und des Verbandes der Haus- und Grundeigentümer. 

Daß sich je nach besonderen Umständen und Art des Programms 
bei der Unterstützungsfra.ge wechselnde Konstellationen erge-
ben können, zeigt besonders gut das Beispiel der Abteilung U 

des BHI: 

Gegenüber den Ländern (Bundesrat) gewährt vor allem bei 
der Wassergesetzgebung der Bundestag Unterstützung, der 
"im guten Sinn zentralistischer denkt"; gegenüber den 
Ländern sucht man auch Unterstützung bei der Industrie. 
Beim Abfallbeseitigungse;csetz z.B. war die Industrie 
an einer bundeseinheitlichen Regelung aus Wettbewerbs-
gründen interessiert und unterstützte gegen den Wider-
stan~ der Länder das Konzept; bei den Ländern kann man 
dann Unterstützung erhalten, wenn man ihre Kompetenzen 
nicht antastet; und unter bestimmten Voraussetzungen las-
sen sich sogar bestimmte Verbände gegen widerstrebende 
Gruppen mobilisieren. 

Für die Abteilung D beim ßl1I und die Abteilun_F B beim BMA 
trifft die These jedoch nicht in vollem Umfang zu~ Die 1'1ög­
lichkeit, bei den Verbänden Unterstützung zu finden·, schei-
det deshalb aus, weil deren Gegµerschaft in beiden Fällen 
offenbar schon in einem so hohen l'Iafae insti tutionalisicrt 
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und als Norm anerkannt. ist, daß bei der Abteilung B die 
Wirt~:;chaf tsvcrbände und bei der Abteilung D die Gewerl{-
schaften als Konsenspartner von vornl1erein 1.mdenkbar er-
scheinen. 

Das,Beispiel der Abteilung B des BVJ.A zeigt auch eine andere 
interessante Variante: Im Bereich der Abteilung B sind mit 
dem Bundesausschuß für berufliche Bildung und (für das genze 
Haus) der sozialpolitischen Gesprächsrund~ institutio-
nalisierte G::·emien vorhanden, die sowohl zur Austragung 
von Konflikten mit anderen Ressorts und Verbänden genutzt 
werden als sich auch für eine aktive Unterstützung an-
bieten, da die institutionalisierte Beteiligung die perso-
nelle Kontinuität sicherstellt und auf diese Weise die Chance 
erhöht, daß die Teilnehmer sich mit der Politik. des Hauses 
identifizieren. 

Es fällt auf, daß die Referenten der untersuchten Abteilun-, 
gen selten das Parlament bei der Frage nach der Unterstützung 
für Progra::nme nennen. Wenn dies überhaupt geschieht, so von 
Befragten der mittleren und höheren Leitungsebene. Dies 
deutet· darauf hin, daß Kontakte zum Parlament von diesen 
Ebenen gepflegt werden, in vermehrtem Umfang von der hö­
heren Leitungsebene allein. 

Auffällig ist auch die häufige Nennune; (so bei den Abtei-
lungen u, D, St, Bund den Planungsabteilungen bfrim Bl'1A 
und BI1V) der politischen Spi tz,e als Verbündeter, wenn es 
um die Unterstützung von Programmen geht. Dies scheint zu-
nächst aus dem bisherigen Argumentationsschema herauszufal-
len. Der Ver~eis auf die Spitze durch die Referenten in die-
sem ·zusa~menhang bedeutet letzten Endes jedoch nur,' daß 
selbst die Referenten der höheren Leitungsebene das wirk-
samste Konfl iktregclungs-l)oten tial zuschreiben, dessen 
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Einsatz für den Fall Erfolg verspricht, wenn 1-'rograuunc auf 
Widerstand stoßen. Man kann davon ausgeh0n, daß der Minister 
bei ressortinternen Konflikten l'lacht einsetzen kaim, die 
ihm auch in bee;rcnztem Umfang für Konflikte innerlialb von 
RV zur Verfügung steht, zur LösuJ1g von Ur.n·:eltkonflikten aber 
kaum noch herangezogen werden kann. Je m0hr aber Umweltkon-
flikte eine Rolle spielen ( gerade in .Fällen aktiver Politik), 
desto mehr muß die Konfliktregelung durch 5ezielte Konsens-
bilduhgs-Prozesse, durch support, abgestützt werden. In die-
sem Zusammen..h.ang interessieren dann die Kontakte zwn Parla-
ment, zu Parteien und Verbänden, überhaupt der ganze Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit. 

/Nach den Antworten sowohl der Referenten als auch der AL 
und der StS entsprechen Parlamentskontakte überwiegend 
den Regeln der GGO. Die Antworten können besagen, daß die 
formalen Erwartungen der GGO (und der sie ergänzenden Haus-
anordnungen) immerhin so ernst genommen werden, daß sie 
wenigstens die Darstellung Externen gegenüber bestimmen. 
Dafür sprechen vereinzelte Hinweise von Referenten, die als 
brauchbare und von ihnen gern genutzte Kontakte zwn parla-
mentarischen Raum Verbindungen angeben, die sich nur auf 
Grund langer und'dauerhafter Beziehungen ergeben können 
(z.B. Kontakte zu Ausschußvorsitzenden, Stellvertretern, 
Beri~hterstattern, Assistenten von Ausschu.ßvorsitzenden)~ 

,Die Antworten können aber auch besagen, daß der Kontakt zum 
parlamentarischen Raum von der politischen Spitze monopoli-
siert worden ist und selbst der mittleren Leitungsebene nur 
noch fallweise zugeschoben wird - eine Ausnahme stellen hier 
nur jene exte·rn rekrutierten Abteilungsleiter dar, die gera-
de infolge ihrer Kontakte zum Parlament i.ns Haus geholt wor-
den sind{ Differenziert man noch unter den dem höheren Lei-
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tungsbereich angehörenden P.crsoncn, so stellt sich heraus, 
daß die Kontakte z_um Parlament · t } pwoi ge1cnc, vorn StS mono-
polisiert worden sind. 

Daß gerade der Kontakt zum Parlament von der Spitze als be-
sonders wichtig eingestuft wird, zeigt auch die im Okto-
ber 1971 durchgeführte Änderunr; der GGO (§ 25·GGO) bezüg­
lich der Unterrichtung oder Beteiligung von Verbänden und 
Parlament bei Gesetzesvorhaben. Die bis dahin gültige Rege-
lung der GGO sah vor, daß die Unterrichtung des Bm1destags 
und seiner Mitglieder nur über die politische Spitze erfol-
gen durfte, wogegen die Unterrichtung der Verbände den Refe-
renten überlassen war. Da aber alle Spitzenorganisationen 
ihre Vertreter auch im Bundestag haben, -v;aren sie zwar als 
Verbandsvertreter, nicht aber als Mitglieder des Bundestags 
informiert. Die neue Reßelung möchte die Priorität des Bun-
destags sichern und sieht infolgedessen die gleichzeitige 
Unterrichtung von Bundestag und Verbänden über Gesetzesvor-
h.äben vor. Allerdings kann mit hoher Wahrscheinlicbkei t 
vermutet werden, daß die GGO-Änderung durch die Praxis längst 
vorweggeno:mµien war. 

Der aktiven Rolle der politischen Spitze bei der Herstel-
lung von Kontakten zum Parlament entspricht also eine selt-
sam passive auf der Refcrentenebene: Referenten nehmen von 
sich aus kaum Kontakte zum Parlament auf und, wenn über­
haupt, nur mit Erlaubnis der Spitze. Nach Angaben der Refe-
renten erfolgen diese Kontakte ausschiießlich zum Zweck der 
"sachlichen Unterrichtung". Bäufig gehen die Kontakte auch 
von den Abgeordneten selbst aus - vor allem im Förderungs­
bereich. 

/wie die Darstellung externer Initiativen u11d der Beteili-
gung ~'.xterner gezeigt hat, verfügen die Heftrenten Über 
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ausgedehnte und intensive Verband skontolctc, d ic ~-~owohl aus 
Gründen der Informationsgewinnung als auch unter dem Aspekt 
der Durchsetzung von Progran::nen aufrechterhalten werden. 
Verba..'1.dskonta:kte und Kontakte zum Parlement, die primö.r 
Prozesse der Konsensbildung einleiten sollen, werden in 
der Regel von.der mittleren und hBhcrcn Leitungsebene wahr-
genommen; sie scheinen heute zunehmend von der politischen 
Spitze monopolisiert zu werden. Die Monopolisierung von 
Außenkontakten zu Parteien, zum Parlarr:ent, zu Verbänden, zu 
Journalisten etc. durch Mitglieder de~ höheren Leitungsebene 
ergibt sich aus ihrer Doppelstellung al·s Behördenleiter und 
hervorgehobene Parteimitglieder, die es ihnen erlaubt, die 
für eine Konsensbescha.ffung notwendige Rolle des Umsctzers 

 

Die Verbände selbst müssen allerdinßs im Interesse eines 
kontinuierlichen Einflusses den bei der Spitze möglichen 
Personalwechsel berücksichtigen und infolgedessen auch an 
KontB:ktEn zu Referenten interessiert sein, die- diesem Wechsel. 
weniger ausgesetzt sind. Im extremen lt,a.11 einer "Kolonisie-
rung" können die Referate geradez-µ zu Sprechern von Verbän-
den werden. Die befragten AL schätzen diese Gefahr auch 
durchaus realistisch ein, halten aber organisatorische Gegen-
maßnahmen, wie z.B. die Rotation von Referenten, für nur be-
dingt geeignet. Da nur immer wenige Referenten dieser Ge-
fa..~r unterliegen, könne man sich in der Regel damit oegnü­
gen, sie besonders gut zu kontrollieren. · 

Kritisch sind die Ergebnisse zu bewerten, die z~ der auf 
den einzelnen Ebenen jeweils durchßeführten Öffent1ich-
keitsarbeit vorliegen. Auf Referatsebeno scheint sie sich 
darauf zu oeschränken, dab die Refere.nten in Vorträgen m1d 

Artikeln in Fc1chzei tschriften werlJend für bestimmte Programm-
vorhaben auftreten. Mehr Möe;lichkeiten h&t hier clie mittlere 



- 1b) -

und höhere Leitungsebene. Dochr;erade die Leitungsebene 
scheint, abgesehen von der Dbcrnahme repräsentativer Fun'.,:-
tioncn bei Veranstaltungen der Spitzenverbände, eine kon-
tinuierlich angelegte und rrezieltc Öfi'entlichkeitsarbeit 
kaum zu betreiben. Oftmals beschränkt sich die Öffentlich-· 
keitsarbcit auf Wahlkreisarbeit,und nur in Wahlzeiten 
scheint sich die .Aktivität zu steigern. Für eine gezielte 
Öffentlichkeitsarbe:Lt·fehlt es zumeist a~ch an den notwen-
digen Voraussetzungen: systumatische 1'1einlmgnumfragen, die 
Auswertung von Meinungsu.11'.lfragen, Prü ssea.nalysen kommen 
im Prozeß der Programmentwicklung in den Fachabteilungen 
höchst.selten vor. Auch das Öffentlichkeitsreferat ist 

1von dieser Kritik betroffen: seine rätigkeit berührt kam1 
die Arbeit in den Referaten, die vom Öffentlichkeitsreferat 
verbreiteten Informationen werden von den Referenten als 
unzureichend empfunden, wenn sie diese überhaupt erreichen. 
Insgesamt herrscht der Eindruck vor, daß die Öffentlich-
keit nicht i~ gezielter und systematischer Weise zur Unter-
stützung von Progrrunmentwicklungen mobilisiert wird. 
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Orrranisato.rische Vm'...ianten der klassisclicn l{c~.2._~J:_-7. ,, 
Struktur 

Das bisher <largestell te Bild der Prognw1mcntwicklung 
in Fachabteilungen und der Brfüllung progranunbczoge-
ner Steuerungs- und Koordinationsfunktionen auf ~cn 
einzelnen Ebenen der Hierarchie muß durch clic Einbe-
ziehung weiterer von uns in den einzelnen Ressorts 
vorgefundener Einheiten ergünzt werden, die bestimmte 
Funktionen im Zusammenhang mit der Programment,dcklung 
innerhalb des jeweiligen Ressorts spezialisiert erfül­
len sollen. Zugleich kann die Schaffung dieser Einhei-
ten als Indiz dafür angesehen wor<lcn, in welchen tunk-
tionsbereichen von RV selbst Mängel \vahrgenommen ,,·ur-
dcn, die man durch die neuen Strukturen zu kor.1pc:ns ie-
ren versuchte. Es handelt sich hierbei um 

die Einrichtung von Leitungsstäben zur Erhöhung 
der Informationsverarbeitungskapazität des Lei-
tungsbereichs bzw. zur Entlastung der Leitung von 
bestimmten Funktionen, 

die Schaffung von spezialisierten Planungseinhei-
ten, die primär entweder bcstin~te Programme des 
Ressorts zen tralisicrt c rarbe i ten oder die Prograrr!J,1-
en twicklung der Fachabteilungen systematisch steu-
ern un<l koordinieren sollen, 

die Gründung von Projektgruppen, die das vorherr-
schend~ Kooperationsmuster zur Verarbcituna inter-

. . b 

depcndentcr Problcr.,zusammcnhänge verbessern sollen. 

Die einzelnen orgz.nisatorischen Varianten sin<l jedoch, 
Nie 7-u zeigen sein ,vird, nur primnr, nicht aber aus-
schließlich auf die Erfüi'lunr: der :ingeg<.:bencn Funkti-
onen ausgerichtet. So sind cJj c SLibc z1.m Teil ~aich di-
rekt in <l-Le Pro~ramrn0nH,ickh1ng cingc•scJwltet, l,lc~bcn 
Pl;-mungseinhci ten z. T. Stabsc:,:1 ra.J.: tc r oder <lieiiC'n Pro-
jckti:ruppcn <;,er Lc i tun,,... ; 

sun tc rs t :it zu ... 11••..;_"),, . 
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Auch kommen die l~unktior.c·n nicht immer in der Be-
zeichnung der Einheiten zum Aus<lruck: 

als Leitungsstäbe werden die Stabsgruppe im ßl.ISt 
- und hier besonders das Referat "Planunr.sanaele-

. 0 D 

genheiten" (11) - und die "Innenpolitische Arbeits-
gru~e" im DMI (Z II 1) eingestuft, 

als Planungseinheiten die Planungsunterabteilung 
UA II,im BMV, die UA "Grundsatzfragen des Umwelt-
schutzes" (U I) im BMI und die Planungs- und Grund-
satzabteilw1g im BMA (Abt. I). 

Ferner wurden von den 20 in die Untersuchung einbe-
zogenen Projektgruppen mehrere als Arbeitsgruppen 
bezeichnet. 

Während das empirische Material Ober die Projektgrup-
pen, die UA II und die Abt. I direkt erhoben wurde, 
stützen sich die Aussagen ilber die Leitungsstäbe und 
die UA U I auf Spiegelbildmaterial der Fachabteilungen. 

Als Leitungsstäbe werden hier Einheiten bezeichnet, 
dia die Leitung bei der Erfüllung ihrer Funktionen 
gegenüber dem eigenen Haus, den anderen Ressorts und 
der Umwelt unterstützen sollen, dabei jedoch nur ent-
scheidungsvorbereiten<l wirken, ohne selbst Vertretungs-
funktionen wahrzunehmen oder steuernd oder koordinie-
rend in d.ie Programment\:icklung der Fachabteilungen 
einzugreifen. 

7. 1. 1 Der Leitungsstab im BNSt 

Im Bi,iSt. sjnd die Referate für Kahinctts- und Parla-
mentsangcle~enliei ten unc.l r>ressc und öffcnt lichkci ts-
arhei t mit eineJ11 Refer~t fiir Planungsangclc?cnhcitcn 
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(L 1) zu einer als Stabsgruppe bezeichneten Einheit 
zusammengefafa, die der Lei tunr: or t,ani s a tori sch <li rek t 
unterstellt i~t. Die Besonderheit <licscr Stabsgruppe 
ist L 1, denn die anderen Referate finden sich in al- ' 
len Ressorts, wenn auch mit unterschiedlicher organisa-
torischer Verortung im Leitungsbereich oder in den 
Zentralabteilungen. L 1 arbeitet vorwiegend -für die 
Hausleitung und entlastet sie damit. 

Ein Aspekt der Leitungsunterstützung durch L 1 ist 
die Mitarbeit an Stellunghahmen zu Kabincttvorlagen 

. anderer Ressor.ts, die im Bereich <les BMSt Aus,drkun-
gen haben. Die Aufmerksamkeit gegenüber anderen Res-
sorts ist vorwiegend auf dje Interdependenz der Stüd­
te- und Wohnungsbaupolitik mit der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik gerichtet. Die Leitungsunterstützung 
von L 1 gegenüber den Fachabtei 1ungen des ß?.fSt besteht 
in der Beobachtung der Programment,dcklung in den 
Fachabteilungen und deren Koordinierung mit der Ar-
beits- und Zeitplanung des Ressorts. Da L 1 Planurtgs-
beauftragter für das BMSt ist, kann er sich bei die-
ser Aufgabe auf die systematischen Inforrnationsmög­
lichkeiten der Datenblätter stützen. Zur inhaltlichen 
Steuerung und Koordination der Programmentwicklung in 
den Fachabteilungen wird diese Informations~erfügung 
von L 1 selbst allerdings nicht. genutzt. Einerseits 
ist die Eigenkapazität von L 1 für die systematische 
Wahrnehmung dieser Funktion zu begrenzt,' zwn anderen 
ist die Leitung in diesem kleinen Ressort selbst sehr 
stark in die Programrrtentwicklung eingeschaltet, so daß 
L 1 den Fachreferaten gegenüber kaum in Erscheinung 
tritt. 

Obwohl man L 1 auf Rcferentenebcne generell die t.lüg­
lichkei t absprach, clirc!,t in <lie Rcfcratsarbcit ein-
zugreifen, und k.1111;1 eine dir,;ktc Kommunikation rn5 t 
L 1 besteht, wurde dennoch cjn starker Einfluß von 
L 1 aufseiten der Rcfercatcn ve::ri:~utet .. ·Die formale 
Stabsv~rortung führt z,,ctr llazu, cl.if.\ "<lic Niihc zur' L6i-
tung <.ics [Ir.uscs oJCei:k'r t:1eiz·\/J(:dcutcnd ist rnit der 

https://Ressor.ts
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Entfernung zu den,Refcr~tcn", wie es ein Referent 
ausdrückte, jedoch glaubt man, hinter den steuern-
den Eingriffen der Leitung und der ML-Ebene - letzte-
re.hat hilufiger mit L 1 Kontakt als die Referate -
den Einfluß von L 1 erkennen zu können. Wegen der 
mangelnden Transpar~nz des Einflusses besteht auf 
Referenten-Ebene eine gewisse Aversion gegen L 1, 
die c.l-UCh mit der politischen Besetzung und Außenre-
krutierung von t 1 begründet wird. Allerdings ist 
L 1 auch nicht in.erster Linie auf direkte Informa-
~ionen aus den Fachreferaten angewiesen, da er die 
benötigten Informationen Ober die Leitung erhält, 
wenn er zur Unterstützung eingeschaltet wird, sonst 
aber nur ein begrenztes Informationsbedürfnis hat, 
weil er die Programmentwicklung in den Fachabteilungen 
nicht systematisch steuert. 

Mit wachsender Häufigkeit des Kontaktes zu L 1.und der 
Identifikation mit der Leitung wird L 1 von unseren 
Auskunftspetsonen auch positiver beurteilt. Die Lei-
tung würdigt L 1 als starke Unterstützung und Entla-
stung. 

7. 1. 2 Die innenpolitische Arbeitsgruppe im BMI (Z II 1). 

Anders als L 1 im BMSt ist Z II 1 organisatorisch. nicht 
direkt der Leitung unterstellt, sondern als Referat in 
der Zentralabteilung angesiedelt. Seine Funktionen für 
die Leitung rechtfertigen aber dennoch die Einordnung 
als Leitungsstab. 

Wie L 1 hat auch Z II 1 keine systematischen Beziehun-
gen zu den Fachahtcilunr,cn; auch \'erfolgt es die Pro-
grammcnt1-:icklung im Ressort nicht s~'" tcmatisch, da 
ihm die hierfür nötige Kap3z i tü.t fch lt. Die dcsLall., 
erforderliche Sclck'tivitlit der Auf;ncrksa1::kcit von. 
z II 1 <lcn :r-achabtcilun2cn ~cgontibcr richtet sich im 
Untcrsc}1 ie<l zu L 1 eindcuti:-~ nach politischen 1·._:ichtig-· 
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keitskriterien, die von der Leitung bestimmt werden. 
Wenn z II 1 bei der Bearbeitung einer Bundestagsan-
frage zur Mitgliedschaft von Arbeitern des üf fcn tli-
chen Dienstes in der DKP oder bei der Ausarbeitung 
des PersonalvertretungsG eingeschaltet wurde, so ge-
schah dies nicht, um die Progranwcntwicklung der 
J\bt. D ir...hal tlich zu steuern oder· Interdependenzen 
mit anderen Zuständigkeitsbereichen des BMI aufzu~ 
decken, sond(;?rn um die Programmcntwickl.ung politisch 
zu sichern. In solchen punktuellen Einsätzen liegt 
die primär politische Entlastungsfunktion filr die Lei-
tung. 

Eine Aufgabe, die Z II 1 dagegen systematisch wahr-
nimmt, ist die Beobachtung anderer Ressortpolitiken, 
vor allem der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik. 
Wie bei der Einschaltung nach innen sind auch die Kri-
terien, nach denen Z II 1 die Programme anderer Res-
sorts verfolgt, überwiegend nicht durch die Aufgaben-
stellung. des BMI bedingt, sondern ergeben sich aus den 
besonderen Bedingungen einei Koalitionsregierung, in 
der bis zu einem gewissen Grad die Politik aller Res-
sorts von beiden Koalitionspartnern gemeinsam verant-
wortet werden muß. Die dafür n5tige Information soll 
Z II · 1 gewinnen und für den Minister aufbereiten, um 
gegebenenfalls in seinem Sinne intervenieren zu kön­
nen. So soll Z II 1 etwa bei der Reform der betrieb-
lichen Altersversorgung, bei der Steuerreform und der 
Vermögenspolitik versucht haben, den Standpunkt des 
kleineren Koalitionspartners zur Geltung zu bringen. 

Aus dieser primär politischen Beobachtung anderer Res-
sorts ergibt sich dann d.:>er auch intern wieder.um ~in 
Ansatzpunkt zur Kooperation mit den Fachabteilungen 
des BMI •. Bei der Vcn!1ögenspoli tik arbei tctc <lic Abt. D 
z.B. mit Z II 1 zusammcil, da vcrmü~;c11sHirks~1,'e Lei-

. stungen BcstanJteil der Tarifverhandl~ngcn im Uffcnt-
lichcn Dienst sind uncl konu•1)tionellc indcrun:u 

1 cn der 
Vermögehspo1i tik Auswi rku11~~cn auf die /\rbei t Jcr /1.b t. lJ 
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haben, so daß hier eine gegenseitige Abstimmung er-
forderlich war. Die in erster Linie politische Aus-
richtung der Aufmerksamkeit nach außen ~ewlihrleistet 

b 

allerdings nicht, daß auch die fachlichen Implikati-
onen fre_mder Programme für das eiiene IIaus von z II 1 
immer voll überblickt wcr<len. 

Da Z II 1 sowohl in seiner Innen- als auch in seiner 
Außenfunktion als politische Unterstützung der Lei-
tung wirksam wird, seine Kommunikationsrichtung da-
her überwiegend vertikal ist und sich horizontale 
Kontakte zu den Fachabteilungen nur punktuell erge-
ben, erscheint Z II 1 für die Referenten der Abt. D, 
U und R nicht als häufiger Kontaktpartner. 

Tritt die innenpolitische Arbeitsgruppe dennoch in 
politischen Ausnahmefällen mit den Fachabteilungen 
in Kontakt, so werden diese Kontakte nici1t als Ein-
griffe in-die fachliche Zuständigkeit der Referate 
gewertet, sondern als Vermittlung von politischen 
Brauchbarkeitsbedingunzcn der 

1 

Leitung, die von den 
Fachabteilungen als Entscheidungshilfe empfunden wird. 

Diese Funktionen von Z II 1 rechtfertigen nicht nur, 
das Referat. als Leitungsstab zu bezeichnen, sondern 
es darüberhinaus ~ls politischen Leitungsstab zu qua-
lifizieren und damit gegenüber L 1 ab;ugrenzen. 

Planungseinheiten 

Als Planun1scinheiten sollen neben den Fachabteilungen 
best~hende Einheiten bezeichnet werden, wenn sie im 
Zusan,mcnhang -mit llcr Pro1~raimncnt,.,ricklung bestimmte 
runktioncn zentralisiert .bir das ges:•r;1to Re~sort oder 
eine Fachabteilung erfüllen, sei es <laß sle rar· die 
Fachabteilungen .planen, sei es daß sie die Programm-
e11tw:i.cklun2 in den Fachahtci1un~en i11i1al tlicll steuern 
und koordini'crc:1~. 'i'Jn.s df c Planunr: sc :i nhc i tcn d ._,:ü t von 
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Leitungsstäben unterscheidet, ist Jie systematische 
und direkte Ko~peration mit den Fac~abtcilungen. In 
allen drei im folgenden zu bcschreiucn<lcn Varianten 
zeigte sich, daß mit den sich aus diesen funktioncn 
ergebenden hz.ufißeren Eingriffen in die Programment-
wicklung der Fachabteilungen zugleich die Konflikt-
haftigkeit des Verhältnisses zueinander ansteigt und 
die Kooper~tionsprobleme zunehmen, wodurch die Pla-
nungseinheiten in der Wahrnehmung ihrer Punktionen 
mehr ode~ weniger stark beeinträchtigt werden. 

7.2.1 Die Planungsunterabteilung UA II im B~W 

Die Planungsunterabteilung wurde gegründet:, um die 
Programmentwicklung der nach Verkehrssektoren geglie-
derten Fachabteilungen in ein den Verkehr als System 
konzipierendes Verkehrswegeprogramm zu integrieren. 
Obwohl den Fachabteilungen die Programmentwicklungs-. . 
kompetenz nicht genommen wird, soll diese längerfri-
stige Rahmenplanung inhaltlich so weit konkretisiert 
werden, daß dadurch die Programmentwicklung .der Fach-
abteilungen weitgehend vorstrukturiert werden kann. 
Für clit:-- Fachabteilungen bedeutet dies, daß Sektoral-
planungen nicht mehr ohne Rücksicht auf <las Gesamt-
programm entwickelt werden können, wodurch sie ver-
stärkt dem Druck ihrer Klientel in den Verkehrssek-
toren ausgesetzt sind. 

Während die Leitungsstübe nur in besti~mten Fragen 
in die Programmentwicklung der Fachabteilungen einge-
schaltet sind, in erster Linie aber <ler Leitung zuar-
beiten und damit das Ausmaß manifester.Konflikte mit 
den Fachabteilungen gering halten können, ist uic Ko-
operationsbeziehung zwischen tlcr Planu11Psuntcr~btci-.., 
lune und.den Fachabteilungen stark <lurch Konflikte 
belastet. Andercrsei ts fehlt der UA II. j cdoch <lic 
einem ·1citungssteh regclr11~if.\ig vcrfi.ip.<urc llntcrstiit-

zunr, durch '<lic poli tisclic Spi t ;~c, denn <lic Lc j_ ttun: 
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steht der Verkehrswegeplanung, deren Ergebnisse erst 
längerfristig wirksam werden, bisher abwartend ~egen-
ilber. überdies können die Fachabteilungen' eher kurz-
fristige politische Erfolge erzielen und fin<len des-
halb auch in stärkerem J\Iaße_ die Aufmerksamkeit der 
Leitung. 

Belastet wird die Arbeit diöser Planungseinheit auch 
durch ihre Konstruktion als Unterabteilung, die es 
ihrem Leiter nicht erlaubt, mit den AL der Fachabtei-
lungen statusgleich zu verkehren. Im Konfliktfall 
muß deshalb oft <ler AL der Abt. A eingeschaltet wer-
den, der seinerseits jedoch vor_allem im verkehrspo-
litischen Bereich der UA I engagiert ist. 

Das Verhältnis zu den Fachabteilungen ist für die 
UA II jedoch nicht nur ein Durchsetzungsproblem bei 
der Rahmenplanung, sondern beeinflußt auch die Mög­
lich'kei t, die nötigen Daten für die Verkehrswegepla-
nung von den Fachabteilungen zu erhalten. Dieses In-
formationsproblem wird dadurch verschärft, daß die 
UA II vorwiegend mit extern rekrutierten Spezialisten 
besetzt ist, die mit "Eingewöhnungsschwierigkeiten" 
zu kämpfen haben und von den Fachabteilungen gelegent-
lich als praxisferne Theoretiker angesehen werden. 
Die UA II kann den Widerstand der Fachabteilungen ge-
gen die Verkehiswegeplanung auch dadurch kaum mildern, 
daß sie diesen etwa spezielle "Dienstleistungen" offe-
rieren könnte, wie es die Planungsabteilung im 
mit ihren Rechenkapazitäten kann. Dazu muß die UA II 
befürchten, zum "Prügelknaben" der Fachabteilungen 
zu w3rdcn, deren Programmkonflikte - im wesentl~chen 
der Kampf um Haushaltsmittil und damit <lic Prioritäten 
in der Verkehrspolitik - jet~t tendenziell in die 
Ul\ II hineinvcrlagert ·Herden. \.\'eder kann die UA J I 
<lic 'widcrsprüchl ichcn Forderungen der l;i chab teil ungen 
erfi..illcn noch ist sie in lkr Lngc, olrnc llilfc der Lci-
t11ng Prio1·i Uiten zu s1..'.ti~<:n und durcllzu:ict:zc1:. 



· 174 -

Der Versuch der U,\ II, mit diesen Problemen fertig-
zuwerden, hat zur Einrichtung <lrcier Proj ckt~;ru-ppcn 
und cil).CS Planun::_,;sausschusses geführt, die liiit ?lit-
glie<lcrn der Fachabteilun6en und der UA II besetzt 
sind. Ihre FunJ~ti on besteht darin, de1t' unerLUHichcn 
Informationsaustausch zu gcwtthrlcisten und schon früh­
zeitig eine, Abstimmun~ zuischen clc11 1]ctcili;:.:ten zu er-
zielen und so die Planungscrsebnisse verbinu.lich zu 
machen. I~ Ergebnis wir<l <lamit das Vcrkchrswegepro-
gramm gc;neinsam von der UA II und <lcn Fachabtcilun~cn 
entwickelt. Bei den ger;ebenen :Machtverhi.tltnissen ist 
allerdings die Tendenz nicht auszuschließen, daß <ler 
Planungsspielraum der UA II hierdurch von den Fachab-
teilungen bestimmt wird. 

7.2.2 Die UA "Grundsatzfragen d0s Umwe·I tschutzes" (U t) 

Während die Funktionen der Leitungsstäbe und der Pla-
nungsunterabteilung. im mw auf das gesamte Ressort 
b.ezogen sind, ist die UA f!Grundsatzfragen des Umwelt-
schutzcs11 funktional allein auf die Abt. U im 13MI aus-
gerichtet. Die UA U I entstand währenq des Untersu-
chungszeitraumes nach dem klassischen I.luster <ler An-
baustrategie. Zuerst als Referat den AL stabsmäßig 
zugeordnet, um die Umweltkoordination im internatio-
nalen Bereich zu übernehmen, kam sehr schnell eine 
spezifische inhaltliche Zuständigkeit hinzu: das Pro-
j~ktmanagemcnt für das Umweltprogramm der Bundesregie,.. 
rung, woraufhin das Referat UK innerhalb kurzer Zeit 
zu.einer Gruppe und dan~ zur UA ausgebaut wurde. 

Mit dieser Kapazit~tsvergrößerung begann man zugleich, 
die Umweltschutzproblematik neu zu definieren. i'!Hhrcnc: 
der U1m·:cl tschutz bis.her als vondc:;cnd tcchni sciJCS 
Problem 1rcsehcn 

(1 
'''ll"'"<lc J V"T<:;ti,·'11"-L,

,t. V 
.... ,_ . ..,,l 1·'11" ).;,.., ....•·- ·•i1r!,',,.:..• J. \.,., - J•IC'I...&. ' J.1 '-' , 7t (•\ 

in einen politischen, ii1.ono:üschcn und strafrcchtli-
clw,1 Zusammc!lh(tn:, zu sti:-:lleü, ir:;1crhnlh dcs:-;cn cr,t-
sprcchcn,.l v0r:;nclcrtc Prob lc,;:lc-sull;;c·n zu cntd c::eln 
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sind. Diese neue ~ufgabcnstellung, die.sich auch in 
der Be zeichnunt: der Referate ausdrückt, lilßt sich 
nicht isoliert neben der Programraentwicklung der 
Fachunterab.teilungen erfüllen, sondern verlangt die 
Übernahme cler neuen Problemdefinition durch die Fach-

' referate einerseits und die laufende Unterrichtung 
von U I andererseits. 

Vergleicht man U I mit den UA II, so ist beiden ge-
meinsam, daß sie - anders als Leitungsstäbe - in der 
Erfüllung ihrer Funktionen die Programmentwicklung 
der Facheinheiten beeinflussen sollen. Der Unterschied 
zwischen beiden besteht darin, daß U I keine eigenen 
Programme entwickelt, die der Programmentwicklung in 
den Fachreferaten logisch vorgeschaltet sind und sie 
vorstrukturieren. U I soll· die Programment,"licklung 
der Fachreferate nur insofern steuern, als die Inter-
dependen~ zwischen technischen Aspekten und den neu-
en Problembereichen nicht vernachlässigt werden soll. 

Dieses Ziel konnte während des Befragungszeitraumes, 
der zugleich die Aufbauphase der l~ war, allerdings 
noch nicht verwirklicht werden. Auch hier sind Span-
nungen mit den Fachreferaten aufgetreteri~ die ihre 
bisherige Selbständigkeit in der Programmentwicklung 
zu verteidigen suchen. Außerdem ist auch die U I auf 
die Informationen der Fachreferate angewiesen, da sie 
ebenfalls weitgehend mit ressortfremden Leuten besetzt 
worden ist, die z.T •. nicht einmal mit der Unnielt-
schutzproblematik vertraut waren. So soll U I z.B. 
bei internationalen Verhandlungen gelegentlich der 
nötige Sachverstand gefehlt haben, um ohne Rückgriff 
auf das Spezialistenwisscn der Fachreferate bindende 
Auskünfte geben zu können. Scln:ierigkei tcn sol 1 es 

auch im Forschungsbcrc ich g_cgebcn haben. 

Obvrnhl die Kooperatioitsproblcmutik sowoh1 im Falle 
<ler UA II als auch bei U I besteht, kann U I im Un~ 
tcrschiec.1 zur UA II auf die Untcrstiitzung Jcr Lc:d. tunr; 
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und damit auch des AL rechnen. U I ist größtenteils 
eine Schöpfung der Leitung. Durch die Person des 
UAL gewinnt die U I neben der Steuerungsfunktion 
für die anderen UA partiell auch Stabscharakter. 
Die Leitung wollte durch die Wahl des UAL und den 
Ausbau von U I Zeit für and,cre Probleme gewinnen, 
ohne den Umweltschutz, für den_ sie sich stark inter-
essierte, aus ihrem Aufmerksamkeitsbereich zu ver-
lieren. Die Entlastungsfunktion filr die Leitung wür­
de jedoch beeinträchtigt, wenn bei Konflikten eine 
allzu häufige Appellation der Leitung notwendig wäre. 
Deshalb wird die erfolgreiche Übertragung der neuen 
Umweltkonzeption auf die Fachreferate weitgehend davon 
abhängen, ob es U I gelingt, das Verhältnis iu den 
Fachreferaten zu entschärfen. Erleichternd könnte da-
bei der Ausbau des Umweltinformationssystems in U I Z 
wirken. 

7.2.3 Die Grundsatz- und Planungsabteilung im BMA 

Im Unterschied zur Planungsunterabteilung im Bt1V soll 
die Abt. 1 im BMA nicht verbindlich für die Fachab-
teilungen planen; auch soll sie nicht wie U I durch 

·die Neudefinition von Problemen die Programmentwick-
lung der Fachabteilungen aktiv in eine bestimmte Rich-
tung steuern, sondern ihre Funktion den Fachabteilun-
gen gegenüber besteht darin, deren Programminitiati-
ven auf die Übereinstimmung mit Grtindsatzfragen der 
Rcssortpolitik,auf ihre finanzielle Realisierbarkeit 
und auf volkswirtschaftliche Auswirkungen hin zu ilber-
prüfen sowie die Programme der Fachabteilungen unter-
einander inhaltlich und zeitlich zu koordinieren. Die-
se Funktionen werden sowohl horizontal in Kooncration 

1_ 

mit den Fachab tc i 1ungcn n ls auch in Abs ti nmitm,::: rü t der 
Leitung h'~iln~;cnommcn, \\'odurcl1 dh, J\btcilunp: he:;ondcrs 
in den UA Ia unJ Ili ft:1hscharaktcr crh~ilt bzw. c1icsc 
Stabsfunl<tion uui; ihrer ehemals fona:1}(' s l , - 11 " t ~l ) SV C r O r -
tun~ boil.iclwltcn hat. In der Stcuenrngs- und Yoor<lj-
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nationsfunktion U I ühnlich, wirtl die Abt. Iden 
Leitungsstfiben auch insofern vergleichbar, als sie 
wie diese die Programme anderer Ressorts auf Impli-
k~tioncn für den eigenen Bereich überprüft. Der Stabs-
charakter der beiden UA Ia und Ib wird empirisch 
durch den relativ hohen Aufgabenanteil der Leitungs-
beratung von durchschnittlich 30% <ler Rcferatsarbcit, 
aber auch durch die extrem hohe Komm.unikationshäufig-
keit der Referenten mit der Leitung belegt. 

Neben der Steuerungs- und Koordinationsfunktion für 
das Ressort und der Stabsfunktion fµr die Leitung 
erfüllt die Abt. I - vorwiegend in den UA Ib und Ic 
sowie in_ der Gruppe 11 Datenvcrarbeitung" - noch "Dienst· 
leistungsfunktionen" für die Facliabteilungcn; in c.ler 
UA Ia werden einige Fachaufgaben wie die Veniiögcns­
politik und die betriebliche Altersver~orgung wahr-
genommen. 

D'iese Kombination von Steuerungs- und Dienstleistungs-
funktionen gegenüber den Fachabteilungen bildet sich 
in einem matrixartigcn Kooperationsmuster zwischen 
den Referaten der Abt. I und den Fachabteilungen ab, 
das jedoch nicht abteilungsbczogen, sondern programi:1-
bezogen angelegt ist. Diese r>rogramrnbezogene r.Iatrix-
beziehung läßt sich an der Mitarbeit der Abt. I am 
Relitenreformprogramm der Abt. IV demonstrieren: 

Ia1 (Grundsatzfragen der Sozial- und Gesell-
schaftspolitik) war mit der Frage befaßt, 
ob man eine generelle Anhebung des Renten-
niveaus oder die flexible Altersgrenze vor-
ziehen sollte, 

Ia4 (Rechtspolitischc Fra;,c:n Jcr Sozialr:oliti1:) 
stc:,J1rn:t selbst aus Jcr Abt. IV und arbc:itetc 
a;t speziellen juristischen Frar,cn n:it, 
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Ib1 (Gcsamt,·.rirtschaftlichc Fragen der Sozialpo-
litik, Prognosen und Ziclprojc1(tionen) kl{ir-
re die 6konomischcn Auswirkungen der flexi-
blen Altersgrenze, 

IbS (Erwerbstti.tigLeitsstatistik) arbeitete an 
den demographischen Fragen im Zusammenhang 
mit der flexiblen Altersgrenze und 

UA Ic errechnete die finanzielle Belastung der Ren-
tcnversicherun~. 

Zwar gehen von der Abt. I kaum größere Initiativen 
aus, durch die die Programmentwicklung in den Fachab-. 
teilungen aktiv gesteuert wird, doch filllt ihr häufig 
eine "Bremsfunktion" besonders in -finanzieller und 
ökonomischer Hinsicht, aber auch im Hinblick auf die 
Arbeits- und Zeitplanung für das Ressort zu. Dennoch 
wurde das Kooperationsklima sowohl von den Befragten 
in der Abt. B als auch in Abt. I durchgängig a Js kon-
fliktlo~, wenn nicht gar ausgesprochen positiv beur-
teilt; jedoch nicht, ohne zugleich auf Konflikte hin-
zuweisen, die in der Aufbauphase <les Planungsstabes 
und der Abt. I vor 1969 bestanden hätten und teilwei-
se mit den Konfliktursachen identisch sind, die das 
Verhältnis der Planungsunterabteilung im BI-:IV und der 
Grundsatzuntcrabteilung U I im 13;.iI zu den Facheinhei-
ten trüben. 

Wie dort war auch im B)~ die personelle Besetzung 
der Planungscinhei t "recht unglücklich", da die 
Referenten teilweise extern rekrutiert waren und 
als Volkswirte von <len Juristen tlcr Fachabteilu~-
gen fachlich nicht ancr\:c.nrnt ,-:urdcn. 

i·.'ic die UA II hnt die Abtcilu:11~ seinerzeit den _;\i;-

spruch crbohen, für d:is. 5:;in7.c liaus zu pLlncE. '.';ie 
hZtt dauurch star1( il::. uic ,\rb0:it der F;1ciwbtei}un-
gcn cjr:r•;c:-;riffcn, ,,·oraufhin diese Inforn~1tio;-,_e;;1 

zurLicT:hicltcn, um ihre Vor:1c1ber1 nicht z11 ;;cf'.'.'.it·,;c~~-
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Zugleich war der Planungsstab seinerzeit nicht 
in <ler Lage, die Fachabteilungen für diese Ein-
griffe etwa durch Dienstleistungen zu entschädi-
gen. 

Will1rend in der UA II gerade die mangelnde Unter-
stlitzung der Leitung als eine der Ursachen des 
problematischen Verhältnisses zu.den Fachabtei-
lungen angesehen wurde, wirkte sich für den Pla-
nungsstab die in der Stabskonstruktion angelegte 
rückhaltlose Deckung durch die Leitung und die 
laufende Einschaltung in die Kommunikation mit 
den Fachabteilungen negativ aus, denn diese er-
hielten den Eindruck, daß "der Draht zum Minister 
schamlos ausgenutzt wurde". 

Diese die Kooperation belastenden Faktoren wurden 
nach dem Regierungswechsel 1969, größtenteils bewußt, 
beseitigt: 

a) Die ML-Ebene in der Abt. I wurde mit besonders ko-
operativen Personen besetzt; auf Referentencbene sind 

,Ansätze eines Rotationssystems zwischen Fach- und Pla-
nungsabteilung zu erkennen - eine Bedingung, die von 
den meisten Referenten als erforderlich-angesehen 
wird, um über persönliche Kontakte und eigenes Fach-
wissen an die Informationen der Fachabteilungen her-
anzukommen. 

b) Die Abt. I hat ihr Anspruchsniveau gesenkt und ver-
fügt jetzt keineswegs mehr über "<las· Monopol für neue 
Initiativen oder neues Denken. sondern macht ein Grob-
raster, wobei die Abteilungen gebeten wer<len, sich zu 
überlegen, was man auf diesem Gebiet mittelfristig 
machen könnte". 

c) Zuolcich hat die Abt. I tlen Fachabteilungen aber ,:, 

auch bes timmtc Hi 1fen und "Diens tlei s tungcn" anzubie-
ten, die darin bestehen, daß dje ÜA ·Tb, Ic und die 
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Gruppe I D bei statistischen und volkswirtschaftli-
chen Fragen zu Rate gezogen werden oder Rechnungen 
durchführen; die Fachabteilungen selbst verfügen we-
der über entsprechend qualifiziertes Personal noch 
über die Rechenkapazitäten, die man <lurch die An-
gliederung der mat½e~atischen UA Ic und der Daten-
gruppe in der Abt. I zentralisiert hat. Da. die Abt. I 
außerdem für die Abstimmung de·r gesamten Datenbasis 
für die kurz- und mittelfristige Planung mit dem 
BMWF zuständig_ist, sind die Fachabteilungen auch 
informationell stark von ihr abhängig. Zugleith lie-
fert sie den Fachabteilungen "Verkaufsargumente" ge-
genüber dem BMWF, von dem den Programmen des BMA der . 
Hauptwiderstand droht. Ferner ist die Abt. I über 
den AL und den UAL Ib persönlich eng an die Leitung 
gebunden, so daß man sich hier - wie im BMI bei Z II 1 
- politisch absichern, Widerstände abbauen und Ver-
fahren beschleunigen kann, da die :ML-Ebene der Abt. I 
auch mit·der Durchsetzung der Ressortpolitik gegen-
über in<leren Ministerien und im parlamentatischen Be-
reich befaßt ist. 

d) Durch die formale Institutionalisierung als Abtei-
lung bei gleichzeitigem Ausbau der Dienstleistungs-
funktionen konnte sich der frühere Stab von der Lei-
tung emanzipieren und gleichberechtigt mit den Fach-
abteilungen verkehren, wodurch die Leitung zugleich 
aus dem Dilemma befreit wurde, bei Konflikten mit 
den Fachabteilungen entweder diese brüskieren oder 
den Stab desavouieren zu müssen. Die Leitung verkehrt 
jetzt mit allen Abteilungen gleichberechtigt, neinun-
gen werden nicht mehr einseitig vorgetragen, und die 
Abteilungen versuchen, Meinungsverschiddcnhciten rnörl­
lichst untereinander auszurfümien. 

Nach den Eingriffs1;1c)gl ichkci tcn bcfn::.gt, ant,-·ortr.:tcn 
~1n auct1 alle Itefercnton sowohl in <ler Abt. I als 

au.eh in der Abt. ll, <.Üd', diese formal nicht bestiindcn ! 
Doch habe die Abt. I durch ihre "N!ihc. zur Lcitm11_:" 

https://bcfn::.gt
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bestimmte Einflußmöglichkeiten. Diese ber~1en jedoch 
weniger auf der formalen Position und Funktion <lcr 
Abteilung, sondern auf der in bestimmten Bereichen 
besseren Information und zutreffenderen Ar~umcnta-

"' tion, bedeuten aber nicht, daß die Abteilung gener~ll 
von der Leitung Recht bekommt. Bei der Rentenreform 
sind z.B. bestimmte Punkte gegen die i~inuni der 
Abt. l von der Abt. IV durchgesetzt worde·n. 

Die Interviews in der Abt. I und auf Leitungsebene 
haben gezeigt, daß man durch die Erfahrungen vor 1969 
für das _potentiell konflikthafte Verhältnis zu den 
Fachabteilungen stark sensibilisiert worden ist. 
Selbst wenn das Kooperationsverhältnis heute von al-
len Beteiligten positiv beurteilt wird, läßt sich 
daraus noch nicht folgern, daß die Abt~ I ihre Steu-
erungs- und Koordinationsfunktion au-eh erfolgreich 
wahrnehmen kann. Voraussetzung dafür, Folgeprobleme 
bestimmter Programme erkennen, Grundsätze "hüten", 
finanzielle, ökonomische und politische Restriktionen 
sichtba~ machen und eine auf die Aibeit des Bundes-
tagsausschusses für Arbeit und Soziales abgestellte 
Zeitplanung durchführen zu können, ist einerseits, 
daß die Abt. I rechtzeitig von <len Fachabteilungen 
beteiligt wird, andererseits aber auch; daß sie ka-
pazitätsmäßig in der Lage ist, alle Programminitia-
tiven hieraufhin zu überprüfen. Beide Probleme werden 
von den Befragten durchaus gesehen. Dabei ist das Be-
teiligungsproblem vor allem für die UA Ia von Bedeu-
tung, da sie erstens keine fachlichen·Zustjndigkci-
ten besitzt, auf die man die GGO anwenden, also eine 
ßeteiligung erzwingen k6nntc, und zweiten~ nicht wie 
die anderen UA zwangsläufi~ eingeschaltet werden muß, 
weil die Fachabteilungen nicht über die crfor<lerli-
chen Informu tionen und fcrtig!~ci tcn ver füt;cn 1 <li e sie 
für die Pro~rammcn t,-:i ck lunr, benö·i:igcn. 

JJic Beteiligung Jcr J\ht.. I un<l besonders Jcr UJ\ la 
ist <lcnnoch Jurch foJ genüc ?-1ccbi:!nismcn s icl1orr:C:'s t c,J 1 t 
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Infolcre der oft unvermeidlichen Einschaltung der..:,. 

UA Ib und I c sowie der Gruppe I D hat die J,IL-Ebe-

ne die Möglichkeit, ~uch die UA Ia einzuschaltP.n, 
sobald man aus den Hcchenaufträgen der 1:achabtei-
lungen erkennt, welcher Art die Vorhaben sind und 
da-ß eine inhal tlichc Befassung danli t angezeigt 
ist. Denn Rechenauftrtige wer<len von <ler Abt. I 
nicht ausgeführt, ohne den AL vorher darüber zu 
informieren. 

Durch das Verfahren, bei neuen Initiativen zunächst 
ein Thesenpapier an die Leitung zu geben, sowie 
durch d'ie laufenJ.e Ergänzung der Arbeitskartei 
der Leitung, von der der AL I als Planungsbeauf-
tragter ebenfalls ein Exemplar erhält, ist die Ab-
teilung gut über die laufende Arbeit cler Pachabtei-
lungen unterrichtet bzw. wird bei neuen Vorhaben 
von der Leitung eingeschaltet und nimmt rcgelmfis-
sig an den bei neuen Initiativen üblichen Ilausbe-
sprechungen zwischen Leitung und Fachabteilungen 
teil. 

Da diese Einstiegsmöglichkeiten den Fachabteilungen 
bekannt sind und von ihnen antizipiert werden,bleibt , 
es der Abt. I meist erspart, formal um Beteiligung 
zu bitten. Vielmehr erhält sie in der Regel Durch-
schläge von Vorlagen an die Leitung, da man in den 
Fachabteilungen weiß, daß die Leitung sonst von sich 
aus <lic Abt. I einschaltet, und "die gutqn AL wissen 
das und vermeiden die Zurückschreckung vom StS 11 • Wäh-
rend die Lei tm1g vor 1969 eine llcteiligung der Pla-
nungsabteilung bzw. des Planungsstabes erzwang,inJe0 
sie keine Vorlagen <lcr Fachabteilungen abzeichnete, 
ohne daß die Planunr,scinhoi t vorher bctciJ:igt ,rnrlkn 
war, kann sie heute offenbar au[ dcrarti:,c Sp;:11wun<>e:;;... " .... \,' 

schaffcnJc Z\·;angsmaßn..:h1:~on verzichten. J;cnaoch [ch.1 t 
es nicht -au lsitisch~n Stimi,,8n, ,,.,as <lie D~!tt~ili:,unr;s-

"--.., ~, 

In·a .... j s b ,-. t r · .r.,• t · · , ,.. · • •·• , T · 
" - .:, 1-J...L. , \',lC c ... wa UlC~C: 1 1 .UlC LtC;Hdte:tlun:_;c;, 

bctc.ilii:cn uns je nacü del!I, i,;ic e;s ihne::n 2'.:fällt,cnt-
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weder um sich zu ,legitimieren oder in einem Stadium, 
wo eine Sache bereits abgcschlos'.,cn ist". 

Eine Ursache für diese sicherlich etwas überspitzt 
formulierte Kritik ist jedoch auch die beerenzte In-
formationsverarbeitungskapazität der Abt. I und be-
sonders der UA Ia selbst, was dazu führen kann, "daß 
einem der Knüller an einer Verordnung entgeht, weil· 
man bei der aktuellen Arbeit nicht genug strampeln 
kann", oder <laß man sich erst relativ spät einschal-
ten kann. Aus Kapazitätsgründen kann dann auch das 
Meldesystem der Leitung u.U. seine Funktion als "Klin-
gelzeichen'' nicht erfüllen, da man personell 1:i.icht in 
der Lage ist, sich hinreichend intensiv mit jedem Vor-
haben zu befassen. 

Allerdings wird durch einen rein rechnerischen Kapa-
zitätsvergleich Fachabteilung<:m - Abt. I die Proble-
matik der unvermeidlichen Selektivität der Aufmerk-
samkeit ungebührlich dramatisiert, da jeweils nur we-
nige Referate in den Fachabteilungen - und diese nicht 
alle gleichzeitig - mit Progra~nen befaßt sind. Die 
Selektivität der, Steuerungsfunktiori der Abt. I be-
steht darin, in erster Linie die umfangreicheren Vor-
haben des Ressorts unter speziellen Gesichtspunkten 
zu begleiten, wie es oben anhand des Rentenreformpro-
gramms demonstriert wurde. Bei' weniger umfangreichen 
Arbeiten wird meist nur im Grundsatzreferat nach po-
litischen Implikationen Ausschau gehalten, 11 wie es 
das Rechtsreferat hinsichtlich <lcr Rechtsförmlichkeit 
tut''• sowie auf Interdcpendc~zen v~rschicJcner Pro-
blcniliereichc geachtet wie etwa zKischcn ~ehabilita-
tionsmaßnahmcn (Gruppe V R) un<l ßereitstcllung von 
ArbeitspLitzcn durch die Abt. II (Arbeitsmarktpoli-
tik). 



- 184 -

Als weitere orginisatorische Variante haben in den 
letzten Jahren Projektgruppen zunehmend Verbreitung 
gefunden. Als Projektgruppen sollen hier alle refc-
ra tsüber greifenden Einhei tcn bezeichnet 1,;erden, die 
auf Zeit zur Bearbeitung eines relativ präzise defi-
nierten Problems eingesetzt und' in die die :1fitglieder, 
teilweise oder ganz von ihren Aufgaben in den stündi­
gen Einheiten freigestellt, ad personam entsandt wer-. 
den. 

Die Untersuchung erbrachte zwar zahlreiche IIim\'eise 
auf Projektgruppen und eine Reihe kritischer wie po-
sitiver 2\ußerungen über ihre Arbeit. Da dieses Hate-
rial jedoch für eine im Hinblick auf die in Teil III 
angestellten Reformilberlegungen erforderliche Detail-
analyse nicht ausgereicht hätte, wurde eine Zusatzer-
hebung in.den folgenden 20 Projektgruppen durchgeführt: 

- .Projektgruppe Korridoruntersuchungen (B~W), 
- Arbeitsgruppe Wegekosten (BJ-.IV), 
- Arbeitsgruppe Straßenbaufinanzierung (BiW), 
- Personalstrukturkommission der Streitkräfte (BiWg), 
- Projektgruppe Bildungsforschung (BMBW), 
- Projektgruppe Landwirtschaftliche Sozialpolitik (BML): 
- Projektgruppe Informationsbanken~ystem (interministe-

riell) 
- Lnngfristplanungsgruppen Strukturpolitik und Lebens-

vorsorge (interministeriell), 
- Kommission zur Neuordnung des Rüstungsbereichs (Wf\Tg) 1 

- Zentrale Projektgruppe Reorganisation des BMP, 
- Proj 0].;:tgruppe Hundesverkchrswer,cplanung (r,i.iV), 
- Proj cktrruppe Sozialgesetzbuch (DiIA), 
- Arbeitskreis Verbesserun~ des öffcnliichcn Pcrsonen-

nahvertchrs (J:\lV) , 
,, - Pro_ic1;t:;np_J~)e !Jnfa1lforschrn-:.g (1:•:v), 

- 4 Projcl:tyrupn,::n zur •:rstcl.lunr•. des lh:n·:clt~~chutzr1To-
r'.ram1•1s ( intcnii n is tcric11 i t ~;achvcrs t:lndi r:cn) , 

- Projcktgrupp-::i llaur.,orclnung (intcr:;;irjstcriell). 
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Diese Gruppen lassen sich nach ihrer Auf<rahcnstcllun0 . \ ö 

uritersch~i<lcn in StuJicnjHoj cktgruppcn, die sich zu-
nächst auf die Analyse bestimmter Proble~c und/oder 
die Entwicklunc von relativ allgemein gefaßten 16-
sun~smöglichkei tcn beschriinken (so <lic 9 zuerst ge-
nannten), und in Prograi:imcntwicklungsproj ektgruppcn, 
die direkt in Pläne, Gesetze und Vcror<lnunp,cn umsetz-
bare Maßnahmen erarbeiten. 

Die erfaßten Projektgruppen wurden zur Bearbeitung 
von Problemen gebildet, die über die Zustan<ligkeit 
und den Aufmerksamkeitsbereich einzelner Referate, 
Abteilungen und Ressorts hinausgingen. Der Anstoß zur 
Bildung dieser Gruppen ging je<loch nur zum Teil ~on 
der Einsicht in die Notwendigkeit einer übergreifen­
den Probleml6sung aus. Einige Gruppen wurden vielmehr 
zur vorübergehenden Kapazitätsverstfirkung bestimmter 
Einheiten gebildet oder gingen auf den Wunsch jüngerer 
Mitarbeiter nach nicht-hierarchischen Arbeitsformen 
zurück, wie etwa bei der Gruppe "Bildungsforschung". 

Die meisten der erfaßten Gruppen waren vornehmlich 
mit Hilfsreferenten besetzt; AL und UAL fanden sich 
so gut wie nie in ihnen. 

Entsprechend ihrem inhaltlich und zeitlich begrenzten 
Auftrag arbeiteten 7 der 20 Gruppen nicht länger als 
drei Monate. 

7. 3. 1 Vorteile der Programmentwicklung in Projektr,ruppcn 

Bei der Beurteilung des Erfolgs der einzelnen Projekt-
gruppen und der Vorteile dieser 0r2,;:misationsform fitr 
die· Pro~rar:~mentuicklm1f' miissen ,:ir uns auf 1.lic ;s;:;inm:-
rrcn der Hefrv:,.tcn stiitzcn; eine ohj,.;}~tivc 1'C't:rtcd.1un:: ,, 
er [ orderte c inc Inh,11 t :-; :tn,1 ly sc~ clcr zurrundc 1 icgcn<.lc.m 
Pror)l<::nc und dc·1· cnt,:ickc·1 tcn '.:o:1:.c;1tioncn. llnter c1:i e-
s cm Vorb c h a 1 t J a ~; s e n .s j c h cl i e Vor t e i 1 c der Pro j e Lt -
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1) Die Zusanuncnfn,ssirnt; der einschl:i:~ig qualirizic!rt8n 
Fa eh 1 c u t c c1. u s den v 0. r s chi e d0 n c n T r: i l c n cl c r j n i s t (' r j -

[!J.organisation erlaubt die Koorcli~1ation ,1 uf einer Ebe:.. 
ne, auf der das Infon:1ationsnivcau am liöchstcn ist, 
und beschleunigt darüberhinaus die Pro~rarn1r,rnt,·-:ic\-
lunP wesentlich. Nach Ansicht fast aller Befra~tAn 

c> 

hätten die_ gestellten /\ufr,ab~n ohne die enp,e Koo;)era-
tion der Fachleute vcrschicclcnbr Dinhciton in ci~cr 
Gruune und die damjt erzielte Konzentration von Sach-,. .. 
verst,.n<l nicht im tradi tionellcn Bcteili~ungsveTfah-
ren zelBst oder auch nur in.Angriff genommen werden 
können. Besonders bei Studienprojektgruppen erwies 
sich die Konzentration von Sachverstand .in einer Grup:.. 
pe als wesentlich. Umfangreiche Aufgaben wie et1...a die 
der Gruppen "Korridoruntersuchung", "T•tegekosten" und 
"Personalstruktur der Strei tkrüfte", die eine gc1;1ein-
same Problemdefinition sowie <lie Aufnah~e und Analyse 
des Ist-Zustandes erforderten, hätten ohne die Bil-
dung refera tsübergreifender Gruppen nur sc~1rnr, zu-
mindest aber nicht in einer vergleichbaren Zeit ge-
ieistet werden k6nnen. Die Vorteile der erh5htcn I~-
forma t ionsverarhietungsl:apa z i tä t zeigten sich a1)er 
auch bei ad hoc-Problemlösungsgruppen, die nur f~r 
die Dauer einiger Fochen arbeiteten. Bei Gruppen,die 
auf der Dasis vorhandener Da tcn verschiedene Üjsunzs-
alternativen ausarbeiten ~nd bewerten sollten, z.B. 
"Straßenbaufinanzierung", "LanJ.,d.rtschaftliche ::ozial-
politik", hat nach Ansicht clor Gruppenmitglieder die 
zci tlich bcrrenzte Zusammc,nfassunf'Y der verfürrbaren 

C, V 

Expe~ten sowohl die .Qualitilt <lcr gefundenen LMsungcn 
erhöht als auch den Problcmlösu:tigsprozeß stark ve:r-
kürz t. 

Die Mi tglic<ler ·vcrschiet1cncr Gruppen meinten, daf:l 1•:c-

dcr C ir:.. s t!indigcr s üib noch' C i.n rr:\ oder ci nc ex tcrr:::: 
nrb0itrJfl 

tloch r.1 c L, t 11ur 
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eher und weitcrgc;:henrkr Fra;:cstclJm1~cn au~schlcis-
scn. Die fehlende Zci t und der dadurch bedil!gtc Pro-
blemlösungsstil, der durch "r!anipulation durch djc 
fc<lerführende Einheit" und "/,uskla1:nnern von Konflik-
ten" gekennzeichnet sei, verhinderten die volle ]!c-

rücksichtigung aller Aspekte eines Problems. 

2) Die Erhöhung des Informationsniveaus durch die 
zeitliche Freistellung von Fachleuten und ihre Zusma-
menf2.ssung in einer Gruppe :;ohährleistet noch nic1i°t 
die Erarbeitung übergreifender ProblcE15sungen. Auch 
bei ausreichender Zeit zur Interaktion bleibt die 
Gruppenkonstruktion wirkunBslos, wenn in ihr nur Ver-
treter verfestigter Referats-, Abteilungs- oder Rcs-
sortperspektiven und partikularer Ziele aufeinander-
prallen. Vielmehr müssen die Gruppcnmitglieuer in ei-
ner gewissen Unabhängigkeit von ~en sie entsendenden 
Einheiten arbeiten kBnnen, zumal wenn zwischen diesen 
Konflikte bestehen. Wo diese Voraussetzung erfüllt 
war, gelang es den Gruppen, durch einen engen Kontakt 
der Mitglieder zu den Muttereinheiten die Vorteile 
des Zugang.<; zu ihren Informationen ,-rnhrzunehmen-, ohne 
zugleich ihre restriktiven Argurnente in.die Gruppe 
einbringen zu müssen und somit auf "herunterkoor<li-
nierte II Kompromißlösung_cn festgelegt zu 1-Jerden. Be-
sonders bei konflikthaften Problemen, deren Lösung 
von den J:>eteiligten Einheiten als "Null-Summen-Situ2-

-
tion'' wahrgenommen wurden, in der eine VerUnderuni 
zugunsten der einen notwendig zu einer Benachteili-
gung der anderen Seite führt, erwies sich die durch 
die Weisungsfreiheit der MitglieJer erzielte Autono-
mie der Gruppen als ,.,rescntlichcr Vorteil. Dabei reicht 
nn türli;:h die formelle 1'ieisungs:freihci t nicht aus, uw 
zu einer übergreifenden Problcm16sung zu ~clangcn; es 
muß auch die Bered tscli~tft bestehen, tdts;ichlich frei 
von den rni t.r;cbrachten I11tcress,0Jl un<l I'crsrcktivcn ar: 
ciil Problc1,1 heranzuzc•h::;r;. U:i csc Lcrci tsc!1:1ft ,dr<1 bc-

, . I , .. r . 1 . • t „ f.. .r . ' - U lsonders durch u1c ucntu.1,:.,1"t:1.on r.il ucr ,·,u1. 6a1H,, Eu 

Jic Intcf;raU ons1~raft c1cr Grup~)e p,e{örJcrt, die bei 

https://ucntu.1,:.,1"t:1.on
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einigen Gruppen so stark ,,:ar, daß "eine Lei.clcnschnft 
für die Sache entstand~ die gcrnclczu Kreuzzu~scharat-
ter .::,aewann", wie c in De fragtor f es ts tc lJ tc . 

3) Die Enrn i tcrung der Informatio~sbasis führte teil-
weise dazu, daR I(onflil~tc, die zuvor als Null-Sumr1cn-

Konste l la tion wahrr,:eno:-::1!1cn ,rnrden ,-12. ren, durch ob j c~:-
tive Analyse anstatt durch Vcrhandlun~ uncJ. Xom:n-omis-
se gelBst wurden. Folpcncles Zitnt aus der Projckt3ru~-
pe "Korridoruntcrsuchun2:", die <.-ler_ Auftrag hatte, !3C-
plante Investitionen der rivalisierenden Verkehrssek-
toren in drei ausgew~hlten Verkehrskorridoren anhand 
einer Kosten-Nutzen-Analyse zu beurteilen, macht die-
sen Effekt recht deutlich: 
"Diese Fronten zwischen dem Abteilungen, die im Grun-
de genommen nicht berechtigt sind, entstehen oft nur 
dadurch, daß man die tatsilchlichen Verhältnisse gar 
nicht genügend durchschaut. }1an befürchtet clann ge-
wisse Dinge, die in Nir~lichkcit gar nicht so oder 
gar nic~t so extrcn siad. Das filhrt dann dazu, da3 
man erst· einmal abbloctt. Bei einer Gruppe allcr~ings, 
die gctdsse Dinge detaillierter untersucht und auch 
quantifiziert, verflüchtigt sich <las von ,ganz allei-, 
ne. 1'Ienn erst cinraal die Zahlen auf <lern Tisch lie;:;en, 
dann fügen sich <lie Dinge zu einen einhei tlic110n DilcF. 

-
4) Die Strukturmerkmale von Projektgruppen bedingen 
schließlich einen besonderen Arbeitsstil, cicr ein re-
lativ sanktionsfrcics Arbeitsklima schafft und schon 
deshalb, unabhilngig von seinen positiven Funktionen 
für die Prograimnent,'licl~lung, von cl.;:;n vorwiegend j ün­
gercn MitglieJcrn positiv b~wertct wird. Es herrscht 
ein relativ freier Diskussionsstil vor. Einerseits 
braucht :man sich nicht bei jedcrn 1,rgrn:-.cnt abznsichcn:, 
anclcrersoi ts kann man 11 scine persönliche :'.einang ztE' 

Ausdruck bringen, ohne eleich von seinem :~aus be-
schimpft zu werden: was hast Du Dir denn <la vor~~c-

0st.cl1 t? Ich 1"'-ri n·n ..m·1c1... nur f·re1· .. ··:uucrn, ,·cnn 
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nicht "mit Drohun~cn arbei tct", auf der anderen ,Sd tc 
aber "auch ~cichtcr mal nachgibt". KonfliLte werden 
eher durch Analyse gcregel t, "weil die. Din0 e cirnw.l 
ausdiskutiert werden können". 

Die genannten Vorteile der Gruppenarbeit beJi~gen 
sich gegenseitig. Die Konzentration von Sachverstand 
ermöglicht eine objektive Problemanalyse, die rela-
tive Weisungsunabhängigkeit fördert den sanktionsfrei-
en Arbeitsstil und den Verzicht i:lUf nachtka111pftakti-
ken, und letzteres ist wiederum Voraussetzung für die 
Konfliktregelung durch objektive Analyse. Projekt-
gruppen, die auf diese Weise eine relative Autonomie 
gewonnen und zugleich intern durch.die Identifikati-
on der Mitglieder mit der Aufgahe integriert waren, 
sahen meist auch - anders als im Normalfall der ho-
rizontalen Kooperation - die zu erwartenden Reaktio-
nen der Muttereinheiten nicht als kaum zu überwinden­
de Restriktionen an. Dadurch waren sie nicht mehr auf 
die Entwicklung sektoral begrenzter Eirizelmaßnahmen 
beschränkt, sondern gewannen einen den realen Inter-· 
dependenzen des Problems entsprechenden Handlungs-
raum. 

7.3.2 Probleme der Programmentwicklung in Projektgruppen 

Die untersuchten Projektgruppen konnten durchaus nicht 
alle die rn6glichen Vorteile dieser Organisationsform 
auch tatsächlich realisieren. Je mehr Proj ekt,rirur,;Jcn 
den st~n<liccn Einheiten geccnübcr Unabhtingigkeit be-
sitzen und diese zur Erarbei tun~; über~reifendcr Pro-
blemlösungen nutzen, desto mehr geraten sie - nrnl:ich 
Hie Jic Planaur;seinhciten - jn <lic Gefahr, von den 
F~l'chc i nhci tcn a 1 s nccl rohun n :i Lr C''.; Ko1~·:)ctcn zhcTc 1-ch:, 
r•cschcn zu {-:erden. i'.,:;:r ,-::ir ~:i.c:;c:; ronl:urr,-::n2,·t":r11:ilt-
·-· 
nis fOr Studic11proj,_U:,n11;11 cn 1:cr:cn des ;:erir1:~ercn 
Vcrhiiidlichh:its::r:1<':s ili:·ci' 1.:T't:hr,jssc ,-.-.-_-ni1:cr ~:t~:rl:. 

r• (.. _f t 11 j 
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stört" arbeiten,, wie sie sich in der Phase der Pro-
blemanalyse uncl Ent\-.ricklung von unverbindlichen Lö­
sungsmc.1glichkei ten befinden. Je mehr die Ergebnisse 
jedoch an Verbindlichkeit gewannen und pine Gruppe 
sich dem Typus der Pro~ranm1entwicklungsgruppe an-
näherte, stand sie, selbst wenn sie relativ,unab-
hHngig hatte arbeiten k6nnen, vor dem Problem, den 
erarbeiteten Gruppenkonsens nich außen verbindlich 
zu machen. Dieses Durchsetzungsproblem in Gestalt 
der Autorisierung - die Kehrseite der relativen Wei-
sunsfreiheit - steigerte sich besonders dann, wenn 
die Gruppen selbst mit der Implementierung <ler 3r-
arbeitetcn Vorschläge befaßt waren, wie es bei den 
Strukturreformgruppen der Fall war. Gelingt die Au-
torisierung und Implementierung nicht, bleiben.die 
Vorteile der Projektgruppen auf die Informationsver-
arbeitung in der Analysenphase beschränkt, ihre Er-
gebnisse im übrigen aber relativ folgenlos. 

"Die Konkurrenz zu den Einh~i ten der permanenten Orga-
pisation wirkte sich nicht selten bereits als Wider-
stand gegen die Bildung von Projektgruppen aus. Be-
sonders in den Ressorts, in denen man schon Erfahrun-
gen mit Projektgruppen gesammelt hatte,·wurde vonsei-
ten <ler Fachabteilungen versucht, in Antizipation un-
erwünschter Arbeitsergebnisse bereits die Bildung 
solcher Gruppen zu boykottieren. Diese sich aus dem 
Konkurrenzvcrhtiltnis_ergebenden ~i<lcrstönde gegen Pro-
jektgruppen gefHhr<len ihren Erfolg prinzipiell. Im 
folgenden soll nllhcr darauf einocoangcn wer~en wel-c, l·, \J. 1 

ehe Schwierigkeiten in den einzelnen Phasen der Pro-
jektgruppenarbeit - Einsetzung, Analysenphase, Auto-
risierung und Implementierung~ <lie potentiellen Vor-
tc_ile gefährden und unter welchen Ee<lingun~en sie 
tei lweisc iiberyunc1cn \;erden konnten. 

1) Problcuc bei Jcr Ei11sctzunn. 
•.~ 

Die :~ .i t l j c!1e r rc is tc_l_l_i~)S von t;c f '-~ ra tsn:i tr 1 ic,tlcrn 
fiir <.l.ie 1\rhc-i.t in den Cru(1pcn 1·:t,r l::iu[i~; 11'ic!,t voll 



- 191 -

gewährleistet, da die Referate personell nicht aus-
reichend ausgestattet \1'arcn, um ein Mit:;lic,l teil-
weise oder ganz entbehren zu k6nncn. Gerade in neu-
en Problembereichen, auf die Projektgruppen vorzugs-
weise a11f~esctzt werden, ist gewöhnlich die Zahl der 
verfügbar~n Spezialisten klein. Auch eine formell 
angeordnete Freistellung erwies sich häufig nur dann 
als realisierbar, wenn ein Ersatzmann jm Referat ein-
springen konnte. Einige der Umweltschutz-Projcktgru~-. . 

pen trafen sich deshalb nur zu wenigen Sitzun3:en,auf 
denen dann die einzeln crarbci teten Bei träge der ?'!i t-
glieder nur additiv zusammengefügt werden konnten. 
Das F1·eistellungsproblem war auch zum Teil ein Grund 
für die relativ. kurze Arbeitszeit einiger Gruppen. 
Im BHL etwa konnten <lie zur Konzipierung einer lang-
fristigen Agrarpolitik gebildeten Gruppen nur drei 
Wochen tagen. 1'/ar die Freistellung von der Referats-
arbeit nur unzureichend möglich, so war die Folge 
häufig, daß jeweils einige Mitglieder an den Gruppen-
sitzungen nicht teilne1hmen konnten, was die Kontinu-
ität der Arbeit beeinträchtigte. Entsprach dazu das 
Maß der Freistellung nicht der tatsilci1lichen Bean-
spruchung in der Gruppe, so waren die Mitglieder in-
folge der Doppelbelastung gewöhnlich erheblich über­
beansprucht. Wegen des Freistellungsproblems wurde 
gelegentlich der Ausweg gewählt, Spezialisten extern 
aus Verbänden, dem nachgeordneten Bereich oder von 
Hochschulen in die Gruppen zu nehmen. 

Der Prcistellung stehen jedoch nicht nur objektive 
Sch1-:iCrigkci ten gegenüber. In ci1üicn Fällen J~onnte 
beobachtet ~erden, daß eine entsprechende Bereit-
schaft fehlte, Peferatsnitglicdcr für Projekt~ruppen 
abzustellen. Dies .,.nr vor allem dort der Fall, 1m die 
Arbeit der Projc1:tr-ru:1:1c kcL1c11 unmittelbaren Dc:w.2: 

f . ,, 1 l t rJ·r '\1 ProJ·ckt0run:,:,('i, :-;e:icnpro: 1 ticrcn ..,o )C' :on .c ,) __: 

zu den /\ u [f;:1bcn t1cs' RcfcT,1ts oder der ';\bteilm,:,. hatte:, 
man kc ine ;-:;, ,-1 i eh 1:c i t 

" 
sah, von den 111 [or:,:' t io-

nen oc1cr cvcntucll1.'n rrfol;•c.:n c1cr Crup:)e sc}:)'.;t zu 
· . , , ,. . _ 
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l.' • • 1 -'- ..,zwar in bcstiruntcn ftllcn eine gute 1~1nr1c,1L,UL~~ 
ui1<l auch ciH Gewinn fiir Cas betrc.ffcndc ;;itDlicd, 
11 abcr für mich nur der Verlust ei1.tcs }ütarbcitcrs". 
Deshalb, so ein anderer AL, stelle er natürlich nicht 
seine besten Leute zur Vcrfilgun~ - ein Problem, mit 
dem besonders die Langfristplanu~gsgruppen in BK zu 
kämpfen hatten. PersonaliHangel kann im übrigen auch 
voreeschiltzt werden, wenn man dem Auftrag einer Pro-
jektgruppe inhaltlich ab lehnend gcgenübers tcllt. 

Diese Schwierigkeiten konnten iruner dann Oberwunden 
werden, wenn die Aufgabe einer Gruppe hohe Priorität 
für ein Ressort besaß. In diesen FHllen war die Res-
sortleitung mehr als formal an der Bildung und Beset~ 
zung der Gruppen beteiligt. Zugleich erwies es sich 
als erforderlich, daß <lie einrichtende Stelle in der 
Lage ist, die Proble111bereiche hinreichend vorzustruk-
turieren, um einen klar umrissenen Auftrag geben und 
so die Arbeit der Gruppe zeitlich begrenzen zu kön­
nen. 

Als dritte wesentli~hc Restriktion für die Bildung 
von Projektgruppen zeigte es sich, daß-auch bei den 
infrage kommenden Gruppenmitgliedern die Bereitschaft 
zur !'H tarbei t nicht immer vorhan<len war. Ein Grund 
hierfür ist, daß die Gruppenarbeit nicht von allen 
gleich attraktiv gefunden wird. Je nach Alter und 
organisatorischem Status variiert die Bereitschaft 
zur Mitarbeit in Gruppen: Referenten und ältere Ililfs-
referenten betonten in cler Regel stärker <lie subjek-
tiv empfundenen Nachteile der Gruppenarbeit als jün­
gere IIilfsrcfcrenten. Sie befürchteten, durch die 
I!erauslösung aus ihrer Abteilun~ oder ihrem Rcfera t 
d~ci cingcspjcltcn.Kontuktc dort zu verlieren. Bei Jl-
tcrcn JlilfsrcfcrcntcJJ kciu die Bcfi\rc:1tuni_: hinzn,tl1.Jl'c\ 
die 1\bordnuw:; in eine Gruppe hci Frch;crdcn einer :~c-
fcren tenstcllc nicht·vcrU:rbar zu sein und. ein~ }>.c-

•· , ..f 0rucrun~; zu v,::rpasscn. 1:iner r:;c•ir.tc: '"·:er. 1i:i.crit j,r:1. 

!:aus- ,1uf seincu Stuhl sitzt, jst c111s <lc:1:1 J',lic}:fcld 

https://r:;c�ir.tc
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und weg vor.1 Fenster". Ein ,vci tcrcr GrunJ für llic 
manielncle AttraktiviUi.t der Projd:tr,rup,;2narbei t 
ist, daß die Gru11pcn hiiuf i~ 1,eine kurzfristig siclit-
barcn Erfolge vorztrneiscn haben. Dami.t c11tfäll t dann 
auch die Chance, sich iegenüber der Leitung zu rrofi-
lieren. Deshalb ziehen beso1:.dcrs Pcfcrcnten <lic /\Y-

bei t :i.n ihrem Zusttincli:_;1~eitstcrcich der indiviJucll 
sowieso sclnrnr zuschrcibbarcn ·Gruppcnleistunz vor. 
Ein UAL sagte hierzu: 
"Die alten Referenten haben sich d.aran .,.ewöhnt,d~ß 
sie sich irzen<lein Gebiet ~rkilDpft habe~, für <lns 
sie zus tänclig s incl und ,-:o sie sich nicht gern r8 in-
reden lassen. Ich schimrfe ieler,entlic:1, ihr werJct 
dafür bc zahlt, Eure Daten wei terzuechen und •nicht 
darauf zu hocken. Das ist das Problera eines Biblio-
thekars: die lieben ßücher und leihen sie un0ern aus". 

... • (..J 1 

Diesen die Kooperationsbereitschaft nindcrnden Fakto-
ren stehen besonders bei jüngerer.. Hilfsreferenten 
verschiedene Gründe gegenüber, die für sie die Arbeit 
in einer· Proj ektg_ruppc attraktiv machen. Für Bea;:1te 
mit stark sachbezogener Arbeitsmotivation stellte es 
häufig einen Anreiz dar, "herausgelöst aus dem Tages-
geschllft in einer Gruppe arbeiten zu können wie ein 
Wissenschaftler''. Besonders bei der Bearbeitung neuer 
Probleme bietet sich nicht selten die Möglichkeit, 
neue inhaltliche und methodische Kenntnisse zu zcwin-
ncn und größere Teile eines Ressorts kennenzulernen. 
Auch die Tatsache, daß Gruppenarbeit oft keine von 
außen identifizierbaren Einzelleistungen zuläßt, wur-
de nicht immer als J;1anr;el empfunden; da~egen cnmrte.;. 
ten besonders. jüngere Eilfsref~rentcn oft, daß durch 
die Zugehörigkeit zu einer erfolgreichen Gruppe mehr 
~restigc zu gewinnen ist, als <las in <ler filr die Lei-
tuno und die ML-Ebenc ,-;enig sichtbare:n Eilfsrcfcren-c-

tc_nposition mciglich H1ire. Sch,ließJ ich stcip;t ger::idc 
für den Il.ilfsrc-ferC'ntcn die !,ttr::i 1{.tivit~it L1cr Projc;.:.t-
gruprier, ;H1)d t durch ,_:c:n dort tib l.i chcri i\ rhe i ts t i 1 
uiHl cJ:i.e Ln;c;iterur:.f; seines 1;;:;1dlur:~ss·;~iclr;.1ti;;1s jm 
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her eine Zusammenarbeit erlebt hatte, die - nach 
einigen .Anfangsschwierigkeiten - persönlich .so nett 
war wie diese". 
Andererseits stellte Jann die Rüc~kehr ins Referat 
mehrere Dcfragte vor erhebliche Anpassunr,svpoblemc. 

2) Probleme bei der Arbeit. 
Die F"'.'eistellung der t.fi tglicder von 1',.'cisungen der 
sie entsen<len<lcn Einheiten und damit die relative 
Autonomie der Projektgruppe ist eine Bedingung ihrer 
Überlegenheit im Vergleich zur traditionellen Koope~ 
ration zwischen Facheinhei tcn. Sind die Gruppemli t-
gl,ieder lediglich Vertreter der sie entsen<lcnden Ein-
heiten, dann degeneriert die Gruppe leicht zu ~inet 
ausschußähnlichcn clearing-Stelle unterschiedlicher 
Interesseri. Diese Erfolgsbedingung der relativen Au-
tonomie war bei den untersuchten Gruppen nicht in al-
len Fällen gegeben und auch dort, wo sie vorhanden 
war, stets gefährdet. 

Relativ problemlos war die 1\leisungsfreiheit der Grup-
~cnmitglicdcr nur in den Füllen, in denen zwischen 
den l\iuttereinhei tcn keine oder n-ur geringfügige 
sachliche Meinungsverschiedenheiten bestanden. Ein 
Beispiel hierfür ist die Gruppe "Öffentlicher Perso-
nennahverkehr"; die Konflikte in dem von ihr bear-
beiteten Bereich verlaufen weniger zwischen den Ab-

. teilungen des m-IV, wie _bei der 1'!cgekostengruppc, son-
dern zwischen fü,1V und BM1'lF einerseits und Bund und 
Ländern andererseits. Ziemlich frei konnten auch die 
Gruppen arbcitcn,_<leren Ergebnisse noch relativ un-
verbinJlich waren bzw. wo <lie betroffenen Einheiten 
annahmen, daß sie cven tuellc Auswi rr:ungcn der· Projekt-
gruppener~cbnisse rechtzeitig, spUtestcns in der 
Durchführunp,sphasc, korrigieren könnten. Dn·s sc:wint 
z.B. zuniich.st bei der Gru;_)pe 11 ·::q_;cJ~ost.c:1i" der r:111 
!~C\·.'csen zu :;ein . .1c ckutlichcr djc Erucbnisse d2!' 

• ' • l > 

P-r0jcktgn1 1'pcnarhc-it sich da;:crcn sc.hori ;1us H:r~·I· 
Auftrng vor.aussehen licf'cn h:h .. je mehr sjch die- ;\r-

bci t <lcr ihrrch f:ühnrn:'. ~1:1hertc-, rn::s0 st;:r1,cr \•:urdnn 

https://zuniich.st
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die Vorbehalte zogen eine sclhstilnJige Arbeit der 
Gruppen, wenn zwischen den Einheiten der permanen-
ten Orp,anisation KonfJjktc bcsto.ndcn. In solchen 
Situationen war auch 1riit einer forr:1cllen v ·.. e1sungs-
freiheit das Autonomieproblem der Gruppen .nicht zu 
lösen. Bei einzelnen Gruppcnmitglieclcrn erzeugten 
solche Situationen einen starken Loyalitlltskonflikt. 
Gruppenmitglieder, dic_sich für <las von der Gruppe 
erarbeitete Konzept und damit gegen die Interessen 
der Muttereinheit entschieden, befürchteten negative 
Sanktionen bei der Beurteilung und Bef6rdcrung, die 
auch in einigen Fällen eingetreten sein sollen. So-
lange die Entscheidung über Beurteilung und Befönle­
rung während der Gruppenarbeit von der r~ttereinheit 
ausschlaggebend beeinflußt wird, besteht deshalb im-
mer die Gefahr, daß in Konfliktsituationen die Koope-
ration in der Gruppe versagt. 

Mit diesen Problemen wurden Gruppen, die von der Lei~ 
tung des. Ressorts direkt unterstützt lv'Urden, am be-
sten fertig. Die Reorganisationsgruppcn im BMP und 
im BMVg waren z.B. wcflcn der mit ihren Vorschlficcn 
verbundenen Eingriffe in die Interessen der betroffe-
nen Eicheitcn von dort starkem Mißtrauen und Wider-
stänten ausgesetzt. Wegen der hohen Prioritttt der 
Aufgaben genossen sie jedoch starke Leitungsuntcr-
stiltzung und konnten so den Druck auffangen und sich 
erfolgreich abschirmen, was bei einer Gruppe bis zur 
räumlichen Separierun~ und zur Unterbindung von In-
formationskontakten ging. Da die Leitung ~elbst den 
Auftrag formuliert, die Hi t;:lie<ler ausge,d\hlt hatte 
und Adressat <lcr Ergehnissc war, waren m6glichc ne-
gative Sanktionen der entsendenden Einheiten weit-. 
g~hend ausgeschlossen und erleichterten den Gruppen-
mitt:liedcrn die Oricnticnrn:; .in l1en t'ünsciil:H der Lei·· 
tunt> Fehlt j n d ncr solchen 1:011.s tclln tion •.J~''.ßf;CL 

die Leitünt;sw1tcrstützun~~,. cfon1„ vcr[ü::t c:in::; Projekt-
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Dem von ihr vorbereiteten Konzept einer integrier-
ten Verkehrswegcplanung standen die Fachabteilun-
gen ablehnend gegenüber, ohne daß die: Gruppe von 
der Leitung im cr-fordcrlichcn J'.!afäe unterstützt 
wurde, so daß die Vorlagen erst verbindlich wurden, 
wenn die Mitzeichnung der Fachabteilungen vorlag. 

3) Das Problem der Autorisierung und Impleuentierung. 
Auch wenn es einer Projektgruppe gelingt, eine grup-
penint_erne Konfliktlösung zu erarbeiten, bleibt <las 
relativ folgenlos, wenn es nicht ebenfalls gelingt, 
den Gruppenkonsens nach außen zu übertragen und ver-
bindlich zu machen. Vor diesem Problem stehen die 
Studienprojektgruppen noch am wenigsten.Auch ihnen 
ging es jedoch oft nicht um eine bloße Entscheidungs-
vorbereitung; die erarbeiteten Grobkon·zcptc enthiel-
ten vielmehr schon eine gr5ßere Zahl von Zwischen-
entscheidungen, die bei Fortführung der Programment-
wicklung in der permanenten Organisation als verbind-
lich übernommen werden sollten. Schärfer trat das 
.Problem der Autorisierung bei Progrannhentwicklungs-
gruppen hervor, zumal wenn sich bei diesen eine wei-
tere Implementierungsphase anschloß, in der die er-
arbeiteten Ergebnisse, wie z.B. bei den Reorganisa-
tionsgruppen, in die Praxis umgesetzt werden sollten. 
Sowohl Autorisierung wie Implementierung der Ergeb-
nisse stießen in den meisten untersuchten Fällen auf 
erhebliche Widerstände. Zwar gewannen die Pr~jekt-
gruppen durch die 1.'!eisungsfreihei t der Mitglieder 
den für die Erarbeitung übergreifender Progra~ne 
notwendigen Handlungsraum, doch konnten sich die 
beteiligten Einheiten zugleich darauf berufen,durch 
die Entscheidungen ihrer Mitglieder in der Projekt-
gruppe nicht gebunden zu sein. Es scheint dcsh:1.lb 
fraglich, ob es möglich ist, alle Vorteile der Iler-
aus lösung aus der Ilicr.:i rchi e ,-:tih rcnd der In f orna ti-
onsvcrarbc i tun:; ,rnhr zunchr.cn, ohilc zugleich cn tspre-
chendc XachtciJ c bei ucr JJurchsct::unr; in r:auf r:.cll,1cn 
zu ·müssen. 

- 'J<j,/ -
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Projektgruppen ~tehen bei der Durchsetzung ihrer 
Arbeitsergebnisse vor einem noch größeren Nacht-
problem als Planungseinheiten. Anders als jene 
hatten sie in der R~gel keine Sanktionsm5glichkei-
tcn oier die Chance, durch Dienstleistungsfunktio-
nen Einfluß zu gewinnen. Außerdem waren sie in der 
Regel gerade nicht mit solchen Mitgliedern besetzt, 
die· ihren ~-luttereinheiten gegenüber die Rolle ein.es 
Promotors mit Erfolg übernehmen konnten, da <lie jün~ 
geren Mitarbeiter, die am ehesten abkömmlich und für 
die Gruppenarbeit motiviert sind, nicht über den für 
diesen Zweck nötigen hohen organisatorischen Status 
verf~gten. 

Die Schwierigkeit, gruppenintern erarbeitete Er-
gebnisse auf die Muttereinheiten zu übertragen, war 
noch am ehesten dort von den Mitgliedern selbst zu 

-
überwinden, wo sie so eng an sie angeschlossen blie-
ben, daß es ihnen gelingen konnte, bei den wichtigen 
Entscheidungsträgern dort ähnliche Lerneffekte zu 

. induzieren und die der Gruppenlösung entsprechenden 
Präferenzänderungen herbeizuführen. Das war aller~ 
dings nur bei den Gruppen möglich, deren Aufgaben 
bei den beteiligten Einheiten wenig umstritten wa-
ren, weil sie entweder vo~ dem Ergebnis kaum betrof-
fen wurden oder keine festen Standpunkte hierzu hat-
ten, wie etwa bei den Gruppen ttöffentlicher Personen-
nahverkehr", "Datenbank" und "Unfallforschung". Fäl-
le mit einem derart geringen Konfliktniveau waren 
insgesamt selten•. 

Die Projektgruppen stießen besonders dort auf massi-
ven Widerstand, wo sie <lie .Konzipierung -und !J:'1ple-
meritierung interner Organisationsreformen zurn Auf-
trag hatten und wo es sich um Konflikte han<lclte, 
bei denen die beteiligten Einheiten unterschiedli-
che ~csellschaftlichc Tntcrcsscn vcrttatcn. In die-.., . 

. scn 1~ttllcn t:nr die nurcllse.tzun2: durch <lic Cruppen 
selbst nicht nrir.lich. Sie i'rnren cnt,·:c<lcr r;czwunr.en, 

https://r;czwunr.en
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die durch die Fachabteilungen vorgebrachten Re-
striktionen hinzunchm::rn und so das Programm "her-
unterzukoordinieren", oder ihre Vorschltigc unver-
bindlich zu lassen. In einig~n ftillen war deshalb 
die Ver6ffcntlichung der Arbeitsergebnisse umstrit-
ten und unterblieb t~ilweise. 

Die Schwäche der rrojekt2ruppcnkonstruktion trat 
besonders dort zutage, wo der Gruppenarbeit - wie 
z.B. bei den Reorganisationsgruppcn - eine Imple-
mentierungsphase folgte. Da diese Gruppen nach Ab-
schluß ihres Berichts aufgelöst wurden,stand zu be-
fürchten, daß ihnen dana.ch ein institutioneller Spre-
cher fehlen würde. Zwar übernahmen nach der Gruppen-, 
auflösung vielfach entweder der ehemalige Gruppen-

·vorsitzende oder andere, interessierte Einheiten 
diese Rolle. Jedoch reichte dies nicht, um den Grup-
penkonsens, auch wenn er offiziell verbindlich ge-
macht worden.war, bei der Implementierung gegen ein 
Unterlaufen im Detail zu schützen. Zur Lösung dieses 

·Problems fanden wir die folgenden Ansätze. 

a) Verschiedentlich ,mrde versucht, mit der Durch-
führung eine Nachfolgegruppe zu beauftragen. Bei der 
Reorganisation des BMP wurden z.B. nacheinander meh-
rere Gruppen mit teilweise überlappender Hitglied-
schaft eingesetzt, die das Grundkonzept schrittweise 
konkretisieren sollten, ohne dabei vom erarbeiteten 
Konsens abzuweichen. 

b) Bei der Irnplementicrunc des Konzepts zur Ncuo~d-
nung cles Rüstun;:i:sbcrcichs vur<lcn keine Nachfol.ze-
gruppcn, sondern lose ta~c11de Aussc:1üsse cin~crich-
te t; na eh Ansicht Cer rcfra;; tcn ,,:area sie j cdoch für 
dicsc- Funktion 11.i.cht hi1~rci.chcih1 ·c~cinnct. 

" V 

c) h: h1ll dC;r CrUf'i10 "Pcr:;onalstn1Ltur" hatte scho;i 
clic Crup1 1c scJl:.st in i!.rc:;:, ,\bschluf:'.l>ericht d.ie Lin-

• 
sctzur,~r. eines - . 1, 1 • \... • ._, f'1'r. . v 1-·•1"'··'1." _ '., l'l : ,_, ProJ· ck t 1 '(·rtl', r+r.:1.1. '-'c:1·r•·1·· <l.J. ,. <t '- . , \.· - · l .. 

0 
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rigc Phase der näheren Ausarbeitung des Konzepts 
vorgeschlagen. Hierzu ist es jedoch wegen der l':i-

derstände verschie<lcncr Hauptabteilungen nicht ge-
kommen. Entsprechend fraglich ist die Verwirkli-
chung des erarbeiteten Konzeptes. 

d) Problemlos konnte die Durchsetzung der Arbeits-
ergebnisse nur dort gestaltet werden, wo die Gruppen 
eine intensive und informierte Unterstützung durch 
die Leitung oder einen eng mit ihr verbundenen Stab 
erfuhren. Als besonders erfolgreich erwies sich ei-
ne Gruppe, deren Vorsitzender zugleich Leiter eines 
von der Spitze voll unterstützten Stabes war. Hier 
genügte es bereits, daß der Bedeutung der Gruppe 

' für die Leitung auf diese 1\'eisc symbolisch Ausdruck 
verliehen wurde, denn die beteiligten Einheiten an-
tizipi~rten den Einsatz formeller Autorität durch 
die Leitung und akzeptierten die Vorschltlge der Pro-
jektgruppe. Dagegen half es den Gruppen im BtN we-
nig, von ·der Planungsunterabteilung unterstützt zu 
.werden, da diese selbst nur begrenzt durchset.zun_gs-
fähig war. 

Fragt man, warum verschiedene der untersuchten Grup-
pen ohne <lic Unterstützung der Leitung bleiben 1 dann 
zeigt unser Material, daß dies nur zum Teil durch 
die beschränkte Kapazität des Leitungsbereichs zu 
erklären ist. In den Fällen, in denen die Leitung 
aktiv die Gruppenarbeit unterstützte und sich in 
die Durchsetzung der Ergebnisse einschaltete, han-
delte es sich - von cler Lebcrplanr,ruppe abgesehen -
um interne Strukturreformen (B:JP, DHVg). Diese waren 
,n.rar sehr ums tri ttcn, cloch waren die Konflikte j c-
wc il s auf das :H nis ter:i. um scl bs t b eschr:i.nkt, so cfaß 
die Lcitur.:: jhren 'PriT:at voJ 1 .rnsspielcn konnte t~;icl 

das En;:a~cl:!cnt nicht nit politischen Kosten vc-rhuri-
f 1 rs s 1·_cd1 t es bc i. der Cru1__1'_;)c im Wl\' ~ius.,1c n ,-rar • ;11H c . -

Hier ,-!ilrdct' die iEtc:;rie'!.·ten l'ro~:rJ. 1:J:1c direkt ii~ c!:i.e 

Interessen starker r:csc] lscha ft] i eher (~nippen ein-
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greifen, die :in,den einzelnen Fachabtcilunscn ihre 
Fürsprecher haben. Die .fehlende 1\utonoinic der Lei-
tung diesen Gruppen gcr::cnüber erklLirt hier die Zu-
rUckhal tung bei der Durci1sctzung <lcr Gruppenergeb-
nisse gegenüber den Fachrtbtcilungcn. IJinzu kor,:nt 
ein eher taktischer Grund für die mangelnde Lcjtungs-
unterstützung in solchen FJllen. Indern die Ressort-
lcitung sich nur begrenzt für die Projektgruppe en-
gagiert, kann sie sich, je nach Stärke des ~idcr-
standes in der pol i ti sehen und sozialen Ur:wel t, die 
Reaktion auf das Arbeitsergebnis offenhalten und 
sich notfalls auch davon distanzieren. So verwies 
der Minister im BMV im Vorwort eines Gruppenberichts, 
dessen Verßffentlichung längere Zeit überhaupt in 
Frage stand, darauf, daß die Ergebnisse ja nur von 
einer "unabhängigen" Gruppe erarbeitet worden seien 
- eine Distanzierungsmöglichkeit, die er nicht ge-
habt hätte, wäre das Programm in einer Fachabteilung 
entwickelt worden. 



------------------

- 201 -

8. Organisation und ~unktion (1cr !1asis 

In diesem Kapitel werden strukturelle \lerkmalc der 
Basisorganisation bchandc 1 t. Dahc i 1·:urclen jene Aspek-
te zur Untersuchung uncl Darstellung herausge~riffcn, 
die in 'Zusammenhang mit Umfang uncl Art der Pro~ramm-
ent,vicklungs tä tizke i t s tehcn. Die Obergeordnete r:rage 
ist, wieweit die strukturellen Merkmale der Basis die 
Erfüllung der kritischen Anforderungen aktiver frogra~s-
entwicklung behindern oder begünstigen. Es war also von 
vornherein nicht beabsichtigt, die Strukturmerkmale der 
Basis deskriptiv und analytisch vollständig zu erfassen. 
Im Folgenden befassen wir uns zunächst mit der Gr6ße 
der Referate und einigen Fragen der fachlichen Quali-
fikation. Im Hinblick auf die arbeitsteiligc Koopera-
tion auf Referatsebene analysierten wir Ausmaß und Be-
dingungen der festen Aufgabenzuweisung, den Grad der 
fachlich~n Spezialisierung un~ die qualitative Diffe-
renzierung zwischen den Funktionsgruppen (Refcrcnt-
Hilfsreferent-Sachbearbeitcr). Weiter fragten wir na~h 
der Häufigkeit der Teamarbeit und den Auswirkungen der 
Abweser1hei t. Die Rollen von Referent, Hilfsreferent und 
Sachtearbeiter wurden selektiv auf wenige kritische 
Aspekte hin analysiert. Abschließend wird die Frage 
möglicher Reformkonzepte behandelt, wobei zusätzlich 
zu den Antworten auf entsprechende Fragen in der all-
gemeinen Erhebung die Untersuchung der 11 Gruppen.11 -Kon-
struktion in der Abt. St herangezogen wird. 

Größe der Referate 

Die folgende Zusammenstellung gibt einen Eindruck von 
der Rcfcratsgröße. Die Zahl der Referate (72) stimmt 
nicht mit <lcr Zahl der befragten l~cfcrcnten überein, 
u • a • \-: c i l J i c- /\b t. S t in <l c r Tab c 1 l r:- n i eh t h c r ikk s i c h -
tigt \rnr,lc. In Jcr Tc1hcllc 1d.r,1 die Jo1)pcltc Unterstel-

1i ·1f f~rcntcn t1•1·1 .~.,:1c1, .L1..·•:1..1·.1,)cJ·.ter11, \'crrwcl1-l ung von , 1 . : s r c ·1.: · , , ·, - 1 • 

lilssigt; 11 hallw" I-litarhcite:r 1-:urcJen hier voll r,;eziihlt. 

8.1 
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Zahl der Mitarbeiter in den Referaten 
(ohne SchrcibkrHfte usw.) 

Referate mit 

Zahl der 
Mitarbci-

••• Mitgliedern 
insgesamt 

••• Ilil f s refe-
renten 

••• Sachbear-
beitern 

ter 
absolut % % % 

0 17 s 
1 1 1 53 . 49 
2 9 12 21 26 

3 24 33· 4 10 
4 14 20 5 4 
5 13 18 3 

, 
6 4 6 3 

7 2 3 
8 2 3 
9 2 3 ' 

10 1 1 

72 100% 100% 100% 
N=72 N=72 
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Die Tabelle zei J;t ·deutlich die <lurchschni ttl ich ge-
ringe Größe der Rcfcra te. Es haben 17% der ltcfcrcn-
ten keinen llilfsrefcrcntcn, weitere 53% nur einen; 
mehr als zwei Hilfsreferenten sind die Ausnahme. Das 
Bild Lei den Sachbearbeitern ist ähnlich. Die wenigen 
Fälle mit 5 und 6 Sachbearbeitern finden sich vor al-
lem in den Förderungsbereichen. Zählt man alle ;,ri tar-
bci ter des höheren und gehobenen Dienstes zusammen, 
dann haben 83% aller Referate zwei bis fünf i'litgliedcr. 
Die Verteilung in den untersuchten Hliusern ist mit Aus-
nahme des BiN, wo die Referate überdurchschnittlich 
stark besetzt sind, vergleichbar~ 

Die in der Tabelle vernachlässigte doppelte Unterstel-
lung ist entweder auf die unzureichende Personalaus-
stattung des Ressorts zurückzuführen oder Aufgaben wer-:-
dcn wahrgenommen, die zwei Referate gleichzeitig be-
treffen (z.B. im Tarifbereich der Abt. D). ProbleJii.a-
tisch dürfte es sein, wenn <lie doppelte Unterstellung 
lediglich auf Personalmangel zurückzuführen ist oder 
man dem Referenten aus bloßen Prestigegründen wenig-
stens, einen halben r-li tarbei ter zubilligt. Dagegen könn­
te die doppelte Unter~tellung bei verwandten Gebieten 
eine mögliche Strategie sein, übergreifende Probleme 
besser zu erkennen. Die bis zur Drittelung vorkommende 
Aufteilung der Sachbearbeiter könnte als Argument für 
eine stärkere Zentralisierung vcwaltungsmäßigcr Rou-
tindsachcn dienen. 

Obwohl in einigen Aufgabengebieten die bessere Perso-
nalausstattung eindeutig auf <lic Aufgabenstru~tur zu-
r'iickzuführcn ist (z.ß. mehr Sac}ibearbeiter bei Dearbci-
tung von För<lcTungsantriigcn), l~ißt sich keine allgcn,ci-
nc Rc~el zur Erkl:iTun~; der Cröfvcnunterschiedc crkennc11. 
Die Tendenz zw:: i:1cincn :'(;[crat 1:jrJ u.a. <lurch ein ln 
Jc:c f',bt. L aw·:cri".ih:rtcs /..r:~u:·:cnt cr;,J.Lirt; dort J,icf; c:;, 

.. (;J;,l : - 1 ,:- ] c- • 1)1t)C·1,:;,,,1" I)]. c·11t ' ocn!l 0 ·, r :;,_:.1..lCJJ1 1 . .,J1CZ1.cl ' .• • J_,J(·}.. ,. tr•~:,.. CI-• man . .!' ... • ". '-" . l • i. • . 

] ,-:cnn n:nn ;;cir,en l'c Ccrcntc1q:ustcn vcr'.:;pL·cchcnsona . , 
tünnc. lif>g1 ichcn:ci!;c t,irJ (1c.:r Trend zrn:, Klcim·cfcr.lt 
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vers tilrk t, wenn rachl-rti f tc rni t spe z i c 11 er beruf 1ichcr 
Erfahrung extern rekrutiert werden müssen. 

Da keine detaillierte Analyse <ler A~sbil<lungsvorausset-
zungen beabsichtigt war, wird hier lediglich auf den 
Anteil der Juristen in den untersuchten Abteilungen 
eingegangen. 

Die Abteilungen lassen sich in mehrere Gruppen gliedern. 
Einmal gibt es Abteilungen, die aufgrund der Aufgaben-
struktur nur für· Juristen in Frage kommen; ein Beispiel. 
ist Abt. D. Das heißt nicht, daß nicht gelegentlich 
auch hier Hilfsreferenten (wohl kaum Referenten) mit 
anderer Q~alifikation denkbar wären. So ist der einmal 
geäußerte ~unsch nach einem Volkswirt in Abt. D auf-
giund der finanziellen Auswirkungen der Arbeit dort 
verständlich. 

In anderen Abteilungen verlangt die Aufgabenstruktur 
zwar unterschiedliche, aber jeweils ganz _bestimmte 
Qualifikationen, z.B. Juristen, Lcben~mittclcherniker 
und Veterinärmediziner wie in ·der Abt. L. Die Abt. St 
mit der Trennung von Rechtsbereich und technischem Be-
reich ist ein weiteres Beippiel. Auch die UA. I im BMV, 
die fast ausschliedlich aus Nichtjuristen besteht, ge-
hört in diese.Gruppe. 

Eine dritte Gruppe bilden jene Abtcilunr,en, in denen 
von der Aufgabe her fast durclnrc_r:: eine untcrsch1etlliche 
Besetzung prinzipiell <lenkbar ist. Ein Beispiel ist 
Abt. J. Zwar ist klar, daß auch hier hcstimmte Rcfcrr,-
te ntn- mit .Juristen besetzt \•:erden können (z.B. Jutcn<l-
h:ilfcrccht); aber GC'-T;H.lc :fiir J\bt. J si1:d uuch anckre 
Qualifik::i.tion8n dcnkb,lT und der Jiohe /1.nt0.il an ,Juristen 
1-.•ird (:ort bckla~t. Es nn;; sein, c;aß hier <las re]1Jc11 ei-
n.cr c1nc.eu· ' t.J.r;('n n 1 · •· · 1 •· -~ua 1-t1_ :at101?:;:iltcrnatn'c• die Tcntlcnz 
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zur Besetzung mit Jurjstcn stützt. Anders lictt der 
auch in die·se Gruppe ~chtir0ncle fall der Plarnwzsab-
teilung im BMJ\. Die Stclle;1, wären hier zum Teil durch-
aus mit Juristen zu besetzen; daß fast ausschließlich 
Volkswirte mit Referentcnpostcn betraut sind (abgcse~ 
hcn von den Statistikern), kann als Indiz flir einen 
Wandel in <ler·Qualifikationsbeurteilung gelten. In der 
Sicht der hier herrschenden Peripcktive werden die Ju-
risten vor allem als Techniker der Gesetzesfor:r:m1ierung 
betrachtet. 

Arbeitsteilung_im_Referat 

8.3.1 Aufgabenzuweisung 

Nach dem Prinkip der festen Zuständigkeitsvcrteilung 
' sind dem Referat im GVP bcstimnte Aufgaben zuge'".riesen. 

Offen bleibt, in welchem Ausmaß das Prinzip fester Auf-
gabenzuweisung für die einzelnen Mitarbeiter des Refe-
rats gilt. Unsere Frage lautete daher, ob die anfallen-
den Aufgaben einer Person fest zugewiesen sind oder 
eher ad hoc verteilt werden. Das Grundrms ter ist in 
fast allen von uns µntersuchten Referaten dasselbe. 
Ein Referent: "Es gibt eine Grundstruktur der Aufgaben-
verteilung, nach der den einzelnen f-fitarbeitcrn die c1n-
fallcnden Aufgaben zuge11iesen werden". Feste l.ufr,aben-
verteilung ist die Reeel, Ausnahmen sind aber möglich. 

Die feste Zuweisung bestimmter Auf~abcn gilt in <3rste:t 
Linie für Hilfsreferenten und Sachbearbeiter. Die Refe-
renten nehmen für sich in Anspruc~, für das ganze Refe-
rat z:..1s tän<lig zu sein. Die Fr::i.gc, ob auch sie rni t a<l 
hoc-!d11~~abcn bctr~1ut sir,d, kann 11nr aus der S:icht t;or 
niic:-i.~t lliii1•::rcl' J.1,ci1C hcant1·:1..,rtct 1:(:rdcJi. 

https://Fr::i.gc


- 206 -

bieten tcndc.nzicll. jene Referate, die in ihrer 1\btci-
lunr; c ine Art Querschnitts f mü:t io n aus üb cn, d. h. in 
c.lcn von uus untersuchten Abteilungen ncchtsrc:fcrate ' 
und GrurnJsatzrcicrate. Obwo;1l auch hier in bcrircnztc:•i 

lJmfan(T <l.ic stilndi 0 c Ztn!cis1.1n" anrrcstrebt ,drJ, kann 
.l(._-, '---"' ,~ ~- . 

sie nicht zum all gemeinen Prinzip erhoben wcrllcn, <lcnn 
das hieße intern die ganzen Abteilun3szustHndir)~eitcn 
abzubilden und einzelnen Personen fest zuzuortlnon. Bei 
Grundsatzreferaten Lammt manchmal hinzu, daß <ler Refe-
rent AL·- oder UAL--Stcllvcrtreter ist und seine Aufga-
ben oft von anderen wahrgenormnen ,,:eTc1cn müssen. Gele-
gentlich haben Grundsntzrcfeate auch eine Rcsi<lualfunk-
tion für Aufgaben, die in dar Abteilung nicht cindeuti,:; 
zuzuordnen sind und die ad hoc zugewiesen werden. Im 
übrigen muß vom Grundmuster fester Aufgabcnzm:eisung,, 
allgemein immer dann abgewichen werden, wenn neue oder 
kurzfristig zusätzli~he Aufgaben erledigt werden ~us-
sen, das Personal wechselt oder organisatorische Ände-
rungen erfolgen. 

Programmcntwicklunr;stätigkeiten mit übergreifender Pro-, 

blemverarbeitung erfordern generell die Kooperation 
mehrerer Basiseinheiten. Die Zuweisung derartiger Auf-
gaben wird von der ML-Ebcne oder der Leitun~ 

0 
oesteuert. 

-~ 

o abcnzuweisu~n bedinffteDie durch routinisierte Auf 0 
O l::> In-

elas ti zi tä t in den Referaten zwii1rrt <lamit nicht zur In-
L> 

elastizität in den übergeordneten Einheiten. Einmal 
steht es der Leitung sowieso frei, Aufgaben, für die 
eine eindeutige Zusttln<ligLeit nicht besteht, nach ih-
rem Belieben bestimmten Mitarbeitern bzw. Referaten zu 
übertragen. Sie hat aber auch die MBglichkeit - und 
nach unseren Informationen uird dc1von auch Genrauch 
gemacht - Aufgaben entger;cn der eit:,cntlichen ZustJn-
di.gkcit zu verteilen. Beides mag Jazu beitragen, daß 
"ein Teil der Dcm:1tcn 16 Stunden 0m Ta~; arbeitet und 
<lcr f.'.c s t s pa z i crcn;;ch t". E :i :1mal können Orr;ani .s :i tions-
und r,.:::rsonaJcntschcidun~;c-n nur nit einen "tir.:e lar," 
den ve:r::_iiderccn Arh ci ts be: las tun~c11 Jl1rch Zui.c i sung neu-
er Attf:;abcn folr1,cn. Ztm an<lcrcn YCr<kn vou J,cj tun~ m;tl 
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ML zur Er1cc1igun:.; von Son<lcrauCgabcn uncl insbesondere 
auch zur Ausarhci tun:; besth:n11tcr Pror_;ra1::nc sClcktiv 
jene j\htarbcitcr hcrnn,::;czo;i;cn, deren Loyalittit rnan 
sich in besonderem \In r~c s ichcr urnl von llcrcn f achli-
chcr Qunli tä t man l>esonclers über zeugt ist. Die (par-
tci-) politische Orientierung cincr~cits und die fach-
liche Beurteilung an<lcrcrieits motivieren <lamit gele-
gentlich die Durchbrcc1mng der festen Aufgabenzm:ei-
sung. 

Das Huster überwiegend dauerhafter Auf,:;nbenzuwcisung 
hängt wenigstens tcih:cisc mit clem Vorherrschen reak-
tiver Programmentwicklung zusammen. Gerade für diese 
Aufgaben dürfte die relative Incl;stizität der strik-
ten Arbeitsteilung eher vorteilhaft sein, da sie von 
Koordinationsproblemen und Zuständigkcitsquerelen ent-
lastet und Zeit spart. Beim gegem:ärti[;en Zuschnitt 
der Referate wäre es problematisch, die feste Aufgaben-
zuweisung ·zugunsten flexibler Arbci tstcilung zurüctzu­
drängen: man ,-.rürde die Vorteile für reaktive Programm-
entwicklung gefährden, ohne gleichzeitig den Gewinn 
größerer Elastizität verbuchen zu können, der nur 
iibcr die Bildung von größeren Einheiten zu erzielen 

ist. 

8.3.2 Fachliche Spezialisierung 

Mit iunehrncnder fachlicher Spezialisierung im Referat 
verringert sich tcncicnziell die Elastizität der Jl.cfe-
ratsarbcit. Im Extre),r:fall kön:1tcn cinz0lne Sachvcbietc 
nur noch von r;anz hcstirnmten Ilitarbcitcrn hcarbeit8t 
werden, flexible 1\rhcitsvcrteilun:_; uncl interner P,cln-
stungsausgJc:ich ,,,ti.rcn stark bc 1lindcrt. 1:.'ir fr~i:'.tcn 
dcshalh nac11 dcr1 J\usn·~i~ [ochl:i clH:r .S:1t'-:'_j al i.sj l'rtin~; 

. l n „ t 1 1 • 1 f s 1·(' ./' ' 1· ( ' 1· .,. u .,. .1 c• . 1 c~ 1, l) .-. r ,, ,., i < r, r·z , ..,1. s t..: J c r, b. •: ·t e ·rc n. ' .. J .•.. ~- ·. ~- ..._ . . • l ... \.J. j ..-1. ', L .... ".. t. i , • 

nie Fra~c ist allcr._;:in",S ricl.t ii:ncr j1; ~.:>.i,1 v-on uns 
• c' b ·t . Ytc<· , .. ,,•,'c,1, l',·<·('T "f"c> 1

-
1· Cl'CT1r,cj;'c·1r1 tc'J1 .:11:~lC; e;1,i1 \.()~ l • .-.:..} .. ~....,. ~· .)J, t.... .<• . 1 . 1 „ 
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renzierung, also <lic unterschiedliche "1\'crd gkc:i. t!' von 
Tätigkeiten verstanden. Dennoch ergibt sich nus den 
Antwort0n ein relativ genaues Bild. 

Schon aus dem eindeutigen Vorherrschen der dauerhaften 
Aufgabenzuweisung kann eine Tendenz zur fachlichen Spe-
zialisierung abgeleitet Herden. Wie jedoch die dauer-
hafte Zuweisung weniger für den 'Rc_fcrcnten ~ilt, so 
hat er sich auch nur in seltenen füllen auf ein be-
stimmtes Teilgebiet der Refcratsarbeit spezialisiert, 
unbeschadet gewisser Interessenscln1crpunkte, die er 
haben mag. Diese Tatsache hängt u.a._mit cfor Kleinheit 
der meisten Referate zusammen, entspricht aber auch 
dem Selbstverständnis des Referenten, der für das ge-
samte Aufgabengebiet des Referats zustän<lig ist. 

Für Hilfsreferenten und Sachbearbeiter ~ir<l <lie 1 fach-
. liche·Spezialisierung im Durchschnitt bejaht. Genau 

genommen kann es eine fachliche Spezialisierung aller-
dings nur auf gleichen qualitativem Anforderungsniveau 
geben, also z.B. zwischen mehreren Hilfsreferenten;von 
einer fachlich~n Spezialisierung zwischen Hilfsreferent 
und Sachbearbeiter läßt sich nur in dem Maße sprechen, 
in dem sich ihre Qualifikationen bzw. die faktisch aus-
geübten Tätigkeiten annähern. 

Eine Anzahl von Kommentaren zur Spezialisicrungsfrage 
ergaben Hinweise auf eine Tendenz für Juristen, die 
die bisherigen Generalistcn des höheren Dienstes waren, 
sich zunehmend zu spezialisieren, während gleichzeitig 
neue generalistisch angelegte Qualifikationen entste-
hen. So sind im BMV die l'litarbeiter <ler PlanunO'sabtei-

""', 
lung vor allem auf Planungsprobleme spezialisiert. Sie 
k6nneri in ihrer Abteilung aufgrund Jiescr Qualifikntion 
auch auf 1o1e.hrcrcn Gebietr-;n eingesetzt 'vICrdcn. Das fü1trt 
zu ci1wr Verst:lrkun~ Jcr .::hteilun:;.sintorncn Elasti:i-
tiit. j(Jinliches ~~ilt auc!1 COr die Spczialisierun:; o.uf 
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.fachmann ganz allfencin eine neue Ccncralistcnfunktio~1 
zuwachsen ivircl. 

Bei zunclüncndcr fc-.c;ü ichcr Spezial isi,crung l:irrl ten<li::!n-
ziell der 1:echscl nrischcn ::.cssorts octcr auc;1 !d)tcilun-
gen immer schwicri[.;cr. Einc.uurch Spezialisierung be-
dingte Immobilittit 1•:urde z.13. für die Aht. D behauptet. 
Tatsächlich scheint es die Ausnahme zu sein, daß die 
fachliche Spezialisierung soweit getrieben wird, daß 
am Ende nur noch eine Person ctw1s von der ;-:atcrie ver-
steht. Generell wird Wert <larauf gelegt, daß die ~it-
arbeitcn his zu einem gewissen Grade austauschbar sind~ 
damit die Arbeit bei Abwesenheit eines Mitarbeiters 
nicht aus Mangel an Facinvisscn liegenbleibt. Das 
schlägt sich auch in den Antttorten auf die Frage nic-
cler, ob bei zeitweiser Abwesenheit (Urlaub, Krankheit) 
eines ;.ri tarbci ters die anderen Hi tarbei ter in der Lage 
seien, die zusätzlich anfallende Arbeit mitzucrledi5en. 
Aus den Aritworten ergibt sich nicht unerwartet, daß 
bei steigender Spezialisierung eher etwas liegenbleibt. 
Insgesamt gesehen scheint <lie Elastizität jedoch rela-
tiv hoch zu sein: <lie Arbeit verzögert sich, aber es 
gelingt zumeist, immerhin die "wichtigen1

' Angelegei1-
heiten eines Abwesenden mitzuerledigen. Zum Teil er-
klfirt sich da~ auch aus der Bereitschaft, Überstunden 
zu machen oder die Arbeitsintensitilt zeitweilig zu cr-
höhe11., die zumindest beim hchcren Dienst recht groß 
ist. 

8.3.3 Qualitative Differenzierung 

Die Fraie nach der qualitativen Differenzierung zwi-
schen Jen ;.;;_ tarhd tcrn im nefera t bcrüint cilic l:ei tc-
rc 1:imci1si.on c.lcr ;1rlicit:;L::i1i[;Cn Kot)j 1cration. iJic :1.c-

t .. 1, ,,·,t,··01•·t('tt'" ·,,1:it1fir• ; i t Jen sriont;rncn !'.ir,1·,·cjsl'Clg l! , J , .... • ,,. -lf~l. ~-1. ..1,f 
auf dcü d'.1 rc11 c.lic untcr.scL i c:t1 1:i.cl!e /wshil<lun;', 1Je;:ri\r,-
1. t - 1•t•"J 1·t:;t,·u·1f-r•r-;cLicli z·.1sc1H'li ;(jlf~;rcfc1cnt UJ;<1 

U 0 C fl. .J Ac< . . u .~ i. · •· • . 

. , ·1t r· 'je ·J.llYirtic-c'H-1·, l'.,·:rcdr:1,eSac!1bc.::rbc:itcr. Ji,1.s r:1 - ; :;r u. • .., • ., , ,.. · - • 
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. n l o d rem i,..,flic, Vcrstiirl:t wird die Tcnde:~nz zur1 )CS Il C . hv . ·;• 

qualitativen Diffcrcnzicrunz <lnnn, wenn in den Refe-
raten ein deutlicher Schnitt zv.rischon Pro3rar,1•·,1cnt-
wicklunßsti'itigkei tcn und "reiner" Vcrwnl tun~snrbci t 
möglich ist, wie z.D. in Förderungs- und in Forschun~s-
referaten. Bier obliegt den Sachbc,1rbci tcrn vor allem 
die Bearbeitung von Einzclanträ~en, den Mitarbeitern 
des höheren Dienstes die Formulierung von F5rdcrungs-
richtlinien und Forschungskonzeptionen. 

Häufig wurde hchauptet, daß der Sachbearbeiter typi-
scherweise vorhercitentl tHtig ist, also Material snm-
melt, Statistiken kom;üliert und danlit allgenein eine 
Zutr~gcrfunktion ausübt. Dieses Bild darf nicht zu 
sehr. veral lgemcinert werden. Genere 11 sehe int die !~ 
des Sachbearbeit~rs von allen Positionen im Referat am 
variabelsten gestaltet zu sein: seine Tätigkeit reicht 
vom fotokopieren ui1d :Ierumtragen von Akten bis zur kon-
kreten Gesetzesformulierung. Die oft langjährige Zuge-
hörig.keit des Sachbearbeiters zum Referat kann ihm die 
Ansammlung eines Erfahrungswiss6ns erlauben, das in 
nicht wenigen Fällen ein zewisses Äquivalent für die 
höhere Ausbildung insbesondere eines jüngeren Hilfsre-
ferenten darstellt. Das gilt nicht nur für die techni-
schen Bereicher sondern teilweise sogar für die juri-
stischen Aufgaben. Von daher wird verständlich, daß 
sich nach den Aussagen der Befragten die Tätigkeiten 
von Hilfsreferenten und Sachbearbeitern in vielen Be-
reichen teilweise überschneiden. Grenzfälle sind 
Referate, in denen ,-:enig an jenen Aufgaben anfällt, 
für <lcrcn Erledigung der Sachbearbeiter eiicntlich 
vorgesehen ist. Eier wird er cnti-,~dcr faktisc11 mit 
Dingen bcschi:.Iti~t, die zu L;cn TEtigkcitsnerb:alen 
des mi..ttlcrcr Dic:1stes r..eht:ren, OL1cr er· cirr.nc~ sic~1 
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Die q1rnlitativc Diffcrcnzi0ru~1;~ z1:isc:1cJ1 Referent m:cl 
IIilfsrcfcrcnt ist scli1::ercr auszurnHc'.1cn. Vielfach i·mr-

<le <ler Unterschied rü t dem llimvci.s riuf die vcr[;lcicI1-
bare akademische AusbilJun~ ~elcucnct. Die Unterschie-
de sind auf jeden Fall nuancierter und ucniger an der 
konkreten Sacharliei t ablesbar. In den L1urchsc~rni ttli-
chen I<.lcinrefcraten ühcrninrnt der !:.cferent die "<lclil:a-
teren", J:)Olitischen Aufgaben. Vor allem neigen l:cfcreJ:.-
ten da zu, sich die i\uf.~enkon to.kte vor zube11al ten. In den 
größeren Referaten gibt es zusätzliche Unterschiede. 
Hier kann der Referent allenfalls besthunte Grundsatz-
fragen allein bearbeiten. Sein Schwergewicht liegt im 
Bereich der Leitungsfunktion, also in der Koordination, 
der Richtunggebung, den Ausgleich usw. Die qualitative, 
Differenzierung ist hier identisch mit der Trennung 
von Leitungsfunktion und Sacharbeit. 

8.3.4 Teamarbeit im Referat 

Als Indikator einer flexiblen Arbeitsorganisation kann 
auch die teamartige Kooperation gelten. Den Antworten 
der Befragten zufolge ist Teamarbeit im Referat zHar 

- nicht gerade ein seltener Ausnahmefall, aber keines-
wegs die Re 6el; Einz.elarbei t herrscht vor. Das folgt 
keineswegs zwangsläufig aus dem P~inzip der festen 
Aufgabenzuweisung, obwohl ein Bestehen auf rigider Zu-
stilndigkeitsabgrenzung tendenziell sicher zur Vermei-
dung von Teamarbeit führt. Auch extreme fachliche Spe·-
zialisierung kann Tcamarbe.it bclündern, ist aber nach 
unseren Eindrücken nicht ausgcprttgt eenug, lli1 ein He-
scntlichcr Ilinderuniszrund zu sein. Eine gegenlnufigc 
Wirkung dürfte die Interc1ependcnz 'der Aufgahcn haben. 

J :i r.,t crI:cmlcr:., d:1 r, esner Durchsc l, ni t t d c r /'. nt,:o r t.c-11 
"·· !,1,,.·.L\:;;."'l'CJ tc"' ·11)]'';. · •t·. oh-·l ...-d '- l..,.i.l!~,' ' vor :.1.lle:rn VOi;\ 
,.·ird oder nicht. Lin 

• } 1 . • ' ] '. ,- - ' '' C' Ir t '1 / r,.., ll f'' c· l t· ,.... dieJ:cfcrcnt: "d;!~~ ,aüC: JCJi a),_;•:c,1..Jl,d-. • ,, .~ '• .• , _,) 

ein J~cfcrcnt für cli.c Tear:1<1r1,cit ins fcJC: fflhrtc, 
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wan<l tc c in anderer, um sich <lagcgcn ,;1 us zusprcchcn. 
So dienen die Kleinheit u.cr Referate und die 'zcit-
knapphcit Gegnern wie Füisprcchern der Teaffiarbcit 
zur Begründung. Der Pilhrungsstil des einzelnen Re-
ferenten scheint zum Teil <lurch <las "J\bteilungskliJ.1a" 
bestimmt zu sein. Anders lüßt sich k.aulil erklären, <laß 
innerhalb der Abteilunaen relativ homogen geantwortet

0 • 

wurde _(z.B. eindeutige Verneinung von Teamarbeit in 
Abt. D, Bejahung im nnA; Ablehnung im Abt. St, Beja-
hung in Abt. J), ohne daß die Unterschiede allein auf 
die Aufgabenstellung zurückführbar wären. 

8. 4. 1 Zur Funktion des Referenten 

Hinsichtlich der Funktion des Referenten interessierte 
hier in erster. Linie die Frage, ob das zeitliche Sdnrnr-
gewicht seiner Tätigkeiten eher bei den Leitungsfunkti-
onen oder in der konkreten Sacharbeit liegt. Diese in 
der Frnge vorgegebene Gegenüberstellung wurde von den 
Befr;:i_gten nicht immer im gleichen Sinn verstanden. Als 
Leitungsfunktionen wurden einmal die Aufgaben des Steu-
erns, Weisungs~cbePs und der Konfliktregelung verstan-
den; man kann dies als Leitungsfunktionen' im engeren 
Sinne bezeichnen. Als Leitungsfunktion wurde aber auch 
die Ausarbeitung der Grundkonzeption verstanden; wenn 
ein-Referent mit eine~ oder zwei Mitarbeitern sein 
Schwergewicht in der Leitunr,sfunktion liegen s,1h,dann 
konnte er nur diesen llcgriff von Leituni meinen. 

Wie erwartet besteht ein entschcic:lcndcr Zus,w:mcnhanz 
zv:ischcn der Grrße ticr ;:cferatc und der lkL~ssun·,, 1 c2s 

Ecfcrentcn rd t Lei tur.f;SfunktionC'n; hiernuf \·:urcic ~wc;; 
• . 1 ·: . • • r. Y) e r ,• -. ,- .... . , "1 • • rf • J • • .1n ucn gro,:,crcn 1.'J.r.,1 c.1 L.en rc~;cH·::1.,1;~ 11,:r:e1:1csC'n •.Ja-
bc i ,rnrdc i\f ter der 1~othen,l i;~o Zus ,,:::ncüli :i11:; Lc i-1cr 

https://J\bteilungskliJ.1a
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Funktionen betont:. Lei tuni im Sinne der .fachl ichcn 
Steuerung ist dann erschwert, wenn man nicht in re-
wissem Ausmaß an <ler Sacharbeit der Formulierung der 
Programme teilhat. Umgekehrt kann die Leitun~sfunk-
tion i.c.S. durch eine zu starke ßefassun°.., rüt Sach-
arbeit ~efUhrdet werden, was zu Koor<linationsproble-
men u.ä. führen kann. Diese Problematik des Referen-
ten in größeren neforatcn erenz·t an die Probleme cles 
UAL. Bo.i gegebener Refcratsgröße kommen andere Fakto-
ren hinzu, die das Ausdaß nötiger Leitungstätigkeit 
b~w. möglicher Sacharbeit bestimmen. Sachliche Inter-
dependenz erleichtert die 11i tarbci t des Referenten an 
der Programmentwicklung, Zersplitterung in viele Teil-
gebiete und fachliche Spezialisierung wird sie erschwe 7 
ren. 

Eine ilbe~ die sachlichen Notwendigkeiten hinausgehende 
Neigung der Referenten, sich auf Leitungsfunktionen 
i.e.S. zu-beschränken, also im Referat quasi UAL-Funk-
tionen auszuüben, wurde nicht festgestellt. Das heißt 
natürlich nicht, daß Referenten nicht zum UAL aufstei-
gen wollen; sondern verweist l~diglich auf die Vorstel-
lung einer klaren Trennung von UAL-· und Referentenrolle. 

8.4.2 Probleme der Ililfsrefcrcntenposition 

Als besonders problematischer Aspekt der Rolle des 
Hilfsref~renten wurde in der Befragung der Grad .seiner 
Selbständigkeit angesprochen. Dieser Problena tik kon::-:1t 
insbesondere im Hinblick auf eine Reform <ler Basisor-
ganisation besondere Bedeutung zu. Die besondere Aktu-
alität der HiJ.fsrcfcrc:;:itcnproblcmatik belegen die von 
mch rcrcn lli 1 f s rcfcrcntcr,;;rupr,cn voricleg tcn R.ef On!iTHl-

• -pp•1· P''J''(' ""J i'.'Z)picre (so 11~1 Ji:'~~ ·, v , 1· , , D>i , , . • 

Generell prii~t c5ne •. 1-:issc llr-bestbirnthcit :.lic Stel-

l wF; d c r II i 1f s r c f c r , 
bcitcr, <lcr oft dur 
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kcit im cir,cncn Au[zabcnbcrc,ich relativ sclbstllndig 
arbeiten kann, ist, <lcr l::i1.fsrc.fcrcnt in der GcstJ.1-
tunr< seiner Rol lc im 1:c s cn t l ichcn voir, Re f ercn tcn ab-_, 

hitno-irr. :·J~lhrcncl Jic Unterstellun~ unter den Pcfcrcn-c, LJ 

ten dem Sachbearbeiter sclbstverstt:1,dlich sein muß, 
gilt sie dem Hilfsreferenten oft als Ärgernis. Die 
formelle Regelun:-;, <lie den llilfsrcferenten in der 
hierar~hischen Ordnung auf eine Stufe mit dem Sachbe-
arbeiter stellt, vernachlHssjgt.seincn höheren Aus-
bildungsstand uncl honoriert ihn lediglich durch Ge-
halt und Titel. Dies wird jcJoch von den Betroffenen 
kaum als ausre ichen<le s fü1ui valent empfunden. 

Der Hilfsreferent nimmt seine Position im allgc1Jcincn 
als Durchgangsstation wahr. Ds ist allgemein ein Pro-
blem von Positionen, die überwiegend als Durchgangs-
stationen empfunden werden, daß sich Fremd- und Eigen-
erwartungen leicht ,ddersprechen. Die eigenen Dnrnrtun-
gen orientieren sich an <ler zukünftigen, höheren Posi-
tion und kollidieren so mit den :Cruartungen der Vorge-
setzten, die vom derzeitigen Unterordnungsverhfiltnis 
ausgehen. Dieser Konflikt verschärft sich in dem Mas-
se, in dem der erwartete Aufstiei fast schon als ~-Jörm 

interpretiert wird. 

Analysiert man die Antworten der ~ilfsreferentcn zu der 
allgemeinen Frage nach den besonderen Problemen ihrer 
Position, dann steht erwartungsgemäß das Problem der 
Selbständigkeit an erster Stelle der Klagen. Das äußert 
sich aber kaum in Klagen i..i.l>cr das Zeichnungsrecht. Ein-
heitlich ist allen IIilfsrcferenten ab A 15 das Zeich-
nungsrecht übertragen; hnufig haben es aber auch O:l:R. 
und Im, r,clegcntl ich sogo.r Sachbcarbci ter. In der Pra::d5: 
zeichnen die meisten IIilfsrcferentcn gclegc11tlich klei-
nere Sac!1c·n im :-:ancn <les r,e fc r.i ts. Die Zc ic111:tmc"' '_, sbcfu 

'.) 
·· -

LC'inc 
chcn Prolilc1:1s ist. 
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Die mani,eln<le Sc lbs Ulncli2l:c i t · fi ußcr t sich für ,lic 
Ililfsrefcrentcn vor i.\Uern Jurin, daß man kein ei-
genes Gebiet zur verantwortlichen nearbei tung hat. 
l'!cnn das ansatzweise einmal der Fall.ist, dann han-
delt es sich um weniier 1vichtigc Gebiete.: "An große 
Sachen kommt man nicht ran". Hangelnde Selbstän<li~-
keit äußert sich auch darin, daß man Lösungen formu~ 
lieren kann, sich aber keine Aufgaben suchen darf. 
Damit zt:.sanunenhängend werden iGagen über die Be-
schränkung der eigenen Initiative geführt. Die Pro-
filierungschanccn sind zusätzlich dadurch beeinträch-
tigt, daß der Autor eines Referatsentwurfs nicht im-
mer erkennbar ist. Gibt der Referent ein Produkt des 
Hilfsreferenten·als Produkt des Referats aus, dann 
schreibt man es am Ende eher ihm selber zu. 

Eine an<l~re öfter erwähnte Quelle von Mißhelligkeiten 
ist das ungeregelte Verältnis zu den Sachbearbeitern. 
Formal diesen gegenüber nicht weisungsbefugt, üben die 
Hilfsrefer~nten im allgemeinen doch eine qualitativ 
hö.herwertige Arbeit aus. Da die Hilfsreferenten ande-
rerseits meistens jünger und den Sachbearbeitern an 
Erfahrungen oft unterlegen sind, müssen sie viel Takt-
gefilhl aufbringen, um keine Konflikte aufkon~en zu las-
sen. Sachbearbeiter soll~n - das wurde mehrfach er-
wähnt - in dieser Beziehung sehr .empfindlich sein. 

Die Größe des Referats beeinflußt nach unseren Fest-
stellungen den Grad der Selbstilndigkcit des Hilfsrefe-
renten nicht in einer·bcstimmtcn Xeise. Eine· größere 
Mitarbeiterzahl kann zwar tc~denziell eher die Chance 
zur Bearbeitung eigener Sachgebiete durch Hilfsreferen-
ten eröffnen, macht aber andererseits die Aqsübung von 
Lei tu:ngsfunl:tioncn durch den :tcfercnten 11otwcndir~, w~s 
cii:c sttirkcrc rir.t1UH[; an explizit,; :·:eisun;~cn bedeuten 

kann. 
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Das Problem der· SolbsUincli~kci t der 1Ii1fsrcfcrcntcn 
l ··nt · I · <l"" ]11·er c 1t·•ot"11cn KOrze nicht hühcrrr.a 1<l s 1 c 1 J. n " r . " ,., . 
auffächern. Klar ist, dafj. i'Sclbst:in<ligl-ci t: 1 etwas 
Relatives ist und entsprechend subjcttiv verschieden 
e inrreschätzt wird. Diese Einschlitzun~ differiert . ge-o 

legcntlich zwischen Referenten und Ililfsrefcrenten. 
Dabei beurteilen <lie R8:fcrenten den IIilfsrcfcrenten 
übenviegencl als selbsttindiger als er sich selbst; 
vielleicht unterschätzen die Hilfsreferenten ih-re 
Selbständigkeit, weil sie zum zentralen Problem ihrer 
Position geworden ist~ Ds kam allerdings auch vor, daß 
der Referent dem Hilfsreferenten jede Selbständigkeit 
absprach, dieser sie uber "uneingeschränkt11 für sich 
behauptete. Zusammenfassend läßt sich die Frage der 
Selbständigkeit des Hilfsreferenten auf die scheinbar 
paradoxe Formel bringen "Selbständig im Rahmen <ler 
Weisungen" (so ein Referent). Ein Hilfsreferent be-
schreibt. das Pr.inzip nüher: er sei selbständig in der 
Wahl des Ansatezs ciiner Problemlösung, nicht dagegen . . 

in der Wahi der Aufgabe, für die er die Problemlösung 
entwerfen soll. Wenn diese Beschreibung zutrifft, dann 
wird verständlich, daß von den Referenten die Arbeit 
der Hilfsreferenten eher als selbständig bezeichnet 
wird. 

8.4.3 Die Rolle der Sachbearbeiter 

Der Anlage der Untersuchung entsprechend haben wir. 
Aussagen über Sachbearbeiter fast nur von Referenten 
und Hilfsreferenten rn1d nicht von ihnen selbst. 

Die Rolle des Sachbearbeiters is.t zunehmend auf Spe-
zialisierung angelegt. Der in dcT ::1llgencinon Ver1':::il-
tun:; ausrrebi J c> tc Sacl1iJca rbci tc r nur:: seine en:orbcrc 
Ce'nr.y•,, 1 J' stc1,n ,, ] .· r: ,_ t·.. .. . C'. . . f ·1 . • • . , '·-'""•~. "tu ... 1 1,,:1 JOJ! 1n ~,11· 1 :c ·,1c1l1c!1c..:r ~1~cz1:c-
Usi0nrnr, ein'.',c1iriin n. Der Sncl1ht':1rbcitcr J:nm 1 s"rincn 
Jfo it ra:: ins b (• s on~1cr,·, zur Pro::__: rc, •:,: ::· ;; t\-:ick l un ,., r· ,tu eh hv;-
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Extremfällen kann ein Sachbenrhcitcr dadurch zu <lc~ 
Fachmann auf einem kleinen ahrrrcnzbaren Gebiet wer-

. . V• 

den und dort bis zur Novcllicrunrr von Gesetzen alle 
" 

Aufgaben wahrnehmen (z.B. im Gebiet "Kleingartenrecht" 
in Abt. St). 

Eine unserer aus dem Funktionswandel der t,iinis terial-
verwaltung ursprünglich abgcleiieten Arbeitshypothesen 
ging dahin, daß die typische Sachbcarbeiterfunktion 
immer weniger gebraucht wird, die von Sachbearbeitern 
wahrgenommenen Aufgaben deshalb sinnvoller auf Kr~ifte 
des mittleren Dienstes einerseits und Hilfsreferenten 
andere1seits aufgeteilt würden. ~ir fragten in den Re-
feraten daher, ob der Sachbearbeiter auch heute n~ch' 
als notwendig fllr die Ministerialarbeit angesehen wer-
de. Die Antworten widerlegen unsere Vermutung. Nur in 
gewissen Ausnahmefällen scheinen Sachbearbeiter ent-
behrlich zu sein, so z.B. für reine Rechtsreferate, 
wo die Gesetzesformulierung eine juristische Ausbil-
dung erfordert_. Auch gibt es gelegentlich Arbeitsge-
bi.ete, wo keine II typischen" Sachbearbeitertä tigkc i ten 
anfallen; dann verschwimmen tatsächlich die Grenzen 
zwischen Hilfsreferenten- und Sachbearbeitertl:itigkei t. 
Nach überwiegendem Urteil ist der Sachbearbeiter je-
doch im Regelfall eine unentbehrliche Stütze des Re-
ferats. Einige Referenten wollten sogar eher den 
Hilfsreferenten als den Sachbearbeiter entbehren, 
wobei allerdings die sympathisiercn<l-abwcrtcn<le Be-
schreibung des Sachbearbeiters als "eisernes Hinter-
teil des Rcfera tes" (s·o ein Referent) ihm eine eher 
un tergcor<lnete Rolle zuweist. In <lcn meis tcn Refcra-

i 
ten m:.lssc11 nach ,-.rie vor llilfsfunktionen erfüllt wer-
den, für die ein neantcr des höheren Dienstes übcrbe­
zahlt, clie einfacLc Ililfs}-r[lft aber nicht qualifiziert 
\•.'iirc. Jl~,s ]i;iufj~;stc :\r~•.ll \Cnt für die :Jott:cnJijz("it 
des ~ac:1 h earbc i tc r s ist .i l'(; och, (1..lf\ er ::i ttfg ru:-, d oft 
lan:j~J,rir,cr Zu~·;chr5d[;LC'it Jie KontinuiU1t Llc1' 1:_cfc- , 
rats~n-bci t sicl1r;rt. ;,:!r:111f'. en;::di!,t iln:1 eill ErfaJ1-

ruJl rr,·•·•·; s~"n 
) 
. iib0r 

- -
lto.s ,rnJe:rG 1d cLt verfii;'.Cll, ',ins <lnnn 

~.) ._) t, .t.... -..1 V . 
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al ler<li ngs dazu führen kann, llaf.', sich se inc TI-l tig-
kci tcn in der qualitativen Anfor.lerung mit denen 
von IIilfsrcfcrcntcn überschneiden. 

Beurteiluna'• von Refon,konzertcn----------~--------------------
Dieser Abschnitt enthält eine Zusammenfassung der Ur-
teile der Befragten zu z\':ei mö.zlichen 1:eforrn,,orstcl-
lungen. Es handelt sich einmal um die Konzcr)tio:n des 
Großreferats mit einem Referenten und einer gr6ßcren 
Zahl von Hilfsreferenten - ein Ifoclell, das innerhalb 
des derzeitigen Rcferatsprinzips bliebe. Das zweite 
ist das Gruppenmodell, das letztlich auf .eine Aufhe-
bung der geltenden einheitlichen Verantwortungsrege-
lung hinausliefe. ZusamJ11engefafh ergibt sich, daß bei-
de Ref9rmmo<lelle von der überwiegenden Mehrheit der 
Befragten abgelehnt werden. Genaue Zahlen sind des-
halb schlecht., anzugeben, weil sich einige Befragte 
ambivalent äußerten und mit vielem 1'.'enn und Aber ar-
gumentierten. Grob gcsch~ltzt dürfte die Zahl der Be-
fürworter solcher Reformüberlegungen bei ca. 25% lie-
gen. 

Will man diejenigen beschreiben, die eher Vorteile in 
neuen Konzeptionen erblicken, so gewinnt man z~rn.:r kein 
ganz einheitliches Bild, aber doch einige Trends. Sehr 
klar wurde, daß die Befürworter nicht untei den Juri-
sten zu finden sind. Je mehr Juristen in einer Abtei-
lung waren, desto eirideutiger fiel die Ablehnung aus. 
Dagegc:1 neigen jüngere llilfsrcfcrcnten tendenziell 
eher zu neuen Kooperationsformen. 

Im Fölgendcn sollen c1ie Argumente fiir oder gegen die 
bci(1en Rc:fon1konzcptc ,dcdcrr~c2cbcn ,:erden. 
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Reformkonzept I: '.'Gro_ßrcfcra t" 

Das am häufigs tcn genannte /\r~umcnt gegen Großrefera-
te ist die Uni..ibcrsichtlichkeit. Der Referent sei nicht 
mehr in der Laee, noch alle Teilgebiete zu iföcrblik­
ken. Die Aufgabengebiete würden notwendigerweise stnr-
ker divergieren. Da sich die Hilfsreferenten dann sttlr-
ker spezialisieren wlirden,k6nne der Referent nicht.nit 
der gebotenen s achl ichcn Intensität und ",·!issenschaft-
lichcn Akribie" mitarbeiten. Die Größe des Referats 
führe zugleich zu Koordinationsproblemen und Kor.,mu-

nikationsbarriercn. Im Grunde würde das Großreferat 
auch zu einer Verstärkung der Hierarchie führen, da 
der Referent in st~irkercm Maße Lei tungsfunktioncn aus-
üben müsse und sich damit von den Hilfsreferenten 
noch stärker distanzieren würde. Erwähnt Hurden auch 
Bedenken wegen der geringeren Aufstiegschancea.der 
Hilfsreferenten. 

Die positiven Argumente sind oft genau die Umkehrung 
der negativen. Erst ein Großreferat verschaffe·dem 
Referenten den notwendigen überblick über zusammen-
hängende Problembereiche. Die größere Zahl von M~t-
arbeitern würde den Referenten von der Kleinarbeit 
entlasten und ihn befähigen, Problemzusammenhänge' 
besser zu erkennen. Die Koordinationsprobleme und 
Kommunikationsschwierigkeiten seien in einem großen 
Refcr~t leichter zu lösen als im kleinen; fCTr diese 
Aufgabe sei es gerade gut, wenn sich der Referent 
mehr den Leitungsfunktionen,widme. 

RcforiHkonzept II: "Gruppen" 

Das Schwcr;1:C\··icht clcr. /..r:'.urncntc gc~1:nr1 das Grul1renprin-
zip Li.e~t bei der Prol 1 lc1;1tik des strukturr.::llcr! !-.uf·-
baus und in z,,:cifcl an cfon Chancc'.n, <luß die Koopcrc1-

. r n , ..•.'i rl: 1 ich f unL t j cni crr:· i1 Hiirllcn. llcu t1 icht1ons. ormc„ 
,-:unk, d;if?. m~1r1 sich in ,111:•r:n'.drcn vom Pd11zip der 
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einheitlichen Verp.ntwortl ichkei tsrcgc~ ung nicht t1·en-
nen möchte. Einer müsse cl ic Vcrant,:ortung lwbcn ( zu 
der er d~.nn auch gezogen ,,rcrden könne), einer müsse 
entscheiden können, einer müsse koordinieren, einer 
müsse die Debatte beenden und Streit schlichten kön­
nen. Eine nicht auf Dauer angelegte Aufgabcnzuweisunr 
führe außerdem unweigerlich zu Kompetenzst,reitigtci-
ten. Jeder versuche, für. sich die Rosinen aus den: Ku-
chen zu picken. Das Gruppenprodukt bliebe anonym und 
die Erfolgszurechnung sei erschwert. Problematisch 
sei auch die Stellung der Ililfsrcfercnten und Sach-
bearbeiter. 

Die Chan.ccn der Verbesserunr, der Kooperationsformen 
werden gering eingeschätzt, "da müsste man lauter 
Engel haben" (so ein Referent). überhaupt wird die 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit unter gleichberech-
tigten Kollegen nur gering eingeschätzt, "das kann 
nicht wirklich funktionieren". i'lenn man die Koopera-
tion verbessern ,v01 le, dann brauche man· ke inc Gruppen 
zµ bilden. Vielfach orientierten sich Argumente ge~en 
das Gruppenprinzip an der Kenntnis der Persönlichkei­
ten, nit denen man selber zusammenarbeitet.' 

Inhaltliche Argumente für das Gruppenpiinzip wurden 
kaum vorgebracht. Sie blieben vage Andeutungen wie 
"könnte man probieren". Offensichtlich haben <lie Be-
fragten kaum eine deutliche Vorstellung davon, i-:ie 
ein auf Dauer angelegtes Kooperationsmus tcr 1iach de11i 

Gruppenprinzip in der Praxis funktionieren würdc.nan 
arguml3ntiert nicht mit rnöo-lichcn VerUnderunr:cn son-.,,.:, ...., , 
<lern.preist die konkreten Vorzü~e der jetzigen Praxis, 
ohne sie mit den möglichen Vorzcigon der neuen Form zu 
vergleichen. Wir haben zu d:iescr Frar:e zwar keine in.-
tcnsivc Dish1ssion mit den ;;cfragtcn tcführ-t, v:obci 
munchcs Argument (hJutlichc~r, vcrr,1cii::hcn<ler, pronrin--
ciertc 1· 2 c1-:ortlc n 1·1~i rc; uns er Einc1 rucl:, <laß sieh l n 
clcn eher ablehnenden .Stcl'J w:;:naliu:.:n u.a. <las Ce fühl 
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einer gewissen Ra~losigkcit äußert, mag trotzdem 
dem objektiven Sachverhalt entsprechen. 

Zur _Gru12Eenstruktur_im_m1st 

Zum Reformmodell <ler "Gruppe" verfügen wir nicht nur 
über allgemeine Äußerungen der llefragten, sondern 
auch ilbcr die konkreten Erfahrungen, die mit diesem 
Modell in der Abt. St gemacht wurden. Die Gruppenan-
gehörigen sind im BMSt allerdin3s nicht mit einem 
besonderen Fragebogen befragt worden; ledi~lich die 
Fragen zu Strt~turproblemen der Dasis wurden zielge-
richtet erweitert. Eine detailliertere Analyse der 
Gruppenstruktur etwa im Hinblick auf gruppendynami-
sche Probleme kanri deshalb nicht geleistet werden. 

Die Gruppe I A im Bereich "Recht des Städtebaus und 
der Städtebauförderung" besteht aus einem Gruppenlei-
ter, zwei Mitgliedern, drei Mitarbeitern und drei 
Sachbearbeitern; befragt wurden der Gruppenleiter, 
beide Mitglieder und ein Mitarbeiter. Die Gruppe In 
im technischen Bereich besteht aus dem Gruppenleiter, 
vier Mitgliedern und drei Sachbearbeitern. Defragt 
würden der Gruppenleiter, drei Mitglieder und zwei 
Mi~arbeiter. Die Mitglieder haben Referenten-, die 
Mitarbeiter Bilfsreferentenstatus. 

8.6.1 Die Einrichtung der Gruppen 

E-;s · es. sicl1 als schwicr ifl:, den Initianten dererwi 
Gruppeneinrichtung zu ermitteln, was die geringe· 
Transparenz dieser Or~anisationscn~scheidu~g zeigt. 
Dem von uns rckonstruic~rton .'\hlüuf zufolge :;in~ der 
Ansto!', aller ;·.1alirschcinlichkcit nach vom. StS aus. 
nie I~onzcp ti on ,mrdc vom AL Z ,ms;',ct: rbc i tot. hir c~cj1 

neuen GVP wurdcr, mchrL1di E11n:lir(c vor;~clc;:t, die in 
<lcn ;\L- :3cs prcch unr,cn ans f :i11 rl ic:1 d is J:utiert 1·:ur:Jcn. 
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.. <l" l lasBei diesen Ent,·:urfcn stand aller in~s nur noc 11 c.• 
Wie, nicht das Ob der Gruppenkonzeption zur ·Diskus-
sion. Die betroffenen Referenten und IIilfsrefcrcn-
ten sind lediglich am En<le darüber informiert ,rnrden, 
welcher Gruppe sie zugeteilt waren. 

8.6.2 Zum strukturellen Aufbau 

1) Die hierarchische Struktur. 
"Der StaatssekreUir hat gesagt, es soll nicht mehr 
Herren und Knechte geben, sondern nur noch Herren. 
Jetzt gjbt es nur noch Knechte". Diese sicherlich 
übertriebene Reaktion eines Mitarbeiters kennzeich-
net eine enttäuschte Erwartung. Ein Abbau der hier-
archischen Struktur - eng verflochten mit der Idee 
des Gruppensystems - trat nicht ein. Das gilt auch 
für das Verhältnis von Mitgliedern und Mitarbeitern. 
Kennzeichnend dafür sind die Aussagen eines Mitglieds 
und eines Mitarbeiters. "Die Hierarchisicrung ist fast 
noch schlimmer geworden. Jedes Mitglied kann den Nicht-
Mitgliedern Arbeit zuweisen" (Mitglied). "Habe Z\•lei 
Voigesetzte, obwohl das von der Konzeption her unsin-
nig ist'.' (Mitarbeiter)'. 

übertrüge man das übliche Weisungsrecht auf die Grup-
pe, dann wären alle Mitglieder allen Mitarbeitern und 
Sachbearbeitern gegenüber weisungsberechti3t. Diese 
Tatsache hat offenbar zunächst zu cinirrer Uasicher-...,, . 

heit geführt. Daß es·praktisch nicht zu Konflikten 
kam, 1 ic::rt vor allem daran, dar?\ sieh die alten Struk-
turen der Zuorchnm~ bestimmter Sachbearbei tcr und 
Hilfsreferenten zu hcstim~ten Referenten bald ~icdcr 
e in~cspic 1 t hat te:n. In der rrin zi3-:ii cl len ')f fcnhc i t 
dieser f'r::i[,c lie:-t jcdccli c-in ;1otc:1ticller ~a:·.rfr1:to-r, 
(lcr nvr durch ru Lc rcrsönJ icl:-c Zusa1:1;-:1cnarbc.~i t u1:d r-.iclt~ 
offi7.icl1 nus:::1;1•'.:ir:scnc l.lJ:tc:rsteJlur.n-svcrhäJ tnisse rrc-

kJ> • • • V 

rer:c1t h'ircJ. Eine offizielle l:cnclun!"' dieser ;:r,inc..._> ..... (_';, 

siihe sieh auch ziemlichen $c1n:icrigkci tcn gerc,1übcr. 
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Forme 11 ](ann die ,intern gefundene nescl ung ka111,1 
bestö.tigt i·Jcrclcn, weil dus Jcrn Grur,pcr:.prinzip zu-
"d<lerltiuft. Das Untcrstellun,:;;svcr;1iil t:nis kann anclc-
rcrsci ts auch nicht nur für llic Gni'pp~n auf~choLcn 
Herden, i·:cil das die Hilfsreferenten außerhalb der 
Gruppc:n bcnachteilir:en und so zu unen:i.'msc~1tcn I~on-

flikten führen wilrtlc. Das ~cbcneinan<lcr von Crup,en 
und ltcferaten lilßt <lc:n Verzicht auf eine offizielle 
Regelung als notwendig erscheinen. 

Weniger problematisch ist <las Verhtlltnis der Gruppen-
leiter zu den restlichen :!i tarbci tci·n. Faktisch spielt 
er auch <ler Gruppe gegenüber die 1-~ollc eines U/i.L, die 
er den Refcra ten gegenüber "offiziell" einnir.rn1t. Diesq 
_Rolle des Vorgesetzten in der Gruppe nicht zu überneh­
men, liefe auf die Diskriminierung der ihm unterstell-
ten Referate hinaus. Der ursprünglichen Konzeption 
nach war das allerdings anders gedacht. D.er Cruppen-
lei ter sollte seine "Funktion zu den l:cfcraten sehr 
vernachlässigen zugunsten cler Arbeit in der Gruppe" 
(-StS), Daß dies praktisch nicht der Fall ist, dürfte 
vor allem darauf zurückzuführen seih, daß sich die 
Gruppenkonzeption noch nicht in der., gewünschten ::as-
se durchgesetzt hat. Dies bestätigt ein Grup~enlciter: 
"Im Grunde ist die Bezeichnung Gruppe <lafür nur eine 
Überschrift. Sie ist noch nicht ~it Inhalt ausgefüllt 
und ich glaube, wenn ich statt dieser Gruppe Referate 
hätte, dann ,,.rürde die Arbeit ga1· nicht an<l.ers laufen 
als jetzt, wo-wir eine Gruppe haben". 

2) Zustilndigkeitsrcgclung und Aufgabenzuweisung. 
Hit n4r unwesentlichen Ausnahmen haocn alle nitr:lieder 
und .Mi ta rbci ter ihre al tcn Aufgubcn 1,ii t in die Crup1~e 

·+"jeder mac1t . f 11·gcorn1:nnen:. l seinen..,C't"1c··c1 \·!c1 ... cr II . ..,1e un. 

GVP fUr die Grurpc ins;~csan1t aus~~c1-;iescr1cn Auf:1.,:b~i, 

,:urdcn intern 11oclu;1al vcrt.t:ilt. JJ.icsc \'crtciluiJ,S .ist 
- so c.i. 11 CnipJionlcitcr - allc11 :iitr,Ii,~'-~c,rn bcL111!1t 
uiid .-::irJ von i)111cn ,,uch tcnuu rc:;pcLti.crt. Jjurcli Jic 
prinzipir;J.J ur,vc:·i-:iI1Jcrtcn Zust:'.ll(1i~:J:citcil Hiri'. (1 e:r 
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Prozeß der RückbiJdune al tcr Rcfera tsstrutturen er-
leichtert. Dieser Prozeß wird durch die früheren Kon-
taktnartner noch vcrstt!rkt. 1'.'cnn sich nach einer gc-,. 
wissen Zeit <ler Unsicherheit über die Zustän<ligkcit 
herausstellt, daß <lie früheren Kompetenzen geblieben 
sind, dann spielen sich die alten Kontaktmuster auch 

wieder ein. 

Da auch für die Gruppen faktisch das Prinzip der fc-
s ten Au:fgabenzuh·cisung gilt, gle ichcn sie in dieser 
Hinsicht den üblichen Referaten. Dennoch scheint der 
Spielraum für eine flexible Arbeitsteilung etwas grös-;­
ser zu sein als in anderen Abteilungen. Diese Ansicht 
wird zumindest auf der ML-Ebene vertreten. Trotz der , 
internen Arbeitsteilung geHinnt das Prinzip der Grup-
penstruktur immerhin soviel EigengeHicht, daß es den 
Gruppenang~hörigen schwerer wird, eine Aufgabe abzu-
lehne~, weil man nicht zuständig ist. Umgekehrt ist 
die interne Regelung nicht in dem Haße fixiert, .daß 
die Aufgaben,. für die· jemand normalerweise zuständig 
ist, nicht von einem anderen relativ problemlos über­
nommen werden könnten. Die Elastizität wird durch ein 
graduelles Nachlassen des Zustän<ligkcitsdcnkens er-
höht. Es gilt nicht mehr- so ein Gruppenleiter-' "ein 
Herzogtum zu verteidigen". 

8.6.3 Kooperation 

Das überraschendste Ergebnis dürfte sein, daß auch 
die durch die Konzeption: und die strukturellen Eigen-
heiten der Gruppen n~1cgclcgten Xndcrungen im Koope-
rationssystem nicl1t einietrcten sin<l. Nach nahezu 
übereinstimmenden Aussa~cn der bcfraztcn ~,!i tgliedcr 
und ~ü tarbci ter ist ,.He Koopcra ti on in den Gru,,nen 

. , . 

nicht intensiviert 1:orCt;11. Als Obcrzcugcndcr ,Indi;{a-
tor 11wi die Fr<i;:,c no.ch der Tcamarbei t dic11en: sie wur-
<lc fas 1.: clurdiwc•:: vcnJCint. Die in einer GruJ)nn rr-...,.cl--, '-> , . 1- ....._ t"> 

mäßi:! sto.ttfindcnc1cn Gruppcnbcsprcch1mgc1i untt'rschc:i.-
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den sich nicht von den Refcrcntenbcsprcchungcn ande-
rer Häuser. Zwa-r meint ein Gruppenlci ter, <laf?, die 
Zusarnrnenarbei t 11 k„1mcradschaftlichcr" geworden sei; 
aber diese Aussage kann höchstens auf eine Klimaver-
besserung hindeuten. Nicht auszuschließen.ist aller-
dings, daß die negativen Antworten durch enttJuschte 
Erwartungen versch~rft wurden. 

Die_ Begründungen, warum es nicht zur Tcamarbei t kommt, 
sind denen in anderen Referaten ähnlich. Genarmt ~ur-
den vor allem drei Ursachen: die fachliche Speziali-
sierung ist zu groß; die Zeitknappheit hindert die 
teamartigc Kooperation; die Persönlichkeiten sind 
dafür nicht geeignet. 

8.6.4 Beurteilungen des Gruppenprinzips 

Das Urteil über die Gruppenstruktur ist bei deri be-
fragten.Mitgliedern und I!itarbeitern überwiegend ne-
gativ; lediglich ein Mitarbeiter äußerte sich posi-
tiv. Zwischen dem Rechtsbereich und dem technischen 
Bereich gibt es dabei tendenzielle Unterschiede: wäh~ 
rend man im ersteren schon.das Prinzip ablehnt, wird 
die Konzeption im technischen Bereich von allen be-
grüßt; die unzulängliche Realisierung der Idee Kird 
der besonderen Auf.gabcns truktur, der Personalknapp-
heit und persönlichen Eigenheiten angelastet. 

Auch die den Gruppenleitern unterstellten Referate 
sind eher negativ zu den Gruppen eingestellt. Charak-
teristisch ist folgende Xurcrung eines Referenten: 
""i'fan weiß nicht mehr, wer eigentlich· zuständig ist 
in der Gruppe. i'lan schickt ':-'0 s i~1 cl i~ .. Gruppe, cl~c 
als Ganzes ch:as anonym bleibt. Das n:hrt vcn 11nr 
aus irnmc-r wieder zu 1:lcincn Sc!n:ic-ri:):citen, ,:oil 

.. 1 . . t ! ' c .. . tmari nicht recht ,,:ciß, ,-:er zust:,nc..lf', 1s . ci ..:urcn .e, 
daß sich faktisc!1 nichts 1;c:iulcrt hat, alles nur un-
übcrsichtlic!1c-r gc,-.~ordcn ist". 
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Das Urteil der ML-Ebcne ist HiJersprüchlich. Einer 
der Gruppcnlci tcr umging ein Urteil mit dem !Iirn,:eis, 
daß ei~ Unterschied zur ~cfcratsstruktur eigentlich 
nicht bestünde. Die Antwort des AL läßt eher eine 
prinzipielle Kritik erkennen: 

"Es muß jeder fiir einen bestimmten Komplex zuständig 
sein und sich verantwortJ.ich fühlen. Sonst besteht 
die große Gefahr, daß man- sagt, na ja, ,varten ,dr 
doch mal ab. Dann kommt Geschwätz heraus, wcrtn man 
zusammensitzt. Irgen<ljeinand muß die Sachen anpnctcn. 
Der muß diktieren, der muß einladen, der muß Vor-
schläge machen, die dann innerhalb der Gruppe wieder 
erörtert werden. Aber <lie Verantwortung muß immer bei 
einer bestimmten Person liegen". 

Der StS sieht die Schwlichen realistisch, wenn er das 
nicht funktionierende. Gl,eichordnungsverhäl tnis und 
die man.ge'lndc Durchführung der flexiblen Aufgabenver-
teilung nennt. Das sei aber in erster Linie ein Er-
ziehu~gsproblem. Wenn ~an 20-30 Jahre nach einem an-
deren Prinzip verfahren sei, könne man das nicht von 
heute auf morgen ändern. Aber am Prinzip hält er fest: 
"Wenn Sie auf die reine Organisation sehen, dann glau-
be ich, daß das reine Referatsprinzip nicht das Prin-
zip der Zukunft ist. Wir müssen mehr zu einer Verzah-
nung der Arbeit auf einer Sachebene und nicht der 
Über- und Unterordnung kommen. I eh würde irnmer noch 
dem Gruppenprinzip den Vorzug geben". 
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9. Zur Punktion der ,mi ttlcrcn Lcituni:rsebene 

In diesem Kapitel kann und soll keine vollst:indige 
Funktionsbeschreibung der ML-Ebene geleistet werden: 
Ihr Beitrag zur inhaltlichen Steuerung der Programm-
entwi~klung wurde bereits in Kapitel 3 behan<lclt;die 
auf :v[L-Ebenc erfüll tcn Ot:.J-Funktionen kommen in Kapi-
tel 10 zur Sprache. Hier soll in erster Linie versucht 
werden, die vorgefundenen AL- und UAL-Rollen zu einer 
Typologie zu verdichten. Als :-iaterial stehen Ant,rnr-
ten auf zahlreiche Fragen nach Jen tatsii.chlich ausge-
übten Tät.igkei ten eincrsei ts, nach verschieclcnen Aspek-
ten des Selbstverständnisses der eigenen Rolle anderer-
seits zur Verfügung. 

Abteilungsleiter 

Die folgendeJi Zitate, Antworten auf die Frage "1'.'as 
betrachten Sie als Ihre Hauptaufgabe als AL?", ver-
deutlichen beispielhaft sowohl den breiten Fächer 
der erfüllten Aufgaben wie die unterschi~dliche Ak-
zentuierung bei verschiedenen Personen. 
"Daß die Abtei 1ung funktioniert. TJn<l das Prob lern der 
Menschenführung, das sich zwangsläufig ergibt in ei-
ner grof0cn Abteilung. Dafür zu sorgen, daß in dieser 
Abteilung die Zusammenarbci t nicht nur s·achlich funk-
tioniert, sondern daß auch die menschlichen Beziehun-
gen als Ausgangspunkt für sachliche Zusamnenarbei t 
vorhanden sind". 

"Die Aufteilung der Aufgaben auf die Sachgebiete,die 
reine Organisationsfunktion. Das Abstimmen der Arbei-
ten untereinander. Die Sor~e darum, daß die Intentio-
nen 2cr LcitunP bei der Arbeit <ler einzelnen Sach~c-
bicte bcachtct 0 werdcn. Schließlich die zusaumcnfassen-
<le Vertretung dieser Gebiete zu den Organisationen". 

' 1 Initiativen zu cnt~ickcln, diese weiterzugeben und 
dafiir zu sorgen, daß sie beachtet \·,erden." 

"Eirn:wl d.i.c poli tiscl1c Grunl1.1 :i nie der Leitung st:inc.iiz 
in die lau[cJ1(1e Arl1t·it 1·dcT ::.i• übcrtra;:cn. Zul:i 7.\:c:i-
tcn ist [i\T :dcil cjn \·:cscntlichcs nct:'ti~t:rngsfcl,J (~ic 
zcj tlichc ;:oor<linicnrn;; <lcr :~e.';~n,tcn ,\rhu1t. JJann u3-
für zu sor~:cn, c.lat, Cas in der ;\l>tcilu11;; vorl::1ndcnc 
1·:isscn rj_ch t ig c i n;r,c sct z t 1-:i rcl", 
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Die Zitate illustrieren vcrsch:icJenc Punkte auf ei-
ner Dimension des Hol lcnverstLindnisscs. Die erste 
untl die letzte Antwort stellen 3cwisscrmaßcn die 
ExtTcmpolc dar: einerseits die Ausrichtung auf <lie 
Abtciluni, andererseits <lic Betonung der Verbindunr; 
zur politischen Spitze. Auch die Orientierungsalter-
native fachlich - politisch illustrieren die Antwor-
ten. Berücksichtigt man neben den AntKorten der auf 
ML-Ebene Befragten noch deren Einschittzung <lurch <lic 
befrarrten Referenten und Hilfsreferenten, dann bietet 

0 . 

sich die letztgenannte Alternative als zentrale Unter-
scheidung und damit als Basis der Typenbildung an. Da-
bei bezeichnen natürlich der AL als "Politiker" und 
der AL als "Fachmann" keine sich gegenseitig aus-
schließenden Orientierungen• sondern nur gewiss~ Un-
terschiede in der schwerpunktmäßigen Auffassung und 
Ausübung der eigenen Rolle. 

Der_ Typus des AL als "Politiker" hat sich in Zusamnen-
hang mit der ßinrichtung des politischen .Beamten ent-
wickelt. Mit dieser Einrichtung ist filr den AL die 
strikte Trennung von Politik und Verwaltung institu-
t~onell aufgehoben, ohne daß er nun allerdings offi-
ziell mehr auf das eine oder andere festgelegt wäie. 
Eine gewisse Tendenz zur Betonung des Politischen 
scheint sich vielmehr aus einem Wandel der Rekrutie-
rungspraxis zu ergeben. Die AL werden heute offc~-
sichtlich in stärkerem Maße als früher extern rekru-
tiErt. Der AL ist dann im allgemeinen auch parteipo-
litisch festgelegt. In seiner Karriere an die Rcoie-

. 0 

rung gebunden, mit einem bestimmten politischen Pro-
grar:un identifiziert und mit dem Verlust seiner Posi-
tion im Falle eines Rciierungswechscls rechnend, ak-
zeptiert er die politische Rolle von vornherein. Auf 
Jen Gcgcns:1tz fachlich - politisch an_scsproc;1cn, be-
zeichnet cd n solcLci- ,\L seine Orienb crun;', a 1.s noli-
t . , . '.. 1 •·1.sc11; se1.nc ,-11to.rdc1tcr bcst:itiscn Jas aus ihrer 
Sicht. Er idcntifi:::.i.ert sich mc·hr mit der Lcj tm1~ 
als 1:üt dc;r Basis und versteht sich in 7.,-:cifcls [[dl 
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eher als Vertrctor der Leitung <lcnn als Sprecher 
der Facheinheiten. 

Der Typus des AL als "f-achmann" ist dem "Politiker" 
entgegengesetzt. Er entspricht der traditionellen 
Auffassung dieser Position. Er ist nicht an eine be-
stimmte Regierung gebunden und vermeidet die rartei-
pol i tische Identi film tion. Seine l!i tarbc i tcr be zeich-
nen ihn als eher fachlich orientiert. Er selbst sieht 
sich zwar auch als Mittler zwischen Leitung und Basis, 
aber vor die Wahl gestellt, ist er eher Sprecher der 
Referate als Vertreter der Leitung ihnen gegenüber. 

Zwischen di6sen beiden Typen gibt es noch einen iden-. 
tifizierbaren dritten, der ,~der in seiner Selbstein-
schätzung noch in der Wahrnehmung durch andetc einer 
der beiden Richtungen zuzuordnen ist: der AL als "Mi tt-
le~. Er begreift sich selbst als Transmissionsriemen 
zwischcn·Leitung und Basis, ohne sich mit einer der 
beiden Eb6nen. nrimär identifizieren zu k6nnen. Er. ... 
sieht zwar ein, daß Programme auch unter parteipoli-
tischen Gesichts:0unkteen gestaltet werden müsscn,aber 
er versucht zu vermeiden, daß clte parteipolitische 
Identifikation bis zur Referatsebcne durchschlligt. 
Von der Qualifikation her eindeutig ein Fachmann, ist 
er in einer Art neutraler Loyalität doch der je~eili-
gen Regierung verbunden. In der Rollengestaltung des 
"Mittlers" löst sich das Paradox der Bezeichnun~ "po-
litischer neamter". 

Jeder AL muß bestimmte administrative Punktionen cius-
.. b d lJmfanrr von der Grö.C,c der Abtcilun....r:: urn1u cn, cren J... o 

13csonclerhciten der 1\ufr;al.Jenstruttur mitbestin;1t wird. 
Unah}

1 
finz;ig von Jicscn objc1~tivcn Ga:zcbenheitcn vari-

iert c.lie 
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Vcrsv.ch der Vcrmc_i<lung eines r.ichr roli tischcn En .a-
gcmcnts sein. Zl':ar gilt auch de1:1 11 rachr1annn <lic Pro-
motorenfunktion für \'orlwucP <lcr /,htoilun[: als scllist-
verstfindlich, aber sie entbehrt für ihn der partei-
politischen Akzcntuicrun~. Der "Politiker", der im 

•. l L ·t , lTGrenzfall zum Kern <ler pol 1 t1sc.1en c1 ung ucs 1,::iuses 

ge11o··rt muß clarre 0 cn uelof:'cntlich die abteilun;:sintcrnc) 0 o b 0 -

Administration vcrnachltlssißcn~ 

Was die rela tivc IItiuf igkci t der. c i nze lnen Typ.:m an-
geht, lassen sich auf der Cruntllagc unserer Untersu-
chung keine repr~i.scntativcn Angaben 1:tachcn. Es scheir.t 
jedoch, daß es den reinen 11 :r:achmann" zunchncn<l nur 
noch in wenigen, ausgesuchten Gebieten gibt. Abgese- . 
hen davon, daß man im Einzelfall eine Abteilung durch 
die gezielte Desctzung der AL-Position mit einem 
"Fachmann" politisch neutralisieren kann, ~eht die 
allge~11eine Tendenz anscheinend in die Richtung des 
11 Politikers 11 

• 

9. 2 Unterabteilun::;slei ter 

Auf die in der Position.des· UAL liegenden Probleme 
wies schon Kölble hin (in: Aktuelle Probleme cler :Mi-
nisterialorganisation, Berlin 1972, S. 182 f.): eine 
gmdsse Unbestimmtheit cler Funktion und Abgrenzungs-
scl:wierigkei ten zum AL hin. J\us unserer Untersuchung 
ergab sich zunächst, daß die Position des Ul\L noch 
nicht durchgehend akzeptiert wird. Die Deurtcilung 
des Ul\.L <lur.ch die befragten Referenten und IIilfsrefe-
renten zeigt, daß die Kritil: sich vor allcni auf die 
Einfügung einer \':citeren hicrnrchisclton Ebene bezieht, 
die den Kontakt iÜ t der Lei tun~ ve:1T:i11<.lort, L1urch die 
fachlichen Stcu~run;-;:,ar1s;1ri'1c11c <.lcs l:1\L die ('.clhsUin-

··<l l „ J- q ] c.' (; r " t · ' ,~-t -... (.. i - J\.e.1c1·c:n ·cn c111:;cJJr;i11,:t 111.d :~clc.-:r·.i1. J ich 
übcr}1:nipt als übcrfli!s::;i'.'. bezeichnet ,-,irJ Jrc;,- 0 ; .•,,,t 

•· • J.J- ._~•--.""Jlt.Jil 

gesehen tlbcrwic,r_:t .1·c_doch .J,_,ti'L)_J·.c1 .,_,::,_·, • t· lr · 1 , - 11 '~ J_)OSl JV{; ,rteJ. 
iibcr <lc;i V,\L, das sich a] lcrdinp,s in einer 1\n zal11 von 

https://clc.-:r�.i1
https://Vcrsv.ch
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Ffillcn auf die PGrson und nicht die Institution als 
solche bezog. Das ,·rnr besonders <lcutlich, 110 Bcfrai::-
te sich prinzipiell gegen <lic Einrichtung des UAL aus-
sprachen, ihren eigenen UAL jedoch sehr positiv beur-
teilten. Die Notwendigkeit <lcr Position wurde vor al-
lem mit <ler Größe einer Abteilung und dem daraus re-
sul tierendcn Koordina tionslJedar f begründet. Auch 1mr-
de bemerkt, daß ein UAL llichtig sei, um Außcn1,ontakte 
auf ranggleicher Ebene wahrnehmen zu k6nnen. 

Was die Rollengestaltung <les UAL betrifft, wurden alle 
schon beim AL beobachteten Varianten angetroffen. Die 
Varia.bili tä t der konkreten Rollcnges tal tun:; ist über­
aus groß. Währci1d das Bild des AL sich zunehncnd in 
Richtung auf den Typus des "Politikers" zu stabili-
sieren scheint, bleibt die Rolle des UAL noch relativ 
offen. _Insgesamt ,drd auf dieser Ebene der Fachmann 
stärker betont. Obwohl in Einzelftillcn bereits bei 
der Rekrutierung von UAL (partei-)politischc Krite-
rien mit ~ntsprechenden Folgen für die Rollengestal-
tung zum Tragen kommen, lier,en die hauptsächlichen 
Al~ernativen für <len UAL zwischen der Rolle des "Fach-
manns" und der des "Promotors", der sich aktiv für 
die Durchsetzung der Abteilungsvorhaben enga~iert, 
ohne dabei parteipolitisch o.rienticrt zu sein. Par-
teipolitisch akzentuiertes Engagement muß dem UAL 
schon deshalb ferner liegen als dem AL, weil er nicht 
beliebig in den Ruhestand versetzt werden kann. In 
bestlmmtcn Bereichen ist die fachliche Orientierung 
allerdinis der parteipolitischen Identifika.tion ge-
genüber neutral; preiswertes Bauen ist z.B. ein (fach·· 
liches) Ziel, das jede Regierung anstreben wird. 

Frag~ rnan, Kic ausgcprligt die Promotorenfunktion auf 
der UAL-Ebenc ist, dann ist zun[ichst festzustellen, 

daß die meisten U:\L Jic 
1 ,,.. 11 J • · D cl cct 7t111rr \'011 Vorhahcn oder Pro.".r~mmei11 " u::: c 1 c ur . 1-, • - "' 

der U1\ Il.tCh ihrcr;1 c.ifcnc-n \'crstfind11j:; zu i!,rcn !wfp,;1-
l> 0 n .. " c hnr c ; A h c; r o I> ,:oh 1 i1 (; r 1;i\ L , d <: r von · :~ j c 1, :; v: '. tr..:: , 
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"es ist nicht mo:i,ne Aufgabe, n:ich D::itaillonen zu 
suchen", ein Ausnahmefall war, Herden Durchsctzun;::s-
aufgaben von UAL ins~csnmt doc;1 ,-.-cnigcr betont als 
von AL. 

Die Rolle des "Pachmnnns" findet sich auf CAL-Ebcne 
manchmal in einer besonders extremen Ausge5taltung. 
So gibt es den UAL, der an den Leitungsfunktionen 
seiner Position keinen Gefallen findet, auch als 
UAL lieber ganz Fachmann ,\•äre und an der Ent,vicLlung 
bestimmter Programme intensiv mitarbeitet. Dei einem 
anderen UAL drückte die dominante Fachorientierung 
sich darin aus, daß er am liebsten auf die politische 
Real.isierbarkeit seiner Programme keine Rücksicht nch~ 
men würde. In dem einen Fall führt das leicht zu Kla-
gen der Mitarbeiter übe~ mangelnde Koordination, im 
anderen vermutlich zu kritischen Reaktionen der Lei-
tung. 

9. 3 Die _Abgrenzung_ zwischcn_.AL_ und_ U..A,!: 

Bei der großen Variationsbreite in der Ausgestaltung 
der AL- wie der UAL-Rolle ist es nicht erstaunlich, 
da3 sich kein allgemein gültiges ~-Iuster der Arbeits-
teilung zwischen AL und UAL feststellen ließ. Ledig-
lich ein eher formales Prinzip der Arbeitsteilung 
ist zu erkennen, das für die meisten untersuchten 
Fälle gilt: das Prinzip der Komplementarität. Geför­
dert wird diese Form der Arbeitsteilu~g durch die 

"MHg\ichkeit und Neigung zur individuellen Rollenaus-
gestaltung in Verbindung mit der Notwendigkeit, daß 
alle der erwähnten Punktionen in bestimr.1ten Umfann --- <_., 

auf der 11!1-Ebcne erfüllt werden müssen. Nur in cincfü 
Fall fan<len ,dr eine Arbcltsteilun.". in dc1,1 Sinne,(;;,:: 
AL uncl UAL sicli fiir vcr:~chic":enc Sach~ehi etc cn~a-
gicr tcn und dort Jann analo;::c Fm11:t ioncn c r Ui 11 tc;1. 
In der bct-rcffcnllc:n 1,hteilunr, be;stanJ ein Lo1ic:r )'c-
clarf an Durchsctzun0sattiti.t::tcn. n;r die cr~irbcitr.,tc;-, 

https://zwischcn_.AL
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Programme, den eine Person allein nicht hUtte erfül­
len können. 

Wo Arbeits~eilung im Sifinc der kor~lornentJrcn Aufga-
benerfüllung besteht, hängt die Art der Auf.r;abcnver-
teilung vor allem davon ab, wieweit der AL politisch 
engagiert ist und in·welchem ?faf?, er als hcrvor~agen-
dcr Pachmann auf dem Arbeitsgebiet der Abteilunggel-
ten kann. Ist letzteres nicht der Fall, dann wirJ 
cler UAL stärker .zur 

0
fachlichen FührunP-sinstanz für 

die Referenten; er gibt dann auch selbstilndin., Nci-
Sungen und wird in seiner Furtktion von den Referaten 
als unbe<linet notwendig beurteilt. Je mehr der AL als 
"Politiker" engagiert ist, umso leichter wird es dem, 
UAL, seine Position zu stabilisieren. Schwieriger ist 
seine Situation, wenn der AL selber ein hervorragen-
der Fachmann ist und das politische Engagement eher 
vermeiden möchte: hier fällt es dem UAL schwerer, 
eine kom~lementärc Funktion zu finden. Er spielt 
d:=.mn die Rolle, die der AL ihm zm.._reisen mag; z.B. 
fi;.ngier~ er für ihn als Stab oder er erledigt beson-
dere iJu;1 zugewiesene Aufgaben. Die folge kann Unsi-
cherheit hinsichtlich der eigenen Funktion und Ent-
täuschung sein. ,Tc mehr der AL abteilungsorientiert 
und "Fachmann" ist, umso schwerer fiill t es der.i UAL, 
eine komplementäre Funktion zu stabilisieren.Schließ-
lich gibt es noch den Fall, daß der l\L weder ein über­
ragender Fachmann ist, noch sich besonders stark filr 
PromotorentätigJ:citcn enzagiert, sondern sich am lieb-
sten administrativen Aufgaben im engen Sinne bestimm-
ter z-Punktionen widmet. In diesem fall tann der 
UAL die Rolle des Promotors iibcrnchmcn. 

Von allen vorgcfur:.dcncn K01;1hinationcn von AL- und UAL-
Rollen scheint <lic erstgenannte die ~-:cdn::_:i:stcn Pro-

,.. fc n Ins,-c,.. "·,t 0e..,ek,;1 dürfte in tlcrblcmc ~n1; Zllh'Cr : • ..., ~-'"" .,, -

:1i"\(Tlic'.i1:c:i,t zu I:cn:'l~T'lCl~t:ircr Auf:::.iiic:ncrfi\ll1m,n: ein. 
" r · t · (1,,,,; tJ,'\.L J l C,<',Cll.cntschc.i.cJcndcr '.'ortci 1 <lcr ,'os1 1011 --
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10. Organisations- und Managementfunktionen 

Unter dem Stichwort norganisation und Management" (O&M) 
soll hier ein Komplex von Steuerungsfunktionen behan-
delt werden, der grundlegende Voraussetzungen für die 
Erfüllung der Ressortaufgaben schafft. Es handelt sich 
dabei im wesentlichen um sogenannte Metafunktionen bzw. 
Metaentscheidungen, die analytisch von den Sach- oder 
Objektentscheidungen zu trennen sind. Die Metaentschei-
dungen steuern und gestalten das Handlungssystem des 
Ressorts. Die inhaltliche Steuerung der Ressorttätig-
keit, insbesondere das Setzen inhaltlicher Entscheidungs-
prämissen für die Programmentwicklung gehört nicht zu 
den O&M-Funktionen. 

Von den O&M-Funktionen interessieren hier vor allem die 
Bereiche der Arbeits- und Zeitplanung, der Organisation 
und Reorganisation, des Personalwesens und des Haushalts. 
Die ebenfalls zu den O&M-Funktionen zählende Steuerung 
der Suche, Speicherung und Aufbereitung von Informatio-
nen, der Abstimmung und der Beteiligung wurde im wesent-
lichen bereits in den Kapiteln 4 und 5 dargestellt und 
wird hier nur noch kurz aufgegriffen werden. Die durch-
führenden Tätigkeiten der .Mittelbewirtschaftung und der 
Personalverwaltung gehörten ebensowenig wie die Aufga-
ben des Inneren Dienstes zur Fragestellung dieser Unter-
suchung. 

Wenn die steuernden und gestaltenden Entscheidungen im 
O&M""'.Bereich eine Voraussetzung für die Programmentwick-
lungstätigkeit in RV sind, dann stellt sich die kriti-
sche Frage, ob diese Funktionen auch systematisch und 
orientiert an den Bedürfnissen der Programmentwicklung 
wahrgenommen werden. Es ist offensichtlich, daß das u.a. 
damit zusammcHhHngt, '\'O die bctrcf.fenclen Aufgaben struk-
turell verankert sind, d.h. welcher Ebene bzw. Einheit 
sie zugewiesen sind. 
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In der modernen Managementlehre findet man die Auf-
fassung vertreten, daß eine optimale Erfüllung der 
O&M-Funktionen ihre Aussonderung aus dem Gesamtkom-
plex der Leitungsfunktionen und die explizite Zuwei-
sung an speziell dafür verantwortliche Personen im 
Leitungsbereich verlangt. Neuere Untersuchungen haben 
allerdings gezeigt, daß diese von der Managementlehre 
geforderte Arbeitste{ligkeit auc~ in der Industrie 
sehr visl weniger verwirklicht i~t·, als theoretisch 
oft angenommen wird. Davon abgesehen würde es sich je-
doch sowieso fragen, ob eine institutionalisierte Tren-
nung von Meta- und Objektentscheidungen im Leitungsbe-
reich eines Ressorts angesichts der Besonderheit mini-
sterieller Aufgaben überhaupt ein angemessenes Modell 
darstellt.Hier soll nur auf diese Problematik hingewie-
sen, n.icht jed.och a priori eine bestimmte Lösung als 
Norm propagiert werden. 

Die von uns zur Arbeits- und Zeitplanung gestellten Fra-
gen sollten zeigen 

auf welchen Ebenen der Ressorthierarchie Arbeits-
und Zeitplanung stattfindet, 

wie systematisch das geschieht und welcher Zeitho-
rizont dabei zugrunde gelegt wird, 

welche Gründe eine Arbeits- und Zeitplanung möglicher­
weise erschweren. 

t o. 1. 1 Arbeits- und Zeitplanung _im Leitungsbereich 

Eine institutionalisierte längerfristige Aufgabenpla-
nung im Sinne einer systematischen Antizipation mittel-
und langfristig auf das Ressort zukommender Probleme 



- wenn auch mit Unterschieden - für das BMA, <las BMSt 
und das BMV. 

Entsprechend ihrer Funktion als Planungseinheit für 
das BMV arbeitet die UA AII an einer die Fachabteilun-
gen übergreifenden und die Legis_la turperiodc zeitlich 
überschreitenden Verkehrswegeplanung, die sich durch 
das Vorhandensein eines detaillierten Netzplanes aus-
zeichnet. Inwieweit dieses Modell einer im Untersu-
chungszeitraum erst anlaufenden Planung funktioniert 
und eine verbindliche zeitliche Planung für die Fach-
abteilur..gen schafft, kann hier nicht beurteilt werden. 

Die Sto.bs- und Planungseinheiten des B:MA und des BMSt, 
die nicht selbst mit Fachplanungen befaßt sind, sondern 
die Programmentwicklungstätigkeit der Fachabteilungen 
koordinieren, verfügen über genaue Z,e_i_tpläne der Abtei-

· lungsarbei t. Im BMA werden darüberhinaus in zweimonati-
gem Abstand von den Referaten Ergänzungen und Verände-
rungen in eine Arbeitskartei der Leitung eingefügt, wo-
durch ~ine systematische übersieht über die Vorhaben 
der Ab1:eilungen verfügbar ist, die auch vom Planungs-
stab genutzt werden kann, dessen Leiter zugleich Pla-
nungsbeauftragter ist. Das sorgfältige "timing" c;les 
BMA erleichtert einerseits die Zusammenarbeit mit dem 
BT-Ausschuß für Arbeit und Soziales, der durch das Res-
sort kapazitätsmäßig nicht überlastet werden darf. An-
dererseits wird durch die Zeitplanung die ressortinter-
ne Koordination und sinnvolle Kooperation verstärkt, 
sei es, daß es sich um die Abstimmung der gesetzlich 
vorgesc:hriebenen 15jährigen Finanzierungsrechnung für 
die Rentenversicherungsanstalten mit gleichzeitig lau-
fenden Fragen der Beitragserhöhung handelt, sei es, 
daß es sich um die Erstellung des Sozialberichtes han-
delt. 
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und daraus abgeleiteter Ziele gibt es in den von uns 
untersuchten Ressorts kaum. Im Rahmen unserer Unter-
suchung ergab sich nur .ein einziger Hinweis auf eine 
spezialisierte Einheit, die längerfristige Aufgaben-
planung für ein Ressort betreiben soll; es handelt 
sich um das nach Abschluß der Untersuchung in der Pla-
n1:,1ngsabteilung des BJ\1A neu eingerichtete Referat "Zu-
künftige Aufgaben der Gesellschaftspolitik", das nach 
Aussagen des AL die Funktion eines Such- und Planungs-
stabes übernehmen soll. 

Für ein Urteil über die langfristige Aufgabenplanung 
in RV insgesamt - das hier nicht abzugeben ist - müss­
ten selbstverständlich auch die Tätigkeiten der Lang-
fristplanungsgruppen im BK.und entsprechender Partei-
gremien mit berücksichtigt werden. Auf Ressortebene 
tedeutet das weitgehende Fehlen einer systematischen
fnd langfristigen Aufgabenplanung jedenfalls, daß Ar-
beits- und Zeitplanung primär in Form von _Terminplanung 
stattfindet. Die Terminplanung ist dabei auf das Ende 
der-Legislaturperiode ausgerichtet. 

Die .Fähigkeit der Leitung, die Arbeit im Ressort auf 
der Grundlage zuvor erstellter Arbeitsilbersichten (Da-
tenblätter oder abteilungsinterner Aufstellungen) durch 
Terminvorgaben systematisch zu steuern, ist u.a. eine 
Kapazitätsfrage. Zwar werden in allen Ressorts auf den 
AL-Besprechungen oder in persönlichen Gesprächen mit 
der Leitung Terminfragen erörtert;der Leitung stehen 
auße~dem regelmäßig Parlaments- und Kabinettsreferate 
sowie die Planungsbeauftragten zur Verfügung,_ um die 
Aktivi täten de.s Ressorts zu registrieren. Es zeigt 
sich aber, daß die Ressorts, die Stabseinheiten zur 
UnterstiltEung der Leitung aufweisen, in der Systema-, 
tik der Arbeits- und Zeitplanung den eher nach dem 

.klassischen Model_l organisierten Ressorts deutlich 
überlegen sind. Dies gilt von den untersuchten Ressorts 
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Neben der Stabsfunktion der Abt. I des B~~, die in 
diesem Zusammenhang zu einer Systematisicrung der 
Arbeits~ und Zeitplanung des Ressorts und damit zu 
einer Erhöhung des Steuerungspotentials der Leitung 
führt, zeichnet sich das BM.A durch die Institutiona-
lisierung sogenannter "Klausurtagungen" gegenüber an-
deren Ressorts aus, die zweimal im Jahr zwischen Lei-
tung und AL abgehalten werden und auf denen die "Grob-
programmierung" - im Dezember 1971 bereits für den· 
Rest d~r Legislaturperiode - erfolgt. Die Bedeutung 
dieser Institution ist darin zu sehen, daß sie die 
strukturelle Schwäche der traditionellen AL-Konferenz, 
die im wesentlichen in der Heterogenität der Aufgaben-. 
gebiete der Abteilungen und in der zu großen Zahl der 
AL begründet liegt, ausgleicht. 

10.1.2 Arbeits- und Ze'itplanung auf der'mittleren Leitungs-
ebene 

Die in den untersuchten Ab-teilungen auf mittlerer Lei-
tungsebene betriebene Arbeits- und Zeitplanung besteht 
zumeist in einer periodisch auf den neuesten Stand ge-
brachten Bestandsaufnahme laufender Vorhaben samt ei-
ner groben, in Einzelfällen auch sehr genauen Termin-
planung für ihre Durchführung. Der Formalisierungsgrad 
dieser Pläne ist sehr unterschiedlich: in manchen Fäl-
len gibt .es über die sowieso für das BKA zu erstellen-
den Datenblätter hinaus keine schriftlichen Festlegun-
gen, in anderen Fällen gibt es detaillierte abteilungs-
eigene Zusammenstellungen. Auch im letzteren Fall ist 
jedoch die Steuerungswirkung eines solchen Arbeits-
und Zeitplans nicht unbedingt groß: in einer Abteilung 
war den befrar,tcn Referenten die Existenzeinesdetail-
lierten Plans, auf den <ler AL uns vcrwi0s soc,_:ar unhc-' ~· 
k~nnt. 
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Es ist anzunehmen, ~aß formalisierte Arbeits- und 
Zeitpläne auf Abteilungsebene mehr eine Registra-
tur- als eine Steuerungsfunktion erfüllen. Der 
größte Steuerungseffekt dürfte im Prozeß des Zu-
standeko~mens derartiger Arbeits- und Zeitplanun-
gen liegen, wo in Gesprächen zwischen ML und den 
Referat~n die in einzelnen Vorlagen geschätzte Dauer 
kritisch erörtert und ggf. revidiert wird, verschie-
dene Projekte zeitlich miteinander abgestimmt und 
dezentrale Initiativen unter dem Gesichtspunkt der 
finanziellen Durchführbarkeit für den Zeitraum einer 
Legislaturperiode gesichtet werden. Das sich heraus-
kristalllsierende Arbeitsprogramm der Abteilung hat 
dann jedoch primär die Funktion einer zeitlichen Durch-
führung~kontrolle. 

Auch d~e Tatsache, daß von der überwiegenden Zahl der 
auf ML- und Leitungsebene Befragten die laufende Le-
gislaturperiode als Planungszeitraum angegeben wurde, 
hängt damit zusammen, daß die Terminaufstellungen im 
Bereich von ML und Leitung überwiegend die Funktion 
einer Durchführungskontrolle der von Bundesregierung 
und Ressortleitung angekündigten Vorhaben besitzen. 
Bedenkt man dabei, daß die Ges~tze, die noch in die-
ser Legislaturperiode verabschiedet werden sollten, 
bis Ende 1971 in den Bundestag eingebracht sein muss-
ten, so erklärt die Kürze des Planungszeitraums in Ver-
bindung mit dem hohen Anspruchsniveau der Regierung bei 
Amtsantritt, daß ·Arbeitsübersichten und Zeitplanung der 
höheren Ebenen der Ressorthierarchie ein Ausdruck des 
Erfolgszwangs sind, unter dem die Regierung steht. Ge-
gen Ende der Legislaturperiode wandelt sich die anfangs 
noch festzusiellende kurz- bis mittelfristige Aufgaben-
planung in Form von Bestandsaufnahmen vorbereiteter und 
der Einführung neuer Progranune sowie der Priori tätcnset-
zung zwischen verschiedenen Piogrammen immer mehr zu ei-
ner reinen Terminpl~nung. 



- 240 -

Ausnahmen von die.se,r auf das Ende der Legislaturpe-
riode fixierten Arbeits- und Zeitplanung fanden wir 
dort, wo die Vorhaben zu umfangreich waren und aus 
einer Vielzahl von Unterprogrammen bestanden, so daß 
sie arbeits- und verfahrensmäßig nicht mehr in dieser 
Legislar.urperiode abzuschließen waren. In der Abt. L 
rechnet man z.B. erst für 1977 mit dem Abschluß der 
Reform des LebensmittelTechts, beim Jugendhilferecht 
mit einer Dauer der Reform von 10 Jahren, bei der Bo-
denrechtsreform im BMSt mit 6 Jahren und bei~ Verkehrs-
wegeprogramm und dem Ausbau einer Verkehrsdatenbank 
ebenfalls m:i,t längeren Zeiträumen. Auch die Auswirkun-
gen gegenwärtiger Maßnahmen werden manchmal längerfri-
stig durchgespielt, wie z.B. die ökonomischen Auswir-
kungen der Einführung einer flexiblen Altersgrenze oder 
die finanzielle Belastung der Rentenversicherungsanstal-
ten, b~i der eine jährlich durchzuführende 15jährige 
Finanzierungsrechnung gesetzlich vorgeschrieben ist. 
Dies kann jedoch nicht als längerfristige Aufgabenpla-
nung bezeichnet werden. 

10.1.3. Arbeits- und Zeitplanung auf Referatsebene 

Je weniger systematisch,_detailliert·und formalisiert 
die Arbeits- und Zeitplanung im Leitungsbereich ist, 
umso größer ist der Spielraum, der dem einzelnen Re-
ferat in dieser Hinsicht überlassen bleibt. Es folgt 
daraus jedoch keineswegs, daß in den Referaten eine 
eigene Arbeits- und Zeitplanung betrieben würde. Die 
überwiegende Zahl der befragten Referenten gab ganz 
im Gegenteil an, daß sie keine Arbeits- und Zeitpläne 
für die Referatsarbeit aufstellen. Ausnahmen von die-
ser Regel trafen wir in den Referaten, die an größe­
ren Gesetzgebungsvorhaben arbeiten oder aber Förde­
rungsprogramme erarbeiten und fortschreiben und dabei 
an den jährlichen Haushalts·zyklus gebunden sind. Da-
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mit besteht eiIJ ,deutlicher Zusammenhang z,dschen tlcr 
Tii tirkci t <lcr I:c feni tc und dem Vorkommen ci nc :r c ige-
ncn Arbeits- und Zeitplanung &uf dieser Ebene. 

Die positiven fu1twortcn zur Frage nach der Arbeits-
und Zcitplanune, die im Zusa~1cnhang mit dem Perso-
nalvertretungsgesetz (Abt. D), der LcbensmittelreforG 
'(Abt. L), dem Verkchrs1·:egcprogram:11 (UA II) der f;o-
denrecl:.tsreforrn (Abt. St) und dem Umweltschutzpro-
gramm (Abt. U) gegeben wurden, becElrfen jedoch einer 
Qualifizierung: es handelt sich mit Ausnahme des Urn-

wel tschutzprogramms nicht um eine. H:nge:rfristige Pla-
nung zukünftig auf die betreffenden Referate zukom-
mender Aufgaben, sondern in erster Linie wiederum nur 
um eine Terminplanung. Diese Terminplanung orientiert 
sich retropolicrend am Gesetzgebungsgang und setzt 
erst ein, wenn die betreffenden Programme bereits of-
fiziell angekündigt, die konzeptionelle Arbeit begon-
nen oder gar abgeschlossen und der formale Gesetzge-
bungsgang in_i tiicrt .worden ist. fillnlich an externen 
Vor~aben orientiert stellt sich die Arbeits- und Zeit-
planung im Bereich der Förderungsreferate dar, clic Kir 
in den Abteilungen J und B fanden: hier erfolgt sie 
in Anlehnung an den jährlich zu durchlaufenden IIaus-

haltsprozcß und wird durch das Drfingen der Förderungs­
träger angetrieben. 

Die Referenten, die für ihr Referat keinen Arbeits-
und Zeitplan anlegen, gaben als Rcgrilndung oft an, 
dies sei nur bei Gesetzgcbunrsvorhaben notKcn<lig. 
Daß aber ~eradc bei Gesetzgebungsvorhaben die Zeit-

o 
· ... la c11·e 11urc 1 •c-r- ... 7t"1 cc:--komponente sch,\·er zu p 1anen 1s - , c · ,,.:,~ ._- -l-u--

probleri1e sich haufig - gerade bei altivcn Pro~:ramr;icn 
mit hohem Konfliktpctenti~l - der Kalkulation cntzic-

. ' 
, Tc1·.1 ~111.c: c.1rJ',. fallstn.:Hcn deutlich. U··

4 
, ·-J1Cil, \'!llr<lC Zllf:' •

DC Zc-itplanun:;: \•:ar z.f.. bc:im Hcrufsbjl<.1ll1,:;:'.::··c:,'tz 
sinnlos, da die Arbeiten infol;:C l:cr J~o11SCL',',.i.ldu:-1~s-
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probleme immer wieder ins Stocken kamen und sich so 
von 1962 bis 1969°hinzogen und dabei vor allem durch 
Anfragen des BT vorangetrieben wurden. Selbst dort, 
wo man einen Arbeits- und Zeitplan für die Referats-
arbeit.hat, wurde betont, daß seine Einhaltung aus 
diesem Grunde schwierig sei. Hieraus mag sich auch 
erklären, weshalb die Datenblätter des BK oder ande-
re zeitliche Festlegungen häufig nur widerwillig von 
den Referaten ausgefüllt bzw. eingegangen werden, da 
man befürchten muß, von diesen Selbstfestlegungen 
später doch abweichen zu müssen. 

Arbeits- und Zeitplanung in den Referaten wird alsb 
fast nur in Zusammenhang mit einzelnen Gesetzgebungs-
vorhaben getrieben und stößt selbst hier auf objekti-
ve Schwierigkeiten. Eine weitere Restriktion ergibt 
sich für diejenigen Programmreferate, die für ihre 
Arbeit infolge des Mangels eigener Informationsver-
arbeitungskapazitäten auf die Ergebnisse von extern 
durchg~führten Forschungsvorhaben angewiesen sind, 
d~reu Dauer sich in der Regel nur schwer abschätzen 
läßt. Diesem Problem sahen sich vor allem Referate 
in den Abteilungen U und St ausgesetzt. Ferner ist 
den Referaten, die nicht selhst die Federführung für 
ein Programm haben, sondern sich selbst als Beteili-
gungsreferate bezeichnen oder ihre Vorhaben im Rah-
men größerer Programme verfolgen, die Disposition 
über; die Zeitkomponente weitgehend entzogen, da man 
an die Terminvorgaben des für das größere Programm 
federführenden Referats gebunden ist. Eine eigenstän-
dige Arbeits- und Zeitplanung wird in jenen Refera-
ten gänzlich unmöglich, die überwiegend mit inkre-
mentalen Programm:korrckturen befaßt sind, denen ex-
terne Anstöße vorausgegangen sind, oder die stark 
durch die Bearbci tung von Einzelfragen belastet_ sind. 

' Eine typische Außensteuerung des Terminplans liegt 
z.B. im Bereich der Abt. D dort vor, wo die zeitliche 
Disr:osition <lurch die zweimal im J~hr stattfindenden 
Tar_ifverhandl un~en de tcrrnini ert ist. Da man a llgcme in 
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die i\uslöscr für, die eigenen ALtivi tiiten nicht vor-
herrschen un<l deshalb nicht planen kann, ki5nncn al 1 or: 
falls noch zeitliche Priori tätc1; in der De1wnl.'.1lui1(T 

0 

der Fülle gesetzt wonlcn. Dieser 1\utonor:dcm.:in;:el t.'ur-
dc von den Befragten zum Teil beklagt: "L.ir reagie-
ren nur, anstatt zu agieren". Ur,ter solchen Ui::stän-
<len sind allenfalls noch ad hoc Pläne möulich die 

0. ' 

größtenteils "in den Köpfen der :u tarbei tern iicgcn; 
eine systematische antizipierende Arbeits- und Zeit-
planung wird in_ dem 1·-la.ße unwahrscheinlicher wie die 
Tätigkeiten eines Referats durch externe AnstöGc ,,r.c-

steuert werden. Es ist verständlich, daß gerade in 
diesen Fällen auch eine dem Referat aus dem Lcitunns-"" 
bercich vorgegebene Arbeits- und Zeitplanung auf Ab-
lehnung stößt, da man fürchtet, auf Termine „festge-
nagelt" zu werden, deren Einhaltung nan selbst zu 
wenig beeinflussen kann. 

Vergleicht man die verschiedenen Ebenen miteinander, 
so ist die Neigung zur Arbeits- und Zeitplanung und 
.die Bejahung ihrer Notwendigkeit im Leitungsbereich 
spürbar größer als auf Referatsebenrr. Dabei leitet 
sich das Streben <ler NL-Ebene nach laufender über­
sieht über die Progr?mmarbeit der Referate zum Teil 
aus den Anforderungen der Leitung ihr gegenüber ab. 
In einem FDP~gefilhrten Ministerium for<le~tc die Lei-
tung z.B. bei übernal~c des Ressorts Zcitplllnc für die 
gesamte Legislaturperiode - trotz der Schwierigkeiten, 
diese rcalitiltsnah aufzustellen-~ um die Ressortpoli-
tik mit der Politik <lcr eigenen Partei abstimmen zu 
können. Das im Leitunßsbcreich zeitweise a.kut empfun-
dene Bedürfnis nach einer systematischen Arbeits- und 
Zeitplanunr, macht deutlich, daß hierrü t eine Stcuc-
runEsfm1ktion erfüllt Kenlen soll, deren strlrl~cte 

A ls ....,r:;c,u11 rr "llf <len höheren Ebc11cn mit <lcrJ zur S:1it~,:~
l. i' C, b b ~- -

hin i:achscn,]cn poli tischcn Erfolgs<lruck zusur::.1cn-

l)cJ'.11., c ,.,c 11.i.U)cr sind d i c an~~eführtcn Jl inclcrur,r-:s-11 rj n t . - ,~ '-, 
, fl·.· • ei" 11c Ar1ci t~:- ur.J zcj tplanung ~uf !:,> rc-grfüiuG 11 
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ratsebene objektiver Natµr. Bedenkt man außerdem 
die geringe Größe <ler r.1cistcn rachrcferatc,d~nn 
wird man auch gar nicht verlangen wollen, daß 
eine Verbesserung der Arbeits- und Zeitplanung 
primär auf dieser Ebene anzusetzen hätte. Das ei-
gentliche Defizit bei der Arbeits- und Zeitplanung 
liegt vielmehr im Leitungsbereich und besteht hier 
primär in Fehlen einer syste~atischen Aufgabenpla-
nung, ohne die die Programmentwicklungstätigkeit 
eines Ressorts mittels bloßer Terminplanung kaum 
wirkung~voll gesteuert werden kann. Für eine mit 
der Aufgabenplanung integrierte, systematische Ar-
beits- und Zeitplanung fehlt im ·Bereich der Lei-
tungsorganisation jedoch vielfach die Kapazität~ 

Fragen· zum Verlauf von Personalentscheidungen wur-
den ausschließlich auf der mittleren Leitungsebene 
und im Le1tungsbereich gestellt und bezogen sich 
auf die Belastung mit und den Einfluß auf Personal-
.entscheidungen. Die zeitliche Belastung der ML-Ebe-
ne mit Personalentscheidungen ist insgesamt gese-
hen nicht sehr groß. Allerdings verändert sich die 
Belastung, wenn Abteilun·gen im Ausbau begriffen 
sind; das war im Untersuchungszeitraum bei den Ab-
teilungen D, I und B der Fall. 

Im Hinblick auf die Schaffung der Voraussetzungen 
füT eine aktive Programmentwicklungstätigkeit des 
Ressorts interessieren hier vor allem Entscheidun-
gen, bei denen es·· um die Besetzung vorhandener 
Planstellen,. die Schaffung rieue.r Ste:llen und Um-
besetzungen geht. 

Der Entscheidungsprozeß zur Besetzung vorhandener 
Planstellen beginnt gewöhnlich mit Personalanfor-
derungen eines Referenten oder des AL, sobald eine 
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Position vakant ge~orden ist. Gewöhnlich reagiert 
die Abteilung Z auf <lie Personalanforderung, in-
dem sie verschiedene Bewerber präsentiert. Auf 
die Schwierigkeite~ bei der Rekrutierung geeigne-
ter Bewerber soll hier nicht eingegangen werden. 
Die Auswahl der Bewerber bis zur Referentenebene 
erfolgt zwischen dem AL der betreffenden Fachab-
~eilung und dem AL Z unter Hinzuziehung des Perso-
nalreferanten und, sofern es sich um die Besetzung 
einer Hilfsreferentcnstelle handelt, des Referats-
leiters. Dabei wächst die Einflußmöglichkeit der 
anfordernden Abteilung auf die Auswahl eines Be-
werbers in dem Maße, wie. spezialisiertes Personal 
benötigt wird, dessen Qualifikation häufig nur von 
der Fachabteilung beurteilt werqen kann. Die Ein-
flußmöglichkeit der anfordernden Abteilung wächst, 
wenn _sie den Bewerber selbst gewonnen hat und kei-
ne Ge,genkandidaten vom Personalreferat gestellt 
werden. 

Während bei Beamten des gehobenen Dienstes die bin-
dende Entscheidung über die Einstellung meist auf 
ML-Ebene getroffen wird, verlagert sich diese Ent-
scheidung bei der Besetzung von Positionen des hö­
heren Dienstes teilweise bis auf die obere Leitungs-
ebene. Unabhängig .von der formalen Regelung, die 
für Referenten z.B. die Entscheidung des Ministers 
v:>rschreibt, fanden wir, daß sich die Ressortlei-
tung vor allem dort stärker mit Personalauswahlent-
sc..~heidungen befaßt, wo die Abteilung Z einem Staats-
sekretär unterstellt ist, d~r sich stark für sie 
engagiert. Die Leiter der Abteilung Z sind in den 
Fällen, in denen die Ressortleitung sich intensiv 
mit fersonalentscheidungen befaßt, in der Regel 
mit engen Vertrauten der Spitze besetzi. So wird 
sichergestellt, "daß die Richtung stimmt" und Per-
sonalentscheidungen sowohl bei der Rekrutierung 
a!s auch bci•ßcför<lcrungen als Steuerungsinstru-
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ment benutzt w~rden. 

Wenn dann die Abteilung Z versucht, eige,ne Ge-
sichtspunkte bei Personalentscheidungen durchzu-
setzen, kann es zum Konflikt mit den Fachabtei-
lungen kommen. In dem extremsten uns zur Kenntnis 
gekommenen Fall einer politisch motivierten Beset-
zung unterhalb der AL-Ebene wurde der AL nicht nur 
an der Auswahl nicht beteiligt, sondern kannte den, 
betreffenden Referenten nicht einmal. Häufiger sind 
Fälle, in denen bei der Besetzung einer freien 
Stelle dem Vorschlag des fac.hlich zuständigen AL 
nicht gefolgt wird. Es wurde uns jedoch kein Fal~ 
berichtet, daß eine Stellenbesetzung gegen den aus-
drücklichen Willen des fachlich zuständigen AL vor-
genommen worden wäre. Im BMSt werden Personalent-
sche~dungen nach einem von der allgemeinen Regel 
leicht abweichenden Muster getroffen. Hier stellen 
sich die Kandidaten nicht nur den AL, sondern auch 
beim StS vor, vor allem wenn es sich um Spezialisten 
handelt. Danach werden die Bewerbungen auf der AL-
Besprechung diskutiert und eine kollegiale Entschei-
dung gefällt. 

Ist schon der Einfluß des 'AL auf Stellenbesetzun-
gen in der Abteilung begrenzt, dann gilt das für 
die Fachreferenten in noch viel stärkeiem Maße. 
Von Referentenseite wurde wiederholt Kritik daran 
geäußert, daß man als schließlich Betroffener oder 
späterer Vorgesetzter zu wenig Einfluß auf die Per-
sonalentscheidungen habe. 

Wenn zusätzliches Personal nur über die Bewilligung 
ne11cr Planstellen gewonnen werden kann, verschiebt 
sich der Einfluß auf die Personalentscheidungen 
noch stärker zur Z-Abteilung hin. Durch eine Plan-
stellenverschiebung im Ressort kann in der Regel 
nur kurzfristig Abhilfe geschaffen werden. Beiei-



- 247 -

ncr Plnnstcllcmrcrmchrunt:; muß der Ibushaltsrefc-
r e n t zus ä t z1 ich ein:: c s c halt c t ,.,c r J 8 n . Dc.1 c1 i c }k -
antragung neuer Stellen nn c1en !l;wshal tzyl,lus r-e-.., ' 

bundcn ist, dauert es htiufi2 ein Jahr bis der neu 
aufgetretene Bedarf bewilligt werden kann. Die 
hauslrnltsmnßi.r,e Pcstlezung von Plnnstellcn erweist 
sich als Restriktion für einen flexiblen au:f:;aben-
oriontierten Personaleinsatz. Bei drängenden neu-
en Aufgaben bch,ilft man sich unter Umstilnclen m.i t 
Zwischenlösungen, die nicht nur in sich oft unbe-
friedigend sind, sondern auch dazu geeignet, <lie 
Kriterien und Verfahren der Personalpoli til( bei 
den Iledienstcten iL ~ißkredit zu bringen. 

Abteilunzsintern Hir<l <lie Flexibilität des Perso-
nalzinsatzes zusätzlich durch <lie verwaltungsmäs-
sige Zentralisierung ip den Z-Abteilungcn cin~e-
schrfö1kt. Kurzfristige Personalverschiebungen zwi-
schen Referaten werden dadurch erschwert, daß die 
Abteilung Z zustimmen rnuß,Nodurch nicht selten ei-
ne Verzögerun:; um mehrere ; :ona te eintritt. " h .:t:hre11d 
der Dienststellenleiter jedes 3ahnhofs über sein 
Personal disponieren kann, ist das einem AL hier 
unm6glich'', umschreibt ein Abteilungsleiter diesen 

1 Mangcl, Der mangelnden Flexibilittit bei der Perso-
nalverschiebung und der Personalvermehrung ent-
spricht andererseits die Tendenz, <laß Referate 
und Abteilunr;en 6ic ihnen einnal zugeteilten Stel-
len auch dann zu halten versuc~en, wenn eine Än-
derung im A~igabcnbcstan<l eintritt. 

Unter den zcschildcrtcn Ums Linden sind die Voraus-
s0tzungen für einen auf:.:ubcnoricnticrten Pcrsor.nl;_ 
cii1satz nic:it crf:lllt. Eini:;e der an;':csprochcEcn 

https://Pcrsor.nl
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orientierte Aufgab~nplanung der Ressorts - eine Be-
dingung, die, wie bereits ge~cigt, nicht erfüllt ist. 

10_. 3 Haushaltsentscheidungen--------r ----------- -
In den untersuchten Abteilungen spie·lte der Haushalts-
prozef~ - abgesehen von der Stcllenbean tragung - größ­
tenteils nur eine periphere Rolle. Die von ihnen ver-
wa·1teten Sachmittel dienten überwiegend der Forschungs-
finanzierung (BMV, BMI/U, BNSt) oder der Verwaltung 
bestimmter Einrichtungen (Kommissionen, Bundesperso-
nalausschuß). Für das BMA ist 'die Haushaltsaufstellung 
·sogar insgesamt relativ uninteressant, da vom Haus- · 
haltsvolumen von rund 23 :Milliarden DM nur 170 Millio-
nen disponible Mittel darstellen und der Restgesetz-
lich festgelegt ist. Nur die Abteilungen J und B sind 
stärker mit dem Haushaltsprozeß befaßt, da sie größe­
re Förderungsprogramme bearbeiten; die Förderungsmit­
tel der Abteilung B werden jedoch größtenteils nicht 
au_s dem Bundeshaushalt, sondern von der Bundes ans tal t 
für Arbeit aufgebracht. 

Wie schon hinsichtlich der Personalentscheidungen wur-
den auch Fragen zu Haushaltsentscheidungen nur in den 
Interviews auf Leitungs- und:1'-iL-E_bene gestellt. Das 
erhaltene Bild entspricht den formalen Regeln herkömm_­
licher Haushaltsaufstellung. 

In allen Abteilungen geht die Initiative in der ersten 
Phase des Haushaltszyklus von den Referaten aus. Die 
Anforderungen der Referate laufen beim AL zusammen 
und werden teilweise, vorwiegend bei Forschungsmitteln, 
abteilungsintern zwischen AL und Referenten diskutiert, 
wobei zugleich die Anforderungsstrategie festgelegt 
wird. Die Anforderunr,en werden dann dem Haushaltsre-
ferenten zugeleitet. Dort, wo es nicht um die Aufstok-
kung von Mitteln für laufcn<lc Programme, sondern um 
die Ausdehnung der Programntiltigkeit durch zusätzliche 
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Mittelbewilligung ~cht, entwickeln auch die AL Ini-
tiativen, um neue Titel bewilliotb zu bekommen oder . 

nicht ausgeschöpfte Titel für die eigenen Programme 
zu nutzen. Auch dann stellt jedoch die Mitwirkung 
im Haushaltsprozeß für die NL-Ebene keine große zeit-
liche Belastung dar. 

Die Leitung tritt gegenüber den Abteilungen im H2us-
haltsprozeß nur dann in Erscheinung, wenn sie beson-
deres Interesse an einem Programm und den damit ver-
bundenen Mitteln hat oder wenn es sich um größere 
Summen handelt, die sie unter Umständen gegenüber 
dem BMl\TF zu vertreten hat; sonst wird die Haushalts-
aufstellung für das Ressort jeweils zwischen dem AL Z 
und dem STS vorbereitet, dem die Z-Abteilung unter-
steht~ 

Die Vertretung der Ressortanforderungen gegenüber dem 
BMWF übernimmt die Leitung nach unseren Ergebnissen 
nur, wenn es zu Kontroversen und damit zu STS- oder 
Chefgesprächen kommt, wobei sie sich in erster 'Linie 
für politisch bedeutsame Programme einsetzt. So hat 
die Leitung im BMSt ein langfristiges Wohnungspro-
gramm, das als Reformvorhaben in der Regierungser-
klärung angekündigt worden war, selber beim damali-
gen BMF durchgesetzt. 

Bei unbedeutenderen Titeln kann der Haushaltsprozeß 
für den betreffenden AL völlig intransparent werden, 
da die Leitung darüber nicht mit ihm kommuniziert, 
so daß er die Ergebnisse der Haushaltsbesprechungen 
unter Umständen erst durch informell übermittelte 
Auskünfte aus dem BMWF erfährt. 

Vom Prozeß der llaushaltsanfordcrungen ist die Ein-
wir~uncr 

(:, 
der Leitung auf die ~~tschcidungen über die 

Vergabe bewilli~ter Mittel zu unterscheiden. Diese 
Einwirkungen richten sich 1~ach dem Interesse der Lei-
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tung an den jcweili'gen Programmen; beim Bundesjugen<l-
plan schal tctc sich z.B. der PStS, der selber aus <ler 
Jugendarbeit kommt, häufiger in die Mittelve~gabe ein. 

Im Zusammenhang mit der Organisation der Mittelverga-
be fiel auf, daß in ~iner Abteilung ein eigenes IIaus-
haltsreferat vorhanden und in zwei weiteren die Ten-
denz bzw. der Wunsch vermerkt wurde, die Mittelverga-
be zu d.ezentralisieren und den Abteilungen zu übeTlas­
sen; alle drei Abteilungen sind stark mit der Abwick-
lung von Forschungsvorhaben befaßt. 

Unsere Ergebnisse dokumentieren insgesamt das Fehlen 
einer aufgabenorientierten Finanzplanung im RV, die 
den Rahmen für die Haushaltsentscheidungen i:r.1 Ressort 
abgeben könnte. Der einzige Verbindungspunkt von Au't-
gaben- und Finanzplanung ist nach wie vor die Bedarfs-
anmeldung der Referate, die jedoch nach Titeln und 
nicht nach Programmen und Maßnahmen erfolgt und bei 
Jer die zu erreichenden Ziele nicht dargestellt werden, 
so daß Überschn~idungen mit und gegenläufige Wirkungen 
zu anderen Programmen nicht registriert werden können. 
Es überrascht unter diesen Umständen nicht, daß wir 
auch in keinem Ressort eine zentral institutionalisierte 
und systematisch betriebene Programmevaluierung (Er-
folgskontrolle) gefunden haben; dadurch wird die Ten-
denz zur Fortschreibung bestehender Programme gefördert. 

Erfolgskontrolle als Verfahren der Programmevaluierung 
ist Voraussetzung für Zielkorrekturen, für Anpassungen 
im Maßnahmenbereich wie nicht z.uletz.t für eine flexi-
blere Verfügung über begrenzte Finanzmittel durch ge-
zielte Progrommaufhebungen. Da es Einrichtungen wie 
Programmcvaluierungs s t ;i·bc im Le: i tungsbcre i eh keines 
der .untersuchten- Ressorts g;b, \'lurden hierzu auf clcr 
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ML-Ebene keine Fragen gestellt. Dagegen wurde auf Re-
feratsebene nach eventuell praktizierten bzw. gegebe-
nenfalls filr möglich gehaltenen Verfahren der Erfolgs-
kontrolle gefragt. Nach früheren Aussagen zur Durch-
führung von Erfolgskontrollen in RV, wie sie im ersten 
Bericht der Projektgruppe zusammengefaßt werden 1J, 
und wiederholten Forderungen nach ihrer Einführung 2) 
konnte kaum erwartet werden, daß die Befragung positi-
ve Ergebnisse bringen würde. So weisen die Antworten 
denn auch auf ein relativ hohes Problembewußtsein der 
Referenten hin, die die Notwendigkeit von Erfolgskon-
trollen durchweg einsahen und ihr Fehlen bedauerten; 
dagegen erhielten wir nur wenige Hinweise auf Ansätze 
zur Erfolgskontrolle. 

10.4.1 Das Problem der Indikatorwahl 

Da die Programmentwicklung nicht als logische Ableitung 
von Maßnahmen aus spe·zifizierten Zielen zu begreifen 
ist, sondern stark an den politischen Brauchbarkeits-
bedingungen der Leitung ausgerichtet ist, stößt man 
auf Schwierigkeiten, nachträglich Indikatoren zur Mes-, 
sung des Grades der Zielerreichung zu entwickeln. Di_e-
se Problematik führt dann leicht dazu, daß man nahe-
liegende Indikatoren subs ti_tuiert, die nur einen mit-
telbaren Bezug zum Planziel haben. Bei Förderungspro­
grammen werden z.B. die Höhe der ausgegebenen Förde­
rungsmittel und die Zahl der Geförderten registriert 
oder Verwendungsnachweise gefordert, die primär den 
Charakter einer haushal ts·rech tlichen Rich tigkci tskon-
trolle haben. Diesen Fall trafen wir beim Bundesjugend-
plan, aber auch bei der Ausbildungsförderung durch die 
Abteil~ng B. Hier sind zwar die Zielgru~pen bekannt, 

1) Siehe erster Bericht der Projcktp,ruppe 1<.cgierungs-
und Vcrwaltungsrcf<!r1,, Bonn 1~)60, S. 189 . 

2) so in der i•:issenschaftsdcbatte des 13T am 71..1968, 
siehe Protokolle V/7808ff 
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und die Bundesanstalt für Arbeit liefert gut aufge-
schlüsselte Daten ilbcr die Merkmale der Geförderten, 

. jedoch fehlt es an einer unabhängig von den einge-
setzten Mitteln durchgeführten Effizienzmessung im 
Hinblick auf die mit der Förderung intendierten Ziele. 

Eine anderh Variante der Ersetzung direkter durch in-
direkte Indikatoren ist die Messung von negativen Fol-
geproble~en getroffener Maßnahmen. Im Anschluß über 
das Gesetz zur Lohnfortzahlung im Krankheitsfall wird 
z.B. vorn ß.MA die Auswirkung dieses Programms auf den 
Krankenstand und die Belastung der Krankenkassen ~ta-
tistisc.h verfolgt. Derartige Auswirkungsüberprüfungen 
scheinen tm Bereich einer Planung, die bestimmte kul-
turelle Normen verwirklichen will, die, einen S~lbst-
zweck darstellen, durchaus adäquat zu s~in. In den Be-
reichen, in denen der Erlaß von Gesetzen und Verord-
nungen jedoch zu dem Zweck erfolgt, bestimmte gesell-
schaftspolitische Ziele zu realisieren, wie z.B. bei 
der Refo1·m des Lebensmittelrechts oder beamtenrechtli-
chen Regelungen, muß es als unzureichend beurteilt wer-
dnn, wenn man sich darauf beschränkt, die Zahl der 
Normverletzungen anhand der ~erichtsurteile abzulesen 
oder gar die Durchführungsprobleme der Vollzugsinstan-
zen, bei denen verwaltungsmäßige Praktikabilitätsge-
sichtspunkte im Vordergrund stehen, als Indikator für 
die Wirksamkeit des Programms zu nehmen. In der Praxis 
werden diese Indikatoren jedoch von den Referaten be-
nutzt. Mängel, di~ sich im Vbllzug zeigen oder bei 
Geric~tsurteilen deutlic~ werden, signalisieren dann 
die Novellicrungsbedürftigkeit und wirken als Anstoß 
zur Veränderung der laufenden Progran~e. 

Ferner werden von den tefcraten zum Teil Meinungsindi-
katoren in Form von U111.fragen oder vermittelt durch den 
Einf luf,) org,mis i ertc r Vcrh lind(: a 1 s Crundl agc e h1eT Pro-
grammko:rrc k tur benutzt. Auf cli_c rra?,würdigkeit solcher 
Indikatoren braucht nj:cht weiter hingmdcscn zu werden. 
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Am zuverlässigsten,waren <lie vorgefundenen Indikatoren 
der Erfolgskontrolle in den Politikbereichen, in de-

nen die Ziele häufig bereits in Kategorien der späte-
ren Erfolgsmessung definiert word·en, wie z.B. in der 
Verkehrspolitik oder noch stärker in dem von uns nicht 
erfaßten Bereich der Wirtschaftspolitik, wo Umweltver-
änderungen relativ genau statistisch erfaßt werden. 
Dies sind auch typischerweise Bereiche, in denen rela-
tiv intensiv mit Prognosen gearbeitet wird oder in Ka-
tegori~n der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ge-
dacht wird. Die Probleme der Erfolgsmessung liegen 
hier in einem anderen Sektor. 

Selbst in Bereichen, wo man auf relativ gut geeignete 
Indikatoren zurückgreifen kann, ist Erfolgskontrolle 
nur schwer durchführbar, da man nicht mit Si.cherheit 
feststellen kann, ob die gemessenen Umweltveränderun-
gen auch wirklich auf die eingesetzten Maßnahmen zu-
rückzuftlhren sind, da man in der Regel mit Trendüber­
lagerungen rechnen muß. Das Ansteigen des Verkehrsvo-
lumens der DB ist nicht ausschließlich auf die Sonder-
angebote des Uhternehmens zurückzuführen, die Zahl 
der Unfalltoten verringert sich nicht unbedingt durch 
einen verbesserten Straßenbau oder veränderte Verkehrs-
regeln, sondern ist z.B. auch wetterabhängig. Da diese 
zusammenhänge theoretisch und statistisch.nur schwer 
aufzuhellen sind, ist man häufig gezwungen, sich mit 
einfachen Zeitvergleichen im Planungsbereich zu be-
gnügen. Analytische Studien werden allenfalls durch 
die Vergabe von Forschungsaufträgen beschafft, da hier-
für wiederum die Eigenkaoazität der RV-Einhe;i.ten nicht 
ausreichend ist. 



10.4.2 Das Problem der Datengewinnung 

In Bereichen, in denen nicht auf unabhängig gewinn-
bares statistisches Datenmaterial zurückgegriffen 
werden kann, sondern die Daten zur Wirkungsbeurt_ei-
lung von .Betroffenen oder durchführenden Verwaltungs-
einheiten stammen, besteht nicht nur die Gefahr der 
Verzerrung, sondern die Datenbeschaffung selbst stellt 
ein Problem dar, da der föderale Verwaltungsaufbauei-
ne schnelle Kommunikationsverbindung zwischen planen-
den und durchführenden Einheiten häufig behindert. 
Zwar kann der Bund von den Ländern nach Art. 85, Abs~ 
4 GG im Rahmen der Bundesaufsicht Berichte und Akten-· 
vorlage verlangen, faktisch wird hiervon jedoch kaum 

·.-
Gebrauch gemacht. Teilweise dienen vielmehr aus ge-
meinsamer früherer Tätigkeit stammende informelle Kon-
takte zwischen Referenten und Länder- und Kommunalver-
waltungen_der Gewinnung von Informationen. Ressorts 
und Abteilungen, die einen eigenen nachgeordneten 
Bereich besitzen, wie die Abt. B im BMA in der Bun-
de·sanstalt für. Arbeit, können dagegen auf e_in reiche-
res, wenn auch in seinem Indikatorwert nicht unbedingt 
geeignetes Zahlenmaterial zurückgreifen. 

Angesichts.dieser Probleme kann es nicht verwundern, 
daß von den Befragten sehr häufig auf "den Kontakt mit 
der Praxis" als primärer Informationsquelle zur Er-
folgsb~urteilung der eigenen Maßnahmen verwiesen wurde. 
Daß dabei sachliche Informationen, interessenabhängige 
Beurteilung und handfeste politische Forderungen nicht 
zu trennen sind; liegt auf der Hand. So scheint es .un-
wahr~cheinlich zu sein, daß der.Bundesjugendplan ange-
sichts der Mangels an unabhti.ngigen Indikatoren einer-
seits, der Rolle der För<lcrun~strü~cr als prifuJrcr In-
formationsquelle und der an d~s Programm geknüpften 
politischen Erwartungen andererseits jemals auslaufen 
wird. 
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10. 4·. 3 Ansätze zu sys tema,tischen Erfolgskontrollen 

In der Planungs- und Grundsatzabteilung des Bi'-1A wird 
in einem Referat an der Entwlcklung von Sozialindika-· 
toren gearbeitet. Die Arbeiten laufen jedoch erst an· 

' , 
im ersten Stadium arbeitet man die Erfahrungcrt auf, 
die i~ den USA und bei der OECD gemacht w6rden sind 
und beschränkt sich zunächst da~auf, statistische In-
dikatoren zur deskriptiven Erfassung von Umweltverän-
derungen ·zu entwickeln. Abgesehen von der Schwie~ig-
keit des Unterfangens sieht man sich auch hier einem 
Mangel konfrontiert, der ber~its als Urs~che für das 
Fehlen von Erfolgskontrollen genannt wurde: es liegen 
noch keine Zielbereiche vor, aus denen man die Indika-,.. 
toren ableiten könnte. Dennoch ist die Arbeit insofern 
positiv zu bewerten, als sie dazu beitragen kann, die 
Definition politischer Ziele zu präzisieren und zu 
operationalisieren. 

Die in u~t~rschiedlichcn Intervallen erstellten Berich-
te der einzelnen ßundesministerien und der Bundesregie-
rung wurden in den Interviews wiederholt als Möglich­
keit· ö.er Erfolgskontrolle bezeichnet,, da sie zu einer 
Bestandsaufnahme der laufenden Maßnahmen und zur P.ro-
jektion zukünftiger Ziele führten. Die Wirksamkeit 
dieser Berichte als Instrument der Erfolgskontrolle 
ist jedoch - nicht zuletzt wegen ihrer propagandisti-
schen Funktion - unterschiedlich einzuschätzen. Immer-
hin wird ihr Aufbau und Inhalt laufend verbessert; 
auch we~den Maßnahmen aus verschiedenen Politikberei-
chen orfaßt, so daß die Möglichkeit gegeben ist, Pro-
grammüberschneidungen und Planungslücken zu erkennen. 
Ein positives Beispiel für einen derartigen Bericht 
ist der Sozialbericht der Bundesregierung, für den in 
der Planungs..: und Grundsatz3.bteilung des fü!A Z\·;ci Re-
ferate, jeweils für den programma\ischcn und fUr den 
statistischen Teil (Sozialbudg?t), federführend sind. 
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Man si~ht in der Abt. I durchaus die Möglichkeit, 
den Sozialbericht und besonders das Sozialbudget 
zu einem "geschlossenen Rer;elkreis von Prognose, 
Planung und Erfolgskontrolle" auszubauen, in dem 
auch die Sozialindikato'ren ihre Funktion als Meß-
werte erhalten. Mit der organisatorischen Veror-
tung dieser Funktion in einer P_lanungseinhei t wäre 
die Möglichkeit gegeben, die begrenzte Perspektive 
der Fachreferate zu überwinden und dadurch Lilck~n 
und Oberschneidungen zu entdecken, sowie ein Auslau-
fen b~stimmter Programme gegen die an der Fortschrei-
bung interessierten Fachreferate zu bewirken, die ex-
ternen Einflüssen zu stark ausgesetzt sind. Die Be-
deutung der organisatorischen Verortung der Erfolgs-
kontrolle in einer Planungseinheit wird auch im BMV 
gesehen und vom PStS angestrebt. 

ln den von uns ,untersuchten Ressorts wurden zum Teil 
kurz vor,·während oder im Anschluß an die Erhebung 
größeTe organisatorische Veränderungen vorgenommen, 
von denen auch fünf der neun befragten Abteilungen 
direkt betrofferi waren. Alle AL und UAL so~ie einzel-
ne Mitglieder der Ressortleitungen wurden über Ursa-, . 

chen und Ablauf dieser Veränderungen 1,md ihren eige-
nen Einfluß auf die Organisationsentscheidungen be-
fragt. Die Befragten auf ML-Ebene äußerten sich darü­
berhinaus im allgemeinen zu ihrer Bcfassung mit Organi-
sa tio~sentscheidungen. Da dieses Datenmaterial jedoch 
noch nicht ausreichend schien, um Aussagen über die 
Erfüllung der Organtsationsfunktion zu machen, wurde 
zwischen Dezember 1971 und Februar 1972 eine Zusatz-
befragung durchg'eführt, in die <lie Org~misationsrcfc-
rentcn der von uns ctfaßten Ressorts sowie sechs ~ei-
tere Ministerien einbezogen \rnrden. 
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Das Material wurd~ einmal im Hinblick auf die Ursa-
chen organisatorischer Verlindcrungen, zum anderen 
im Hinblick auf die strukturelle Lokalisierunno or-
ganisationsgestaltcnder Initiativen ausgewertet. 

10.5.1. Ursachen organisatorischer Veränderungen 

Die beobachteten Fälle organisatorischer Veränderungen 
lassen sich grob in drei Kategorien unterscheiden: 

Kapazitätserweiterung durch den Anbau neuer oder 
dP.n Ausbau bestehender Einheiten; z.B. Erweiterun-, 
gen einer Abt., Vergrößerung eines Referats,Schaf-
fung einer neuen UA 

strukturelle Veränderung bestehender Einheiten oder 
Modifika~ion herkömmlicher Organisationsprinzipien 
bei der Schaffung neuer Einheiten; z.B. Einführung 
von Projektgruppen, Schaffung einer Planungsabtei-
lung, Einführung von Gruppen anstelle von Refera-
ten 

Aufgabenverlagerung innerhalb bestehender Einhei-
ten durch Änderung des GVP ohne begleitende Struk-
tur- und Kapazitätsänderungen. 

Im konkreten Einzelfall können natürlich mehrere Merk-
male zusammentreffen. 

a) Der Erweiterung bestehender Kapazitäten ging in 
der großen Mehrzahl der beobachteten Fälle eine Ver-
änderung des Aufgabenstandes des jeweiligen Ressorts 
bzw. der betreffenden Abteilung voraus. Die Verände-
rung im Aufgabenlicstnnd beruhte meistens auf einem 
von drei Gründen: 
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deT Übertragung neuer Zuständigkeiten; das war 
etwa der Pall bei der Einrichtung der UA D III, 
nachdem das BMI infolge der Änderung des Art. 
74 GG die Zuständigkeit für die Besoldung der 
Landesbeamten erhielt. 

der politischen Artikulicrung von Umweltforderun-
gen; Beispiele hierfür bietet_die Einrichtung der 
Gruppen "Ausländische Arbeitnehmer" und "Rehabili-
tation" im RMA, wobei die erstere als Reaktion auf 
seit langem von Gewerkschaftsseite erhobenen For-
derungen, die zweite als Antwort auf die verstärk-

_te Aktivität der Kriegsopferverbände auf diesem 
Gebiet eingerichtet wurde. 

der Setzung neuer politischer Prioritäten durch 
die Ressortleitung; ein Beispiel hierfür bietet 
der Anbau und Ausbau der UK-Referate im BMI. Ver-
glichen mit Kapazitätserweiterungen aus den beiden 
erstgenannten Gründen ist in Fällen dieser Art die 
Autonomie der Organisationsentscheidung größer. 

b) Organisationsentscheidungen, die die Änderung be-
stehender Organisationsstrukturen und -prinzipien 
zum Ziel haben, werden in der Regel durch den Wunsch 
nach eine:r Verbesserung der Ablauforganisation und 
des Führungsinstrumentariums motiviert. Bei den er-
hobenen Fällen der Einführung von "Gruppen" stand 
allgemein die Absicht im Vordergrund, einen flexible-
ren und wirtschaftlicheren Perstinaleinsatz zu ermög­
lichen. Die Einrichtung von Projektgruppen hat die 
Verbesserung der Programmentwicklung zum Ziel. An 
den Steuerungsbedürfnissen der Leitung waren die Fäl-
le der Einrichtung von Leitungs- oder Planungs s Uibeü 
orientiert. 

c) Bei der Verlagerung von Aufgaben überwiegen zwei 
unterschiedliche r-iotive. In einer Anzuhl von Fällen 
wurden derartige Aufgabcnverl.agcrungen zum Zweck ver-



besscrter Koordination vorgenom~en. Das gilt u.a. für 
die Zusammenfassung der institutionellen und der in-
dividuellen Ausbildungsförderung in der.Abt. Boder 
für die Zusammenlegung einiger Referate aus Ib mit 
Ia in cler Abt. I des BMA, durch die eine engere Ver-
knüpfung von Aufgaben- und Ressourcenplanung erreicht 
werden sollte. Insbesondere abteilungsinterne Aufga-
benverlagerungen sind häufig d~rch einen anderen 
Grund, den Belastungsausgleich einzelner Referate 
untereinander,· bestimmt. Ein solcher Be las tungsaus-
gleich ist unter den gegebenen Bedingungen leichter 
durch Aufgabenverschiebungen als durch Personalver-
schiebungen (die manchmal sinnvoller wären) zu errei-
chen. Aufgabenverschiebungen zum Belastungsausgleich 
sind in der Regel zeitlich begrenzt, während die Zu-
sammenlegung von Aufgaben zur Lösung von Koordina-
tionsproblemen sich häufig in den Organisationsplä-
nen niederschlägt. 

10.5.2 Die Interdependenz von Personal- und Organisations-
entscheidungen 

Die Realisierung von Organisationsentscheidungen be-
ruht,vor allem wenn Kapazitätserweiterungen damit 
verbunden sind, auf personalwirtschaftlichen Voraus-
setzungen. Diese Interdependenz wird häufig von per-
sonalpolitischen Absichten überlagert, die im Zuge 
organisatorischer Maßnahmen verwirklicht werden sol-
len. Wir sind im Laufe der Untersuchung auf zahlrei-
che Beispiele hierfür gestoßen, die jedoch nicht im 
einielnen aufgeführt werden sbllen. Um personalpoli-
tisch motivierte Organisationsentscheidungen handelt 
es sich typischerweise, wenn neue Einheiten - Refe-
rate, Gruppen, UA, sogar !tbteilungen - geschaffen 
werden, um entweder Bcf6rderungspositioncn zu bekom-
men, mit denen bes timrntc Personen gc,,:onnen, gchal tcn 
oder belohnt werden sollen, oder wenn man dic~e Posi-
tiohen braucht, um jemanden auf sie formell vcrset-
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zen, faktisch aber abschieben zu k6nncn, weil sein 
bisheri~er Posten für eine erstrebte Neubesetzung 
freigemacht werden soll. Im Bereich der Basisorga-
nisation führen solche personalpoliti~ch motivier-
ten Organisationsentscheidungen zum Refetate-Split-
ten bzw. zur Neugründung anstatt zur Vergtößerung 
eines bereits vestehenden Kleinreferats; hier liegt 
ein wichtiger Grund für die Kleinheit der meisten 
Referate. In die gleiche Richtung wirkt die Schaf-
fung neuer Referate nicht um Referentenposten zu be-
kommen, sondern um die festgelegte Mindestzahl für 
die Gründung einer neuen UA zu erreichen. 

Personalpolitisch motivierte Organisationsentschei-
dungen sind eine Folge der im Beamtenrecht bzw. in 
der GGO verankerten Bestimmungen, die die Möglichkei­
ten der Beförderung und Versetzung einschränken bzw. 
an bestimmte formale Voraussetzungen binden. Derarti-
ge Organisationsentscheidungen sollen die Flexibili-
tät im personellen Bereich erhöhen. Dabei ist der 
Druck, auf notwendige Personalentscheidungen mit or-
ganisatorisch~n Verän~erungen reagieren zu müssen, in 
jenen Ressorts geringer, die einen größeren nachge-
ordneten Bereich besitzen, in den man Referenten, 
UAL und selbst AL "abschieben" kann, ohne daß sie ei-
nen Statusverlust erleiden bzw. wo sie'sogar durch ei-
ne Beförderung belohnt werden können. 

Von den Org.Referenten wird die gelegentlich zu ein-
seitiger Abhängigkeit ausartende Inteidepen<leni von 
perscnalpolitischen und organisatorischen Entschei-
dungen deutlich als Restriktion empfunden. Unter die-
sen Umständen ist es verständlicl1, daß die eigenen 

. ' 
organisatorischen Zielsetzungen von Org.Refercntcn 
manchmn.1 im wesentlichen cli:i.rin bestehen, sac l1lich 
nicht ecrcch.tfcrtigtc Ort:,:nisationscntscheic.lunLcn 
zu verhindern, c.l.h. vor allem <las Tci1cn von liefe-

raten und <lie Neu~rün<luni von KJci1irofcraten, aber 
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auch die Schaffung von Unterabteilungen zu verhin-
dern. Im Sinne einer von konkreten Anlilssen gelö­
sten und generalisierten Strategie muß eine derar-
tige Orientierung zum Konflikt vor allem mit den 
Fachabteilungen führen, die eine Kapazitätserwei-
terung aus aufgabenbezogenen Grilndeti anstreben. 

Im übrigen versteht es sich, daß bei konkreten örga­
nisatorischen Veränderungen eine Vielzahl von Fakto-
ren und Überlegungen zusammenwirken können. Umwelt-
forderungen werden z.B. mit der Einrichtung neuer 
Einheiten pariert, die zugleich die Möglichkeit ge-
ben, personalpolitische Ziele zu realisieren und/ 
oder durch eine entsprechende interne Strukturierung 
Personaleinsparungen und Verbesserungen der Koopera-
tion vorzunehmen. Die programmspezifischen Ausrich-
tung der Organisationsstrukturen steht dabei selten 
im Vordergrund; am deutlichsten ist sie- noch bei der 
Einsetzung von Projektgruppen und abteilungsinter-
nen Aufgabenverschiebungen. 

10.S.3 Die Lokalisierung von Organisationsentscheidungen 

Die an Organisationsentscheidungen am meisten betei-
ligten Akteure sind die Ressortleitung, das Org.Re-
ferat (bzw. der Org.Stab) und die AL der jeweils be-
troffenen Abteilungen. Ihr relativer Einfluß vari-
iert mit Art und Ausmaß der vorgesehenen Änderung; 
dabei sind Anstoß und Konzipierung einer Maßnahme 
von ihrer Unterstützung und Durchsetzung zu unter-
scheiden. Generell ist der Einfluß der AL von Fach-
abteilungen bei abteilungsinternen Veränderungen 
ohne personelle Konsequenzen am größten und verla-
gert sich stärk~r auf die Leitung und die Abt. Z, 
sofern die organisatorische Vertinderung abtcilungs-
übergre ifender Art Otk r mit per ::onc 11 cn Konscqtu~n Zf.'n 

verhur.dcn ist. 

- {.. ·.-
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a) Die Rolle der ML. Die AL und UAL der Fachabtei-
lungen entwickeln organisatorische Initiativen vor 
allem dann, wenn es um die Kapazitätserweiterung 
der eigenen Abt. oder um - allerdings relativ sel-
ten vorgenommene - Änderungen der Geschäftsvcrtei-
1.ung geht. Abteilungs internen Aufgabenverlagerungen 
steht selten etwas im Wege, während Ausbauwünsche 
schnell auf Widerstand in der Abt. Z stoßen. Umge-
kehrt wird von den AL Vorschlägen Widerstand ent-
gegengesetzt, die auf die Verkleinerung ihrer "Haus-
macht" hinauslaufen. Nur selten initiiert die ML 
den eigenen Aussagen der Befragten zufolge abtei~ 
lungsübergreifende organisatorische Veränderungen 
im Ressort, die in die zweite der oben unter 10.5.1, 
unterschiedenen Kategorien fallen und darauf ab-
zielen, das Ressort als Ganz.es besser seinen,Aufga-
ben anzupassen bzw. die Leitungsorganisation zu 
stärken. Einer der seltenen Fälle dieser Art scheint 
der vori_drei 'AL im BMJFG gemachte Vorschlag zur Re-
organisation des Ressorts und Einrichtung einer Pla-
nungsabteilung zu sein; da diese Umorganisation 
erst nach Abschluß der Erhebungen stattfand, fehlen 
hierzu jedoch genauere Informationen. Auf jeden Fall 
ist die ML bereit, an derartigen Reorganisations-
vorhaben mitzuwirken, wenn sie von der Leitung 
selbst initiiert werden. 

b) Die Rolle der Leitung. Das Engagement der Lei-
tung für Organisationsentscheidungen ist teils ei-
ne Frage des sachlich begründeten Interesses,teils 
aber auch eine Frage der Einstellung, des "Organi-
sationsbewußtseins". Dabei scheint das Organisati-
onsbewußtsein der Leitung nicht unwesentlich davon 
abzuhängen, wie der jeweilige StS rekrutiert wurde. 
Typischerweise sind die StS, die Erfahrungen im 
Wirtschaftsmanagement haben oder andere Organisa-
tionserfahrungen sammeln konnten,' für Organisa ti-
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onsfragen im allgemeinen und neuen Konzeptionen 
im besonderen eher aufgeschlossen und wirken hier 
eher_als Promotor, als Karrierebeamte aus ~em Appa-
rat dies zu tun scheinen. Auch bei ausgeprägtem 
Organisationsbewußtsein der Leitung bzw. zumindest 
eines Mitgliedes der Ressortleitung werden jedoch 
konkrete Organisationskonzeptionen von der Leitunr 
selbst nur selten ausgearbeitet; bei gegebenem In-
teresse für Organisationsfragen ist das weitgehend 
eine Frage der Kapazität. Vielmehr bildet sich in 
solchen Fällen meist ein informeller Diskussions-
kreis zwischen Leitung, einzelnen Personen der ML-
Ebene und/oder Org.Referent, in dem die neue Kon-
zeption entwickelt wird; es ist dann schwer, hinter-:-
her den eigentlichen Initiator genau festzustellen. 

Organisationsentscheidungen, bei denen es um eine 
Kapazitätserweiterung geht, finden dann die Unter-
stützung der Leitung, wenn der Ausbau der Realisie-
rt:ng politisch bedeutsamer Vorhaben dient, für die 
sich die Leitung e,ngagiert hat. Ein Beispiel ist 
hier die Erweiterung von UK in der Abt. U im BMI. 
Sonst jedoch scheint das Interesse der Leitung eher 
jenen Maßnahmen zu gelten, durch die eine Personal-
einsparung oder die bessere Nutzung vorhandener Ka-
pazitäten zu erwarten sind. Hier findet sich die 
Leitung oft in Obereinstimmung mit den Org.Referen-
t~n. 
Die Leitung unterstützt weiter meistens Vorschläge 
bzw. ergreift auch selber die Initiative, wenn sie 
sich aus der Reorganisation eine Verbesserung ihres 
Führungsinstrumentariums verspricht. Beispiele bie-
ten die jüngste Reorganisation im BMJFG, die Ein-
richtung der Planungseinheit im BMA und des Refe-
rats z II 1 im BMI. Zum Teil erstrebt man bei sol-
chen Gelegenheiten auch die Beseitigung von Mtlngcln 
iM Koordinationsbereich, wie sie z.B. durch die Zu-
sammenlegung früher getrennter Aufgabenbctcic!1c in 
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einem Ressort entstehen (Beispiel: BMJFG). 

Die Bedeutung von Organisationsentscheidungen ist 
nicht für alle Ressorts gleich groß. Die Aufmerk-
samkeit der Leitung für Organisationsfragen ist 
deshalb auch ein Ausdruck der Bedeutung, die Orga-
nisationsentscheidungen für das Ressort haben. Ein 
Vergleich zwischen BMP und BMVtg einerseits, dem 
BMWF andererseits macht dies deutlich. Infolge des 
großen nachgeordneten Bereichs haben Organisations-
fragen in den beiden erstgenannten Ressorts wohl 
immer schon ein besonderes Gewicht gehabt, sind 
doch Organisationsentscheidungen für diesen nach-
geordneten Bereich eine wesentliche Aufgabe der 
Ministerialebene. In beiden Ressorts wurden darüber 
hinaus Organisationsentscheidungen in den letzten 
Jahren von noch unmittelbarer Bedeutung: im BMP 
hing von ihnen die Personalkostenentwicklung und 
damit aie politisch wichtige Preisgestaltung für 
die Dienstleistungen ab, im BMVtg die Rationali-
sierung der Rüstungsentwicklung und damit die Ver-
minderu~g der bedrohlichen Finanzlücke. Von allen 
untersuchten Ressorts hat sich die Leitung denn 
auch in diesen beiden am stärksten im Organisati-
onsbereich engagiert, was u.a. in der Verortung 
der Org.Einheiten als Stab zum Ausdruck kommt. Im 
Vergleich dazu hängt der politische Erfolg der Lei-
tung im BMWF tatsächlich nur in einem geringen Mas-
se von internen Organisationsentscheidungen ab,wo-
durch sich auch das vom Org.Referenten beklagte, 
überaus geringe Interesse der Leitung für Organi-
sation~fragen erklärt. 

c) Die Rolle der Organisationsreferate. Aktivität 
und Einfluß der Org. Referate auf Organisationsent-
scheidungen ist sehr unterschiedlich. Berilclsich-
tigt man das Zusammenspiel mit den anderen relevan-
ten Akteuren, dann lassen sich grob klassifizierend 
vjer Muster unterschci<lcn: 
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keine eigene Aktivität von Org. im Bereich 
konzeptionell orientierter Organisationsvor-
haben - keine entsprechenden Initiativen von 
ML und Leitung; ,Ergebnis: Organisationsfunktion 
bleibt im wesentlichen unerfüllt. 

Versuch eigener konzeptionell orientierter Ini-
tiativen durch das Org.Referat - Widerstand bzw. 
mangelnde Unterstützung im Bereich von Leitung 
und ML; Ergebnis: Organisationsfunktion bleibt 
im wesentlichen unerfüllt. 

keine eigene Aktivität im Bereich konzeptionell 
orientierter Organisationsvorhaben - Initiati-
ven von Leitung und·ML; Ergebnis: punktuelle 
Erfüllung der Organisationsfunktion. 

konzeptionell orientierte Initiativen mit Unter-
stützung des Leitungsbereichs; Ergebnis: syste-
mati~che Erfüllung der Organisationsfunktion. 

Die Merkmale des ersten Typs erfüllen mehrere Res-
sorts näherungsweise. Den zweiten Typ kann tenden-
ziell das. BMWF, den dritten das BMSt, illustrieren. 
Den \·ierten Typ fanden wir im BMP und BrvNtg, weni-
ger scharf ausgeprägt auch im BMZ. 

Welche Faktoren beeinflussen nun Funktion und Ein-
fluß der Org.Referate insbesondere im Bereich kon-
zeptionell -0rientierter Organisat~onsentscheidun-
gen (vgl. die zweite der unter 10.5.1 unterschidJe-
nen Kategorien)? Als unerläßliche Voraussetzung 
nich-c so sehr für die, Entwicklung als v_ielmehr 
für die Durcl~setzung organisatorischer Änderungen 
erwies sich die Aufmerksamkeit und aktive Unter-
stützung der Leitung. Ohne diese Unterstützung 
kann auch die Verortung als Stab nach Einschätzung 
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der Befragten den Einfluß <lor Org.Einhciten nicht 
wesentlich vernrößern. fehlt das aktive Leitungs-
interesse, dann ziehen manche Org.Rcferenten aus-
drücklich das Verbleiben in der Z-Abt. der Stabs-
konstruktion vor, da man dort wenigstens <lie Unter-
stützung des AL Z genieße. 

Ein~ wichtige Rolle spielen Kapazittltsfragen. Die 
Personalstärke der Org.Refcrate beträgt in der Mehr-
zahl der Fälle weniger als 1% der Bc<lienstetenzahl 
ihres Hauses. Dabei sind jedoch mit einer .i\usnahme 
alle untersuchten Org.Referate in erheblichem Aus-
maß zusätzliche mit Fragen _des nachgeordneten Be-
reichs befaßt; diese Belastung Hurde im Durch-
schnitt mit 40% angegeben. 

Die personell beschränkte Kapazität der Org.P.cfe-
rate wird zunächst von meht routinemäßigen Organi-
sationttätigkeiten in Anspruch geno~men, u.a. die 
Fortschreibung des GVP, die Anpassung des Organi-
sationsplans, die Ausarbeitung von Verfügungen 
über das Ze1chnungsrecht und die Überwachung der . 
Einhaltung der GGO. Die meisten Org. Referate ar-
beiten außerdem an der Aufstellung des Personal-
haushalts, Arbeitsplatzbewertungen und der Bear-
beitung von H5hergruppierungsanträgcn mit, was 
die enge Verbindung zum Personalreferat dokumen-
tieTt. In einigen Häusern spielen auch froblcmc 
der Anwendung der EDV eine zunehmend wichtige Rol-
le für die Tätigktit der Org.Referate. Daneben 
sind die Org.Refcrate schließlich in manchen FJl-
lcn noch mit ausgesprochen organisationsfrcm<lcn 
Tätigkeiten belastet, so z.B. mit der Abrechnung 
von Reisekosten, der Schriftleitung; für die nin:i-
sterialLlätter, der nctrcuun~ der Bihliothe1: und 
<lcm S;,ir:ichcndionst. 

- 267 -
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Die Möglichkeiten, sich mit der Vorbereitung grös­
serer Organisationsveränderungen zu befassen sind 

' ' demnach von der Kapazität her beschränkt. Darüber 
hinaus stellt die Interdependenz von Organisations-
und Personalentscheidungen eine wichtige Grenze 
für neue Konzeptionen dar. Die Antizipation derar~ 
tiger Restriktionen führt manchmal dazu, daß neue 
Konzeptionen zur Umstrukturierung des Ressorts oder 
einzelner Abteilungen erst garnicht entwickelt wer-
den. Man weiß, wie ein Befragter sagte: "De'r beste 
Plan wird und kann nicht gebilligt werden, weil 
man sofort fragt, was soll aus den Menschen werden? 11 

Am ehesten können noch jene 0rg.Referenten ihre 
Vorstellungen verwirklichen, die so eng mit den 
Personalreferenten zusammenarbeiten, daß sie lau-
fend und frühzeitig über geplante personelle Ver--
änderungen informiert sind, die die Chance zu ei-
ner Umorganisation eröffnen. 

Die faktischen Möglichkeiten der meisten 0rg.Refe-
renten, neue Konzeptionen zµ entwickeln und durch- ' 
zusetzen, steht in deutlichem Widerspruch zu der 
ihnen -durch § 7 GGO I eingeräumten Stellung. In den 
Interviews wurde allerdings diese Diskrepanz sel-

- . 

ten deutlich zum Ausdruck gebracht •. Die meisten 
0rg.Referenten akzeptieren ihre gegenwärtigen Wir-
kungsmöglichkeiten, was entweder heißt, daß die 
Befragten ihr Anspruchsniveua den Gegebenheiten 
angepaßt haben oder aber ihr Selbstverständnis 
voh vornherein eher den routinemäßigen und durch-
führenden als den konzeptionellen und steuernden 
Organisationstätigkeiten entsprach. Die mit ihren 
gegenwärtigen geringen Wirkungsmöglichkeiten zu-
f~iedenen Org.Refcrenten sind im Verglei~h zu ih-
ren entweder unzufriedenen oder aber tats5chlich 
einflußreichen Kollegen auch an einer organisati-
onswissenschaftlichen Fortbildung weniger inter-
essiert und erach tcn ihre. juristische Ausbi l<lung 
für ihre Aufgaben als ausreichende Vorbereitung. 
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Damit schält sich der Typus ei~es traditionellen 
orientierten "Hüters der GGO" heraus, der wenig 
an neueR organisatorischen Konzeptionen inter-
essiert ist und deshalb nicht nur.die begrenzten 
Gestaltungsmöglichkeiten seiner Stellung ungenutzt 
läßt, sondern auch entsprechenden Initiativen, die 
an ihn herangetragen werden, ablehnend gegenüber­
steht. 

zusammenfassend läßt sich festhalten, daß die Or-
ganisationsfunktion nur in wenigen Fällen systema-
tisch als Steuerungsfunktion erfüllt wird. Insbe-
sondere die Entwicklung progrannnbezogener Organi-
sationsformen, die eine Veränderung der herkömm­
lichen Struktur darstellen, hängt stark von der 
Aufgeschlossenheit der ML-Ebene ~nd der Leitung 
neuen Konzeptionen gegenüber ab. Auch ein in die-
ser Hinsicht aktives Org. Referat kann das Fehlen, 
der ~e~tungsunterstützung nicht wettmachen • 

. Zur Vervollständigung der Angaben über die syste-
matische Erfüllung von O&M-Funktionen im Bereich 
von Leitung und ML soll anschließend kurz auf 
die Steuerung der Informationssuche, der Abs tim-. 
mung und der Beteiligung eingegangen werden. Es 
handelt sich hier - anders als bei Organisation, 
Personal und Haus·halt - um Funktionen, die kaum 
zur Aufgabe besonderer Einheiten in einer Quer-
schnittsabteiiung gemacht werden können, da sie 
unlösbar mit dem Prozeß inhaltlicher Programmsteu-
erung verbunden sind. Man könnte erwarten, daß die 
ML-Ebene primär mit der Erfüllung solcher Punktio-
nen ~efaßi ist, zumal sie einerseits im Vergleich 
zu den Referaten den größeren Überblick besitzt, 
andererseits im Vergleich zur Ressortleitung der 
täglichen Dctailarbei t der Prog:ra.mmcntwicklung 
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nahe genug ist~ Entgegen dieser Erwartung. fanden 
wir, daß die ML mit den gennnnten Funktionen sehr 
wenig befaßt ist. Für die Informationssuche er-
halten die Referate von der ML nur gel~gentlich 
und ad hoc einen Hinweis und sind sich im übrigen 
dabei selbst überlassen. Dieser Zustand wurde von 
den Befragten auch nicht etwa kritisiert. 

Dasselbe gilt für die Bestimmung der Partner bei 
der RV-internen Abstimmung und bei der Beteili-
gung von Externen. Auch hier gaben die Referenten 
nahezu einmütig an, diß ihnen dies bis auf be-
stimmte Ausnahmefälle von besonderer politischer 
Bedeutung in der Regel selber überlassen sei, was 
die Befragten der ML-Ebene ihrerseits bestätigten. 
Ein Grund dafür ist, daß die Prozess·e der Abstim-
mung und Beteiligung, in etwas geringerem Maße 
auch die der Informationssuche, si,ch weitgehend in 
eingefahrenen Bahnen bewegen, der empfundene Be-
darf für eine Regelung durch neue, explizite Aus-
wahlentscheidungeh alsn geririg ist. Teilweise ist 
auch die faktische Möglid1kei t, anders als nach 
dem eingeübten Muster zu v'erfahren, kapazitäts-
mäßig und strukturell recht begrenzt. So paßt der 
Befund zu diesem Punkt einerseits ins Bild einer 
weitgehenden "Selbststeuerung" der Basis. Anderer-
seits sthien es aber auch im Falle einer Anhebung 
des Aktivitätsniveaus der Programmentwicklung und 
einer Verjtärkung d~f Steuerungsfunktion von Lei-
tung und ML im,Bereich der übrigen in diesem Kapi-
tel arigesprocheneh O&M-Funktionen nicht sinnvoll, 
die Atiswahlerttscheidungen bei Informationssuche, 
Abstimmung und Beteiligung im Einzelfall etwa ge-
nerell aus d~r Basisorganisation in den Leitungs-
bereich zu verlagern~ 

- 2'/0 -
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11. Vertikale Kommunikation. 

In dies.~m Kapitel werden die inhaltlichen Kriterien 
für die Unterrichtung der Leitung durc.h die mittle-
re Leitungsebene und die Referate, die Häufigkeit 
~er Kontakte zwischen den einzelnen Ebenen und die 
Kommunikationswege '.behandelt. 

Nachdem wir die Inhalte der programmentwicklungsbe-
zogenen Kommunikation von oben .nach unten (Weisun-
gen) in Kapitel 3 behandelt haben, soll im folgen- . 
den erörtert werden, nach welchen Kriterien die un-
teren Ebenen der Hierarchie entscheiden, worüber 
sie die Leitung informieren. Zunächst gibt es in 
allen Ressorts mehr oder weniger umfangreiche und 
unterschiedlich systematisch geführte Sammlungen 
von Regeln in der Form von Hausverfügungen, die 
die Unterrichtung der Leitung durch die ML-Ebene 
und die Referate formalisieren. Zusätzlich wurde 
in den· meisten Gesprächen auf meist entsprechende 
Bestimmungen der GGO hingewiesen. Während sich 
diese formalen Richtlinien darauf beschränken und 
wohl auch beschränken müssen, die Meldungsinhalte 
mit Generalklauseln wie "grundsätzliche Fragen" und 
"Fragen von politischer Bedeutung" zu umschreiben, 
sind bestimmte Absender.oder Adressaten sowie spe-
zielle Anlässe detailliert als Auslöser für eine 
Leitungsun·terrichtung definiert. So muß generell 
über Außenkontakte mit Mitgliedern des Bundestages, 
des Bundesrates, der EWG oder Verbandsvertretern, 
aber auch häufig über Telefonate und Besprechungen 
auf teilweise vorgedruckten Formblättern eine Mel-
dung an die Leitung angefertigt wer~en. Weiter sol-
len diese formalen Richtlinien hier nicht beschrie-
ben werden, da sie den meisten Lesern ohnehin be-
kannt sind. 
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Die Zweckmäßigkeit dieser formalen Bestimmungen 
wurde zum Teil in unseren Interviews von den Be-
fragten kritisiert, da Absender und Anlässe, wie 
sie in den Bestimmungen aufgeführt sind, nicht im-
mer so wichtige Informationen ergäben, daß sie der 
Leitung weitergegeben werden müssten. Dies wurde 
z.B. zu Schreiben von Abgeordneten angemerkt, über 
die der Leitung Kenntnis zu geben ist. Andererseits 
erlaubt die GGO gewisse "Briefträgerfunktionen" bei 
K~nt~kten mit parlamentarischen Gremien, wie z.B. 
das übersenden von Anschauungsmaterial, ohne daß 
die Leitung davon unterrichtet sein muß. Darjn 
könne jedoch eine Entscheidung von politischer 
Wichtigkeit liegen, da man nicht wissen könne,·ob 
der Zeitpunkt der Unterrichtung taktisch klug sei 
od~r nicht. Dieses Argument wurde hier angeführt, 
um zu zeigen, wie problematisch die Formalisierung 
der Unterrichtung der Vorgesetzten ist, da sich 
nicht ·alle modifizierenden Umstände formal fassen 
lassen, andererseits aber auch eine genaue Einhal-
tung der Regeln wahrscheinlich zu einer Überlastung 
der Leitung mit irrelevanten Informationen führen 
würde~ Infolgedessen wird trotz der Regeln viel 
"nach Gefühl" entschieden, was sich unter anderem 
darin dokumentiert, daß die Regeln z.T. gar nicht 
als solche bewußt waren, sondern daß man von "ein-
gespielten Verfahren" sprach. 

Da die Vorschriften den Referenten bezüglich in-
haltlicher Fragen einen großen Ermessensspielraum 
bei der Entscheidung darüber, was der Leitung vor-
gelegt werden soll,iassen, haben wir versucht-her-. 
auszufinden, nach welchen Relevanzkriterien die-
ser Ermessensspielraum von der Basis genutzt wird. 
Die Daten hierzu zeigen, daß die Unterrichtung der 
Leitung weitgehend davon abhängt, welche Vorstel-
lungen die Referenten davon haben, was die Leitung 
interessieren könnte, un<l inwieweit man antizi-
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piert, w~rilber.di~ Leitung bezüglich.des ~igenen 
Aufgabengebietes in bestimmten Situationen infor-
miert sein müsste; d.h. man leitet die eigenen Re-
levarizkriterien aus dem vermuteten Aufmerksamkeits-
bereich der Leitung ab. Wenn man auf Referenten-
ebene z.B. weiß, daß der PStS sich in seiner Zeit 
als Abgeordneter stark mit Fragen der Jugendförde­
rung oder der beruflichen Bildung befaßt hat, un-
terrichtet man ihn hierüber in seiner Leitungsfunk-
tion weiterhin, zumal man dann auch auf seine Unter-, 
stützung rechnen kann. Ebenso wird der Minister 
über Fragen informiert - das ist t_eilweise formal 
geregelt - die seinen Wahlkreis oder bestimmte ihm 
nahestehende Bevölkerungsrupppen betreffen, wie im 
B:MA etwa.über Bergarbeiterprobleme. 

In Antizipation des Informationsbedürfnisses der 
Leitung in bestimmten Situationen unterrichtet man 
in allen untersuchten Abteilungen gleichermaßen: 

a) wenn man erwartet, daß ein Vorhaben so kontro-
vers sein wird, daß die Leitung sich damit als letz-
te Konfliktregelungsinstanz befassen muß, oder 

b) wenn man erwartet, ,daß die Leitung darauf aus-
serhalb des Hauses angesprochen werden könnte, sei 
es- im Parlament, im Kabinett (ohne daß die Frage 
auf der Tagesordnung steht) oder in der Öffentlich-
keit. 

Hierbei ist ausschlaggebend, daß man die Einheit-
lichkeit der Außendarstellung wahren möchte, um 
durch widersprüchliche Äußerungen nicht die Durch-
setzung des Vorhabens zu gefährden. Hinzu kommt, 
daß man die Leitung auch für eventuelle ,Fragen in 
der Öffentlichkeit inhaltlich prä_parieren und mög­
licherweise sogar für das Vorhaben ihr besonderes 
Engagement gewinnen rn öchte. Bei der Meldung der 
Belange bestimmter <lern Minister nahestehender 

https://w~rilber.di
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-Gruppen ist auch die Überlegung ausschlaggebend, 
daß die Gruppen· sich ohnehin an den Minister 
wenden würden, wenn der Referent eine unwillkom-
mene Entscheidung trifft, so daß man sich lieber 
vorher beim Minister absichert. 

Die Unterrichtung über Fragen im Zusammenhang mit 
Vorhaben, mit denen die Leitung ohnehin befaßt 
sein wird, also allen Kabinettsvorlagen, ist meist 
schon frühzeitig erforderlich, um den Zeitplan ab-
stimmen zu können. In der Mehrzahl der Ressorts 
wurde darauf. hingewiesen, daß unges·chriebene Re-
geln bestehen, die Leitung über jeden Entwurf zu 
informieren. Als eindeutige Regel ist dieses Ver-
fahren im BMA eingeführt, wo die Leitung sich nur 
mit einem Vorhaben befaßt, von dem sie vorher durch 
ein Thesenpapier unterrichtet worden ist. 

Mehrfäch wurde in den Interviews darauf hingewie-
sen, daß die Entscheidung eines Referenten, ob er 
die Leitung über eine b~stimmte Frage unterrichtet 
oder nicht', weitgehend dadurch bestimmt sei, wie 
sicher er bei der Beurteilung ihrer Wichtigkeit 
ist. Dort,. wo man unsicher ist, oder wo es an Ent-
scheidungsfreudigkeit mangelt, wendet man sich zur 
Absicherung häufiger an den AL. Das varii~rt offen-
her nicht nur fallweise: "Es gibt Referenten, die 
dem AL jeden Mist vorlegen, und andere, die Ent-
scheidungen treffen, die eigentlich nur der AL 
treffen dürfte". 

Durch die Einschaltung in den Dienstweg dient der 
AL den Referenten einerseits als Entscheidungshil-
fe bei der Wichtigkeitsbeurtcilung einer Frage 
und filtert· damit nach seinen in der Regel durch 
umfassenderes politisches Hintergrundwissen angc-
messe ncrcn ~\'ich tigke i t skr i ter i cn die ~!cldungcn der 
P.e feren ten; andcrcrse i ts wi r<l aber auch er zu-
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gleich über dieselben Fragen informiert, die ,der 
Ref~rent der Leitung mitteilen möchte. Insofern 
gelten für die Unterrichtung der ML-Ebene prin-
zipiell dieselben Regeln und Kriterien wie für 
die Unterrichtung der Leitung. Zusätzliche for-
male Regeln wurden uns kaum genannt. Allenfalls 
wurde auf Abteilungsverfügu~gen hingewiesen, die 
inhaltlich aber imwesentlichen dasselbe.aussag-
ten wie die Hausverfügungen und eher ein Indiz 
dafür sind, daß die Interpretation der Hausver-
fügungen oder ihre Einhaltung- nicht immer ge-
lungen ist. 

Das ~nformationsbedürfnis der mittleren Leitungs-
ebene wird nicht nur durch ihre Steuerungsfunk-
tion der Basis gegenüber bestimmt, sondern auch 
durch ihre Unterrichtungsfunktion der Leitung ge-
genüber, da sich diese in der.Regel zunächst mit 
F1·agen an den AL wendet. Da die AL auf den Abtei-
lungsleiter-Besprechungen der Leitung gewöhnlich 
A:rbei tsinformationen bezüglich ihrer Abteilung 
(Termine usw.) geben, lassen sie sich selbstver-
ständlich auch vonseiten der Referenten darüber 
informieren. Hierzu werden häufig ad hoc-l'leisun-
gen erlassen, wodurch es nicht den Referenten al-
lein überlassen bleibt, was sie dem AL mitteilen. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß die 
informationellen Anforderungen an die AL offenbar 
steigen, wenn die Leitung selber über eine große 
Informationsverarbeitungskapazität verfügt, indem 
sie durch einen Stab unterstützt wird, und so eher 
detaillierte Fragen an den AL richten kann. So 
wurde uns im BMA gesagt, daß die gegem·1ärtige Lei-
tung weit mehr über Detailprobleme informiert wer-
den möchte als frühere Leitungen, die sich noch 
nicht eines funktionierenden Stabes bedienen konn-
ten. 
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Wie sich die Ipteressenschwerpunktc <ler Leitung 
über die ML-Ebene bis zu den Referenten als Se-
lektionskriterien für die Unterrichtung fortset-
zen, so bezeichnen auch die spcz~ellen Interessen 
der AL bestimmte Relevan zen für die Referate. In 
der Abt. A/BMV wird der AL eher über verkehrspo-
litische und der UAL II über verkehrsplanerische · 
Fragen informiert. In der Abt. L/BMJFG liegen die 
Interessenschwerpunkte der AL besonders im Bereich 
von L II, wo die Reform des Lebensmittelrechts, 
das Weingesetz und Umweltschutzfragen bearbeitet 
werden - allesamt J?rogramme, die zugleich stark 
öffentlichkei tswirksam sind und damit auch h:äufi-
ger Anlaß ,zur Unterrichtung der Leitung geben. In 
der Abt. U/BMI interessiert sich der AL stärker 
für die Wasse.r- als für die Luftprobleme, da die 
UA Iden ursprünglichen Kern der Abteilung bildet, 
mit dem der AL seit langem zusammenarbeitet und 
mit dessen Fragen er offenbar vertrauter ist. 

Zur Vollständigkeit ihrer Unterrichtung durch die 
Referenten·befragt, antworteten die AL, denen die-
se Frage gestellt wurde, daß sie nicht der Ansicht 
seien, ihnen würden Informationen absichtlich vor-
enthalten,etwa um eine Machtposition aufzubiuen. 
Im Gegenteil, ein AL war sogar der Ansicht, er wür­
de von den Referenten zu stark eingeschaltet, da 
man sich möglichst bei ihm abzusichern versuche. -
Entscheidend für den nach eigener Meinung offen-
bar hinreichenden Informationsstand sind neben den 
selbständigen Meldungen der Referenten, die ent-
sprechend der Bedeutung eines Vorgangs abgegeben 
werden, die zusätzlichen institutionalisierten In-
formationsmöglichkeiten, über die die ML-Ebene 
- im Gegensatz zur Leitung - in Form des Postein-
gangs und damit der übersieht über die gesamte 
n~ssortextcrne schriftliche Kommunikation verfügt. 
Teilweise von den Referenten selbst im Zusammcn-
ha~g mit Fragen zur Unterrichtunti der Vorßcsutztcn 
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erwähnt, wird,der l'osteingang von den AL und UAL 
jedoch unterschiedlich stark als Kontroll- und 
Steuerungsinstrument genannt. Dabei ist auffäl-
lig, daß alle AL und UAL, die erst kürzlich in 
die Abteilung gekommen sind und zum Teil bürokra­
tische Außenseiter sind, den Posteingang bewußt 
als Kontrollinstrument nutzen ("Das ist überhaupt 
der Zügel, den sie haben"); um die Außenkontakte 
und die Arbeitsbelastung zu überschauen und gege-
benenfalls Rilcksprachevermerke oder Zeichnungs-
vorbehalte anzubringen. AL und UAL, die dagegen 
schon länger in der Abteilung tätig sind und des-
halb die Arbeit der Referate besser überblicken, 
sehen den Posteingang eher rouiinemäßig durch 
und "lesen ihn diagonal''. 

Wenn die AL-Ebene als Schaltstelle in der Kommu-
nikation zwischen Basis und Leitung dezentrale· 
Meldungen an die Leitung filtert, indem sie die 
Wichtigkeitsbeurteilung der Referate korrigiert, 
kommt auch der Kommunikation zwischen ML-Ebene 
und Leitung eine zentrale ·Bedeutung. für die Ver-
sorgung der politischen Spitze mit Informationen 
zu. Die Kriterien, nach denen die AL die Leitung 
unterrichten, sind nach ihren Aussagen im wesent-
lichen dieselben, die für die Meldungen der Basis 
gelten und lassen sich auf ·die Formel bringen: 
"politisch brisante Dinge und wo der Minister die 
letzte Entscheidung hat". A}le Interviews enthal-
ten ähnlich allgemeine Formeln. Die offenkundige 
Schwierigkeit, diese Forme 1 genauer zu spezifi-. 
zieren oder gar zu form~lisieren, deutet darauf 
hin; daß die auslösenden Ereignisse vielfältig 
und st~rkem Wechsel unterworfen sind. Auf Leitungs-
ebene konnte man entsprechend nur eine diffuse 
Rollenerwartung dem .AL gegenüber nennen: "ein po-
litischer Beamter ~uß wissen, ~as er der Leitung 
vorlegt", sagte ein StS. Diese Ausführungen dür­
fen jedoch nicht zu dem Schluß führen, daß es 
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gänzlich in das Ermess'en des AL gestellt wäre, 
die Leitung zu informieren oder nicht. Sowohl 
die formalen Regeln, die auch für den AL boclten J 

so interpretationsbedürftig und "gefühlsabhängig" 
sie auch sein mögen, als auch der formale Ent-
scheidungsweg, der dem Minis~er bei Gesetzen und 
Verordnungen die Schlußz~ichnung im Ressort si-
chert, erzwingen ein Mi nimm~ an Kommunikation , 
das durch die Antizipation der Erwartungen der 
Leitung aufgefüllt wird oder auch von der Leitung 
selbst induziert werden kann, indem man den Wunsch 
äußert, über bestimmte Fragen unterrichtet zu wer-
den. 

Das Stichwort hierfür erhält die Leitung in eini-
gen Ressorts durch eine systematische Unterrich-
tung über alle wesentlichen Vorhaben, sei es durch 
Wochenberichte der Abteilungen (BMV), durch die 
Datenblätter des BK (BMSt, BMJFG) oder durch eine 
Arbeitskartei der Leitung (BMA), die laufend über 
de_n Stand der Arbeiten in den Abteilungen Auskunft 
gibt. Die Ausnutzung dieser Informationssysteme 
zu Steuerungszwecken hängt jedoch nicht unwesent-
lich von der Kapazität des Leitungsbereichs ab. 
Während z.B. im BMJFG von Referenten moniert wur-

' de, daß,selbst wenn zusätzlich zu den Datenblät-
tern Zwischenberichte vorgelegt werden, die Reak-
tion der Leitung relativ lange auf sich warten 
lasse, verhindern.im BMA und im BMSt, das wegen 
seiner geringen Leitungsspanne allerdings einen 
großen Vorteil hat, die Stabseinheiten, daß die 
Leitung dur~h das Informationssystem überlastet 
wird. Hier ist der Minister "über jeden Halbsatz 
i~formiert''. Spezielle Stellen im Leitungsbereich 
(Minister~üro oder persönlicher Referent) regi-
st1iercn die Meldungen der Abteilungen und wirken 
als "Klinrrclzeichen", wenn neue Vorhaben ange-
kündigt, die Lösungen laufender Vorhaben verlindert 
oder der Stand der Arbeiten nicht voranictriebcn 

https://verhindern.im
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wird, woraufhin dann häufig die Stäbe einge-
schaltet werden. 

Die systematische Unterrichtung der Leitung in 
den genannten Ressorts erhöht zwar die Steuerungs-
ka~azität de! Leitung, insbesondere wenn Stabs-
stellen verfügbar sind, garantiert den vollen 
Primat jedoch nur, wenn die Leitung frühzeitig 
in die Programmentwicklung eingeschaltet wird. 
In der Abt. L wurdep die Datenblätter des BK zwar 
als Instrument zur systematischen Leitungsuriter-
richtung genannt, die Leitung,wird aber erst ein-
geschaltet, wenn ein Vorhaben bereits zu einer 
Verordnung "gewachsen"· ist. Im B:MA dagegen wird 
der Leitung bereits im ersten Stadium der Pro-
grammentwit·klung durch ein .Thesenpapier, d.h. ei-
ne ?roblemanalyse mit Lösungsmöglichkeiten und 
politischen sowie finanziellen Auswirkungen vor-
gelegt·, woraufhin bei größeren Vorhaben in der 
~egel eine Hausbesprechung .angesetzt wird, auf 
d~r erst entschieden wird, ob man das Vorhaben . . 

überhaupt in-Angriff nehmen soll oder ob es bes-
ser ist, es noch zurückzustellen. Im kleineren 
BMSt erfüllt diese Funktion der laufenden und. 
frühzeitigen Unterrichtung die AL-Besprechung. 

Siche'rlich darf das Fehlen dieser Verfahren in 
den anderen Ressorts nicht vorschnell negativ 
gewertet werden. Die formalisierte und systema-
tische Leitungsunterrichtung kann in gewissen 
Grenzen durch engen per~öntichcn Kontakt zwischen 
Leitung und ·ML und durch ad hoc-Meldun'gen· kompen-
siert werden. Allerdings bedarf es dann mand1mal 
eines exterüen Anstoßes, u~ die Leitung auf ein 
Vorhaben des eigenen Ilauses · uufmerksai:1 zu machen. 
Das birgt u.a. <lic Gof.:1hr; daß die Leitung sich 
ohne voll informiert zu sein und u.U. in :_:,,Jcrem 
Sinne als <lie untere Ebene in der Öffentlichkeit 
festlegt. Mit eben <licscr· Problematik hat die 
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., . d.i..e1.tung es B!-'!A die Einrichtung ihrer Arbeits-
kartei begründet: mit der Notwendigkeit einer 
einheitlichen Außendarstellung. 

Um das Ausmaß der - funktional durchaus erforder-
lichen - Filterwirkung der ML-Ebene abschätzen 
zu können, wurden diesbezügliche Fragen sowohl 
für den Prozeß der Weisungsübermittlung von oben 
nach unten als auch für den Informationsfluß von 
unten nach oben gestellt. 

11.2.1 Filterwirkung bei Weisungsübermittlung 

Für diesen Fall wurden die Referenten gefragt, 
ob die (von uns behauptete) Klage zutreffe, daß 
die AL den Referenten häufig ke~n vollständiges 
Bild von den Wünschen und Vorstellungen der Lei-. . . 

tung vermitteln. Den Antworten ist zu entnehmen, 
daß der AL in der überwiegenden Zahl der Fälle 
nicht im negativen Sinne als Filter empfunden 
wird. In der Regel werden den Referenten die 
Ergebnisse der AL-Besprechungen - häufig auf an-
schließenden Referentenbesprechungen - und der 
Unterredungen des AL mit der Leitung mitgeteilt, 
teilweise sogar möglichst wortgetreu und mit· Hin-
w~isen auf die Ursprungssitu~tion der Weisung. 
Bei Unklarheiten besteht die Möglichkeit, beim 
AL zurückzufragen oder den persönlichen Referen-
ten des Ministers oder StS anzurufen. Nur in ei-
ner überwiegend mit Nicht-Juristen besetzten 
Abt., deren AL aber Jurist ist, wurden diesem 
von den Referenten "Transforraationsschwier~gkei·-
ten" vorgeworfen. Der Aussagei\crt die:.o er ~ntwor-
ten wird nat~rlich dadurch gemindert, Jaß die 
Referenten in der Regel nicht beurteilen können,· 
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was die AL ihnen von dem, was sie ihrerseits von 
der Leitung an Informationen erhalten, wirklich 
mitteilen, da- man als Referent ,die Eingangsin-
foroationcn nicht überblickt. 

Obwohl man den AL gene1·ell nicht' als Filter spürt, 
wurde doch häufig vermerkt, daß man trotzdem kein 
rechtes Bild von den Vorstellungen und Wünschen 
der Leitung habe, Das wurde dann aber darauf zu-
rückgeführt, daß die Vorgaben aus dem Leitungs-
bereich oft nur vage seien und die Leitung ihre 
Ansichten häufig wechsele. In zwei Abteilungen 
wurde zusätzlich behauptet, daß dem AL diese In-
formationen ebenfalls fehlten, was in einem Fall 
auf mafigelndes politisches Vertrauen zwischen 
Leitung und AL zurückgeführt wurde. Besonders 
häufig beklagten sich Referenten in Grundsatz-
referaten, daß ihnen politische Hintergrundin-
formationen z:B. über Kabinettssitzungen und Frak-
tionsiespräche fehlten, so daß man nicht wisse, 
"was auf der politischen Bühne gespielt wird". 
Hieraus kann man jedoch nicht auf eine Filter-
wirkung- des AL schließen; die Antworten indizie-
ren eher das überdurchschnittlich große Informa-
tionsbedürfnis der Grundsatzreferate. 

Die UAL wurden in keinem Falle als Filter empfun-
den, da sie j mwesentlichen als reine "Durchlauf-
posten" für Informationen fungieren. Aufschluß-
reich ist hier der Vergleich der beiden UA der 
Abt. I im RMA, von denen die eine z.Zt. der Un-
tersuchung dem AL diiekt unterstellt, die andere 
weiterhin von einem UAL geleitet wurde. Auf-den 
Informationsstand der Referenten hatte sich der 
Fortfall des UAL ilicht ausg'ewil·kt; allerdings 
wurde betont,- daß man jetzt öfter Gelegenheit 
habe, mit der Leitung di~ekt zu kommunizieren. 
In der anderen UA hatte man sogar ein umfassen-
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dcrcs Bild von ßen Vorstellungen der Leitung, seit-
dem <l.ie UA durch einen lJAL geleitet Hird, der zum 
11 Pührungszirkcl" des n:--rA zu rechnen ist und daher 
über Informationen "aus erster Hand" verfügt. 

11.2.2 Filterwirkung bei Vorlagen 

Zur Filterwirkung der ML-Ebene in der von unten 
nach oben laufenden Kommunikation wurden iuf Re-
ferenten~ und AL-Ebene Fragen nach der Reaktion des 
Vorgesetzten: auf Vorlagen gestellt, mit deren Inhalt 
sie nicht übereinstimmen; auf J.!L-Ebene wurde ge-
fragt, ob ggf. man Alternativen, die in den Vor-
lagen enthalten sind, auswählt oder an die Lcitun~ 

. 0 

weitergibt. 

Aus den Antworten auf Referenten- und ML-Ebene geht 
hervor~ daß bei divergierenden Meinungen in der Mehr-
zahl der Abteilungen die Vorlage zur Überarbeitung 
zurückgegeben wird, nachdem man die Meinungsunter-
schiede diskütiert hat. Dabei kommt es meist zu ei-
ner Einigung. Ist das nicht der Fall, geht der AL 
häufig gemeinsam mit dem Referenten zum StS, um die 
unterschiedlichen Auffassungen vorzutragen, zumal 
wenn es sich um taktisch-politische Fragen handelt~ 
bei denen auch ein AL nicht immer illier ein siche-
res Urteil verfügt. In zwei Abteilungen fügt der 
AL der Vorlage ein abweichendes VottL'TI bei, wenn man 

nicht zu einer Einigung kommt; der Referent wird 
dann nachträglich davon unterrichtet. Nur einer der 
befruo:ten AI: überarbci tct Vorlagen gelegentlich

(.> 

vollständig neu oder lehnt sie grundslitzlich ab; 
"Redaktionelle j'\ndcrunr,en" Herden <laecgen mehr oder 
,venigcr von a.1 lcn AL <rnr,cbrach t. 
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Auch die Antworten auf die zweite Indikatorfragc 
zu diesem Komplex bestätigen, daß die AL über­
wiegend versuchen, mit den Referenten zu einem 
K~nsens zu kommen und deren Meinung nicht etwa 
unterdrücken. Ohne vorangegangene Diskussion 
werden Alternativen von diesem AL nicht ausge-
schieden. Nur der AL, der angab, Vorlagen selb-
ständig zu überarbeiten, filtert auch ohne Rück­
sprache Alternativen aus. 

Das vorherrschende Muster von Rückgabe und Dis-
kussion bei Meinungsverschiedenheiten anstatt 
hierarchischer Entscheidung scheint. auch einer 
Verhaltenserwartung der Referenten an die AL zu 
entsprechen und von diesen durchaus anerkannt 
zu werden. So sagte ein AL: "Ich möchte meinen 
Referenten nicht zumuten, daß seine Vorlage mit 
meinen Schmierereien beim StS landet". Dieser 
Verhaltenserwartung an die AL entspricht umge-
kehrt die Erwartung an die Referenten: sich nicht 
~n den AL vorbei an den StS zu wenden, ohne sie 
vorher informiert zu haben. Ein derartiges Ver-
halten wurde von allen AL als unkorrekt, als 
"Unterwasserschießenn bezeichnet. 

Während die Referenten die Filterwirkung des AL 
als legitim ansehen, wenn sie gemeinsam mit ihm 
Alternativen in der Diskussion ausschei<len; zu-
mal die Leitung nicht in allen Ressorts alter-
native Lösungsmöglichkeiten in der Vorlage er~ 
wartet und die Alternativen oft nur in takti-
scher Hinsicht bestehen, sehen die Re{erenten 
.ih der Abt., de~en AL Alternativen ohne Rück­
sprache ausscheidet, und in den beiden Fällen, 
wo der AL Vorlagen gclcgentlith mit einem ab-
weichen<lcn Votum vc.-rsicht, die Filterwirkung als 
unerwünschtes Eingrci~en; auch durch ein abwei-
chendes Votum würde ihren Vorschlägen die Heali-
sierungsc!wnce genommen. Auffällig ist, daß es 
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sich in allen drei Fällen um Abteilungen handelt, 
in denen Referenten und AL eine unterschiedliche 
Ausbildung besitzen, also entweder die Referen-
ten Juristen sind, während der AL Nicht-Jurist 
ist, oder umgekehrt. Dieser Zusammenhang kann auf 
zweierlei hindeuten: einerseits kann die Filter-
wirkung disfunktional sein, wenn der AL fachli-
che Alternativen mit fachlicher Begründung aus-
scheidet, ohne selbst Spezialist zu sein und über 
entsprechende Beurteilungsmaßstäbe zu verfügen; 
dies scheint zumindest in einem der Fälle zuzu-
treffen. Andererseits kann der AL - durchaus 
funktional - die Vorlagen unter politischen Ge-
sichtspunkten filtern, da (insbesondere nicht-
juristische) Fachwissenschaftler "teilweise illu-
sorische Vorschläge machen". Während in diesen 
Fällen die politische Filterwirkung von Referen-
ten, die juristisch vorgebildet waren, nicht 
moniert wurde, sprachen sich die Fachwissen-
schaftler ne~ativ darüber aus, "daß viele Vorla-
~en auf der AL-Ebene mit der Bemerkung starben: 
das können wir dem Minister nicht zumuten, oder: 
wir können den Minister jenes Ressorts nicht 
verärgern". In den beiden Fällen starker politi-
scher Filterung fachspezifischer Vorlag~n verstan-
den sich die AL zugleich auch primär als Vertre-
ter der Leitung gegenüber den Referenten und 
nicht Vertreter der Fachbelange geg·enübera15 
der Leitung. 

Ein abschließendes Urteil_darüber, ob die Filte-
rung durch den AL positiv oder negativ hinsicht-
lich des Primats der Politik ist, kann sowohl 
für diese relativ seltenen Fälle autoritativer 
Selektion als auch für das vorherrschende i-lt1s,ter 
der Selektion durch Di~kussion letztlich nur 
durch eine Inhaltsanalyse der Vorlagen und fall-
spetifische Situationsanalysen geleistet werden. 
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In der Häufigkeit direkter Kontakte zwischen Ba-
sis und Leitung zeigt sich ein deutlicher Unter-
schied zwischen Referaten und Abteilungen, die 
an Programmen·und Einzelfragen arbeiten, die 
stark im Aufmerksamkeitsbereich der Leitung lie-
gen, und solchen, die vorwiegend in deren Schat-
ten arbeiten. Umgekehrt ist natürlich die Kommu-
nikationshäufigkeit ein Indikator für di~ Auf-, . 

merksamkeitsschwerpunkte der Leitung. Die Refe-
rate, die an größeren Gesetzgebungsvorhaben ar-
beiten, sehen die Leitung ein bis zweimal im 
Monat, die anderen häufig nur ein bis zweimal 
im Jahr. Ansprechpartner ist vorwiegend der StS. 
So haben z.B. Referenten in L II, die mit der 
Reform des Lebensmittelrechts befaßt sind, häu-
figer Kontakt mit der Leitung als ihre Kollegen, 
die"Fleischbeschauer" in LI; die Gesetzgebungs-
referate in Abt. St häufiger als die technischen 
Referate; die Förderungsreferate in J häufiger 

die Gesetzgebungsreferate, da der PStS sich 
aufgrund seiner Herkunft aus der Jugendarbeit 
stark für die Förderung interessiert'. 

Ist die Aufmerksamkeit der Leitung an bestimmte 
Gesetzgebungsvorhaben gebunden, so ist damit auch 
meist gesagt, daß die Kontakthäufigkeit in den 
verschiedenen Stadien des Entscheidungsprozesses 
variiert: in der Parlamentsphase nimmt sie in 
allen.Fällen zu, in der Entwurfsphase ist sie 
nur dann stark, wenn die Leitung selber intensiv 
mit konzeptionellen Fragen befaßt ist und sich 
nicht nur auf die Durchsetzung beschränkt. 

Eine weitere Variable, die.die Kommunikations-
intensitlit beeinflußt, ist die Ö!fentlichkeits-
wirks amkci t des Vorhabens oder bes timmtcr 1:ragcn. 
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Die intensive Kommunikation <lcr Leitung mit dem 
für das Weingesetz zuständigen Referat in der 
Abt. L soll z.B. einen Grund darin gehabt haben, 
daß die Ministerin in Rheinland-Pfalz, de1~ größ­
ten W~inproduzcnten der BRD, im Wahlkampf focht. 
Die Kommunikationsintensität steigt auch bei Ein-
zelfragen sprunghaft an, wenn sich die Öffent-
lichkeit damit befaßt: in der Abt. U ist sie z.B. 
durch die Zahl der Umweltschutzkatastrophen be-
dingt, in der Abt. D .schaltet sich der Minister 
bei den Tarifverhandlungen für den öffentlichen 
Dienst stark ein. 

Die Aufmerksamkeit der Leitung konzentriert sich 
nicht nur auf einzelne Referate in einer Abtei-
lung, sondern differiert auch zwischen den Abtei-
lungen eines Ressorts stark. Im BMI fühlten sich 
z.B. die Beamten der Abt. D im Windschatten von 
U, im BMA die der Abt. B im Schatten der Abt. IV, 
die die Rentenreform ausarbeitete.·Ein UAL meinte 
p.azu: "Wenn einer die flexible Altersgrenze macht, 
dann kanri einer mit dem 3. Arbeitsrechtsbereini-
gungsG kommen und die tollsten Dinge machen, die 
werden einfach nicht wahrgenommen." 

Im Abteilungsvergleich sticht bezüglich der Kom-
munikationshäufigkeit zwischen Basis und Leitung 
die Planungs- und Grundsatzabteilung des BMA deut-
lich hervor, in der die Referenten der UA Ia im 
Durchschnitt einmal pro Woche mit dem StS s~ra-
chen.-Diese überdurchschnittliche Häufigkeit er-
klärt sich zum Teil aus der Stabsfunktion der 
UA, z.T. aber al}ch aus einer struktyrellcn Ur-
sache. Da die VA z.Zt. der Untersuchung dem AL 
direkt unterstellt war. dessen Zeitbudget aher 
durch die Leitung zweier weiterer UA un<l einer 
Gruppe schon stark beansprucht war, mußte er den 
Teil <ler vertikalen K6ntakte, der zuvor vom UAL 

'\'or<len t ..'ar, den ltcfcrenten ü!JcrJas­wahrgenommcn, 
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sen. Dieser Zusammenhang zwischen organisatori-
scher Distanz und Kommunikationshäufigkeit wur-
de auch an zwei ,-.rciteren Abt. deutlich, in de-
nen die Referenten kritisierten, daß die UAL 
ihnen die Möglichkeit direkter Kontakte mit der 
Leitung nähmen. 

Die Kontakthäufigkeit der ML zur Leitung (es 
wurde nur nach Kontakten mit dem Minister ge-
fragt) variiert ähnlich wie die der Referenten; 
im Durchschnitt gaben die AL 1 bis 2 Gesprä~he 
pro Monat an. Dazu muß.man die vermutlich häufi-
geren Gespräche mit den StS rechnen, die wir 
nicht erfragt haben, sowie die Kontakte auf den 
AL~Besprechungen, die gewöhnlich wöchentlich 
stattfinden. Die Kommunikationshäu.figkei t schwankt 
dabei nicht nur mit der Aktualität der Programme 
und Einzelfragen im Bereich der betreffenden Ab-
teilungen, sondern - und das gilt für die Refe-
renten wohl gleichermaßen - auch mit den Phasen 
der Legislaturperiode: z·u Beginn der Legislatur-
~eriode wurden von den Abteilungen verstärkt 
Vorlagen angefertigt ("Versuchsballons"), um die 
Ansichten der Minister zu erkunden, ,während die 
Leitung ihrerseits ein starkes Nachholbedürfnis 
an Informationen hatte, da sie die Programme der 
Abteilungen nach dem Regierungswechsel offenbar 
nicht hinreichend kannte. 

Ober die Kontakthäufigkeiten zwischen Referenten 
und ML wurden keine Daten erhoben. Aus Bemerkun-
gen bei den Intervi~ws kann man jedoch entneh-
men, daß die Kontakte und Kontaktmöglichk~iten 
von der Größe der Abteilungen abhängen und damit 
zusammenhängend, oh ,z,vischcn Ref. und AL Unter-
abteilungsleiter stehen. 
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Aus dem vorangehenden Abschnitt wurde schon 
deutlich, daß die direkte Kommtinikation zwischen 
Basis und Leitung nur relativ selten stattfindet. 
In der Regel wird der Dienstweg, d.h. die Kommu-
nikation unter Einschaltung der ML-Ebenc gewählt. 
Dies gilt sowohl für die Kommunikation von oben 
nach unten als auch in umgekehrter Richtung. Bei 
Weisungen wird der Dienstweg nur umgangen, wenn 
es sich um eilige Dinge handelt oder wenn die 
Kommunikation nur kurz ist, so daß sie sichte-
lefonisch vollziehen läßt. In diesen Fällen wird· 
die ML-Ebene anschließend von den Vorgesetzten 
unterrichtet. Direkte Kontakte von unten nach • 
oben finden nur auf Veranlassung de.r Leitung 
statt; teilweise ist der AL dabei jedoch anwe-
send, so daß sich eine nachträgliche Unterrich-
tung erübrigt. 

In Abteilungen mit UA wird der Dienstweg zwi-
schen Referenten und AL offenbar etwas weniger 
streng eingehalten: mit einer Ausnahme wird aus 
allen diesen Abteilungen berichtet, daß man mit 
dem AL häufig direkte Kontakte unter Auslassung 
des UAL pflege. Die Ursache liegt z.T. in alter 
persönlicher Bekanntschaft twischen einigen 
Referenten und dem AL; der Sachverhalt verdeut-
licht aber auch, daß in diesen Fällen der UAL 
als unnötiger Filter oder seine Einschaltung zu-
mindest als Zeitverlust angesehen wird. Aus ei-
ner Abt. wurde aber auc& ein anderer Grund für 
die Umgehung des UAL_genannt: er hatte politi-
sche Divergenzen mit der Leitung und dem AL, so 
daß man ihn <l.urch übergehen "kaltstellen" wollte. 
Die Umgehunr, aus Manccl an politischem Vertrauen 
wurde im selben Ress.or·t auch Lczüglich einiger 
AL erwähnt, die man n~ich dem H.cgierungs\·,'echscl 

·1969 mit Rücksicht auf die öffentliche Meinung 
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nicht hatte ~uswcchseln wollen. 

Neben der Kommuriikation auf dem Dienstweg und an 
ihm vorbei dienen auch die Besprechungen auf den 
einzeln.cn Ebenen der Hierarchie als Kommunika-
tionskanäle. Von den fünf Ressorts, in denen die 
Untersuchung durchgeführt wurde, finden nur im 
BMA und im BMSt regelmäßig·e AL-Besprechungen 
statt. Im BMI und im BMJFG sollen sie zwar auch 
einmal pro Woche abgehalten werden, müssen je-
doch häufig vertagt werden, da die Leitung wich-
tigere Termine wahrzunehmen hat. Im BMV besteht 
nicht ei~mal die Soll~Erwartung, daß sich die AL 
in bestimmten Abständen treffen, sondern dies ge-. 
schiebt nur aus gegebenem Anlaß. AL~Besprechun-
gen werden meist von einem der StS geleitet, der 
Minister kommt gelegentlich hinzu. 

Die Funktion der AL-Konferenzen ist in den ein-
zelnen Ressorts sehr unterschiedlich. Während im 
BMSt in diesem Gremium wichtige Entscheidungen 
in Bezug·auf die Programmentwicklung fallen und 
Fragen aus dem O&M-Bereich wie Zeitplanung, Per-
sonal- und Orgariisationsentscheidungen bespro-
chen werden, dienen die Besprechungen: im BMA 
und BMI der reinen Arbeitsinformation zwischen 
Leitung und AL und. der AL untereinander, wobei 

1 \ ' , 

meist vor allem Terminabsprachen stattfinden 
und übcir wichtige Auß~nkontakte der nächsten 
Zeit berichtet·wird. Im BMA werden diese Infor-
mationen _routinemüßig abteilungsweise abgefragt. 

Al~ Grund für die dffenbar höchst eingeschränkte 
Beratungsfunktion des AL-Gremium für die Leitung 
wurde .·wiederholt an1;eführt, das Gremium sei zu 
groß (obwohl außer im l3MSt die UAL in kein<:m 
Fall <laran teilnehmen) und die Aufgabengebiete 
zu heterogen, aJs daß rnan sich als AL noch über 
die Aufcahcngeb1ctc aller anJcrcn Abteilunrcn 

<> 

https://einzeln.cn
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auslassen könne. Im BNSt d · . , , as nur aus drei Ab-
teilungen besteht und einen ziemlich homogenen 
Aufgabenbereich hat, funktioniert clie AL-Bespre-
chung offenbar aus diesen Gründen noch als Bera-
tungsgremium der Leitung. Danach gefragt, be-
trachteten die AL sich als Gruppe denn auch in 
keinem Falle als "kritischer Resonanzboden" für 
die Leitung. Man versucht eher, die Probleme im 
~wiegespräch mit der Leitung zu klären, da auf 
rlen Besprechungen häufig zu viele Personen anwe-
send sind, "bei denen ich als Minister nicht ge-
rade aus dem Nähkästchen plaudern würde". 

Diese strukturell (und im letzten Falle auch po-
litisch) bedingte Schwäche der AL-Konferenz 
wird im BMA durch zwei Institutionen kompensiert, 
die die Funktionen wahrnehmen, die im BMSt die 
traditionelle AL-Besprechung mit der Leitung 
noch erfüllen kann. Bei neuen Initiativen wird 
von der Leitung des BMA häufig eine sogenannte 
Hausbesprechung einberufen, an der nur der Teil 
der AL teilnimmt, deren Abteilungen von den neuen 

.Programmen betroffen sind und die wahrscheinlich 
kooperieren müssen (vgl. auch Kap. 5). Der Teil-
nehmerkreis beschränkt sich jedoch nicht nur auf 
die AL-Ebene, sondern alle Spezialisten bis hin-
unter zum Sachbearbeiter diskutieren gemeinsam, 
ob man das neue Vorhaben in Angriff nehmen solle 
oder nicht. Diese Einrichtung, bei der die hier-
archischen Schranken abgebaut sind und bei der 
sich die Leitung frühzeitig für neue Initiativ~n 
engagiert~ soll nach Aussage Beteiligter stark 
motivierend auf die Beamtenschaft des BMA ge-
wirkt haben und kommt als Führungsstil dem mana-
gemen t by ob je et i vcs sehr nahe. ]):rneben gibt es 
im ßMA halbjührigc Klausursitzunecn mit der Lei-
tung und al lcn AL und llAL, auf <lcr die "Grobp)·o-

• 11 der Ressortarbeit für den anstchcn-gramnncrung 
den Zeitraum geleistet wird (vgl. auch Kap. 10.1). 
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Diese beiden·im BMA getrennten Funktionen der 
Diskussion neuer Initiativen und der Arbeits-
planung für die n~1e Zukunft werden im BMSt 
dagegen noch von der AL- Besprechung klassischen 
Stils erfüllt. 

Während die AL-Besprechungen nur in drei Ressorts 
institutionalisiert sind, finden Referentenbe-
sprechungen in allen untersuchten Abteilungen 
außer in D und U ~tatt. In Abteilungen mit Unter-
abteilungsgliederung werden sie jedoch nur inner-
halb der UA abgehalten. Eine Ausnahme stellt die. 
Abt. L dar, in der sich alle Referenten und UAL 
wöchentlich beim AL versammeln. Die Möglichkeit, 
Referentenbesprechungen abzuhalten, hängt also 
offenbar stark von der Homogenität des Aufgaben-
gebietes und der Größe des Teilnehmerkreises ab. 
Im Rahmen einer UA lassen sie sich noch am ehe-
sten durchführen, wenn die Aufgaben einigermas-
sen interdependent sind. Diese Bedingung ist 
_nicht in allen UA erfüllt, wie man am Beispiel 
der UA UlI sehen kann, in der im Gegensatz zu 
ur·keine Besprechungen stattfinden. Daß ein AL 
alle Referenten beider UA bei sich versammelt 
wie in L,ist eine Ausnahme, da der Teilnehmer-
kreis in der Regel für zu groß gehalten wird. 

Die Funktion der Refcrentenbesprechung besteht 
darin, die Ergebnisse der AL-Besprechungen, <lie 
meist kurz zuvoi stattfinden, mitzuteilen, so-
fern es sie gibt, oder generell Weisungen zu 
übermitteln und sich gegenseitig zu informieren. 

_Auch technische Fragen wie Vertretungen und die 
Vorbereitung von Sitzungen werden geklärt. Auch 
werden teilweise Meinungsvc-.cschie<lcnhciten zwi-
schen Referenten, die ja in Abteilungc·n unJ lJA 
mit intcnlcpendentcn Arbcjtsrebieten wahrschein-
licher sind, beigelegt. 



12. Lei tur1-_C 

Zu diesem Themcn!treis verfü0~enc v.'ir über '·'Clii·-:-- di·r•-ck,·ec-t.:- 1.., 11a-1v n , ... t.: \. o 

t e rial, da bei den mit den Staatsse~retä~en durchgeführten 
Interview,... andere l)I·ob-Ln111 · v d - - , --..., - "' ..c im . or ersrunu !:,tanaen. umf ang-
reicher ist das zur VerfÜßung stehende Spief;elbilduaterial 
auf Grund der zahlreichen Interviews mit Referenten und .Ab-
teilungsleitern. De die hierauf e;estützt(-n Schlußi'olserun-
gen jedo~h nicht ohne weiteres als präzise Zustandsbeschrei-
bung e;enommcn werden kc;rmcn, scheint im Folgenden eine ge-
wisse, vom individuellen Fall abstrahierende Typisierung 
als zweckmäßic;e Darstellungsform. 

12.1 Leitungsinstrumentarium 

Bei den von uns untersuchten Ressorts stehen zur Unter-
stützung der Leitung (Minister, Staatssekretäre) unmittel-
bar zur Verfügung: das Ministerbüro, Pressereferat und Refe-
rat für Öffentlichkeitsarbeit sowie das Kabinetts- und Par-
lamentsreferat. Hinzu kommen die jeweiligen persönlichen Re-
ferenten und das Schreibpersonal.- Durch den Rückgriff auf 
organisatorische Untereinheiten (beim BrlA z.B. die Unterab-
teilung I b der Planunt5sabteilune;) oder durch die Einrich-
tung stabsähnlicher Einheiten (z.B. Z II,1 beim mn oder 
L 1 beim EI'1Bt) kann die Kapazität der Leitung insgesamt 
etwas erweitert werden (vgY. hierzu Kapitel 7). Sie reicht 
aber bei der vielfäl tie;en Ir.anspruchnahmc der Ressortleitu,-,-1g 
selbst bei kleinen Häusern kaum aus, um ciine kontinuierli-
che Aufmerksamkeit; für die wichtigsten im Hause laufenden 
Proßrammvorhaben zu gewährleisten. Die Leitung ist insbe-
son(1 ere dann überfordc) rt, wenn das Ressort heterogene .Auf-
gabengebiete wRhrzuneJ:...men h8t ( z.B. Br1JFG),. wenn das Res-
sort in räwnli.ch voneino.Ilöer cetrennten Ifä.1.:.sern u:::1terf8bracht 
ist ooer wenn, wie beim BI·1V, die Leit1mc zur-leich dc,s l'1ar..oc:c-

https://r�wnli.ch
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ment eines zweiten Hessorts übernoni:,ien hat. Zur Zeit der 
Untersuc.hung verfüc;te wohl die Lei tunssorcanü,a tion des 
BHA über'. :Einrichtungen von vergleichsweise höchster Aapa-V 

zi.tät - dies vor allem, wenn .man dazu die Größe des Hauses 
(6 Abteilungen) in Relation setzt. 

12.2 Formen <ler faktischen Leitune;sstruktur 

Aus dem zur Verfügung stehenden Material läßt sich folcende 
Typologie faktischer Leitungsstrukturen konstruieren: 

Teamartige Leitung 
rJi t "Leitungskern 11 um den StS als Behördenchef, oder 
mit "Leitungskern11 um den PStS als Behördenchef, oder 

Leitung von Sektoren mit einem übergeordneten "Koordinator". 
Diese Typologie der Leitungsstrukturen steht in einem un-
mittelbaren ZusaTJ1IBenhang mit der im nächsten Abschnitt auf-
gestellten Typologie möglicher Rollenmuster der Staatssekre-
täre. 

Bei den verschiedenen Typen einer "teamartigen Leitung" 
leiten der Minister und seine Staatssekretäre das Ressort 
gemeinsam. Zwischen deri J."lite;liedern des Leitungsbereichs 
bestehen enge persönliche und parteipolitische Bindungen. 
Je nach .Ausgestaltung der faktischen Unterstellungsverhält-

1 • • • .
nisse sind dabei zwei Varianten zu unterscheiden: 

Bei der 

tcal'lartigen Leitung mit Leitungskern U:D den StS als 
Behördenchef 

arbeiten die Mitglieder der Führungs5ruJ_)pe kollegial zusam-
men. Dem beamteten Staabssekretär ist jedoch die Z-Abtei-
lung unterstellt. Er func;ic:r·t infolgedessen primär als Be-



hördenchef, der die O & !1-FunJr-t:1· .,,,.. d 
L • onen LUr as ganze Haus 

wahrnirr~t. Der Parlnmcnt · h S'nrisc e taatssckretär wird über 
alle wich tir,en 0rrran1·,.. t · · 
• • • '. • t:: .,a ions- und Personalentscheidungen 
1n1 armiert. Da ihm jedoch keine Abteilune; direkt unter-

fun.,.i·"'I't c r ..stellt ist , , , l"' ~, p r i · r.r1 r a J s II I' 1 · t ·1 • 
• • - • • c - o i 1Ker im Fnche;e-

bict 11 und nimmt die Außcnkont"Jr.te ,.,ur 1·t· hc,.,., "" po 1 isc en Umwelt 
wahr. 

Die zweite Variante der 

teamnrtir:en Leitung mit Leitungskern um den PStS als 
Bchördcn~hef 

liegt dann vor, wenn dem PStS nicht nur bestimmte Fachab-
teilungen, sondern auch die Z-Abteilung unterstellt ist, 
so daß ihm die Wahrnehmung von O & N-Funktionen zufällt„ 
Seine Leitungsfunktion wird noch verstärkt, wenn der dem 
Lei tungs·bereich angehörende beamtete Staatssekretär primär 
die Rolle eines "Oberabteilungsleiters 11 .spielt ( vgl. hierzu 
den folgenden Abschnitt). Ist dies der Fall, so sieht sich 
der PStS ge zvrungen, die dem "Leitungskern" zur Verfügung 
stehende Kapazität durch die informelle Einbeziehung der 
Abteilungsleiter wichtiger Abteilungen (z.B. Z-Abteilung) 
zu erhöhen. 

fä:,r zweite Typ einer Leitungsstruktur - Leitung von Sekto-
ren mit einem übergeordneten 11Koordinator - liegt dann vor, 
wenn infolge der Größe des }<0ssorts den Staatssekretären 
jeweils eine bestimmte Zahl von Fachabteilungen unterstellt 
ist. Auf diese Weise bilden sich Sektoren heraus, die von 
dem jeweils zuständigen Staatsce~retär mehr oder weniger 
eigenständig geleitet werden. Die faktische Eicenst1ndig-
keit erhöht sich noch weiter, wenn infolge der Heterogenität 
der Aufccibcn die Intensität der Arbeit::;beziehu::1scn zwischen 
den FGc1Hi.:.lteiluncen c:crinr; blejbt. 

2(';/,
- :.,,t..1 -
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Die Leitung der voneinander mehr oder weniger unabhängicen 
Sektoren erhöht auf Leitunc;sebcne notwendigerweise den Ko-
ordinationsbedarf, der - wenirstens der Intention nach -
durch die Einschaltung eines übere:eordneten Koordinators 
befriedigt werden soll. Ji'ür diese Rolle bietet sich jener 
der Staatssekretäre an, dem die Z-Abteilung unterstellt ist. 
Ist dies der PStS, ·so können sich daraus allerdings IJrobleme 
ergeben. Der PStS kann die Rolle des Koordinators kaum be-
friedigend erfüllen, wenn seine Kapazität durch die weitere 
Unterstellung von Fachabteilungen, durch die Wahrnehmung 
der Kontakte zum parlamentarischen Raum und durch die ihm 
als hervorgehobenes Mitglied seiner Partei zuwachsenden 
Aufgaben sehr überfordert ist. 

Gerade für den ]'all, daß der Leitungsbereich in einzelne 
mehr oder weniger voneinander unabhängige Sektoren zu zer-
fallen droht, scheint den nersönlichen Referenten eine wich-
tige Funktion zuzufallen: ihre Koordinationsleistung, meist 
gestützt auf ein breites Band informeller Kontalcte unter-
einander, verstärkt die horizontale Kommunikation im Lei-
tungsbereich in erheblichem l"laße. Aber auch für die verti-
kale Kommunikation sind sie unentbehrlich. Bei inhaltlichen 
Vorgaben der Leitung wird oftmals nur die "grobe Richtung" 
angegeben,und die Reaktion der politischen Spitze auf Vorla-_ 
gen von unten ist oftmals nicht so präzise und definitiv, 
wie dies von den Referaten her erwünscht wäre. Deshalb fun-
gieren die persönlichen Referenten, die man ja leichter 
als ihre Chefs ansprechen kann (sowohl wegen der -fehlenden 
Statusdifferenz als auch wegen ihrer leichteren Erreichbar-
keit), für Rei'erenten und Hilfsreferenten gleichernaßen als 
Auskunftspersonen. Inhal tlicho Vorgaben, die un..1{:ler geblie-
ben ~ind, werden von ihnen ergänzt, die Reaktion der Leitung 
auf Vorlagen bei ihnen erfragt. 
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Beide l'artncr profitieren -vori dieser iomrnuriikution: Refe-
renten und Hilf srefcrentr.n ki-5nnen au.ftretcnde ·Oricntieruncs-,. 
unsicherhei tcn auf diese \Jeisc abbauen, diB persönlichen 
Referenten ihr informelles Wissen über· in der Basii:.:,organisa-
tion auftretende Konflil{te anreichern, die der Spitze auf 
formalem \Jeg vorenthalten werden. Die persönlichen I-{eferen-
ten, die au.f diese Weise die Rolle dss "Pförtners 11 spielen, 
der den internen Kommunikationswee; reibunc;slos gestalten, 
aber auch blockieren kam), können überdies auch jene, poli-
tischen Hintergrundinforrnationen vermitteln, auf die die 
Basisorganisation angewiesen ist, wenn sie die politischen 
Auswirkungen bei vorgeschlagenen Lösungen berücksichtigen 
soll, c'tje aber von der Leitung selbst dem Apparat oft nicht 
in ausreichendem Maße vermittelt werden. Zum Problem wird 
die Rolle der persönlichen Referenten jedoch dann, wenn in 
Haus der Eindruck entsteht, daß sie infolge der ÜberlastuLg 
der Leitung an deren Stelle Entscheidungen treffen oder den 
Zugang zur Leitung blockieren können. Sobald der Vtrdacht ent-
steht, die persönlichen Referenten könnten eine eigene Poli-
tik betreiben, wird die fehlende Statusdifferenz, die die 
vertikale Kommunikation sonst erleichtert, zur Statusiri.:.con-
sistenz, die die Kommunikation mit der Basis (und erst recht 
mit der ML-Ebene) belastet und stört. 

12.3 Rollen des Parlamentarischen und des beamteten Staatssekret[i_rs 

Auch hier erlaubt das zur Verfügur1g stehende Material nur 
begrenzt;e Aussagen. Um die verschiedenen möglichen Spiel-
±:ormen deutlicher hervort:r:-e.ten zu laEsen, sollen sie von 
konstruierten "Idealtypen" abgehoben.werden. 

Wir unterscheiden beim beamtetr·n Stnatssekr·ctär zuni::i.clrnt 
m ) den c•-1-.-.. 1tccck.reüir als tc:hi-;rdenchc~f. Dieser nimmta] . S .!. YJ U IJ r~ r • , o , . . , .. . . • " 

,-·' • ·t· 1 "-f'~·0 bl1clc1 "'"" ll·,,c,c,oI't-pr:i.mär O & I1-Funl.... tionen \l't:u1r, :u:; -· c.i. so n:u ;.L__, - -~ ,,,,, ' •'•' 
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manae;ement beteiligt, was u.a. auch. darin zur:~ Ausdruck 
kommt, claß ihm die Z-AbteilLU1g unt.;erstellL if:,t. Von ihm 
gehen die wichtigsten Organisationsentscheidungen aus; er 
kümmert sich um die ar.fallenden Personalentscheidu...>J.gen 
sowie um die. Rugelung ore·anisationsinterner, also struktu-
rell bedingter Konflikte. Desgleichen ist er intensiv an 
Haushaltsentscheidungen beteiligt. 

Der Staatssekretär kann aber auch die Rolle als "Oberab-
teilungsleiter" übernehmen. In reinster Ausprägung bedeutet 
dies, daß der Staatssekretär faktisch jene Funktionen wahr-
nimmt, die in der Regel von einem Abteilungsleiter, der 
sich auch von politischen Gesichtspunkten. leiten läßt, ausge-
übt werden. Der Staatssekretär als Oberabteilungsleiter 
kümmert sich sehr um die sachlichen Details und schaltet 
sich in hohem Maße in die fachliche Arbeit der Referate 
in einer oder mehreren Abteilungen ein, während er sich 
um Aufgaben der Arbeits- und Zeitplanung, Aufgabenplanung 
und Koordinierung der Tätigkeiten der im unterstellten Ab-
teilungen weniger kümmert. Er berücksichtigt zwar auch po-
litische Gesichtspmlkte, orientiert sich jedoch primär an 
professionellen Standards, wodurch er mit seinen mehr "po-
litisch" orientierten Kollegen im Leitungsbereich in. Kon-
flikt geraten kann. 

Tri~t dagegen die Orientierung an professionellen Standards 
zugunsten einer Ausrichtung an politischen Gesichtspunkten 
in den Hintergrund, spielt der Staatssekretär die Rolle als 
"Politiker auf dem :B'achp:ebiet 11 

• Als solcher kümmert er sich 
um die Aufgaben-'- und Zeitplanung bei den ihm unterstellten 
]'ac.habteilungen; er schaltet sich zwar auch in inhaltliche 
I-1 rozefise der Frogramrnau·sarbeitung ein, ist jedoch als "Poli-
tiker" mehr an der Regelung der auf die Frogrammi:r:..h.:ü te 
bezot:enen Konflikte beteiligt. Desc;leichcn ini tiicrt er 
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Konsensbildungs-Prozesse und nimmt die politischen AuSen-
kontakte wahr, soweit sie sich auf die Irogramme der ihm 
unterbtellten Abteilungen beziehen. Personal- und Organisa-
tionsentscheidungen interessieren ihn insofern, als sie für 
1ie Pr·ogrnmmentwicklung wichtig sind. 

Auch beim Parlamentarisctcn Staatr;sekretär lassen sich in 
ähnlicher Weise bestimmte 'I'ypen unterscheiden. Der Parla-
mentarische Staatssekretär. als "l'olitike:r;' auf dem Fachgebiet" 
ist vornehmlich an der Regelunß von auf Procramminhalte bezo-
genen Konflikten interessiert, desgleichen initiiert er Kon-
sensbildungs-Prozesse. Zur Wahrnehmung d_ieser Funktionen 
unterhält er in erster Linie Kontakte zum parlamentarischen 
Raum (Bundestag, Bundesrat, Arbeitskreise- der Fraktionen 
etc.), zu exteinen Gruppen und zur Regierungspartei, der 
er ja als hervorgehobenes Mitglied angehört. Er vertritt den 
Minister in der Fragestunde und bei der Abgabe von·Erklä-
rungen im. Parlament, Bundesrat, in.den Fraktionen und Par-
teien. Den l1inister unterstützt er 9ußerdem bei der Erfül­
lung besonders genan_nter Auf gaben. Insoweit spielt der PStS 
jene Rolle, die. das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Parlamentarischen Staatssekretäre vom 6.4.1967 (BGBl. I, 
S. 396) vor~esehen hat. 

Ist dem PStS die Z-Abteilung unterstellt, sieht er sich zu-
nehmend in die Rolle als BehördenGbef gedrängt und übt diesel-
ben Funktionen aus wie sein beamteter Kollege dieses 'Iyps. 

In der Regel ist keiner der eben- aufgezählten rr·ypen in reiner 
Auspräe;ung empirisch vorzufinden. Statt desson sind Mischformen 
üblich. Beim Staatssekretiir ist die, Kombination von Typ I und 
II die wohl am häufigsten vorkon~ende Mischform. Da dem beDmte-



teten Staatssekretär einers·eits die Z-Abtcilung unter-
stellt ist, fallen ihm die Aufgaben eines Behördenleiters 
zu; zugleich sind ihm aber auch mehrere :Fachabteilungen 
unterstellt, bei denen er sich intensiv um die fachliche 
Arbeit zu kümmern hat, so daß er von dieser Seite in die 
Rolle des "Oberabteilunp;sleiters" gedrängt wird. Bei Über-
lastung können dann beide Funktionen beeinträchtigt werden. 

Seltener bei den von uns untersuchten Ressorts ist die Kom-
bination des Typs II und III. Hier kann der Staatssekretär, 
wenn er sich nicht zu sehr in die Rolle des "Oberabteilungs-
leiters" drängen läßt, offenbar die zusätzliche Funktion 
des "Politikers auf dem Fachgebiet" ohne allzu große Schwie-
rigkei t·en erfüllen. 

Die bei der Kombination des Typs I und II auftauchenden 
Probleme können am ehesten gemildert werden, wenn dem Staats-
sekretär als Kollege ein Parlamentarischer Staatssekretär 
gegenübersteht, der sich in erster Linie als "Politiker auf 
dem Fachgebiet" versteht und die Außen.kontakte des Hauses 
weitgehend wahrnimmt. 

Bei zwei von den uns untersuchten-Ressorts kombiniert der 
PStS die Rolle des Typs I "Politiker auf dem Fachgebiet" 
mit der des 11 Behördenchefs". Die d,araus resultierende Über-
lastung wird noch verschärft durch den Umstand, daß er die 
Rolle des 11Politikers auf dem Fachgebiet". ( also Konflikt-
regelung, Konsensbeschuffung) nur dann erfüllen kann, wenn 
er zugleich jene ~Unktionen wahrnimmt, auf denen letzten 
Endes seine Konfliktregelungsfähißkeit beruht, also die in-
tensive I)flege von Außenkontakten. In diesem Zusammenhang 
muß auch noch bedacht werden, daß der PStS - um seine Wie-
derwahl zu sichern - daneben Chancen suchen r::uf~, bei denen 
er sich politinch profilicr12,n 1-:ann, und seinE Wahlkre:i SfJr-
bei t nicht ve1T:ad1Li.ssir:en dnrf. 
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Prekär wird fÜI' den Parlarne'.ntarü„chen Staatssekretär m1d 
dar:; bc:treffonde nessort die Si tuat.Lon dnnn, wenn ih;:1 außer-
dem aus der Unterstellunc ~on Fnchabteilunren zustitzliche 
Aufgaben erwaclrnen und ihm 'als Kollege ein ue:emteter Dtaats-
sekrctär gegenübersteht, der zu sehr die Holle de5 "Ober-
abteilungsleiters" spielt. 

Die in fast allen Ressorts bekla5te Überlastung der Leitungs-
organisat:i.on und insbesondere der .Führungsgruppe reduziert 
nicht nur die Stcuerunr;schanccn der Lei tm1ß gegenüber dem 
Apparat und die Entwicklung zentraler, übergreifender Pc-
litik-Initiativen, sondern sie hemmt sogar die Prozesse 
dezentraler Programmentwicklung im Bereich einer übenvie 6end 
reaktiven I.)oli tik. Indikatoren sind die Klagen über aus-
bleibende oder erheblich verzögerte Reaktionen der Leitung 
auf die Vorlagen der Referate. Obwohl also unsere Untersu-
chung deutlich gemacht hat, daß in der I1inisterialorganisa-_ 
tion die Basis der Leitung in allen wesentlichen Fragen 
Steuerungschancen einräumt, scheinen doch die institutio-
nellen Voraussetzungen zur effektiven Wahrnehmung dieser 
Steuerungschancen nur in geringem I"iaße gegeben. 

https://organisat:i.on
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Mängel und Reformmöglichkeiten 
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1. Mängel der Prop,ramrncntidcklung in der ninistcrial-
organi.sation 

Im vorangehenden Teil II des Berichts wurden die·Er-
gebnisse der vergleichenden Analyse der Organis~tion 
und der ProgrammcntHicklungstätigkeit i.n den unter-
suchten Abteilungen im einzelnen dargestellt. Die 
nachfolgende Erörterung von Ntingeln der Programment-
wicklung stützt sich. auf diese Ergebnisse. Im Rück­
griff auf die in Teil I entwickelten Kriterien sollen 
zunächst diejenigen Problembereiche hervorgehoben 
werden, an denen eine Reform der Ministerialorganisa-
tion in erster Linie anzusetzen hätte. 

1,1 Bezugs2unkte_der_Mängelanalyse 

Sowohl die nachfolgende r-Iängelanalyse als auch die 
anschließenden Reformüberlegungen orientieren sich 
an der in Teil I erläuterten Unterscheidung zwischen 
"reaktiver" und "aktiver_" Politik. Die Fähigkeit zur 
aktiven, gesellschaftliche Strukturen und Prozesse 
steuernden und gestaltenden Politik ist heute zu der 
eigentlich kritischen Anforderung an das politische 
System geworden. Tatsächlich ist jedoch, wie die Un-
tersuchungsergebnisse insgesamt bestätigen, das der-
zeitige Regierungs- und Verwaltungssjstem den Anfor-
derungen an eine ilberwiecend reaktive Politik sehr 
viel eher gewachsen al~ der Anforderung zur Entwick-
lunn aktiver Politik. In Teil I wurde eine aktive 

L> . 

Politik definiert durch die Autonomie der Programm-
entwicklung, durch die erößerc Reichweite der Pro-
grai1u,1e un<l durch ihre st:irker reformorientierte Ziel-
setzung. Diese ;,Ierkmalc aktiver Politik soUcn hier 
noch cim:ial kurz er 1:iutcr t \·:erden. 
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1, 1, 1 Die Autonomie der Pr?gr~iw1:1en t,d ckl ung h'i r<l als Gegen-
satz zu einem Muster der heteronom bestimmten Pro-
gran~mcntwicklung postuliert, bei <lern <lic Forderungen 
und Vorschläge externer Gruppen unmittelbar in Poli-
tikinhalte Um[:esetzt werden. Bei autonomer Programm-
entwicklung ist das politische System dagegen zur ei-
genen Problemidentifikation und Zielsetzung fähig. In 
dem Maf~e, in dem eine heteronom bestümte Politik zu-
gleich auf die ausschließliche Berücksichtieung der 
organisierten und konfliktfähigen Interessen hinaus-
läuft, wird die Autonomie der Progra~ncntwicklting auch 
zu einer kritischen Voraussetzung für die Chance einer 
ausgeglichenen Interessenberücksichtigung. 

Wie in Teil I dargelegt, richten sich die hier erörter­
ten Anforderungen an die Qualität der Programmentwick-
lung an das politische Aktivsystem insgesamt. Dabei 
wird die Zielbestimmung für die Programmentwicklung 
von den demokratisch legitimierten Teilen <les ·politi-
schen Aktivsystems erwartet. Das nach außen gerichtete 
Autonomiepostulat ist desha1:_b im Hinblick auf die Bin-
nenstru~tur des politischen Aktivsystems durch die For-
derung des Primats der Politik, d.h. den Primat der po-
litischen Leitung bei <ler Bestimmung der Programminhal-
te zu ergänzen. 

1,1.2 Die größere Reichweite der Politikinhalte hat einen 
zeitlichen und einen gegenstandsspezifischcn Aspekt. 
Die größere Reichweite kommt einerseits l~ngerfristigen, 
andererseits umfassenderen, d.h. größere inter<lepcn- . 

, 1 

dcnte Problemzusanunenhünge aufgreifenden Programmen zu: 
ProgramI11C ger ingcr n.c i chwe i te s incl dagegen kurzfristig 
und sektoral eng begrenzt. 
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1.1.3 Eine rcformorientic~tc politische Zielsetzung steht 
im Ge<rcnsatz zu einer <lurch schritt,,,cisc Fortschrci-o 

bung und Veränderung bestehender Programme auf /m-
passung an die Eigendynamik der Un~6lt abzielenden 
Politik. Reformorientierte Politik ist insofern~-
weltvertinclcrnd, als sie nicht natun\'üchsigc Ent\-:ick-
lungen versttirkt, sondern sie gerade zu bremsen bzw. 
in ihrer Richtung zu veründcrn sucht. Damit hän;;t zu-
sammen, daß reformorientierte Politik auch nicht-or-
ganisierte Interessen angemessen zu berücksichtigen 
sucht. 

Die Anforderungen einer aktiven Politik sind von den 
Regierungsparteien und Fr~k~ionen,· von der Regierung 

•und von der Ministerialverwaltung, also vom politi-
schen Aktivsystem im ganzen zu erfüllen. Trotz dieses 
weiteren Bezugrahmens konzentrieren sich unsere Reform-
überlegungen auf den engeren Bereich der Ressortorgani-
sation. Wohl sind die "Kontaktflächen" zwn übrigen po-
litische::i Aktivsystem in unserer Analyse berücksichtigt. 
worden, aber sowohl die Mängelanalyse wie die Reform-

' überlegungen müssen an jenen Substrukturen der Mini-
sterialorganisation anknüpfen, die innerhalb dieses 
Teilsystems am ehesten als veränderbar erscheinen: die 
Basisorganisation, die Leitungs~rganisation und die 
institutionalisierten Kooperationsmuster innerhalb der 
Ministerialorganisation. Auf diese Substrukturen soll 
darum im folgenden eine an den drei Dimensionen einer 
aktiven Politik orientierte ~längelanalyse bezogen wer-
den. 

1 • 2 Das _klas s is ehe _Mus tcr _der Jl:ini s terüi 1organis !iog 

i '. 1 • l . , , J1V1e c.1.e vcrg. ClCJlCJlUC J\1~'1 .)'SC 1n Teil II <leutlich gc-
macht hat, unter.schciclc11 sjch <lic );(:):;sorts der l~unclcs-
.rcg:icnmg heute schon rcclit erheblich in ihrc:r or[ani-
satoris chcn Lnti'licklung. Uic : i:inge L:,1;dy.sc kann also 
nicht mehr von cinc::1 ciril1cjtlichc11 '.'.odcll <ler Ressort-

https://L:,1;dy.sc
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organisation ausgchc.n, sondern muß Jie viclfäl tig 
va ri ic rcntlcn konkreten .il!us te r bc rücks ic11 ti~cn. Die 
für die Darstcllunr; uner1Lißliche Vercinfachunl"! soll 
dabei in <lcr Weise erfolgen, daß zuntichst ein°"klas-
sisches" Hodell der Ressortorganisation der Diskus-
sion zugrunde gelegt wird, und daß anschließend die 
in der Untersuchung sichtbar gewordenen Veränderun-
gen und Weiterentwicklungen im Hinblick auf die fra-
ge erörtert ,-:erden sollen, wieweit sie <lcn Mängeln 
des klassischen Modells abhelfen können. 

Dabei kann das klassische Modell in extremer Verein-
fachung fo]gendermaßcn charakterisiert werden: 

Basiseinheiten sind die intern hierarchisch orga-
nisierten Referate mit fester Aufgabenz1~eisung 
und geringem ,Personalbestand (Klein- und Kleinst-
referate). In ihnen findet die Programmentwicklung 
in der Ministerialorganisation fast ausschließlich 
statt. 

Die mittlere Leitungsebene erfüllt in erster Linie 
Vermittlungsfunktionen von oben nach unten und von 
unten nach oben sov:ie Aufgaben der Abstimmung und 
Koordination; im übrigen wird sie in außerordent-
lich hohem Maße durch Außenkontakte in Anspruch ge-
nommen. 

Die Leitungsebene verfügt typischerweise nicht über 
Stabseinrichtungen von höherer Kapazität; für die 
Unterstützung des Ministers und der Staatssekretäre 
kommen neben den jewcil ir,cn persönlichen Referenten 
noch die Presse- und öffcntlichkcitsreferatc, das 
I(abinc ttsrefera t und <las r-:inisterbüro infrat1.c. Die-
se Kapazi tLlt; rcic:ht · selbst in den kleinen IWuscrn 
nicht ~1us, um die k~ntinni.crli,chc Aufi:1erksai;1Lcit 
der Lc i tung auch nur für die wich ti;_:C' rcn ProgrD.l!L'TI-

.cn twi c l~ .1 ungcn im Ilaus zu sichen1. 



Prozrammini tiativ.en gehen vorwi c;;cnd von c.k:n spe-
zialisierten Dasiscinheitcn aus, die dabei sehr 
häufig auf externe Anst5ße und Por<lerunBen reagie-
ren. Inhaltlich orientieren sich die dezentralen 
Initiativen typischerweise an den bereits fixier-
ten Aufgaben und laufenden· Progra1runen, die aus ge-
gebenem Anlaß Hei terent\-1ickel t und an veränderte 
Umstände angepaßt werden. 

Die beschränkte Kapazität der mittleren Leitungs-
ebene und der Leitung zwingt innerhalb des Hini-
sterialbereichs zur horizontalen Selbstkoordina-
tion. Nur wenn ~onflikte auf den unteren Ebenen 
nicht bereinigt werden können, wird die Leitungs-
ebene zuverlässig eingeschaltet. Sowohl die Betei-
ligung von Externen als auch inne~halb und zwischen 
den Ressorts folgt eingespielten Mustern und er-
scheint relativ unproblematisch. 

Gewiß handelt es sich bei dieser Skizze des klassischen 
Modells um eine typisierende Überzeichnung. Trotzdem 
entspricht-die Wirklichkeit der Ministerialorganisation 
in verschiedenen Bereichen diesem Modell noch so sehr, 
daß es als Hintergrund der folgenden Nängelanalyse be-
nutzt werden kann. Die vorfindbaren Ansätze zu neuen 
Organisationsformen bleiben· dabei zunächst unberück­
sichtigt und werden erst im Anschluß skizziert. 

1.3 Mängelanalyse 

Die Untersuchung hat die Vermutung bcstiltigt, daß in 
der heutigen Ministerialorganisation reakti~e. Progra3m-
entwick lungen insges al'lt Jcut lieh übe n,•ie r,:cn, nl c:-i t nur, 

. -
aber insbesondere dort, wo das eben Lcschricbc11c klas-
sische Organisationsmuster vorherrscht. Die Gri~11de hier-
für sollen unter Bczugn..dmc auf Llll' clrci l.Jcrkr.1alsdi,::cn-
sioncn einer aktiven Pölj tik crörtL:rt \/erden. 



- 305 -

1. 3. 1 Autonomie 

Die Autonomie der Programmc1~twicklung scheint insgc-
sant gesehen nicht durch eine aktive un<l gezielte 
Außensteuerung und auch nicht durch die Vcrsclbstän-
digung der MinisterialbUiokratie gegenüber den poli-
tischen Zielvorgaben der Regierung gefähr<let zu wer-
den. Durch <lie unzureichende Fähigkeit de~ klassischen 
Ressortorganisation, eine reformorientierte Politik 
großer Re i clnrn i te hervorzubringen, fehlt dem poli ti-
schen Aktivsystem jedoch eine wichtige Voraussetzung 
autonomer Umweltgestaltung. 

a) Die Vermutung, daß_dic Basiseinheiten der Ministerial-
organisation aktiv versuchen, sich der politischen Steu-· 
erung durch die Leitung zu entziehen, hat unsere Unter-
suchung widerlegen k6nrien (vgl. II/3). Selbst wenn man 
berücksichtigt, daß es besonders schwer fallen muß, ei-
ne solche Tendenz zur Verselbständigung der Basis durch 
Aussagen in Interviews nachzuweisen, kann man sagen, 
daß der Primat der politischen Leitung in den von uns 
untersu~hten Bereichen von den Fachbeamten grundsätz-
lich vorbehaltlos akzeptiert wird. Es überwiegt das 
Selbstverständnis einer prinzipiellen, jederzeit aktu-
alisierbaren Abhängigkeit des eigenen Handelns vom Wil-
len der politischen Leitung; selbständiges Handeln in-
~erhalb eines eigenen Entscheidungsspielraums erscheint 
weitgehend nur dann m6glich, wenn ein Vorhaben oder 
Sachbereich nicht zum augenblicklichen Aufinerksarnkei ts-
bereich der Leitung gch6rt. 

Die generelle Bireitschaft zur Berücksichtigung von 
Zielvorgaben oder undcrcn von der Leitung formulier-
ten Entschci<lungsprilmisscn aufs~iten der Basis stößt 
jedoch htlufig ihs Leere, da eine sy~tc~atischc und so-· 
zusagen "f]fichcndcckcndc" Stcuc:runr, t.1,.:L' Prograr1J;:cnt-
wicklungst:itigl<:cit durch die Lcitun~; fehlt. Da1:1it ist 
ein JJcfi:it i.m Lcjtvnnc;bcrcicb der J;iid.stcriolorgani-
sa tion angcs prochcn. Di c politische S:;, i t zc ercif t nur 
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selektiv steuernd in den Programmentwicklungsprozeß 
ein. Die Auswahlkriterien sind <labei u.a. die poli-
tische Dringlichkeit eines Vorhabens, seine öffent­
lichkeitswirksamkcit, sein Konfliktpotential oder 
ein persönliches Engagement der Leitung in einem be-
stimmten Sachbereich. Für das Alltagsgeschäft der 
Basiseinheiten gehört damit die Aufmerksamkeit der 
Leitung und demzufolge auch die Verfügbarkeit von 
richtungswcisenden inhal tlichcn j\ußerungon zu den 
besonders knappen Gütern. Das hat zur Folge, daß 
der Basisorganisation oft nichts anderes übrig bleibt, 
als sich an den eigenen fachlichen Rich tigkei tsl(ri te-
rien zu orientieren bzw. den politischen Willen der 
Leitung zu antizipieren und von sich aus in Rechnung 
zu stellen. Eine zweite, da~it zusammenhltngende Fol-
ge der beschränkten Steuerungskapazität der Leitung 
ist, daß der Basisorganisation in weiten Bereichen 
die Initiative bei der Programmentwicklung überlassen 
bleibt. 

b) Wie die Unter~uchung gezeigt hat (vgl. wieder vor 
allem II/3), kommen gerade dezentrale Programminitia-
tiven häufig dadurch zustande, daß Folgeprobleme lau-
fender Programme aufgegriffen und zum An.laß von Novel-
lierungen oder sonstigen Progran~änderungen gemacht 
werden; die Anstöße kommen besonders oft von außen. 
Nach den Merkmalen unserer Definition sind solche Pro-
gramminitiativen überwiegend reaktiver Natur. Ein,we-
sentlicher Grund für diese Eigenart dezentraler Pro-
gramminitiativen liegt in der geringen Problemverar-
beitungskapazität von Klein- und Kleinstreferaten so-
wie in der damit zusammenhängenden Frarrmentieruna von 

. "' b 

Zustindigkeitcn. Diese ~erkrnalc Jcr Basisor~nnisntion 
wirken sich umso mehr als eine cinschncic:,,nJc !'c::tr:i}~-
.!_:io.!!_ aus, je r;rößcr, kon:11.cxcr un(l clrinf;l.ichcr d~c ;-:::-1-

stchcndcn l'roh1eme sind. Die Fo1::.c: k:nm ent\-.'el1Pr !;ein, 
daß das betrc[fcndc Problem vo:, den "zu~tiii;c.ligcn" E:1-

sisLJ5nhcitcn nic11t auf:;(ip·iffci, 1,-ird (r.on··dcci:;i()n-



ma1:ii~::) ,o<lcr daJ~ die ProbJcmJcfinition, die P-roblcrn-
u11alysc und s0 1 ·;:ir Jic J ;;suw,svo·1·rc]•l" e 

"' < · , • • • L, - -~ , , •. g . von externcn 
Gruppen und Institutionen übcrHoi:,n,cn ,vcrclcn. In bci-
<lcn r1;11cn ist das /\uto11on.i.epostuJat pefährdct. Dabei~· 
deuten c:ic Lq:~bnissc u11scrcT Untcrsuchunr; darauf hin, 
daß d~0 tccintr:ic•hti~~un~ u~r Autonouic eher durch Pas-
sivi Utt anr;csichts r,roßcr, kom1)lexcr und drin„lichcr 

"' 
Problc1i1e gcschic}J t als durch die Stcucrun~ cler Prorrramm-v ,, 

ent\-;i'7l-:.lm1g durch externe Gruppen. 

Sub j cL tiv wi rJ eine J\bhttngigkci t von Vorgaben exter-
ner Grurpen 1m:ngc 1s c iscner Prob lcmverarbc i tungskapa-
zi tti.t auch dort oft nicht empfunden, wo die Fachbc,;m-
ten tatsi'!.chlich auf derartige Vorgaben zurückgreifen. 
Der fachwissenschaftlich spezialisierte Beamte meint, 
<lie Problcm<liskussion in der WisseJ1schaft und <len Pach-
verbi1ndcn sacbl:undig verfolgen zu können. Aufgrund sei-
nes Sachverstands meint er, <lie freie Wahl zwischen an-
gebotenen Problc1adefinitionen und Lösungsv~rschlägen zu 
haben und insofern seine Unabhängi~kcit zu bewahren. Das 
setzt allerdings voraus, daß Wissenschaft, Forschung und 

-fachverbände ein zur Regelung anstehendes Sachproblem 
erstens überhaupt und zweitens ohne interesscnspezifi-
sche Verzerrung behandeln. Bei<les ist keinosKegs sclbst-
verstündlich. In dem ;,laße, in dem der Basisorr,anisation 
Proble1~tlfinitionen, Problemanalysen und sogar Lösungs­
vors eh lJgc -durch exte rnc Gruppen und Institutionen gc·-
1 iefcrt ,\-erden, wir<l. auch die Interessenberücksichtigung 
beeintr~ichtigt. Es lier;t auf der Hand, daß finanzstarl:e 
Grup"i_'.'cn bzw. J.cistungsf:;hir;e Grof.',orianisatjonen ihre In-
teressen sehr viel o11cr nüt faclndssc:nschaftlichcn Datc]n, 
Analy~;cn und J\rsrn.:cnten untermauern Lönncn. Die <larin 
liegende Tendenz zur verzerrten Intcrcsscnbcri.i.cJ(sichti-
cun0 ,,:ird in cJer nraxis noch d::1clurch versch~irft, daß <lü: 
t.> ,.> 

Bas i.s c L/1 0 i tcn ·sich in il1 rcn externen Kon t ak tcn auch wc-
"'"'n i·,, 1-c,,· "l'''Jr,,,·,r 1\rbcit!Sl:ap:.1:.i.t:';t. 1:~ö•lich:;t ;,uf \·,cHi··6 i.:,; .. ! ,, .._ ,_;, • J.. • <. J ,,_, l . .. .,.. 11...I 

· · · l · ·1 ,:· .. , .. , · ·''c;,· ·-·i '•'je die 1 •q-,, C: ; t '7 ,-·, n '),.. ,, ",·, ·1 s ,·, --- ' 0 J~ (,: n ');: s C 11 '1 L-"- L r, T.1 •,l. .-, <,,;' • . , .., .g 4r.:;: ~--.; ,, ,~ ·-· i J \.. .. L, <.,t. l .... (t .._. .J. 
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• , ,.. • "· .-- - 1-·---c: r-;,,t 1 1_., nic 1J1--rriJ,-i ,ir,llen :;cc-:..1:.~c!l('.i.t ZUl ,J,'.}tlC,.:oJ_ ,!_.,,, •_;i, .. -
.'' l •• 'l . ._ • · • 1 .. r :•·;, : • ·, ..,.., 1 • \ ..... ,.-, ~- C' ,-, ( [ " .._ ·: • 
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. , 1:. i" ,1i scr (>,·,,, c 1 rohlc,,l1c\.ur·t·<~it ,,,_-r c :-; .1 : • 1,,.: 1. ..:\ l: :1l 11,.: ! .. 1.., · - .... ,. J.. , 1J 1 J l • , 

( :r, ... l{rt')t.l7jt,[.t 1 ~ 1 11·li:;Llc1l. vor liCI' i'.,:;:i-'I'''-"fc.rc•j:{r·": t.tl'i("ji; ,L:J,.,j.1 l>-•l- J,". ....• 
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c) Eine weitere Restril~tion autcmo1•1cr Progranmcnt°i'!Ü:L-
lung 1icgt in <lcm Kooncra j onsn1:~ -~2-!_1::_ <lcr "nc gn t iven 
Koordination". Soweit unser l-latcdal (vgl. II/.S.1,5.2) 
hierzu überhaupt etwas crcibt, bcstUtigt es eher die 
Vermutuni:r.-, eines übcrwie~cnd defensiven Interesses der 
jeHeils anderen an einei:1 Vorlrnbcn zusttinJ.ietei tshalhcr 
beteiligten Einheiten; dabei gilt das für die abtei-
lungsinterne Zusammenarhcit offcnbc:;r weniger als für 
abteilungs- und ressortübcrgreifcndc Kooperation. Da-
rüberhinaus zeigt die Untersuchung deutlich, daß Pro-
grammkonflikte innerhalb von RV und insbesondere zwj_-
schcn den Ressorts von den daran Beteiligten selbst 
typischerweise als "\lli<lcrspiegclunr," von Konflitten 
zwischen Intere~sengruppen in der gcscllschafltichen 
Umwelt wahrgenommen werden (vgl. II/6). Das Wirtschafts-
ministerium als Vertreter industrieller Interessen, <las 
BMA als Vertreter von Arbeitnehmerinteressen, das Bt,lL 
als Vertreter landwirtschaftlicher Interessen sind nic~t 
nur gängige Klischees der Fremdeinschätzung, son<lern 
entsprechen auch dem Selbstverständnis. Nimmt man bei-
de Orientierungen_zusarnmcn, ergibt sich daraus zusätz-
lich zu. der auffälligen Neigune zur Verteidigung der 
eigenen Kompetenien eine Tendenz zur Verteidigung der 
Interessen der jeweils eigenen sozialen Bezugsgruppen 
in_ der Umwelt (Wirtschaft, Landwirtschaft, Arbeitneh-
mer usw.). 

Programmvorschläge, die solche "institutionalisierten" 
Interessen bcnachteiliz~n kön~ten, führen darum typi-
schenveise zu einem RV-interncn Konflikt, der auf den 
höheren Ebenen geregelt werden muß, wenn er ni~ht in 
der horizontalen Abstimmung auf <lcn unteren Ebenen 
beigelegt werden kam1. Da aber die bcs~hränktc Kapazi-
tUt der Leitungsebene durch das unselektivc "Hochspie-
len" von Konflikten sehr leicht v<Üli['. iibcrlastet 1-:cr-
dcn kann, so dnß die J:r::ch')issc l1Cr r:o:1f]iLtrc~•.c:J1l!;; 
auf der ob()rcn T:bcne z,_,jtJich ,·1c j:ihnlt.lic!J schlecht 

die e:i-
ncn l'rogra1;.1,1vorsch 1 a;; durclisct:ti'.n <1 i (; 
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Verlagerung nach ob'en eher bc fürcl1t 0 n als 1 · u··t1r10cn · , -- c ic 
Beteiligten, denc1: es n1ir d „- n rum geht, c ine bes timmtc 
Initiative z11 v l ·cr11nd crn. Daraus ergibt sich die Nei-
gung, oine Einigunr, schon auf der unteren Ebene zu 
erzielen. 

Das Bedürfnis der Ress~rtleitung, bei beschränkter ei-
gener Konfliktrer,elungskapazität zunächst die Inter-
essen der eigenen Bezugsgruppe oder Klientel zu ver-
teidigen, führt im Ergebnis zu einem strukturellen 
Veto der in RV institutionalisierten gesellschaftli-
chen Interessen gegenüber Programminitiativen, die 
sie benachteiligen könnten. Das aber be<leutet nach 
unserem Verständnis dieses·Begriffs eine Einschrän-
kung der Autonomie von RV gegenüber mächtigen und 
konfliktfähigen Interessen. 

1.3.2 Reichweite 

Die Entwicklung von Programmen größerer Reichweite, 
die in der Regel sowohl bereichsübergreifend als auch 
längerfristig konzipiert sein müssen, stößt auf recht 
ähnliche Restriktionen in den drei organisatorischen 
Substrukturen, wie es hinsichtlich der Autonomie der 
Progra~nentwicklung der Fall ist. 

a) Was die Basisorganisation betrifft, werden länger-
fristig konzipierte Progranune in besonderem l'ial?,e du!·ch 
die mit der geringen Größe der Referate zusawacnhängcn-
de, bcschränkte_Informationsaufnahme- und -vcr::irbci-
tungskapazität beeinträchtigt. Im Unterschied zur in-
krementalcn Veränderung laufender Pro[;rarnme kann eine 
längerfristig orientierte _Politik nicht mit den ohne-
hin i1,1 Ccschäftsgan~ anfallcnc!en Informationen aus'.~;..i;,:-
men; s:ie ist [rngcwi.csen auf J:ie sy~;tc:11atischc :;,H,:n-
J.un~ und Aufbereitung vo,'l Daten, a,:f <lic :uvcrlitssiic 
Tren<lana lys en und Proinos <;Jl rc s ti.i L'. t Herden u,nnc n. 
In den üblichen Klcinrcfetatcn sinJ, idc Jie Untersu-
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chung zeigte; solcl1e Daten wc<lcr vorhan<l~n noch könn­
ten sie dort gewonnen und verarbei tct wcr<len (vgl. 
II/4). Daß das Fehlen solcher Daten oft nicht einmal 
als Mangel und der eigene Informationsstand als aus-
reichend empfunden wird, zeigt lediglich, daß <las An-
spruchsniveau in der 'Dasisorg_anisation sich an die 
geringeren Informationsanforderungen reaktiver Pro-
grammentwicklung angepaßt hat. Der Zusammenhang zwi-
schen langfristiger Planung und höherer Infon1ations-
aufnahmekapazität wird indirekt dadurch bestlitigt, daß 
die beiden untersuchten Politikbereiche, in denen län-
gerfristige Konzeptionen voiliegen oder ausgearbeitet 
werden - die Verkehrspolitik urid die Sozialpolitik-, 
auch in der Entwicklung ihres Informationssystems und 
in der Anwendung leistungsfähiger Verfahren der Infor-
mationsverarbeitung erheblich weiter fortgeschritten 
sind als die übrigen Abteilungen. Gerade die beiden da-
mit angesprochenen Ressorts entsprechen aber auch nicht 
mehr dem "klassischen" Modell der Ninisterialorganisa-
tion. 

b) Die Restriktionen im Leitungsbereich hängen wieder 
mit den Kriterien zusan@cn, di~ <lie selektive Vertei-
lung der Aufmerksamkeit de_r Leitung bestimmen. Die Un-
tersuchung hat gezeigt, daß das Ende der Legislatur-
periode ganz überwiegend den Zeithorizont der Arbeits-
und Zeitplanung in den Ressorts bestimmt (vgl. II/10.1). 
Programme größerer Reichweite dauern jedoch schon we-
gen ihrer größeren Komplexität, dei Menge der zu ver-
arbeitenden Informationen und der Vielzahl der daran 
ßeteiligten auch in der Vorbereitung oft besonders 
lang. Werden solche Vorhaben erst später im Laufe ei-
ner Legislaturperiode angcganr,Pn, dann ist oft ab.sch-
b:ir, dae sie vor j]n-e,i1 Enu~ 11:icht au'.~f:'sc1i)osscn wcrJ\;n 
küiincn. FLir solcb~ \'rnli;ibc;·, is1· ilbcr clic lJntcrstiitzun(T 

. ü 

einer z,rn.n;~~d:iufir; .iuf :1kt111.:1Jen politi :;cltcn I.:rfolg bc-
clachtcn nc:;~;ortlcj tn:ii~ scln,'::: r z1: bcko11: ..:cH - ur;:'.;o .sclH-1c-
rer, je r:r(jf.1,cr die I•W~:1 i chl·.(; i t: C: :i'hc.s 1·:cci,scls j n (h.:r 
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oder den ~egierungspartcien erscheint. Dieser Tendenz 
zur Bevorzugung kurzfristig realisierbarer Vorhaben 
ließe sich nur durch eine systematische Aufgabenplanung 
entgegenwirken. 

c) Insbesondere für die Entwicklung bereichsübergrei­
fender Programme ist die enge Begrenzung der Zuständig-
keiten der Kleinreferate eine entscheidende Restriktion. 
Der Aufmerksamkeits- und Handlungsbereich kleiner Fach-
referate umfaßt in der Regel nur Ausschnitte des jewei-
ligen größeren, insgesamt regelungsbedürftigcn Problem-
bereichs, weshalb sie auch dazu t~ndieren, gegenstilnd-
lich begrenzte und damit wenig weitreichende Teilpro-
gramme zu entwickeln. Das traditionelle t-iuster der Ab-
stimmung - "Federführung" und "Beteiligung" - kann die-
ser Tendenz nicht wirksam begegnen und fördert nicht die 
Entwicklung bereichsübergreifender Programme. 

Zunächst ist festzustellen, daß die Abteilungen, die 
von der Gesamtheit ihrer Aufgaben und Ko~petenzen her 
für die Entwicklung umfassender Programr:ie durchaus qua-
lifiziert erscheinen·könnten, tatsächlich in der Regel 
nicht die effektiven Einheiten der Proerammentwicklung 
sind. Normalerweise ist ein einzelnes Referat innerhalb 
der Abteilung für ein Programm federführend und fordert 
gegebenenfalls spezialisierte Einzelbeiträge aus ande-
ren Referaten an bzw. koordiniert sie. Dem Versuch ei-
ner gemeinsamen Problemverarbeitung unter Aüssch6pfung 
der gesamten Kapazität der Abteilung steht sowohl die 
Inanspruchnahme der Referate mit laufenden Aufgaben 
als auch die begrenzte Kapazität der Abteilungsleitung 

entgegen. 

Davon abweichende Muster der ab te i 1un;;s internen Pro-
blcmvc :rarbc i tung sind jedoch n:icht vö.lUg ausgc~:chlos-
s c 

11 
• sO g i b t c s r:~ c l c gc n t 1 i ch f c s t c r n c :-, c: rat i o n s s t n 1k-

. • 1 1 • ·• l) · r. r -· ' -, y d :i c " t :; '·l i,,.·turcn zwischen Z\·;c]. Oe.Cr (1Ie1. ,'~JC' . ., 1,(.cl,',.,l, , .(.',' 

. ' '> J· <lcr Pror,rammcnti•,:i.cklunf: 2.u'.;~1,:,;,c;1',:1r1~c-n. 1 c:,on< crs1) C J L 

wi.rtsarn erscheint dieses i--lu~;t0r, \\'C'lll, ein Untcr:1hLci-



lungslciter sich gaoz auf die Entwicklung .eines sol-
chen umfasscn<lercn Pro0 ramms konzci-itric'rcn und als 
effektiver Team-Pührcr wirken kann. Ein'weitcrer 
Schritt zur ··;Ausdchnun~ der Kooperation bei der ·Pro-
grammentwicklung ist die Einrichtunr; von Gruppen, 
wie z.B. im Städtebau-Ministerium; <las geht jedoch 
schon über das "klassische" i'-lodcll hinaus und wird 
deshalb unter 111/2 erörtert werden~ 

Wenn die Kooperation bei der ProgrRmmentwicklung schon 
innerhalb der Abteilung auf Schwierigkeiten st6ßt, so 
erscheinen diese noch gering gegenüber den Problemen 
der abteilungsübergreifcndcn und der ressortübergrci­
fenden Zusammenarbeit. Hier herrs eh t in aller Regel 
das ~~ster der negativen Koordinatiori vor und verei-
telt die Verarbeitung übergreifender Problemzusammen-
hänge zu umfassenden, konzertierten politischen Pro-
granunen. Beteiligt wird, wer aufgrund seiner Zuständig-
kei tcn beteiligt ,verden muß bzw. im Falle der Nich tbe-
teiligung effektive Sanktionen ausüben könnte - eine 
Abstimmungsstrategie ausgesprochen defensiven Charak-
ters, die zu keiner positiv koordinierten Programment-
wicklung_ führen kann. Die Einrichtung abteilungsüber­
greifendcr und ressortübergreifender Projektgruppen, 
mit der dieses Problem zu lösen versucht wird, geht 
w·iederum über das klassische· ~iodell hinaus. 

1.3.3 Reformorientierte Zielsetzung 

Programme, die gesellschaftliche Strukturen und Pro-
zesse gestalten und vcrtindern sollen, müssen in der 
Regel als umfassende, könzertierte Strategien ange-
legt sein; insofern werden sie d11rch die eben erbr-
tcrten RestrlkUoHcn im Lcrcich der !:lassisci1cn Ko-
opE,rationsmustcr bchindört. l{Öforuoricnticrtc Pror.ra,:'"' 

0 -

mc mü:;son ,vcitc1hin in dc1· l~c·fcl J{inr>,rfl•ic-t1·n ·., 1,r·e-t..... ., . i.J "- - .... ., u ~:>J 

legt scJ.n und sind clcsh:dh durtl~ l,njl~1zitflts::,Ltq:cl der 
Dasiscinhci tcn iii1 Berci(:h der J nforf,!ati.ons1,c1d.nnt1rrr;, 
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der r-orschungs-. und der Informationsvcrafbci tuwr be-
schrUnk t. Die cntscl~ei<lende11 ncstriktioncn eine~: re-
formoricaticrtcn P-rogramment\1.i.cklunr:; scheinen jcdocI1 
den Err,cbnissen unserer Untersuchung zufolge im Lei-
tun[:sbereich. zu liegen. 

Eine auf UmwcltvcrHnderung gerichtete Politik ist ih-
rer Tendenz nach eine Politik auf hohem Konflil(tniveau. 
Konf lil,; thaftc Programme beanspruchen imncr uie Auf;-r1erk-
samkei t und das Engagement der Leitungsebene. Die Ba-
sisorganisation verfügt nicht über die Nacht derartirrc , 0 

Konflikte sei es durch autoritative Entscheidung, sei 
es durch ßargaining zu regeln. Durchsetztingsbczogcne 
Aktivi tät~n der Referate sind deshalb, wie die Unter-
suchung zeigte (vgl. II/6.3), weitgehend auf Oberzeu-
gungsversuche beschränkt. 

Dtis Konfliktregelungspotential der Leitung ist seiner-
seits durchaus begrenzt. Währen<l der IIinistcr bei Kon-
flikten innerhalb seines Hauses Macht einsetzen kann 
und ihm solche Macht in begrenztem Maße auch gegenüber 
anderen RV-Einhciten zustehen mag, muß die Konflikt-
regelung, je mehr sich die Konfliktfront zur Um:c 1 t 
hin verschiebt, in z~nehmendem Naße durch Konsens ab-
gestützt sein. Der politische Widerstand potenter In-
teressengruppen in der gesellschaftlichen und politi-
schen Umwelt kann durch politische ~illcnsaktc der 
Ressortleitung nur in engen Grenzen negiert werden, 
die letztlich durch die Mehrheitschancen der Regierung 
im Parlamcn t und der Regierungsparteien in. der 1fählcr-
schaft bestimmt ,verden. Das heißt nicht, daß die Kon-
sens grenzen objektiv fixiert Hä1;"en; sie können durch 
ein aktives Engagement der Leitung cnrni tert Kerdcn -
das aber stößt wieder an zeitliche us,:. Kapazit:its-
grenzc11. Di.c Rcssorllcjtunr t:12rn dcsh:llb die E11t~;:i.cl~-
lung konfli\ tcrzcu~:c1iJcr rr.:)~·_ra)'lr:;c durch die L~1si~',or-
ganisation nicht ui1~:estcue:rt 1~1ssc;:, Lmn aber anucrer-
scits Lcstcnfalls c:inc gcrinr.c Zahl salcl1er Pro~:r.'.lr::;1c 

Konflitt-glcichz~i ti~~ pol:i l:i sch vcrfol[;C:Il und ~;tcuern. 
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hafte Programmentwicklungen, Lei denen die Leitung 
keine Chance sich t, daß der \•:idc rs tand der be troffe-
nen Interessen politisch übcnrnnJcn wcrtlen kann, müs­
sen von ihr übeihaupt verhindert oder suspcndiett wer-
den. 

Der geschilderte Sachverhalt wird von der Basisorgani-
sation durchaus erkannt und entmutigt dczentra~e Ini-
tiativen mit vermeintlich l1ohem Konfliktpotential von 
vornherein. Hierin liegt ein weiterer Grund für den 
überwiegend reaktiven Charakter dezentraler Programm-
initiativen. 

Man könnte vermuten, und einiges deutet auch darauf 
hin, daß .der relative Anteil aktiver Programme in den 
kleinen Ressorts mit einem noch überschaubaren Geschäfts-
bereich und mehr oder weniger homogener Aufgabenstellung 
größer ist als in den "Superministerien", da der weniger 
überlastete Minister sein Konfliktregelungspotential.. 
voller ausschöpfen kann. Andererseits kann jedoch auch 
das höhere. politische Gewicht des "großen Hauses" zu-
mindest bei Konflikten mit anderen Ressorts in die Waag~ 
schale gewörfen werden, so daß Pr~gramme aus einem sol-
chen Ministerium, wenn sie einmal die Unterstützung der · 
Leitung gefunden haben, auch mit größeren Nachdruck 
durchgesetzt werden können. 

Das Aktivitätsniveau der Politik hängt also zunächst 
einmal davon ab, ob RV in der Lage ist, den verfügbaren 
Konsensrahmen realistisch abzuschätzen und mit seinen 
Programmen dann auch tatsächlich auszufüllen. Diese 
Voraussetzung muß beeinträchtigt werden, wenn die Ba-
sisorganisation die Konscnsgrenzen von sich aus zu m1-

ti zipieren versucht, die Treffsicherheit des Urteils 
infuli.;e ci.nes beschr~inktcn InfornationsstLni<les jedoch 
f r ;' g~,, Li r d i g L l c i b t . 

Ill ..,,wc1·fc·1· I,·.i.n1·c k:'1,·1•· es <l· 1 1--••.,r ·r1 ·11·c i: t 1 1 1•,. ~ . -- '"' · • ., . « u :.; . ,t , l L Il ..... 1 C 1J·•. U l1 ,,r a -
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sierungsstratcgicn 7u koppeln, die den jeweils gegebe-
nen Konsensrahmen cnveitcrn sollen. !Iier wird die Größe 
der KontaktflJche z~ischcn RV und dem politischen Be-
reich in den Fraktionen, den Parteien und der aktiven 
Öffentlichkeit zu einem kritischen Engpaß. Zwar kann 
der Kontakt mit den jeweils· zuständigen Parlamentsaus-
schüssen von allen Ebenen der Ministerialorganisation 
aus aufrechterhalten werden, nicht jedoch der partei-
politisch akzentuierte Kontakt zu den Fraktionen und 
Parteiorganisationen, deren strategische Überlegungen 
mit denen im Ressort verknüpft werden müssten. bieser 
politische Kontakt ist in der Regel auf wenige Perso-
nen auf der Leitungsebene beschränkt. Solange die po-
litische Kapazität der Leitungsebene nicht gesteigert 
werden kann, wird auch das Aktivitätsniveau der Ressort~ 
programme nur innerhalb sehr enger Grenzen gesteigert 
werden können. Als flankierende Maßnahme könnte dann 
auch eine aktivere und an den Mobiliiserungsstrategien 
der politischen Leitung orientierte Öffentlichkeitsar-
beit ihre Wirkung haben. 

Fassen wir die Hauptpunkte dieser Mängelanalyse zusam-
men, dann haben wir gefunden, daß zumindest im Rahmen 
des klassischen Modells der r-.iinistcrialorganisation 
die eingangs definierten kritischen Anforderungen, auf 
denen eine aktive Politikgestaltung beruht, unzurei-
chend erfüllt werden. 

Im Bereich der Leitungsorsanisation lieit eine we-
sentliche Ursache hierfür in dem begrenzten und in-
haltlich durch politische Restriktionen bestinimten 
Aufmerksamkeitsbereich und Konfliktregelungspoten-
tial der Leitung sowie in der Tatsache, daß dieses 
Potential nicht einmal systematisch ausgeschöpft 

· t <laß dezentrale Program:.:i.ni tia-wird. Die Polcc 1s , 
tivc11 übcrwict;('n. 

https://Program:.:i.ni


- 316 -

Im Bereich <ler B;;lsisorganisation liegt der entschei-
dende i'-langel in der bcschr~inktcn Informationsaufnah- · 
me- und Informationsverarbci tungskapazi tü.t und in 
der Inclastizität in der Anpassw1g an neue Anforde-
rungen. Dabei ist diese Kapazität der Basisorganisa-
tion durch Delegation von Durchführungsaufgaben und 
Einzelfallentscheidungen nicht wesentlich zu cn,•ei-
tern. 

Das Zusammentreffen der Mängel im Leitungsbereich 
und im Bereich der Basisorganisat.ion verstärkt nnch 
die bereits in der beschränkten.Kapazität der Basis-
organisation liegende TcnJenz, daß dezentrale Pro-
gramminitiativen ·über,viegend reaktivcn Charakters 
sind. 

Hierzu trägt ebenfalls bei das Kooperation~muster 
der auf beiden Seiten von Defensivstrategien be-
stimmten Abstimmung zwischen Einheiten, die_ über 
Zuständigkeiten typischerweise nur in kleinen Be-

' reichen verfügen; d.h. ,daß die überwiegend negati-
ve Koordination zur Reduktion der Reichweite und 
der Reformorientierthei t der Programme führt. 

Wie im nächsten Abschnitt gezeigt ~erden wird, stellen 
die heute bereits vorfindbaren Abweichungen vom klassi-
schen Modell der Ministeriilorganisation Versuche dar, 
diese Mängel zu beseitigen. Die frage ist, wieweit die 
beobachteten organisatorischen Lösungen sich als dazu 
fähig ~rwiesen haben. 
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2. Ansätze zur organisatorischen Ver;inderunr; <ler ~,liniste-
rialorganisation 

Wie bereits mehrfach gesagt, haben wir das klassische 
Modell der Ministerialorganisation in reiner form nicht 
mehr überall in dei1 untersuchten Ressorts angetroffen. 
Allerdings beziehen sich die vorgefundenen 1\ndcrungen 
und Weiterentwicklungen des klassischen Modells fast 
immer nur auf eine der drei hier unterschiedenen Sub- · 
Strukturen, also die Basisorganisation, das Koop~rati-
onsmuster o<ler die Leitungsorganisation .. Insofern ha-
ben wir bei unseren Untersuchungen zwar für jede der 
Substrukturen neue Varianten vorgefunden, aber kein 
Gesamtmodell, das mehrere oder alle dieser Varianten 
zu einE:r neuen, in sich stimmigen Konfiguration der 
Ministerialorganisation integriert. In der Mängelana-
lyse ist jedoch deutlich geworden, daß beim klassischen 
Modell die Mängel der verschiedenen Substrukturen in-
einandergreifen und sich gegenseitig verstärken. Die 
Untersuchung hat denn auch insgesamt gezeigt, daß iso-
lierte Reformen-einzelner Substrukturen in ihrer Wir-
kung durch die fortdauernde Insuffizienz anderer Struk-
turen beschränkt werden. Für die Detai_ls dieser Analyse 
neuer organisatorischer Ansätze wird auf Teil II (vor 
allem II/7) verwiesen. Im folgenden sollen einzelne 
besonders interessante organisatorische Lösungen in 
einer gewissen Abstraktion von ihren untersuchten kon-
kreten Varianten erörtert und die Grenzen ihrer Wir-
kung hervorgehoben werden. 

2. 1 
. 

') , •iodcll das <lerzd t viel diskutiert und inDas Grur 1)CJlJ. > 
· · l' . rts 1i 1·•t1.·t1· 7.1· e·1·t ,-.1 ird. kor1ntc von tms inC J. ll l g Cn ,C: S S O - • " · , · , 

{\bt · J r st:1·l1•·cd)·111 J·1•1 1~::st untersucht wcrdr:,:1c r J\ · • c 1 un _; , , . l- - • • •<l 
0· · . 1· lJ/ ) f'; ,-:urdc Jort zu Lcr.inn(vgl, 11.t ClllZC JlCJl · ,,. • ,. 

dieser Lc~;j slaturpcrioJc ch1u:.richtc1, um in den .i\uf-
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gabenschwcrpunkten ~es llouses "größere Gruppen von 
Be<liensteten für die Bcarbci tung von ,-.richtigen. Auf-
gaben zusammenzuziehen oder. ständig int_er<lisziplinär 
zusammenwirken zu lassen". Dahinter steht deutlich 
das Ziel einer Verstilrkung der aktiven Programmcnt-
wicklunfl durch die Basisorganisation. Die Gruppen 
unterstehen einem Gruppenleiter im Range eines Unter-
abteilungsleiters, der diese Puriktion auch filr die 
der Gru~pe jeweils nachgeordneten Einzelreferate wahr-
nimmt. Innerhalb der Gruppe wird unterschieden z,d-
schcn den "Gruppenmitgliedern" (den früheren Referen-
ten), den "Mitarbeiter.n" (den früheren Hilfsreferen-
ten) und den Sachbearbeitern. Die Gesamtgröße der 
Gruppen beträgt 9 b_zw. 11 ·Personen. Die Zuordnung der 
Mitarbeiter und Sachbearbeiter ist offiziell nicht ge-
nerell geregelt. 

Die bisherige Erfahrung mit dieser Gruppenstruktur 
wird, vor allem von den unmittelbar Betroffenen, nicht 
ilber~iegend positiv beurteilt. Dabei läuft die Kritik 
zumeist auf die Behauptung hinaus, daß sich gegenüber 
der alten Referatsstruktur in der Praxis doch nur we-
nig geändert habe. Die meisten hätten ihr bisheriges 
Aufgabengebiet als eigenen Bereich behalten; die Hilfs-
referenten seien nach wie vor hierarchisch zugeordnet; 
das vorherrschende Arbeitsmuster sei nach wie vor die 
Einzelarbeit und nicht die teamartirre Zusammenarbeit., ' 

und Diskussiort in der Gesamtgruppe~ Positiv wird aller-
dings hervorgehoben, daß innerhalb der Gruppe die ad-
hoc-Zuteilung besonderer Aufgaben und der Ausgleich 
von Arbeitsspitzen etwas leichter sei als in der Refe-
ratsstruktur, wo man sich gegenüber Sonderauftrtigen 
eher auf seine formelle Nicht-Zust~ndigkeit berufen 
könne.· 

Nach unserem Urteil wi.r<l d~ic; Experi:•ie;nt in diesem 
Pal lc durch dro i Fak torcn in sc incr t' i rkune bcc; in-
t räch ti ;; t: 
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a) Die Gruppenstruktur wurde von der Leitun~ und ohne 
vorberei tcn<lc lli twi rkunB <lcr unmittelbar Betroffenen 
eingeführt, was sich negativ auf <lcren :,loti va tion zur 
Umstellung bisheriger Verhaltensweisen auswirkte und 
gleichzeitig clie Korrektur <lcs unrealistisch hohen 
Erwartungsniveaus verhinderte. Die teilweise auf fal-
sche Erwartungen gestützte Kritit hütte vermutlich 
durch eine brci terc, or[:anisationswisscnsch<lftlich 
informierte Vorbereitunz uncl fachliche Detreuung der 
Gruppenarbeit vermieden werden k6nnen. 

b) In dem konkreten Fall wird ein Gutteil des potenti-
ellen Kapazitütseffekts einer flexiblen Gruppenstruk-
tur verschenkt durch die Beibehaltung <ler hierarchi-
schen Unterscheidung zwischen ";li tglicder,n" und :'i'li t-
arbei tern". Dadurch wird die feste Aufgabenverteilung 
zementiert, so daß das einzelne Gruppen:mitglie<l für 
"seine" Aufgabe nach wie vor unersetzlich ist. 

c) Eine wci tere Erklärung für die geringe 1'Jirksamkci t 
des Gruppenmodells in dem konkreten Pall ist seine iso-
lierte EinfUhrung. Der festgestellte Zuwachs an Elasti-
zität durch die Gruppenorganisation könnte u.a. die 
Einrichtung von bere ichsübergrci fcnden _Projektgruppen 
erleichtern. In der Abteilung Städtebau selbst bietet 
sich diese Art der Zusammenarbeit abßr kau~ an, da die 
Aufgaben der beiden Gruppen nur ~in geringes :Maß vJn 
Kooperation bei der Programmentwicklung erfordern. 
Dort, ,..,o für die Gruppen der Ab teilunr; Städtebau hin-
gegen die intensivsten Verflechtungen bestehen~ nlin-
lich mit der Raumordnunr. im B?H und im Zusammenhang 
mit der Bodenrechtsreform r.li t dem m:1 - wird nach ,de 
vor nach dem traditionellen Kooperationsmuster abzc-

, . tstimmt und nicht in Projcktzruprcn zusammcngearoc1tc . 
Insofern i·:erdcn die i)otcnticllcn ;:apazit:~tsvortej lc 

Vot)•·i•1··1t:i'w,,•.p..1ster••; ,·dclit ;;li;;:·c<;chri,ft •lc! 

des isoliert ein~~cführtL'll Cn11':~rn,,1_0dolls ticr Bnsi~1or-_ 
rr~misution 
o 

infolge des l\;rthcst,::1(i~:s des fra<li tio;,..:1-
'· .1\. ,l I..~ (... ~.\./.'1-1}! • ._ ~- • - '·" 
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Zusiunmcngefaßt: das. Gruppenmodell kann vermutlich nur 
dann eff ekti vc Vorteil c durch grü Gere Kapnzi ttit und 
Elastizitilt <ler Basisorganisati6n bringen, wenn es 

- nicht vereinzelt, sondern überall, wo dii sachlichen 
Voraussetzungen gegeben sind, eingeführt wird; 

- wenn seine Einfü11rung gut vorbereitet µnd unter l'-iit-
wirkung der Betroffenen vorgenommen wird; und 

- wenn es konsequent verwirklicht wird. 

Dabei kann selbst im besten Fall die Einführung des 
Gruppenmodells nicht die Probleme lösen, die weniger 
mit der Kapazität und Elastizitüt der Basisorganisa-
tion als vielmehr mit der Art des Ko6perationsmustcrs 
bzw. der Kapazität der Leitüni zu tun haben. 

2.2 Veränderung_des_KOOEerationsmusters:_ProiektgruEren 

Proj'ektgruppen \verden zu spezifischen Zwecken auf Zeit 
eingerichtet und sind meist abteilungs- bzw. sogar 
ressortübergreifend. Indem man Projektgruppen für die 
Bearbeitung größerer Aufgaben, insbesondere auch für 
die Entwicklung bereichsübergreifender Programme ein-
richtet, versucht man einerseits das Probl~rn der un-
zureichen<len Kapazität der tachreferate zu lösen und 
andererseits eine positive Koordi:na tion der Proerar,m-
beiträge getrennter Ei~hcii~n z~ ~rr~icheri~ d.h. also 
das Problem <ler Verarbeitung interdependenter Problem-
zusammenhänge zu lösen. Der Erfolg von Projektgruppen 

· bei der Verarbci tung Ubergrei fcndcr Problemzusammen-
hänge beruht dabei auf einer l~eihc von Voraussctzun-, 
gen (vgl. hio~zu II/7.3). 
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2. 2 • 1 Zunächst muß es gc 1 i11gen, qualifizierte und motivierte 
Projektgruppenmitglieder zu gewinnen. Die Erfüllung 
dieser Voraussetzung wird dadurch beeintrlichtigt, Jaß 
das kleine Fachreferat der typischen Basisorganisation 
infolge <ler eigenen knappen Arheitskapazität versuchen 
muß, die Abordnung oder auch nur die teilzeitlichc Frei-
stellung eines seiner Mi tgliedcr· in eine Projektzruppc 
möglichst zu vermeiden oder notfalls das "abkömmlichste'; 
und damit oft gerade nicht das qualifizierteste r,lit-
glicd zu entsenden. Die Wirkung dieser Tendenz wird 
noch verstärkt, wenn qualifizierte potentielle Pro-
jektgruppenmitglieder dies auch von sich aus zu ver-
meiden suchen. Das wird insbesondere bei der befriste-
ten vollzeitlichen Freistellung der Fall sein, solange 
die eigenen Karrierechancen primär von den in den Her-
kunftseinheiten erbrachten Leistungen, erzielten Beur-
teilungen und erworbenen Anwartschaften abhängen und 
es nicht möglich ist, Projektgruppenmitglieder für die 
Gefährdung dieser Chancen und die oft geforderten be-
sonderen Leistungen ~uch besonders zu entschädigen. 

2.2.2 Die Konsensbildung im Sinne einer positiven Koordina-
tion setzt in der Regel voraus, daß die Projektgrup-
penmitglieder ihren Herkunftseinheiten gegenüber nicht 
weisungsgebunden sind. Gleichzeitig sollten sie jedoch 
in vollem Umfang in das Informationssystem der Her-
kunftseinheit eingeschaltet bleiben. Diese Anforderun-
gen sind schwer zu vereinbaren, denn es dürfte entwe-
der die Tendenz der weitgehenden Ilerauslösung aus· der 
Herkunftseinheit und Identifikation mit der Projekt-
gruppe unter gleichzeitigem Verlust des bisherigen 
Zugan~s zu den Infoi-rna tioncn der Ilcrkunftsc inhei t bc-
s tühcn, oder um,sckchrt die Tendenz zur blcibenJcn Bin-
Jung an die ilcrkunft•;einhci t und d:imi t zur fal~tisc11cn 

· \'On ·11r hinsichtlicli <lcr eigenen ;,lcjnunis-J\l>bfüq;i~],Cl t 1 

bilJung. 
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2.2.3 Durch eine effektive Weisungsfreiheit der Frojekt-
gruppenmitgliedcr ihren Ilcrkunftscinheitcn gegen-
über kann die Gruppe so weitgehend aus der Ljnien-
organisation herausgelöst und zu·einer "freischwe-
benden" Einheit geworden sein, ·daß ihr die ;•.iöglich­
keiten fehlen, den erreichten -Oruppenkonsens dann 
auch im Sinne einer bindenden EntscI1cidung den Her-
kunftseinheiten gegenüber durchzusetzen. Daher ist 
dis Interesse und Engagement der politischen Lei-
tung eine weitere wichtige Erfolgsvoraussetzung. 
Projektgruppen, bei denen diese Voraussetzw1g er-
füllt ist, sind in der Lage, selbst relativ starke 
Konflikte zwischen den beteiligten Einheiten inte-

·grativ zu verarbeiten und zu Lö5ungen zu kommen, die 
von d~n jeweiligen Herkunftseinheiten zunächst abge-
lehnt worden wären. Wo diese Voraussetzung nicht er-
füllt ist, wird die effektive Konfliktverarbeitung 
durch Projektgruppen wenig wahrscheinlich. Sie ten-
dieren dann eher dazu, unter Ausklammerung von Kon-
flikten wünschbare Teilprogramme additiv zusammenzu-
schreiben; als ·Beispiel kann hier das Muster der Pro-
jektgruppenarbeit für das Umweltschutzprogramm der 
Bundesregierung gelten. In diesem konkreten Fall mag 
das Ergebnis dennoch als zufriedenstellend empfunden 
worden sein. Problematischer könnte die Situation bei 
der sehr viel anspruchsvolleren Zielsetzung der für 
das "Integrierte Verkehrswege-Programm" im B~N einge-
setzten Projektgruppe werden, denn das aktuelle En-
gagement der Ressortlcitung für dieses ProI;ramm war 
zur Zeit der Untersuchung relativ gering, das potenti-
elle Konfliktniveau jedoch hoch, da das Programm sei-
nem Anspruch nach die sektoralen PlanunPen dbr nach ..:, 

Verkehrs träBcrn ge r;l i cclc rtcn Fach ahtei_lungcn c j ncr 
ühcrr,rcifcndr;n Konzcptjo11 untt:rorclncn und d;.11~it uör.­
lichcn:eisc vcründcrn L,z\·.'. so~:;1:r crlicblich bcscltnci~ 
den könnte. l'.'cnn die Projektgnq1!1enarbcit be:i AbschJuf.~ 
unserer Untcrsuchun~'. in d:icscil Fall ,iuclt noch n:iciit be-

iu~,.iko e:i.ic.•1· LntNit:Llunp zur Eini-~· 
:,•, ~_) .,.. 

' .; 
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gung auf dem nicJrigstcn gemeinsamen Nenner aus den 
Interviews dennoch - deutJ j eh. 

2.2.4 Ist <las Inte~esse und Enengcment der Leitung eine 
Erfolgsvoraussetzung für die einzelne Projektgruppe, 
dann verlangt eine erfolgreiche Handhabung Jes Instru-
ments der Projektgruppenorganisation für die r,!iniste-
rialverwaltung insgesamt, daß die Einsetzung, die lau-
fende Prüfung der Arbeit und die Auflösung von Projekt-
gruppen systematisch geschieht. Da Projektgruppen meist 
zumindest abteilungsübergrcifend sind, kommt hierfür 
nur die Leitungsebene infrage. Dabei geht es keines-
wegs nur um eine formelle Verantwortung, sondern da-
rum, daß jemand filr die Gesamtheit aller Projektgrup-
pen innerhalb des Hauses bzw. an denen das Ilaus betei-
ligt ist,kontinuierlich die notwendigen O&M:Aufgubcn 
erledigt und als verläßlicher Ansprechpartner für sie 
dient. 

2.2.5 Der Auftrag an.eine Projektgruppe sollte schließlich 
überschaubar, inhaltlich relativ genau umrissen und 
zeitlich terminiert sein. Diese Voraussetzungen hän-
gen mit dem nichtstilndigen Charakter von Projektgrup-
pen zusammen; werden sie nicht erfüllt, dann verstär-
ken sich die Probleme, die hinsichtlich der i.:otivati-
on der Mi tgliedcr, des Vcrhäl tnisscs zur permanenten 
B~sisorganisation und des Vcrh~ltnisses zur Ressort-
lcitung bestehen, ganz erheblich. Ein besonderes In-
teresse der Leitung (vgl. Erfo,fgsvoraussetzung 3) ist 
z.B. f.ür ein kur;: fris tig ab zuschließendes Vor!wbcn 
leichter zu erhalten als für ein Vorhaben von nicht 
absehbarer Dauer; ähnliches r;il t für die l-iotivation 
der -rrojcktgrupr1cr11nit:;licJcr. Der 1-c::;rcnzte Auftrag 
un<l <lic vorauszWjl:flOndc /\uflösun[; 1,1iJ.Jert auc;1 d.i.c 

KonLurrcnzsituation, in <.lic Cic PrujcLtgruppc zur 
pcrm:.rncntcn Basisorganis,;t:ioü f~c1<:t. 
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Die Erfilllunn der hidr aufgeführten Urfolgsvoraus-o ' 

setzunicn trifft in ejncr irr\ übr:ißcn nach dem klas-
sischen Modell strukturierten .r-Iinisterialorgan.isat:i.on 
auf Restriktionen in drei Bereichen: a) Jer Leitungs-
organisation, li) der Basisörganisation und c) dera der-
zeitigen Laufbalihsystem. 

a) Das Engagement der Leitung für individuelle Pro-
jektgruppenvorhaben ~nd die systematische Steuerung 
der Projektgruppenorganisation insgesamt setzt mehr 
an Kapazität auf der Leitungsebene voraus, als im 
Rahmen der klassischen J'>linisterialorganisation ver-
fügbar ist. 

b) Im Rahmen der herkömmlichen Basisorganisation reißt 
die Bildung von Projektgruppen, die doch die Kapazität 
zur Programmentwicklung verstärken soll, gleichzeitig 
Kapazitätslücken bei den Herkunftseinheiten auf, die 
unter den derzeitigen Bedingungen kaum geschlossen 
werden k5nnen. Zwar sollen die Projektgruppenmitglie-
der regelmäßig von ihren bisherigen Aufgaben ganz 
oder teilweise "entlastet" werden. In der Praxis ist 
jedoch Ersatz für ihre Mitarbeit kaum zu finden, so 
daß die Arbeit entweder 'liegen bleibt oder vom Pro-
jektgruppenmitglied trotz allem zusätzlich erledigt 
werden muß. Dies gilt vor allem dann, wenn das Pro-
jektgruppenmitglied in seiner Referatsarbeit hochgra-
dig spezialisiert war und durch niemanden kurzfristig 
ersetzt werden könnte. 

Es wäre <lenkbar, das Kapazitätsproblem filr die per-
manente ßas:i.sorganisation dadurch zu lösen, daß man 
eine zentral verwaltete Stell~nrcserve einrici1tct, 
über die zur Bildun~ von Projektgruppen verfügt wer-
den kann (und in die Projcktgi•uppcnstcllcn nach ,\uf-
lösuni:; einer Gruppe ztirlickflicß(.~n). Das vollzcitUch 
zu einer Projc1~tgru11pe versetzte :'.i..tgliccl ,-:Orclc <l;;Hn 

in seiner llcrl:unftscjnhc.i t durch cj_ncn neuen ;.;j t~r-
. bei tc r crsct z t und ,,;ürtlc selber nc1 c:1 Bccn<li gung der 

GruppcH::irbci t ~tuf eine neue St-.::1 lc kop:·1c·11. Dieses ;.;o-
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dell wäre jedoch allenfalls in großen Ressorts mit 
relativ homogener ·l\ufgabenstellunr; einigermaßen prak-
tikabel; normalerweise dürfte es scln;cr sein, bei 
Auflösung einer Projektgruppe passende Stellen in der 
perma,nenten Basisorganisation für alle ihre 1.,ishcri-
gen Mitglieder zu finden. So~ald a~s aber nichi ge-
währleistet ist, wurle entwc<ler Kiderstand gegen die 
Auflösung bestehender Proje]~tgruppen entstehen, oder 
es würde sich eine Gruppe von "professionellen Pro-
jektgruppenarbeitern" herausbilden, die von Projekt-
gruppe zu Projektgruppe gehen, was dem Sinn der Pro-
jcktgruppenbil<lung entgegenläuft. Auf jeden F:.ill aber 
würde die Zahl und Größe der gleichzeitig laufenden 
Projektgruppen immer von der sachfremden Überlegung 
der Verfügbarkeit von "Auffc1ngstellen" her bestimmt 
werden müssen. Im übrigen könnte dieses Modell auch 
im Bereich subjektiver Motivation auf besondere Pro-
bleme stoßen. 

Auch von der Einrichtung einer Gruppe von "Springern", 
die als zeitweiser Ersatz insbesondere für vollzeit-
lich freigestellte Mitglieder in. den Fachreferaten 
eingesetzt werden, ist eine praktikable Lösung des 
Kapazitätsproblems für die permanente Basisorganisa-
tion nicht zu envarten .. Soll Jas Projektgruppennodell 
nicht nur in seltcne.n Ausnahmefüllen, sondern als ein 
routinisicrbares Koordinationsmuster verwendet werden, 
dann bleibt als positive Lösung des Kapazitätsproblems 
der Basisorganisation nur <lie Verstürkung der dauer-
haft verfügbaren Persona lkap3 zi Ui t und die Erhöhung 
der inneren .Plcxibilitilt der Referate übrig. Diese . . 
Forderung ist dabei als eine unerHtßliche, nicht je-
doch als eine allein schon ausrcic;1cn<le Voraussetzm1g 
erfolgreicher Projckteruppenarbcit aniusehcn. 
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c) Die Motivatio11~probl0rne <les Projcktgruppcnmotlclls 
können nicht durch organisatorisch~: Vcrfind.crungen t.e-
lös t ,\'erden; vic lmchr sind hier flank.ic rendc r.. ;ar?inah-
men im Bereich des öffentlichen Dienstrechts und spe-
ziell <les Laufbahn- und. Befür<lerungs,icsens erforder-
lich. So müsste es unter a nclcrcm nöglich sein, Funk-
tionszulagen für die Arbeit in Proje~tgruppcn zu zah-
len, besondere Leistungen in de~ Projektgruppanarbeit 
für di~ Beurteilung und Beförderung wirksam wer<len zu 
lassen und anderes mehr.Da diese Fragen außerhalb des 
Bereichs un~ercr Untersuchung liegen, soll darauf 
nicht näher cin6cgangcn werden. 

Zusammengefaßt: auch für das Projektgruppenmodell 
zeigt sich, daß ~eine Effektivität von der gleichzei-
tigen Veränderung anderer Substrukturen der Hinistcri-
alorganisation abhängt; nur dann kann die Einrichtung 
von Projektgruppen die Programmentwicklungskapazität 
vergrößern und anstelle der negativen zu einer positi-
ven Koordination bei der Verarbeitung überzreifendcr 
Problemzusammenhänge führen. 

2.3 Vcränderung_dcr_Lgitungsorganisation:_Stabsmodell 

Neben den nicht-ständigen Projektgruppen fan<lcn wir 
in unserer Untcrsuchun~ auch Ansfitze zur Verstärkuna 

\ '--' C> 

der Proerammen t,'li cklun~skapazi Ui t .durch Einrichtung 
besonderer ständiger Einheiten. Die Vielfalt derbe-
obachteten orrr,anisatorischen For1Pcn SO'll hier auf 
zwei Grundciodclle reduziert werden. 

Das Stahsnoclcll ist dadurch ch:!ral:terisicrt, daß 
d ic bc trc ffende E:inhE:, i t die 

https://flank.ic
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D.1s ZcntE_~;.?_l„1mmr,,sr~odc11 1· ,;1·. 0- l°L,c:urch nc 1--,~1--1·•zr,J ,·11-..::, ,._\. .,_, l J _, • .._ • • 

nct, cfof', die 1-.L't·1•crr: 1 ,.. , . u · - J • .lcnc e c1.1·,·:·1r•.1t -::cl't)",t 1- - ::, - nc,)cn occr 
so~nr anste] lc der 1=-1c1'-1 -11_)tc 1· 1 -- J 

• < • - lulncp '21" fc1chrcfcra-
tc Progr~~1mc f.ür chts I'-cssort ,-.,-.~,.-·· 01'-• 

:.: •• C '' l C 
1
''-'-· 0 11 . 

Unabhängig davon, ob ~,olche Einhci tc-n im Einzelfell 
1-a 1 „ 11 Stab 11 11 G1· d + • 1;.) ' un S<11..ZaotcJ. unz"' 11 PlarnmgsabtciJ.nr,g" 

etc. bezeichnet ,-:urc.lcn, werden sie hier eine1.1 der b~i-
dcn Ho<lclle allein aufr;rund der anc1.lytischcn Untc-r-
schc i<lung hins i cl1 t lieh ihrer Aufuibcns te 11unz zu cc-

1 0 

ordnet. Wir behandeln zunächst das Stabsmoricll, mit 
dem <lie Kapazität der Lei tun_gscbcne verstärkt Herden 
soll. 

Zentrale Stabsfunktionen können sein 

a) die Entwicklung von Programminitiativen, von Ziel-
vorgaben oder einer Aufeabenplanune für die Fochabtei-
lungcn, und/oder 

b) die bcglci tencle Steuerung und I(oordina tion von Pro-
grammentwicklungstätigkeiten der Fachabteilungen, u.a. 
durch Prüfung der Lösungsvorschläge auf Folgewirkungen 
hin, durch Aufzeigen von Interdependenzen; durch Zeit-
planung u.a.m. 

Die Erfolgsbe<lingun·gcn eines effektiven Stabsmoclells 
lassen sich c).ufgrund des beschrnnktcn Ansci1auun;_;s,rwtc-
rials dieser Untersuchung nur nit gewissen Voruehal-
ten formulieren. Am instruktivstcn erwies sich (bs 

Beispiel der "Planungs- und Grundsa tzabt3ilung" in: 
m,IA, von der die Unterabtei lunr,cn I a ("Cc:scllsc:;dfts-, 
wirtschafts- und finanzpolitische Frazcn der Sozjal-
politik11) ~;anz <lcutlich und in .•:crinf,crc:u ~:a:'.'.e ;;.11c:l1 

. . ) '1 J l ( 11 ,... - ..••.,-,.·1r1-,-,-1,·1r'-lic}·,·, '1"< 1die lJntcrn,Jtc1 unp; ) _ uc~, ..1 ·"-·'· LL- ,l-,.h... C Llt,-• 

St ,..,t·1· sti· r<.• 1,,.. 1·;r~;,,en ,kr ~;ozLtlnoiiti\") als r~tdJ i:.t 
(l~ , .:, • '-" -1._, •~.i . 

Sinne unserer 

https://c1.1�,�:�1r�.1t
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ses Beispiel (vgl._ II/7. 23), woLci nur vermutet, uuf-
gruncl unseres. Materials jedoch nicht mit Sicherheit 
ge~agt werden kann, daC damit <lie allgemeinen Erfolgs-
voraussetzungen des Stabsmodells hinreichend erfaßt 
sind. 

2.3.1 Eine erste, offensichtliche Erfolgsvoraussetzung ist 
eine gewisse, aber kaum in Zahlen ge~au angebbare Min-
destgröße des Stabes. Je geringer die personelle Ka-
pazität, umso selektiver muß der Stab zwangsläufig bei 
der Initiierung bzw. Steuerung und Koordination von 
Programmentwicklungen vorgehen. Es entsteht dann leicht 
clie Gefahr, daß die Einflußnahmen des Stabes mangel-
haft informiert und am Ende eher störend als förder­
lich sind. 

2.3.2 Eine zweite Erfolgsvoraussetzung liegt in der Qualifi-
kation der Stabsmitglieder. Sie müssen einen breiten 
Überblick über den gesamten Gegenstandsbereich, seine 
Probleme und die politischen Alternativen zu ihrer 
Lösung besitzen. Sonst wären sie außerstande, zentra-
le Anstöße zu geben bzw. dezentrale Initiativen zu 
beurteilen. Im Falle der Abt. I im BMA war die-se Er-
folGsvoraussetzung nach dem Urteil der Befragten frü­
her, als "sachfrem<le" Mitglieder von außen neu herein-
kamen, weniger erfüllt als gegenwärtig, wo mehr aus 
den Fachabteilungen rekrutiert wird. 

2.3.3 Eine wichtige Erfolgsvoraussetzung ist das VerhHltnis 
des Stabes zur politischen Leitung. Der Stab br~ucht 
die generelle Untcrstützun~ der Leitung, zugleich 
aber auch gc;;w: eigen'.~ Uindi~c ;.,:-,cht, um nicht bei je-
den: Zc ichen von lliucrs tand odc., r ,<ich t- 1;.ocpc ra ti 011 

s.c i t<.:ns an~crc r Ei n!1c i t cn im l l 2us c Jj c Lc i tun;.; Gnru-
fcn zu n1iisscn ·und <.bdurch aJ l:'.U La1d i1H i\ufr:,cri-:s;Jn-

l<:ei tspotcntia1 übcrzulican:;prucl:cn. Der StalJ l!luß tat-
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sächlich als "VcrsUirkung" der Lei tunp,skapazi tüt {unl~-
tioniercn, sonst wird er bal<l der Leitung unJ/o<ler den 
Fachabteilungen gegenüber in die Isolation geraten. 

In diesem Zusamnenhang erwies es sich als eine rriins ti-.., 
ge Kons tc l lation, daß der J\L I im D;,;}1, der lännere 

<.> 

Zeit zugleich die für die Avfgabcnplanung in erster 
Linie zuständige Unterabteilung· I a leitete, zum en-
geren politischen Führungskreis des !Iauses rrehört. 

0 

In den beiden Stabs-Unterabteilungen finden sich je-
doch noch weitere Mitglieder, die über lanzjührige, 
direkte Kontakte zu den Ge1·;crkschaften, zu Partei-
gliederungen der SPD, zur SPD-Praktion und zum iu-

stilndigen Ausschuß verfügen. Ihr Zugang zum politi-
schen Kommunikationssystem ist nicht nur durch den 
Minister und den Parlamentarischen Staatssekretär ver-
mittelt; sie verbreitern selbst die Kontaktfläche des 
Ministeriums zum politischen Bereich und sind Jeshalb 
für die Fachabteilungen unmittelbar interessante und 
gesuchte Gesprächspartner, mit denen die politischen 
Chancen und Risiken von Programminitiativen außerhalb 
des knappen Zeitbudgets des Ministers und der Staats-
sekretäre vorgeklilrt werden können. 

Der Einbau der Stabsfunktion in eine Abteilung, die 
im übrigen (UA Ib, Ic und Gruppe I D) Dienstleistungs-
funktionen für das Ilaus zu crbrin~cn hat, hat <lcn wei-
teren Vorteil, daß der Leiter des Stabes als Abtei-
lungsleiter einmal den direkten Zugang zur Leitungs-
ebene besitzt - was etwa bei dem für die Planung zu-
ständigen Unterabteilungsleiter im Bi-IV nicht der Fall 
ist. Zum anderen erleichtert der formelle Status des 
Abteilun~~sleitcrs ,.1Uch die horizont~,lc Kommunih1tion 
mit den Fachau te i lun~en, wo bc i KonfliL tcn ei1:c Abtei -

c_J -- - tc··r - r)cs-1roc1nm•'., 1 • , St~tu~~;,roh]cmc m1<l ohne1unr,., .L' 1 •. • ,, o1rnc . 
c~:i-1(::_c.; i)ri.ttcn aa:0,e:,c:tzt ,.0rdcncJ i c z\\' i ~; c ll e 11 s c; 1 ; 1 1 t ll n g ..... -

knnn. 
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2.3.4 Von ausschlagg~~bcn<lcr Bcclcutun~ sind schließlich die 
im Verhältnis des Stabes zu den FDchabtcilungcn lie-
genden Erfolgsvoraus_set.zunr;cn. nies es VcrhtiJ. tnis soll-
te eines der Kooperation sein, steht jedoch in stUadi-
ger Gefahr, in ein Konkurrenz- uncl Kampfverhältnis um-
zuschlagen. 1'lie ein Befragter es überaus plastisch 
formulicrte:'7ut ~an nichts, dahn ist man abscrvicrt, 
tut man zuviel, geht in den Fachubtcilungc11 der Laden 
runter". 

Die Wahrscheinlichkeit, bei den Fachabteilungen auf 
Widerstand zu stoßen, scheint umso größer zu sei11> je 
mehr der Stab faktisch oder vermeintlich die Kompe-
tenzen oder den Status der Fachabtei lun~;cn beeintrtich-
tigt, indem er ihnen Weisungen erteilt, Zielvorgaben 
oktroyiert oder sich in ihre Komr:iuriikation mit der 
Leitung einschaltet; je eher also seine Funktionen 
mehr in dem oben zuerst genannten Dereich als in der 
begleitenden Steuerung und Koordination liegen. Die 
Verbesserung in dem Verhältnis zwischen den Stabs-
Unter~bteilungen im und den Fachabteilungen wurde 
denn auch u.a. darauf zurückgeführt, daß der Stab sei-
ne Funktionen entsprechend verschoben hat, bei der 
Kommunikation der Fachabteilungen mit der Leitung 
nicht mehr offiziell dazwischcngeschaltet ist und für 
die Fachabt~ilungen keine Zielvorgaben entwickelt und 
keine Programm~ initiiert. 

Gelingt es dem Stab nicht, das VerhJltnis zu den Fach-
abteilungen kooperativ zu gestalten, steht er bald 
vor einem Informationsprobler.:. Der Stab muß erfahren, 
welche Initiativen in den Referaten entwickelt werden, 
,wlche Han<llun[;saltenH1.tivcn zur \'crfür,ung stchca,. 
,\·alche Scl1;derigkcite1! und :iC;;]iclt'.~cit::n djcsc i:.:pli-
ziercn, \\'O :·::i.dcrs1::rnd und i,'o lln 1·c1·s tützll.,;,; cn:art1..>i. 
\!cr<lcn Lrnn. \J;;1 ze;ntr.,l," Init i.(1tivcn aiist0fc11 z11 J,:Ji1-

n0n, brauc:it t:or SL1b cilH: Cc'.;,;::tL•.::nnt ni'.; <lcs A;if~>d::;:;n-. . 
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laubt, Lücken <lcr .Problcmvcrarbeitunn ztt'--' cntdcckc:n, 
übergreifende Problemzt1""" 11 J ,. · d f · ·.:><!l mcn 1~n~c zu e·-1n1crcn und 
Sclnverpunktc auszm•Jühlcn. ilcr überwicgenc.1~ Teil die-
ser Informationen \vird in <lcn Fachreferaten und Fach-
abteilungen vorhanden sein; das ProbJcm für den Stab 
besteht darin, Zugang zu diesen Infon;ationen zu ge-
winnen. Dieser Zugang llißt sich durch formale Derichts-
pflichtcn kaum erzwingen; <lem Stab ist ebensoHenig 
mit einer Überflutung durch irrelevante Daten r.e<lient 

- 0 

wie mit einer bewußten Zurückhaltung rel~vantcr Infor-
mationen - Defensivstrategien~ die für die Fachabtei-
lungen zunächst durchaus naheliegend erscheinen wer-
den. 

Für die Stabsunterabteilungen im BMA ist dieses Pro-
blem dadurch gelöst,. daß in derselben Abteilung zwei 
weitere Uhterabteilungen unmittelbare und notwendige 
Dienstleistungen für die Programment,vicklung in den 
Fachabteilungen erbringen. In der Abt. I ist sowohl 
die Rechenkapazität als auch die Datenbasis für die 
Arbeit der Fachabteilungen weitgehend konzentriert. 
Insbesondere muß jedes neue Programm dort auf seine 
finanziellen und gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
überprüft werden. Dies bedeutet auch, daß die Abt. I 
die für das Haus entscheidende Kontaktstelle zwn DMWF 
bildet, und daß deshalb für· die Fachabteilungen die im 
Ressortbereich wichtigsten Außenbeziehungen hier wahr-
genommen werden. Nicht zuletzt aus diesem Grunde_ sind 
die Fachabteilungen inzwischen gezwungen, die Planungs-
abteilungen insgesamt und damit auch die Stabs-Unter-
abteilungen über ihre Progra~nvorhaben frUhzeitig und 
detailliert zu,informicren. Auf der Grundlage dieses 
Kommunikationssystems kann der Stab <lann auch die 
Chancen des im BMA cnt\:ickeJtcn Bcrichtssystcr,s voll 
auss chöp f qn, nach deili die Fach 3b tci 1u;1gcn cle r Lc i tung 
vor <ler Eut\'!ickltJ11L; neuer Pror~rarVii.rdtiativcr. ci;1 so-
ncnanntcs "Problcin-Tllcsen-P::ipicr" v0rlegen; d:i(! Lei-
'-> 
tunß hat dann <lic IJör,J.lchl:eit, für sie i11tc1·cs::.;rt1tte 

• " . . r~ 
. V01l 1cr P1·•run('sahtci11rnrr \·!C-J.tcr n::ic1i.llY'lj(;)l1·rar,c 11 u - ,. , ~· . - - ., 
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zu lassen. 

Es ist franlich wieweit die im fü-IJ\. gegebenen gün-. D , . 

stigcn Voraussetzungen für den Erfolg des St3bsmo-
de11s in allen' Ressorts in gleicher 1ireise erfüllt 
werden könnten. Ein interessanter Versuch ist nach 
Abschluß unserer. Untersuchung im J3MJFG unternommen 
worden, wo eine Zentral- und Planungsabteilung unter 
Einbeziehung der Personal-, Haushalts- und Organisa-
tionsreferate der früheren Z-Abteilungen,_ eines Sta-
tistikreferats und eines Referats filr Forschungspla-
nung neu geschaffen wurde. 

Auch hier ist die Vorstellung erkennbar, daß die Pla-
nungsstab-Funktion einer eigenen Informations- und 
Machtbasis bedarf, um sich gegenüber den Fachabtei-
lungen durchsetzen zu können. Andererseits sind die 
übrigen Voraussetzungen bei diesem im Vergleich zum 
BMA sehr heterogenen Ministerium mit einer nicht 
leicht überschaubaren Aufgabenstellung weniger gün­
stii. Es würde sich empfehlen, die weitere Entwick-
lung in diesem Baus nach einiger Zeit gesondert zu 
untersuchen. 

Grundsätzlich bleibt jedoch auch unter günstigen Be-
dingungen die Programmentwicklung im Stabsmodell durch 
die Verarbeitungskapazität der Basisorganisation be-
schränkt. Der zahlenmäßig kleine Stub soll und kann 
nicht eigene umfassende Programme entwickeln, sondern 
er kann allenfalls die Progra®ncntwicklungsttltigkeit 
der Basis anregen, steuern, korrigieren und koordinie-
ren. Wo nicht, wie im B~~, von vornherein ~in über­
schaubarer Politikbereich mit gut strukturierten Pro-
blemen und Lösun;;smöglich~~citen und ,rni tr:ehend_ forma-
lisierten,· quantlt:.iti\:cn lnformations!•rtm<lla•;en 0cr.c..,."> (~ ö L.• -

bcn ist, da uird (:er St;111 \·0rmut1ich auch 1:cn:i "er als 
' , ..., 

im B~!J\. in c.lcr L;.i:;C sein, cl.ic l'ro;-:;r.11;1r,1cntwicLJ1,:1g i!'l 

!laus zu ,:Ltivicrcn. 
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_______________ w ______ _ 2.4 ,Veränderung der .l\;be 1· t t · 1 •- - - - - - - - - - - - - - - - - __ ·-_ _2! _~!} g . Zc n t r a 1p l ci J1ll]) (rs m od c 11 

Aus den zuletzt erörterten Gründen könnte sich als Al-
ternative das Zentralplanungsmodell anbieten, bei dem 
die Ausarbeitung von Programmen mindestens von einer 
gewissen Gr5ßcnordnung und Komplexität ab <lcn Fachab-
teilungen entzogen und als ständige Aufgabe einer da-
rauf spezialisierten Planungsabteilung übertragen 
wird. Dieses Modell ist in den von uns untersuchten 
Ressorts in reiner Form nirgends verwirklicht. Am 
nächsten kam ihm seiner ursprtinglichcn Konzeption 
nach wahrscheinlich die Planun~s-Unterabteilunrr A II"' .;;, 

im BMV (vgl. II/7.21). Diese Unterabteilung soll im 
Bereich langfristiger und sektoral übergreifender 
Planung tätig werden, wie sie insbesondere im Ver-
kehrswege-Programm seinen Ausdruck findet. Es gelang 
jedoch nicht, in der Unterabteilung sehne 11 genug 
eine ausreichende Personalkapazität aufzubauen, so 

daß das Verkehrswege-Proeramm heute in der Form ei-
ner· Projekt3ruppenorganisation gemeinsam mit den 
Fachabteilungen entwickelt wird, wodurch die Pla-
nungs-Unterabteilung zumindest auf die eigene Be-
stimmung der inhaltlichen Konzeption verzichten muß, 
wenn sich die Programrnentwicklm:e nicht übcrhaur,t in 
die Fachabteilungen zurückverlagert und durch die Pro-
jektgruppe nur noch additiv zusamuengefilgt und harmo-
nisiert werden wird. IIicrüber könnte nur eine 1·:eiter-
verfolaunn dieses Falles Aufschluß geben.o O • 

Wir haben also in unserer Untersuc'.1ung hdn Dcispicl 
für das erfolgreiche funktionieren eines Zcntralpla-
nun3smodells gefunden. Trotzdc~ kann man sa~cn, daß · 
die Erfolgsvoraussetzungen des ZcDtralplanuugssodclls 

· · ,),,tal)'"i>oc'c11s. l'ic'tt, 1_11;.:.,'.h1üic'., si;1d,~·:cI11,-c n J o;11 gc n u e s ;;, ., •<l 1 

. ' . ,, t --...~·sc1,-·1c'··1,,-· 1 • l l"l)c1· c1···1· ·-c ,.·1c,1 t' --n ,,i-,,::::,n .\.~ ... -- ,. - iJL.. ,g l C J. C. l S l C 1 C ,i · · H · i; ' " · · • ·• , · · ' -

LCD l l' ~; (; h C: ll. 
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2.4.1 Die Erfolgsvoraussetzung ejnc~ ausreichenden Kapa-
zität gi 1t fi.lr das Zentral planunr,sn:oclc 11 g lcich.::r-
mal'?.en; allerdings ist die crfortlcrlichc K2.paziUit 
bei diesem Modell erheblich größer als beim Stabs-
modell. 

2.4.2 Die Voraussetzung der fachlichen Qualifikation des 
Personals ist beim Zentralplanun;;sraodell vermutlich 
problematischer als beim Stabsmodell, da hier die 
ScJn:ierigkei t hinzukommt, daß neben dem breiten 
überblick auch noch das Dctaihlissen für alle im 
Hause bearbeiteten Sach~ebicte und spezielle Verfah-

. 0 

renskenn tnisse für die, Programraent,vicklung vorhantlen 
sein müssen. Je mehr die Progra,mi:cntwicklung des gan-
zen Hauses in der Planu:iigsabteilung konzentriert wer-
den soll und je heterogener die Aufgaben eines Ressorts 
sind, umso schwerer ist dieses Problem zu bewältigen. 
Es kommt hinzu, daß auch die von der späteren Durch-
führung völlig ab geschnittene "reine" Prograrnmcnt,dck-
lungs tä tig-kci tauf die Dauer eine Art Praxisferne er-
zeugen kann, die sich auf die Progrannnqualität nega-
tiv auswirkt. 

2.4.3 Die Beziehung der Planungsabteilung zur Leituni ist 
vermutlich nicht problematischer als bc~~ Stabsmodell. 
Die Planungsabteilung besitzt von vornherein ein grös­
se res Eigcngewich t als der Stab, v:as ihre De zichu1trr 
zur Leitung entlasten kann. Andererseits ist auch hier 
ein intensiver <lircktcr Kontakt nötig, damit die Pla-
nungsabteilunz in Sinne der Zicltonzepfio11cn der Lei-· 
tun;;; tätir, 1:i rJ. 

https://mal'?.en
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2.4.4 Die Beziehung zu den rachabteilunzcn \-:ir<l sich bcüi 

Zentralplanungsmodell clagcßen viel konflikth;:ifter 
gestalten als beim Stabsmo<lell, da die Planungsab-
teilung in viel <lircktcrer l!cise Konkurrent clcr, Fach-
abteilungen werden 1;iuß, als der nur initiierende und 
steuernde Stab. i\lan kann also <lnmit rechnen, dan die 
Fachabteilungen die Planer so weit wie möglich von 
den eigenen Informationen abschneiden, ilber die ei-
genen Programmentwicklungen im Unklaren lassen, bei 
Koor<linierungsversuch€n frustrieren und am politi-
schen Widerstand der eigenen Klientel-Gruppen auf-
laufen lassen möchten. Wegen des tiefer gehenden Kon-
flikts wird die Kooperation der Fachabteilungen auch 
nicht ohne weiteres durch das Angebot nützlicher Dienst-
leistungen seitens der Planungsabteilung gewonnen wer-
den können. Die Planungsabteilung müsste sich daher 
eigene Informationsquellen erschließen, eigene Daten-
speicher aufbauen, eigenen Sachverstand rekrutieren, 
eig~ne Kommunikationsnetze knilpfen und eigen~ politi-
sche· Beziehungen aktivieren. Nur wenn ihr dies gelänge, 
wenn sie sich ~lsoinforrnationell und politisch von den 
Fachabteilungen wcitgehend·unabhängig machen kann, wür­
de sie vielleicht in der Lage sein, qualifizierte Pro-
gramme des Ressorts unabhängiß von und notfalls gegen 
die Fachabteilungen zu entwickeln. Selbst dann wHren 
jedoch bestimmte Folgeprobleme zu erwarten., die clcn 
Nutzen des Zentralplanungsmodells generell infrage 
stellen. Wenn sich eine Planungsabteilung gegenüber 
den Fachabtcilunecn <lurchsetzcn sollte, letztere je-
doch cinenc Programmentwicklungsaufgaben behalten, 
dann wür<lc <las r,!oclcll mit einem erheblichen Maß von 
Doppelarbci t un<l JJoppclkapazi tiitcn im Inforr.:aticns-
und personellen Bereich erk,luf t werden. Wenn cla~'.c~en 
die Fach~ibtcilungen aus clcr Lntw:i.ctlunr~ 3ktiv...-·,r, be-

• • •t·· 1 , 1-., 1· · 1:c11 Jcr Pro0r~t1·.'.1~: völlir; vürdrfö1l_,t \:ür-rc1cns 1 n ~, •'"', 1 · ,, ·-
den, mos~~tc <lies zu ihrer qualit:1tivcn ,\ustrocLr:ung 

• • ,.,. 1 • c lort vcrb lc!i-und Dcnior:tl.isicrung .fCir1rcn, <.;;c llll" u.L: ( 



Das rc ine Zent ra lJ? lanungs modc 11 kJ.mc also ,,·ohl nur 
für Ressorts infrage, bei denen aa<lerc Auf~abcn als 
die Programment~icklunz im Vor<lcrgrund st6hen und 
bei de.nen Fachabtcilunrren deshalb •die in erster Li-o 

nie durchführun(Tsorientiert sind. Möglicherweise
(.> 

könnte dies für das Vertci<ligungsminis!crium,für Post 
und Bahn und für vieie Uinderministerien zutreffen,, 
nicht aber für die Pol{tikfeld~r, die wir auf Bundes-
ebene untersucht haben. 

2.5 Die_Unzulänglichkeit_Eartieller_Reformen 

Unsere Untersuchung hat uns davon überzeugt, daß iso-
lierte Veränderungen einzelner Substruk:t;uren der Mi-
nisterialorganisation zwar nützlich sein können, daß 
aber ihr Beitrag zu einer Steigerung des Aktivitäts-
niveaus der Programmentwicklung insgesamt.doch nur 
begrenzt bleibt, wenn nicht gleichzeitige Veränderun-
gen und Kapazitätssteigerungen in allen Substrukturen 
stattfinden. Dabei sind sicherlich verschiedenartige 
Kombinationen und Konfigurationen einzelner Elemente 
denkbar. Wir legen im folgenden die Skizze einer sol-
chen Konfiguration vor, die sich weitgehend auf die 
erörterten Beispiele erfolgreicher ~der teilweise er-
folgreicher Teilreformen in einzelnen Ressorts be- · 
zieht, sie ' jedoch zueinander in eine systematische 
Beziehung setzt und dabei gleichzeitig solche Verän-
derungen einfügt, die die bisher in der Praxis her-
vorgetretenen Mängel nach unserer Meinung abmildern 
könnten. Dabei werden wir insbesondere in unseren 
Vorschlägen zur Leitungsorganisation über den Bereich 
bereits praktizierter und· relativ gesicherter Refor~-
vorschläge hinausgehen müssen. Es· versteht sich ui1ter 
diesen Ums tiin<len, da!;, die hier PC1:1achten Vorsch1iiPc 

ü . u 

nicht mehr als c~cn Status \·,·ohlülicrlegtC'r /1.nrer;ungcn 
für e inc of f cnc P,cfprm11:i s k us si cn. 11c ;mspruchcn können. 
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3. Ein integriertes Rcformn10del1 ·dcr Ministcrial-
orgnnisation 

Im Hinblick auf die Anforderungen einer "aktiven" 
Politikentwicklung weisen die Kleinreferate als der-
zeit vorherrschender Normaltyp der Basisorganisation 
vor allem die folgenden Mängel auf: a) sie sind in 
ihrer Informationsverarbeitungskapazität für größere 
oder forschun~sintensivere Programme in der Regel zu 
schwach besetzt; b) sie sind in ihrem Personalein-
satz außerordentlich unflexibel und deshalb kaum in 
der Lage, entstehende Arbeitsspitzen ohne zusätzli-
che Personalanforderungen auszugleichen; und c) sie 
sind eben deswegen au~h kaum in der Lage, Mitglieder 
in refera tsübergreifcnde Arbeitsgruppen oder Projekt-
gruppen zu entsenden. 

Diese Mängel könnten durch eine Zusammenlegung von 
Kleinreferaten zu größeren Basiseinheiten("Großrefe-
rate" oder "Gruppen"), die hier in einem untechni-
schen Sinne als Großreferate bezeichnet werden sollen, 
überwunden werden. In den Großreferaten können in dem 
hiei vorgeschlagenen Modell etwa fünf bis acht Mitar-
beiter des höheren Dienstes organisatorisch zusammen-
gefaßt werden. Als Gliederungsprinzip für die Abgren-
zung der Arbei tsberciche empfiehlt sich die j\hnlich-
kci t oder die wechselseitige Abhängigkeit der inner-
halb eines Großreferats zu erledigenden Daucraufg~bcn. 
Dadurch würde innerhalb des Großreferats die Ersetz-
barkeit eines Mitarbeiters.durch einen anderen wach-

sen. 

Die Vcrgröf.:crung <ler r:a~;is'..dnlH.:i tc:H be:i. ciEcr:, 11ii.i~:-

lichs t honoGcncn J\uf;•,;1 bc11bc .s t;: nd crmö~: 1 i chen eine 
höhere personelle F]cxibilit:it, t;c,d-ihrleistcn sie 
jedoch allein kc.ines\,q',s. Mit ü'"~t Vergrüßcrung mL!ß 
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vielmehr eine wci,tgchcn<lc Veränderung der inneren 
Organisation und der Arbeitsweise IIun<l in !land gehen. 
Der volle .Nutzen der Reforr.1 für c.lic l'rogr,1mi,1cnt,vick-
lung wird überdies erst dann erzielt, wenn die Groß-
referate nicht nur intern, soncle-rn vor allem auch in 
cler Zusammenarbeit mit anderen Einheiten in und aus-
serhalb der Abteilung flexibler operieren. Erst da-
nach könnte auch die Abteilung· sclbs t zu einer effek-
tiven Einheit der Programmentwicklung werden. Dazu 
bedarf es zusätzlich einer Verstärkung der mittleren 
Leitungsebene uhd gewisser Veränderungen in der Ar-
beitsorganisation der Abteilung. 

Es ist denkbar, daß die Einrichtung von Großreferaten 
für alle Bereiche der i'-iinisterialvenrnl tung Vorteile 
bringt. Unsere Reformüberlegungen sind jedoch unter 

. . 
dem spezifischen Aspekt der Verstärkung aktiver Pro-
grammentwicklung angestellt worqen; deshalb bezieht 
sich der Vorschlag zur Einrichtung von Großreferaten 
zunächst auf die progranunentwicklungsintensiven Ar-
beitsbereiche. Unberührt bleibt hier die Frage, ob 
die konsequente Verwirklichung des ionzepts in pro-
grammintensiven Arbeitsbereichen nicht zu Veränderun-
gen für die Basisorganisation insgesamt führen milsste. 

Der Vorschlag, Großreferate oder "Gruppen" einzurich-
ten, findet innerhalb der Ninisterialbürokratie 
selbst aktive Befürwortei. Dabei scheinen die mitt-
lere und obere Leitungsebene einerseits, die Hilfs-
referenten andererseits diesem Vorschlag positiver 
gegenüberzustehen als die Referenten, die sich ~iuch 
in unserer Untersuchung übcndcgcnd kritisch solchen 
Plünen gegenüber gclluße rt habc~n (vgl. 1 I/ 8) .. llintcr 
den haupts iichl i eh vorgcb rach tc'!n Einwiin<lcn s tch t <labe i 
unvcrkcnnbai- die Ftir,:ht vor dciH \'crlust ,lcr hL,raus'-'c-., 

vom i!ilfsrcfercntcn vcrtrc1,_,;1,.,,i Cruppc11F,ocl._~11cr: ::;p:ielt 
c.lafü·r a]s iloUv der i:un:,;ch n~ich gröf,crcr ~1cl1)Stiln,.'.i./-
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kci t und nach der Aufh{.;bung clo;· fonncllcn Unterord-
nung unter die Referenten eine Jzolle. 

Sicht man einmal von der subjektiven Interessiert-
heit <ler Kritiker ab un<l wägt den sach liehen Gclwl t 
der Argumente, dann hUngen die hauptsächlich gegen 
Großreferate vorgebn1chten Einwiln<lc einmal mit dem 
Problem der Leitungsspanne und· danli t der Rolle des 
Referatsleitcrs, zum anderen mit dem Problem <ler Ver-
teilung von Zuständiglrni tcn und Verantwortlichkeit 
zusammen. Zum letzteren heißt es, daß man aus sach-
lichen Gründen um die individuelle Zuordnung von 
Veran twortlichkei ten nicht herumkäme, dan1i t dann 
aber faktisch wieder bei der gegenwärtigen Referats-
s truktur landen würde. Beide Eim,ände verweisen auf 
zentrale Probleme bei der Einrici1tung von Großrefe-
raten, die in einem Reformvorschlag zu berücksichti­
gen sind. 

3.1.1 Innere Struktur der Großreferate 

Die sachlichen Zuständigkeiten sollten vom Geschäfts-
verteilungsplan des Ressorts formell dem Großreferat 
und nicht einzelnen Mitarbeitern zugewiesen werden. 
Das erhöht die Flexibilität durch die Möglichkeit, 
innerhalb des Großreferats die Aufgaben jederzeit 
neu verteilen zu können. 

Innerhalb des Großre.ferats können Daueraufgaben dann 
jedoch in einer relativ permanenten Arbeitsteilung 
erledigt werden; so ,-n'.irdc man den Vorteil der Spczia-

. J 1 All d. os sollten Dauerauf5~aben,lisierung er1a ten. er 1nh -
die nach ihrem Umfang von mehr als marginaler Bedeu-
tung sind, gnmdsützlich nicht nchr Einzelpersonen, 

· 'l't 1· ··1 ·... 1·n c-,,.,,,.... i11c:~n1 ...,uqp-soadcrn ndndcstcns zt;e1 ,· 1 1c,·:. .:.~•"'-' •" ,. " ;, · 

,d. c se ,:c nlcn. l:rs t die Ein f i\h ,·,:ii :~ die sc s 11 Vicr-J\uger. -11 
)· • . · , 5 11 1, -ic'it Jcü notcntjcJ]c:n f,Jex:ihiliU:tsvorteilJ 1 , ' ,r.Ln?..,•.11 

<lcs Grofh·r.:fcr~t~~ rc:.iJ j sicrhar. !l::bci soll tc jc\-.'Ci ls 



ein Mitglied für eine bestimmte ,\ufr,abc. "fc<lcrHih-
ren<l" und danlit vcrantHortlich sein, doch sollen 
auch die antlercn mi tzus UindiEcn ~ii tgliedcr sowci t 
zur l'Iitarbeit herangezogen werden, daß sie ühcr 
die laufenden Ge~chjfte informiert sind und sie 
- eventuell nach kur.zfristieer "Vorwarnung" - je-
derzci t selber 11federführend" übernehmen könnten. 
Damit ist schon r;esagt, daß "federführende Vcrant-
wortlichkei t" für eine Aufgabe und formeller Rang 
nicht zusammenfallen müssen. Vielmehr kann das bei 
einer Aufgabe federführende Mitglied zugleich bei 
anderen Aufgaben zweiter oder dritter Mitarbeiter 
sein. 

Während Daueraufgaben relativ permanent, wenngleich 
jederzeit revidierbar verteil~ werden, würde die Zu-
ständigkeit für andere Aufgabe~ jeweils ad hoc be-
stimmt werden. Die Aufgabenverteilung kommt dem Re-
feratslciter zu, während die sachliche Verantwort-
lichkeit bei dem Mitarbeiter liegen würde, dem die 
Aufgabe zugewiesen wurde. Diese Art der Arbeitstei-
lung einschließlich der Einführung des Vier-Augcn-
Prinzips soll einerseits gewährleisten, daß Verant-
wortlichkeiten klar, wenglcich u.U. nur ad hoc be-
stimmt sind, an<lerersei ts aber verhindern, daß das 
Großreferat nichts weiter als eine AnsammlunP-u von 
eifersüchtig aµf ihre Selbständigkeit bedachten Re-
ferenten mit Minikompetenzen wird. 

Ausdrücklich sei betont, daß diese Arbeitsorganisa-
tion nicht zu einer Personalvermchruüg führen soll 
und dies auch nicht tun J11uß. Schon hc:utc Kird das 
Vier-Augen-Prinzip stellenweise praktiziert. Vor al-
lem in programrnintensi vcn Arhei tsbcrci.chcn, tm die 
es hier ,c:';Cht, f;iht es scJtcn J\l1f;·,,1bcn~ clic ein ,..:j1:zi-
2er Dcamtcr isoliert für sich er]e::i;:t. !\Jlcr.1i:-:-:s 

könnte es einer h<~sondcrr:n ~:chuln:':: hcdür:cn, n~1 c;iC' 
/\rt VO" l. t.~ \.., Zu<:•n,,·:'"1"1·• , 1.,\.., .!. ·.-l 

1-.r.·j1·_, r-1°ll711rl..,.1..., • 
1·,r;,,·,•· i ('~"', J ...kooncr•)~·i1rr.yJ.,._ _ \. .., t•: . , . ._, .l .1 11., l) 

eine Proktizie:nrn_n, des Zc:it-
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, 
vcrlust <lurch llo11.pelarbci t vörL:nPt... 
Die geschilderte A;t <ler interncriVcrteilun0~, von 
AufgaLcn und Zustlindigtcitcn schließt die hierar-
chische Unterscheidung zwischen ":Ii tglieclcrn" und 
"t-li tarboi tcrn" grundsätzlich aus. Hierarchische Be-

ziehungen sollen nicht einfach aus cle1,1 formellen 
Rang (RR, ORR usw.) abgeleitet werden, -sondern müs­
sen sich aus der Zuweisung spezieller Verantwortlich-
keit für die Erledigung einer ger~insamcn Aufgabe er-
geben un<l prinzipiell variabel echalten werden. Ent-
sprechend müsste auch der Dezeichnungsuntcrschicd 
zwischen Referenten und Hilfsreferenten beseitigt 
werden. Vielmehr würde es im höheren Dienst, abge-
sehen von neuen Mitgliedern, die sich noch in c~1er 
gesondert zu regelnden Einarbeitungsphase befinden, 
nur "Referenten" geben; besoldungsmäßig würden diese 
allerdings zwischen der jetzigen Eingangsstufe in 
den höheren Dienst und A 16 bzw. B 3 differieren. 
Di~ Beseitigung des generellen Rangunterschiedes 
zwischen Referenten und Hilfsreferenten wird durch 
die schon jetzt oft nur geringe qualitative Unter-
scheidung der sachbezogenen Tätigkeiten beider Grup-
pen erieichtert (vgl. hierzu II/8). 

Für die Stellung und Funktion der Sachbearbeiter im 
Großreferat kann die größere Flexibilität auf der 
Refercntenebene besondere Probleme mit sich bringen. 
Prinzipiell sollten die Sachbearbeiter dem Rcferats-
leiter unterstehen, der sie zcit~cilig oder bis auf 
Wi<lerr~f den Arbeitsgruppen oder für eine Sonderauf-
O'abc zuständirrcn Referenten zuweisen kann. Die rela-
b . 0 

ti v permanente Zuordnun~; von S:1chbearbei tcrn dür ftc 
insbcson<lcre im Intcrc:-~sc <lcr zuverlnssi~cn Erledi-

'1·iuc 1„ 
(..t 

uf•..,.'1li"1) ~rror'-~crl'ici1 sc.i.11. Dc1s Uinr;tc[~llllf. von l•t. . ·t.•' · ........ ....,. ·'· • .. · · 

·l],..., 1•1J.•. 0 c ',t11 Folnc J.:1hcn, J.;!;.', Ll-ic Spczj;:lisi:)rU:l~.c.l _ . " l, l l .~ ., u - l, 
1 "1 ,:,,~r~·11si<.. ;~.der Sach!H.;Hrbc:it.cr ilüCli \•;(tC;1SCii 1-:itrlc, \,.,J,,C, ( • -·-

·, ·~- ·,. :111 folrrc \'J·1·•lscit:i .. ,,_re:r J\ufr1 ,thc11~;tcJlun;:f' 1 C .1. C Ji. Z Cl. ,_ 1-1; · u - ,, ' •' ,, 

~er {.:.ichlichc.: Vc:nwrh!un:~s1Jcrc:icl1 <lc.:r l:cfcLTtcn er-

https://Sach!H.;Hrbc:it.cr
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wcitert. Für clie Sachbcarbci tcr könnte <lanli t ein 

o rrrößerer saci1lic~er Einfluß, ab6r auch eine grös-
serc I~mobilität-verbundcn sein. Diese folgeproblc-
me konnten im Rahmen unserer Untersuchung noch nicht 
weiter gek15rt werden. 

Die geschilderte Arbeitsorganisation des Großrefe-
rats macht es möglich, das vorhandene Pers,onal ela-
stisch einzusetzen und so auch zusätzliche Belastun-
gen auszugleichen, ohne daß gleich eine Vermehrung 
des p~rmanentcn Personalbestandes gefordert werden 
müsste. Dies gilt sowohl für Arbeitsspitzen bei <lcn 
Daueraufgaben als auch für aufwendige Programr.ient-
wicklungsaufgaben. Das Großreferat kann alle seine 
Mitglieder oder einen Teil davon für größere Pro-
grammentwicklungen als Arbeitseruppe organisieren 
und sie dafür .zeitweilig in den "Aggregatzustand" 
der Teamarbeit überführen. Dadurch würde die heute 

1 

noch übliche und not,'>'endige Bildung von Projekt-
gruppen lediglich zur personellen Verstärkung des 
federführenden Kleinreferats weitgehend überflüssig 
werden. Das heißt nicht, daß es im Vergleich zur Ge-
genwart deshalb wenig_er Projektgruppen geben würde, 
zumal ja die neue Form der Basisorganisation gerade 
bewirken soll, daß Mitglieder aus den Großreferaten 
auf Zeit filr Projektgruppenarbeit abgestellt werden 
können, ohne die Erledigung der laufenden Geschäfte 
im Großreferat und die dortige Programment,'licklungs-
tätigkei t zu gefährden. Vielmehr wäre es unter <lie-
sen .Umständen sowohl möglich als auch ausreichend, 
h'enn ProjcktGruppen sich - systematischer und inten-
siver als bisher - den eigentlich bereichsübergrei-
fenden Prob lcmzusalilmcnhUngcn wid;ncn Hürden. · 
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3.1.2 Funktion des Rcfcratslcitcrs· 

Die ins Auge gefaß,te Anzahl von :.fünf bis acht :-iit-
gliedern des höheren Dienstes ergibt eiric Leitungs-
spanne, die der Referatsleiter dann bcwfil~igcn kann, 
wenn 1. die sachliche Verantwortung für Einzelaufga-
ben echt auf Refetatsmitglicder <ldlegiert wird und 
wenn er sich 2. vornehmlich auf die Wahrnehmumr von 

.c> 

Leitungsaufgaben bes~hränkti 

Unabhängig von der Frage der Leitungsspanne fallen · 
Lei tungsaufgabcn 1de u. a. Aufgabenverteilung und re- · 
feratsinternes I,Ianagcment i111 Großreferat in stärke-
rem Umfang an als in den heute vorliegenden kleinen 
Fachreferaten. Die Erfüllun1; dieser Lei tungsat~fgaben 
ist eine Voraussetzung für das erfolgreiche Funktio-
nieren von Großreferaten. Das könnte zu Schwi~rig-
keiten fill1ren, wenn der Rcferatsleiter sich wie vie-
le Referenten heute primär als Fachmann auf einem 
Sachgebiet versteht und von daher keine große Nei-
gung zur Wahrnehmung reiner ~.!anagementfunktioncn 
besitzt. Diesem Problem müsste bei der Auswahl von 
Riferatsleitern Rechnung getragen werden. 

Andirerseits muß vom Leiter eines Großreferats er-
wartet werden, daß er selber Fathmann innerhalb des 
sachlichen Arbeitsgebiets ist, um auf der Grundlage 
überlegener Sachkompetenz bei der Leitung größerer 
Programmentwicklungsvorhaben die Rolle des Fachpro-
motors zu spielen. Dabei dürfte es klar sein, daß 
ein Refcratsleiter nicht leicht über lange Zeit und 
auf allen Arbeitsgebieten des Großreferats überle­
gene Sachkompetenz besitzen \drd. Von daher er-
sehe in t c s \·:iins ch(:·1::;1-:c rt,; d:rr; Re f er~, ts lc i tcr hc i 
c inerr: 1•:c c11 s e 1 .der :~ ~1.chli cLu 1 1\11Jf?bc.:ns eh,: cr;~t 1 nL tc 
im He f c rat c bcnfa l ls \•:c cfr:.:. "' l r: k rinn011. 
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Auch, aber nich nur aus <licscm Grunde s eh eint es 
desl~alb c1i1pfehlcns,:crt, di c Lcit1rng des Großrcfc-
ra ts zu einer l~unk tion auf Zeit aus zugcs tal tcn. 
Dieser Vorschlag erfordert best üunte Jmderungcn 
im geltenden Dienstrecht, die ins Arbeitsgebiet 
der Studienkornmission für die Reform des öffentli­
chen Dienstrechts fallen und hier nicht weiter er-
örtert werden sollen. Ohne die zur Zeit in der Stu-
dienkommission erörterte Problematik der Vergabe 
von leitenden Positionen auf Zeit an dieser Stelle 
aufzurollen, sei lediglich· darauf hingewiesen, da.ß 
der auf Zeit bestinwte Referatsleiter sich auch viel 
eher als ''primus inter pares" verstehen kann, was der 
Verwirklichung'der internen Neustrukturierung im 
Referat nur förderlich sein kBnnte. 

3.1.3 · Mittlere Leitungsebene und Abteilungsorganisation 

Auch das Großreferat ist für das elastische Auffan-
gen von besonderen Anforderungen oft noch eine zu 
kleine Einheit, so daß erst eine höhere personelle 
Flexibilität innerhalb der Abteilung den e·igentli-
chen Gewinn bringt. So sollte es nicht nur möglich 
sein, refcratsübergreifende Arbeitsgruppen zur Pro-
grammentwicklung in der Abteilung einzusetzen, son-
dern auch einzelne Referatsmitglieder auf Zeitei-
nem Nachbarreferat zuzuordnen, dessen Kapazit~t ei-
ner besonderen Verstärkung bedarf. Besonderes Inter-
-esse könnte auch eine Art Matrixorganisation tlcr Re-
ferate auf Abteilungsebene finden, bei der einzelne 
Abtcilungsr.iitgliocler eleichzeitig zwei Großrefera-
ten zugeordnet werden. Dies könnte sich vielJcicht 
fiir "proz.cß"-ori0nticrte (~ucrschnittsfunktioncn in 
clcr Abtei lun~ c1;1pfch]cn, dlc sO\:oh] <.!urch di.c Zu-
sammcnf:.;.s~;ung der Spcz.iaJi:-.;Lcn a]s ;:uch L~ttr,~1i ,'•. 

rcn Eir:binüunr, in 11 progra1.:i:1''-oric11t.icrtc J.:cf"t:r~tc 
ie:winn(;n Liinnte:11. JJcnl:l)ar ·,.;:Je di,-sc Or!;ani:~:: tions·-
form vi<.:11cicht fiir ein lkclit_srcfcr;:t, vor :ilJ,.:::: 
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aber für ein Foi:schungsreferat,.<las neben ein oder 
zwei Voll zei t-1'-Ii tglie<lcrn die auf Forschungsfragen 
spezialisierten Mitglic<lcr aus den Fachrcf~ratcn 
umfassen könnte, um so in der gr6ßeren Ei~1eit die 
Forschungsprioritiltcn und die Forschungsstrategie 
der Abteilung festzulegen und größere, interdiszi-
plinäre Forschungsprojekte zu entwickeln. Für tlie-
sen Vorschlag haben wir bishet noch kein Vorbild 
in der Praxis gefunden~ er müsste deshalb zunächst 
weiter geprüft werden. 

Die höhere Flexibilität der Arbeitsorganisation in-
nerhalb <ler Abteilung macht eine Verstärkung der 
O&M-Funktionen auf der mittleren Leitungsebene not-
wendig. Der Abteilungsleiter braucht die Möglich­
keit, die Referatsstruktur zu gestalten und zu v~r-
ändern, Abteilungsmitglieder auf Zeit dem einen oder 
anderen Referat, einer abteilungsinternen Arbeits- · 
gruppe oder einer abteilungsübergreifendcn Projckt-
g!uppe zuzuordnen. Heute sind die O&N-Funktionen 
- Zeit- und Aufgabenplanung, Haushalt, Organisation 
und Personal - zwischen der mittleren Leitungsebene 
und der Z-Abteilung aufgeteilt, ohne als effektives 
Instrument für die Steuerung der Programmentwicklung 
eingesetzt zu werden (vgl. hierzu II/10). Die Ver-
stärkung der mittleren Leitungsebene in dieser Hin-
sicht darf natürlich nicht zu einer an kurzfristi-, 
gen und beschränkten Abteilun~sinteresscn orientier-
ten Personal- und Organisationspolitik führen. Die 
aktivere O&M-Tätigkcit auf Abteilungsebene muß des-
halb in den größeren Rahmen einer auf der oberen 
Leitungsebene verstärkten und systematischen Steu-
erung dieser Punktion eingebaut werden. 

na cli c Einri eh tung von Großrc ~cra tcn tlic Unterab-
teil unr:s glicdcruni -Cbcrflilssir w1cht (,·:obci zc:i,c-
bcnenfalls die Zahl der_ Ahtci1un~:cn et,11as vcrmc}1rt 
wcrJcn ,.-;J.-rJc), wlrc die rcrsc1nc l lc Kapi.izi U:t cJcr 

· · 1 srhc'.iJ',bar zun:icl1'; c ~.c-mi ttJ crcn Lc1tungsc 1cnc . - -- _ 
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schwächt, was a11gcs ichts vcrrwhr tc r i\nfor<lcrunz~cn 
im Bereich von OtJ-1-Funktioncn problcnatisch \·::ire. 

Mit dem Unterabteilungsleiter cntflillt für dcu 1\b-

tcilungslcitcr die i•lö 6 lichkct t, eine ranghohe und 
in ihrer Funktion formell nicht· allzu genau fest-
gelegte Position jeweils so einzusetzen, wie es 
für ciie Erledigung clcr Abteilungsaufgaben am gü;i­
stigsten erscheint; unsere Untersuchung hat diese 
vielseitige Vcrwen<lbarkeit von Unterabteilungslei-
tern klar gezeigt (vgl. II/9). Ob sich aber <lcshalb 
die Einrichtung eines Abteilun~slciter-Stellvertre-
ters, der nicht zugleich Rcferatsleiter ist, em-
pfiehlt, ist aus den Ergebnissen unserer Untersu-
chung nicht abzuleiten. Auf jeden Fall sollte c.lcr 
Abteilungsleiter über einen kleinen Stab verfügen, 
der neben einem Sachbearbeiter auch ein oder Z}vci 
Mitgl:teder im Refcrentenstatus umfassen kann. 

Unter dieser, Voraussetzung kann der Abteilt.mgslci-
ter auch gegenüber de:r politischen Leitung in höhe­
rem Maße als heute die effektive Vcrantwottung für 
die Programmentwicklung in einem g1·ößeren Komplex 
interdependenter Aufgabenbereiche übernehmen. Die 
später zu erörternde Stärkung der Leitungsorganisa-
tion dBrf und braucht also keineswegs mit einer Ent-
machtung der Abteilungsleiter im Bereich der Pro-
grammentwicklung vcrbunde'n zu sein. Da.bei würde es 
sich empfehlen, _l'Jic schon den Rcfcratlei tcr so auch 
den Abteilungsleiter zu einer Funktion auf Zeit zu 
gestalten, was vermutlich ge&cnDber dor heutigen 
L6sung vorzuziehen wäre. 

1,fonn es durch die vorste1i,:nll crört.1.:TL,n. Hc_f.01T,~n 

gclin0 t, die.. Abteilung :;:ur cS-.:~c;~ti\·:·n L:i.nh8j t ...tc-r 

3.2 
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<li~ Abteilungsa~grcnzungcn unter dem Gcsjci1tspunkt 
der Zusanunenfassung parallel laufender Auf,,aben.. , 
überprüft werden, dann kann s chuH auf dieser Ebe-
ne ein wesentlicher Teil cler eingangs hervor~~eho-
benen Hängel der Programmentwicklung überwunJcn 
oder doch gemildert werden. Es bleibt dann aller-
dings immer noch das Koor<linationsproblcm bei ab-
teilungsübergreifenden Problemzusarnmenhilngen zu 
lösen. 

Die zentrale Forderung ist hier, daß die abteilungs-
ilbergreifendc, ressortinterne wie ressortübcrgrei­
fende Zusammenarbeit bei der Programmentwicklung 
nach dem Muster der "posi tivcn Koordination" ab-
läuft, d~ h. daß die I-Iandlungs räume 1:1ehrerer organi ·· 
satorisch getrennter Entscheidungsbereiche zur Ent-
wicklung von aufeinander abgestimmten Programmen im 
Sinne einer wechselseitigen E~gtinzung und 

> 

Verstär-
kung genutzt werden, anstatt daß lediglich wechsel-
s_ei tige Störungen vermieden werden (negative Koor-
dination). 

Nun ist jedoch angesichts der normalerweise voraus-
zusetzenden Ungleichzeitigkeit von Programmentwick-
lungsprozessen in separaten Teilbereichen eine posi-
tive Koordination in Form simultaner Programment-
wicklung nur schwer und auch dann wohl nur im Be-
reich der Langfristplanung zu ven:irklichen. Der 
gemeinsamen Programmenttd.cklung im Team sind über­
dies faktisch enge Grenzen gesetzt. Die Frage ist, 
auf welche Weise sich arhcitstciligc, aber dennoch 
im positiven Sinne koordinierte .Entscheidungspro-
zes~e institutionalisieren lassen. 

c r:: t c;i 
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lytischen Phase _die :i.n den nütcinandcr zu 1:oor<li-
niercn<l.en Ents-chcidungsoptjoncn: auf ihre ,vcchscl-
sci tige Vcrc inbarke i t', · gcgensci tigc Vers tlirkung 
oder aber Inko1i1patibilitiit hin müersucht. Xachdcm 
unter Abwägung der Aus,virkungcn in allen zusanunen-
hängen<len Teilbereichen bes tirnntte Al terna ti vcn in 
einem politischen Entscheidungsprozeß ausgcwlihlt 
wurden, kann die Prdgrammcntwicklting auf der Grund-
lage die~er Vorentscheidungen in den einzelrien Ent-
scheidungsbereichen auch bis zu einem ge,d.sscn Gra-
de unabhängig voneinander stattfinden. Dabei muß 
allerdings gewährleistet bleiben, daß die Teilpro-
gramme sich tatsächlich im Rahmen der ursprünglich 
abgestimmten Gesamtkonfiguration halten bzw. daß 
bei unvermeidlichen Abweichungen dann auch der Ge-
samtzusammenhang neu geprüft und notfalls geändert 
wird. 

Angesichts d.er geschilderten Problematik genügt es 
offensichtlich nicht, einfach die Einrichtung \Ton 

Projektgruppen zur Programmentwicklung in abtei-
lungsübergreifenden Problembereichen zu empfehlen. 
Solche Projektgruppen müssen viel~ehr in funktio-
neller und struktureller Hinsicht besonderen Anfor-
derungen genllgen. 

Bereichsübergreifende Projektgruppen müssen sich 
zuerst mit der Funktion vön Analyse-Gruppen kon-
stituieren. Unter Anwendung des eben erwähnten 
Verfahrens sollen sie die in dem Koorinationsbe-
reich für den infrage stehenden Planungszeitraun 
tatsUchlich vcrfür;ßarcn PYogra1nm~Optioncn ermi t-· 
teln und samt ihren \Termutlichcn Auswirkungen 
darstellen. 

Der anspruchsvollen Aufgaben:; te llunr, entsprcc:1cnc: 
müssen die !,li.tglicJcr solcher ProjektgYuppc,1 hoch 
qualifiziert sein. ~;ic 1,1üssc..n fi;hig sein, cJic ~1: 

dem Politikbereich ihres Rc;frra·ts oder jhrcr A~)-

https://niercn<l.en


teilung derzeit wie in absehbarer Zukunft wahr-
scheinlich verfügbaren Han<llungsaltcrnativen in 
ihren Voraussetzungen und Austdrtungen Bit eini-
ger Zuverlässigkeit abzuschätzen. In der Regel 
werden dies gerade jene Mitglieder sein, die 
heute als Referenten oder Unt~rabteilungsleiter 
für Projektgruppen kaum abkömmlich sind, in der 
hier vorgeschlagenen Form der Basisorganisation 
jedoch sehr viel leichter für eine solche Aufga-
be freigestellt werden können. 

Trotz der vorauszusetzenden hohen Qualifikation 
der Mitglieder werden die Projektgruppen auf ei-
ne kompetente Unterstützung und Beratung in Me-
thodenfragen angewiesen sein. Hierfür milssen die 
Voraussetzungen auf der Leitungsebene geschaffen 
werden. 

Adressat des Ergebnisses der analytischen Arbeit 
ist die politische Entscheidungsebene, auf der 
die erarbeiteten Gesamtkonfigurationen kompati-
bler Entscheidungsoptionen politisch bewertet 
und die entsprechenden Auswahlentscheidungen ge-
troffen werden können.·· Durch diese Aus1-.:ahlen t-
scheidungen werden die beteiligten organisatori-
schen Einheiten auf bestimmte Alternativen inner-
halb ihres j cweiligen Ilandlungs fcldes festgelegt. 
Da die Projektgruppenarbeit im Erge~nis alsö zu 
einer Bindung der Fachabteilun8en bzw. Ressorts 
führen soll, werden schon in der analytischen 
Phase saci1liche und institutionell begründete 
Konflikte zu verarbeiten sein. Deshalb genügt es 
nicht, wcr;n die Projektgruppen "fachliche" Arbci t 
leisten und ihr Ergebnis erst am Ende zur "poli-
tischen" Entscheidung vorlegen. Vielmehr mi.Issen 
fac.:hlj ehe und poli t:i.schc Gcsici1tspunktc gleich-

• • 1 · 1 ) S \re1·J··•-1r,+ ·1 1)Cr,zeitig beTiicks1.cnt1~:t HCYuC:J:. J cl al o'-- •• 

von J\n[~rng an eine ',t~1.rkc 1;C'rsoncl lc und insti-
tutionc11 c f',nbind1..n:; der Projc:l:tr,rup~-•c:1 3n 1 . c.1c 
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re16vante politische Intschci<lungscbenc. 

Nach Abschluß <ler analytischen Arbeit und der poli-
tischen En tscheidmJß für bestimmte Programmoptionen 
kann. die Programmentwicklune selbst auf verschiede-
ne Weise geleistet werJen. 

Entweder kann die eigentliche Programmentwicklung 
in den zuständigen Fachabteiluhgcn stattfinden, 
und zwar unter Umständen auch ungleichzeitig.Pro-
bleme könnten sich hierbei ergeben, wenn die 
schließlich festgelegten Programmoptionen den 
Wünschen einer Fachabteilung nicht entsprechen, 
so daß mit einer Tendenz zur Abweichung von der 
Gesamtkonfiguration zu rechnen ist. Um dem ent-
gegenzuwirken könnte man entweder da.ran denken, 
die in ihre Fachabteilungen zurückgekehrten Pro-
j~ktgruppenmitglieder dort mit der Verantwo~tung 
für die Programmentwicklung zu betrauen, oder 
man ~önnte den ursprünglichen Projektgruppenlei-
ter al~ Koordinierungsbeauftragten der politi-
schen Leitung bestellen. 

Unter bestimmten Umständen wird es jedoch vorzu-
ziehen sein, die Programmentwicklung für den ge-
samten oder für größere Sektoren des Koordinati-
onsbereichs durch dieselbe oder eine etwas anders 
zusa~nengesetzte Projektgruppe vornehmen zu las-, . 
sen. Das dürfte si~h besonders bei starker Inter-
dependenz im Detail und beabsichtigter Gleichzei-
tigkeit von Programmentwicklungen in Teilberei-
chen empfehlen. 

Eine Mischform beider Alternativen wäre die nach-
folt,cnc.lc Progranmcn H·ick1 un1; .in <lcn Pu.eh~· :1 tc i 1 un-
gen bei gleiclizciti 6 c:-r Lci.LehQltung Jcr P:i·ojekt-
r,ruppc, die nur noch in grür:'-e:re:n ZcitabsL:n,::..!n 
zusa:m:1cntr1tt, tn,1 die Ec~1clitun~J. Jcr gcLill tcn 
Vor011tsclu„d.dunr:cn. zu priifcn und ct\-;a in c;cr Fo1-

https://folt,cnc.lc
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ge erforderliche Vcründerungen neu abzustimmen 
und für die Entscheidung der Leitungsebene auf-
zubereiten. 

Die hier beschriebene Art der Projektgruppenarbeit 
soll eine positiv koordinierte Proo-rammentwickluno-o o 

in abtcilungsilbergreifcnden, stark inter<lependenten 
Probleniliercichen gewährleisten. Daneben wird es je-
doch auch weiterhin andere Anlässe filr die Projekt-
gruppenbildung geben, bei der auch die analytischen 
Funktionen weniger im Vordergrund stehenr So wird 
sich die Einrichtung von Projektgruppen trotz der 
erhöhten Arbeitselastizitilt der Basisorganisation 
auch weiterhin gelegentlich zur vorübergehenden Ka-
pazitätsverstärkung bei der Programmentwicklung bzw.' 
zur Erledigung von anderen Sonderaufgaben empfehlen, 
die ad hoc anfallen, viele organisatorische Teilein-
heiten betreffen und keine Daueraufgaben sind. 

3.3 Verstärkung_der_Leittingsorganisation 

In den bisherigen Ausführungen ist mehrfach auf die 
Notwendigkeit einer Versttirkung der Leitungsk&pazi-
tät im Prozeß der Programmentwicklung hingewiesen 
worden. Diese Anforderungen sollen hier in einem 
von den Funktionen her entwickelten organisatori-
schen Konzept berücksichtigt werden. Zunäci1st sind 
jedoch zwei Vorbemerkungen nötig. 

Der Vorschlag einer Verstärkung der· Leitungsorganisa-
tion könnte leicht in einer besonderen Weise mißver-
standen und dann aus falschen Gründen be3rüft oder 
ab("Telchn t werden. Das Mi !?ive rs tiin<lni s wird dc,1tl ich, 

0 ' 

wenn r.1~m unsere Vo:rschJ::gc vcrglc:ici1t mit c1cr fran-
. • .,. . 1 

züsi:,<.:hcn Ei11dclttullg der _S'.}llLtil(~ts-_!''.1n1stc1~}_::_~-~-
• l , ' 't ' " ,,· ,. ancrj ,.. 11 j c,hcnoder auch des pcrsiinl1.c,l'...:J1 ._, auc:-, (i..__:.,, 1 ., ••. -· -

l) .. - . ,, ·1tc ·1 JJl lJr''i-lc:n 1::1 Jen 1·:Ur(k über ci 1 
!,' irnr;!!,lü'-'' - ;, • · ·· · . 

übri <'Cil unvcr~h·;dcrt rif;:i dr~ ·r;trul.tur der bürcl·.r:,ti-
• (.".I 
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sehen Bedürfnisse <lcs Chefs zugeschnittene Stabs-
organisation gesetzt, derbn personelle Kapazität 
ausreicht, um die für den Chef wichti~~en und die 
politisch interessanten strategischen Konzepte 
und Einzelentscheidungen auf der Stabsebene cnt-
schei<lungsrcif auszuarbeiten. Die Folge ist in 
beiden Systemen eine Tendenz des Chefs, seine Ar-
beitskontakte auf den Stab zu konzentrieren und 
die Kommunikation mit den Ressorts im übrigen über 
den Stab laufen zu lassen. Auf Seiten der Ressorts 
bewirkt dieses Vorgehen typischerweise Frustration 
und Unverantwortlichkeit und eine weitere Verstär-
kung der bürokratischen Rigidität. Das "Kissinger-
Syndrom" im amerikanischen State Dcpartment scheint 
ein aktuelles Beispiel für solche Gefahren. 

Demgegenüber besteht der große Vorzug der bisherigen 
deutschen Ministerialorganisation darin, daß auch 
die politisch wichtigen Digne tatsächlich in den 
Fachabteilungen unter fachlichen und politischen 
Gesichtspunkten zugleich bearbeitet werden, und daß 
die Leiter der Fachabteilungen in den wichtigen 
Programmbereichen zugleich auch die wichtigsten no-
litischen Mitarbeiter des l-linisters sein können. 
Dieses im internationalen Vergleich hohe Aktivitäts-
niveau der,regulären Ministerialorganisation darf 
durch Reformen keinesuegs ~cnihrdct, sondern es soll 
noch weiter gesteigert werden. Deshalb setzen unse-
re Vorschlüge für die VersUirkung der Lei tunrsorga-
nisation auch eine flexiblere und d2.mit ,,leistunns-
flihirrcrc J3asisor0'anisation oer:-i<le·zu voraus·, sie 
, - u V 

sollen ausdrücklich nicht zu einer Vordrünc.unP der 
0 '" 

Basisor:~anis::ition aus ckr Prot:r::inmcntwicklun~!, füh­
ren: das Vcrhrntni.s n:i.schc:n l.(:itl:L"Sorc;-mis::tion.. ._, 

und Basjscir;::;an:isation. ist 
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Zum zweiten ist.darauf hinzuweisen, daß unsere 
empirischen Erhebungen ihr Schwergewicht in <ler 
Basisorganisation und auf dei mittleren Leitunos-

. 0 

.ebene hatten, und daß wir den Leitungsbereich nicht 
mit derselben wünschenswerten Breite und Intensität 
empirisch erfassen konnten. Unsere Konzeption für 
den Leitungsbereich ist also vorwiegend von den an 
die Leitung gerichteten Anfor~crungcn der Basis und 
der mittleren Leitungsebene her entwickelt und be-
rücksichtigt deshalb möglicherweise nicht alle Ge-
sichtspunkte, die aus einer spezifischen Leitungs-
perspektive heraus für die Organisation des Leitungs~ 
bereichs relevant sein könnten. Unter diesem Aspekt 
erscheint noch eine gründliche Überprüfung erfor-
derlich. 

3.3.1 Funktionelle Anforderungen an die Leitungsebene 

Die Funktionen, die von der Leitungsebene im_ Hinblick 
auf die Programmentwicklung im Ressort zu erfüllen 
sind lassen· sich in vier Punkten zusammenfassen. . , 

1) Verstärkte Be tciligung an Prograrirnen bdcJ~l ungen 
in <len Fachabteilungen 
Damit soll nicht verlangt werden, daß die Leitung 
ihre begrenzte Aufmerksamkeit und ihr begrenztes 
Konfliktregelungspotential für alle dezentralen Pro-
granunini tiativen einsetzt, wie sie vom Apparat an 
sie heranget;aeen werden. Vielmehr kann diese Bean-
spruchung der Leitung nur selektiv, d.h. im Rahmen 
einer die zeitlichen und finanziellen Aspekte mit-
berücksichtigenden Aufgabenplanung geschehen. Damit 
wird im einzelnen verlangt 

· r: 0 r,r_·,.. (·.•i'j 11<lcs tens) eineseine J\ufgab cnp.1anunr, in 1· -

· <l rn c: ,1,·15 r.ii t <lcr Tcrnin-Lc[:is la turpcrio enpro;J;:.,_,.,n.,, - -
"'•' ierunnsi,ro;rra;m,:s und <lcr Parla-11la11ur16 des )-.. ...... u ,~ J. ,:» 

· t · 1·, n1t1n · so tönntenme1tts..irbci.t abr~est1mn1 · sc 1. • !,, 
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1angfris tigc Progranunentwicklu~gen !echtzei tig 
" . t .. ' ' 

begonnen werden liücl ~s wiirJe s~l t~ner vorkomn~cn' 
daß voll ausgearbci'tcte Programmentwürfe nur des-
halb keine Untersintz~ng -~ehr.finden, weil sie 
im Rhythmus der Leg'is la t~rpcriode zu spti t konunen. 

eine aufgabenoricnticrte 
,·. 

Finanzplanung, die es 
erlaubt, die finanzielle Ifoalis ierbarkei t von 
Programmentwürfen ·zu klären; so könnte leichter 
vermieden werden, daß anspruchsvolle Programm-
ini tiativen in uninformierter _Antizipation ihrer 
finanziellen Unmöglichkeit von vornherein unter-
lassen bzw. daß umgekehrt Programmentwicklungen 
ohne Kenntnis d~s Ressourcenrahmens begonnen und 
dann in einem relativ späten Stadium aus finan-
ziellen Gründen gestoppt werden. 

2) Einsetzung, Steuerung und politische Abstützung 
bereichsübergreifender Programmentwicklungen 
Während.die Leitung Programmcnt~icklup.gen,der Fach-
abteilungen lediglich anstoßen, auswählen, steuern 
und unterstützen soll, wird· sie für die abteilungs-
übergreifende Programmentwicklung oft als Träger 
der Initiative fungieren mhssen - was nicht bedeu-
tet, daß sie,sich diese Iriitiati;~n etwa vorbehal-
ten sollte. Für d~e abteilungsü?ergreifende Pro-
grammentwicklung müssen die folgenden Funktionen. 
erfüllt werden: 

. 

i 

Identifikation der positiv z.u koordinierenden 
Bereiche auf de-r Basis vorausschauender Analyse, 

Einsetzung von Projektgruppen und Festlegung 
ihrer Aufgnben, 

poli tischc' I3cwcrtuiig <lcr /~~~'.C:i tsergebnissc von 
als Artn] yse-Cruppcn tiitigci1 Pro j cktz~up11cn uncl 
Festlcr,ung _von Entschci<lunz"spriü.ü~sen fü:r die 
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weitere Programmcntwicklun~stlitiokeit in den 
• "' t:, 

Fachabteilungen. 

Al!,S den oben erörterten Gründen werdqn die Projekt-
gruppen bei wahrscheinlichen Konflik~en zwischen den 
Fachabte~lungen nur dann positiv koordinieite Ergeb-
nisse erarbeiten können, wenn <lie Leitungsperspek-
tive kontinuierlich in den Prozeß der Problemverar-
beitung cingcbrach t wird und eine effektive poli ti-
sche Abstützung der Projektgruppenarbeit bei der 
Leitung gewährleistet ist. Das verlangt eine ent-
sprechende enge Anbindung der Projektgruppen an die 
Leitungsebene, für die eine geeignete Form zu fin-
den ist. 

3) Aktivierung der Organisations- und Personalfunk-
ti011en 
Diese beiden Querschnittsfunktionen werden gegenwär-
tig nur selten systematisch als Steuerungs- und Ge~ 
staltungsmittel für die Programmentwicklungstätig-
keit des Hauses eingesetzt (vgl. II/10). Die wich-
tigsten Organisationsentschei<lungen in den von uns 
untersuchten Häusern wurden typischerweise nicht 
vorn Orgnnisationsreferat initiiert; eine konz8ptio-
nell orientierte und bewußt gestaltende Organisa-
tionstätigkeit findet überwiegend nur in den Res-
sorts statt, für die das Treffen von Organisations-
entscheidungen eine ze~tralc Funktion.der Ministe-
rialebene gegenüber dem nachgeordneten Bereich ist. 
Mit der Einführung der flexibleren Basisorganisa-
tion und des erörterten Projektgruppenmodells wer-
den jedoch die Anforderungen hinsichtlich <lcr Orga-
nisations- und Personalfunktionen erheblich steigen. 
Die potentjclle Bedeutung und die Mfingel in der bis-
herigen Wahrnehmunr; dieser Funktionen verlangen da-
her, daß sie zukünftig explizit leitungsoricntiert 
untl auf die Progn:n:uncnh:icklunf,stätigkci t bezo::;cn 

werden. 
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4) Einsetzung, Steuerung un<l politische Abstützung 
von Analysen zti; Überprüfung laufender Prograr:u:1e 
Daß eine sy~tematische Überprüfung laufender Pro-
gramme im Hinblick auf ihre fortdauernde Nützlich­
keit oder Dringlichkeit gegenwärtig nicht stat,tfin-
det, ist schon häufiger festgestellt.worden (vgl. 
auch Gutachten von Naschold zur Pinanzplanung). 
Wenn es zutrifft, daß der poli tis.che Spie 1 raum für 
neue Programmentwicklungen künftig immer, weniger 
aus dem Zuwachs des Steueraufkommens gewonnen wer-
den kann, und daß deshalb Umschichtungen innerhalb 
der etablierten Politikbereiche zur notwendigen 
Voraussetzung künftiger Handlungsfähigkeit werden, 
dann müssen die institutionellen Voraussetzungen 
für solche Umschichtungen geschaffen werden. Dabei 
kann die Programmüberprüfung sicherlich nicht auf 
der Abteilungsebene wirksam institutionalisiert 
werden, weil dort das Interesse an der Nicht-Besei-
tigung der eigenen Aufg~ben übermächtig ist. Wenn 
überhaupt im einzelnen Ressort, dann muß die Pro-
grammüberprüfung hier auf der Leitungsebene insti-
tutionalisiert und unmittelbar mit den politischen 
Prioritäten der Leitung verknüpft werden. Die hier 
skizzierten funktionellen Anforderungen an die Lei-
tungsorganisation können sicher in unterschiedli-
chen Organisationsstrukturen erfüllt werden. Ange-
sichts der unterschiedlichen Größe und Aufgabenstel-
lung der ein~elnen Ministerien wird kein einzelnes 
Organisationsmodell eine generell überlegene Lösung 
bieten können. Konkrete Rcformvorschlilge lassen 
sich deshalb am besten für den c1nzelnen Fall ent-
wickeln; der nachfolgen<lc Vorschla 0 hat daher le-

. 0 

diglich die Bedeutung eines Denkmodells, das es 
erleichtern soll, uic möglichen oder wünschcnS\\·cr­
tcn Varianten im :Ei11zeJ_falJ zu präzisieren. 
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3.3.2 Modell einer verstärkten. Lpitungsorg<;lnisation 

Es könnte sich anbieten, füx die E:rfüllung. der 
genannten Funktionen besondere Stäbe.auf Leitungs-
ebene einzurichten. Diese Lösung htitte jedoch un-
seres Erachtens zwei miteinander verknüpfte Nach-
teile. Wie weiter oben ausführlicher erörtert ent-

' hehren Stäbe meist einer eigenen Machtbasis, was 
bei derart konfliktträchtigen Funktionen wie den 
eben genannten ihre Wirksamkeit beeinträchtioen 

b 

und gleichzeitig die Tendenz zur Inanspruchnahme 
. . 

der Leitung für die Unterstützung der Stäbe ver-
stärken muß. Eine Verstärkung der Leitungsorgani-
sation darf jedoch die Beanspruchung der Spitze 
- Minister u~d Staatssekretäre - gegenüber dem der-
zeitigen Zustand nicht noch erhöhen. Vielmehr muß 
die Spitze durch die Einrichtung neuer Einheiten 
zur Wahrnehmung von Leitungsfunktionen, die nicht 
unbedingt vom Minister oder den Staatssekretären 
persönlich erledigt werden müssen, für die Wahrneh-
mung jener Aufgaben entlastet werden, bei denen sie 
normalerweis~ unersetzbar sind, nämlich der Konflikt-
regelung und Konsensbildung vor allem im Kontakt mit 
der politischen und sozialen Umwelt. Diesen Notwen-
digkeiten soll das folgende Modell Rechnung tragen. 

Das Modell einer verstärkten Leitungsorganisation 
zeichnet sich durch die folgenden Merkmale aus: 

die Einrichtung v6n drei zentralen Stäben für 
.Aufgabenplanung, Organisation, Finanzplanung 
und Programmevaluation, die jedoch nicht frei-
sciiwebend nur der Leitung zugeordnet sind, son-
dern 

die eingebaut sind in eine zentrale Querschnitts-
und Dienstleistungsabtei 1u;1r_~, m1 an deren Infor-
mationszugang uncl SanLtionschance:n parti;;::ii:icren 

zu ki.innen, und 
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deren Leiter·zusammen mit <lert StaatssckrctUrcn 
und den je bctr_offenen Fachabteilungsleitern in 
einem "Programmausschuß" des I-Hnisters eng zu-
sammenwirken. 

1) Zum Einbau der Stäbe 
Nach unserem Modell würde <lie zentrale Querschnitts-
und Dienstleistungsabteilung aus drei "Stabsgruppen" 
bestehen. 

Jede"Stabsgruppe" besteht einerseits aus dem Stab, 
der die rnehr lei tungsorientierten und programment-
wicklungsbezogenen Aufgaben wahrnimmt, und. einem 
großen bzw. mehreren kleinen Referaten andererseits, 
in ·denen sachlich mit der Stabsfunktion zusammen-
hängende• routinisierbare Di~nstleistungs- und Quer-
schnittsfunktionen für das Ressort·erfilllt werden. 
Das Verhältnis zwischen Stab und Referaten inner-
halb der Stabsgruppe ist ähnlich wie das zwischen 
Gruppe und Referaten in der Abteilung Städtebau im 
BMSt; dort nimmt der Gruppenleiter den Referaten 
gegenüber die Funktion eines Unterabteilungsleiters 
wahr. Die Zugehörigkeit der Mitglieder einer Stabs-
gruppe zum Stab selbst könnte flexibel gehandhabt 
werden; auch Doppelzugehörigkeiten (Stabsmitglied 
und Referent im zugeordneten Stabsgruppenbereich) 
wären denkbar. 

Die Leiter der Stäbe sollten etwa den Rang von Ab-
teilungsleitern haben, um in ihrem Verkehr mit den 
Fachabteilungen nicht durch RanguntcrschieJe bchin-
der.t zu sein.Auch <lie Lei tunrr,, .eines solchen Stabes 
sollte eine ~unktion auf Zeit sein; s6lange die 
<licnstrcchtlichcn Vornussctzungcn h.ierfü.r nicht be-
stehen, sollte <lcr Leiter des Stabes politischer Be-
amter sein. 
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Um ihre Funktion erfüllen zu k6nnc~, müssen die 
Stäbe unmi t tc lbaren Zugang zur. Leitung_sebcnc haben; 
sie dürfen also von der Hausleitung nicht durch ei-
ne hierarchische Zwischenebene isoliert werden. An-
dererseits braucht die ze!1tralc Querschnitts- und 
Dienstleistungsabteilune insgesamt.einen Leiter. 
Eine unorthodoxe, aber möglicherweise effektive 
Lösw1g wäre es, die Abteilung einem der drei gleich-
rangigen Stabsleiter zu unterstellen, der dann je-
doch den anderen beiden Stabsleitern in ihrer spe-
zifischen Stabsfunktion gegenüber .kein fachliches 
Weisungsrecht haben dürfte. Von der Sache wie von 
der vermutlichen Arbei isbelnstung her könnte hier-
zu der Leiter des Stabes Finanzplanung und Programm-
evaluation besonders geeignet sein. Diese Konstruk-
tion mag sch,'7ierig und potentiell konfliktträchtig 
erscheinen, auch wenn die Vergabe der Leitungsämter 
auf Zeit sowie die enge Zusammenarbeit im Programm-
ausschuß die Konflikte mildern dürfterr. Auf jeden 
Fall wäre die Lösung einer institutionellen Tren-
nung der drei Stabsgruppen in Form dreier selbstHn-
diger Abteilungen noch erheblich ungünstiger, weil 
sie die notwendige Verklammerung zwischen Aufgaben-
planung, Finanzplanung und Organisationsgestaltung 
nicht mehr gewährleisten könnte. 

Für die Zuordnung von Refera te11, clie sachlich n_ich t 
derart eng mit einem der Sttibe verbunden sind, daß 
sie einer der drei Stabsgruppen eingerilieJert ~er-
den sollten - z.B. der innere Dienst, der Sprachen-
dienst, Rechts- und Kabinettsanjcler,enheiten - siud 
verschiedene Lösungen denkbar, deren Zweckmäßigkeit 
zu sehr von den Besonderheiten des Einzelfalls ab-
hUngt, als Jaß hier eine als J-.fodc1'1 cmpfohJ::::11 i·:er·· 

dc:.1 könnte. 
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2) Die Stabs~;rU})pe ·"Ku:f'gabcn·pl ammr, \trl\1 Information" 
' Die IJf fektivi Uit Jcs ·Stahes ·für diu J\ufgabcn:)lanunr; 

hängt im: m3scntlichen von zwei Voraussctzt.rnr;cn ab: 
von der Rekrutic-rung von Stabsnü tglicdern mit hoher 
fachlicher und politischer Kcimpct'e-n·z · und von Zu-
gang zu den für die Progrn.mmcnt,dcklung relevanten 
Informationen. Um die erste Voraussetzung zu erfül­
len, müssen· entsprechend .dotierte Stellen verfügbar 
sein. Die Stabsmit~liccler solltcn·Pcrsonen sein, 
die tl'ie politischen Chancen und Risiken der Vorha-
ben des Hauses abschätzen kßnncn urid zugleich das 
Vertrauen der Leitung geniessen. Gleichzeitig müs­
sen die Stabsmitglieder aber über eine gute Kennt-
nis des Ressorts v~rfilgen; deshalb.sollte der rela-
tive Anteil an ilAußensci tern'' ·in diesem Stab grund-
~ätzlich niedrig sein. Die Stabsmitglieder müssten 
nicht nur die Aufgabenplanung {Legislaturperioden-
programm des Ressorts) und die politische Beratung 
und Betreuung der Programmentwicklung in den Fach-
abteilungen übernehmen. Sie müssten auch die Ver-
arbeitung abteilungsübergreifender Probleme initi-
ieren und die Projektleitung bei abteilungsüber­
greifcnder Probleme initiieren und die Projektlei-
tung bei abteilungsübergreifen<leli Projektgruppen 
zumindest während des Analyse-Stadiums gegebenen-
falls selbst übernehmen können, um so die Anbindung

' . 

dieser Projektgruppen an die Leitungsebene und die 
kontinuierliche Aufmerksa.r1ke,it für ihre Arbci t zu 
gewlihrleisten. Der AufcahenplanungSstab muß zu-
gleich die Funktionen der Vorausschau und der Pro-
blemsuche erfüllen, \\las hohe Ansprüche an clic Qua-
lität der Info~mationshnsis stellt. Die Informati-
onsbasis des Stabes sollte nici1t nur hausintnrn 
sein; zus~itzlichc externe Infornrationsqucllc11 sol1·-
ten crs chlos scn vwrdcn. !lcr Zu ..n , :, 2, ,_, <r zu li-aus in tcn1c,1 

I r. . ,: o r 1 ·, t i o 11 ,~ ·- ·, · , ..._, l1l .._ früh;:o-nc s l'(' s c;ortc i. '.'.C-r:cn • • • 1 · ._ • --· '/ , · ' t 0 ,..., c; zur 
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sicrt (im BJ,IA laufeµ diese Inforuationcn im Uinistcr-
büro zusammen). Ähnlid1 wie im Brü\. könnten ,in der Stahs-

- : . 1 

gruppe "Aufgabenplanung und Infon,a tion' 1 ,,:ci terhin die 
Rcchcnkapazi t1i t und die Datenbasis für <las llaus. zcatra-
lisiert wer<lcn. Dasselbe gilt filr die zentrale KoorJi-
nation und Betreuung der Forschungspolitik. de.s llauses. 

Die eben genannten Aufgaben - Informationssystem, ~c-
chenkapazität und Datenbank (EDV) und forschun!;spoli-
tik - könnten, da es sich um routinisierbare Dauerauf-
gaben handelt, außerhalb des Stabs in der Stabsgruppe 
erfüllt werden. Auch ein Referat fil~ Öffentlichkeits-
arbeit könnte innerhalb dieser Stabsgruppe seinen Platz· 
finden, vor allem sofern Öffentlichkeitsarbeit vom Res-
sort bewußt zur Konsensbildung für die eigenen Program-
me eingesetzt wird. Zu prüfen ,1.1äre, ob die mit der 
Stabsfunktion verbundene Aufgabe der methodischen Be-
ratung von Arbeitsgruppen und Projekt,g:r;uppen 9,es Res-
sorts in Fragen der Problemanalyse und.Planung vom 
Stab selber eTfüllt we~den muß oder einem Referat in 
der Stabsgruppe zugewiesen wer<len kann. 

3) Die Stabsgruppe "Organisation und Personal" 
Der zweite Stab sollte .sich mit.den mehr ~pnzeptionell 
orientierten Organisationsaufgaben und <lcr Schaffung 
der V~raussetzungen filr die effektive Projektgruppcn-
arbel t befassen .. Neben der stiindigen Beobachtung, An-
passung und Weiterentwicklung der Aufbau- und Ablauf-
organisation des Hauses gehört es damit zu seinen Auf~ 
gaben, die aufgabcnbczogcinen Anforderunaen ·hinsichtlich 
der Einrichtung von Projektgruprcn ~n ühcrcinstimmung 
zu bringen mit clcr insgesamt verfü~baren personelle~ 
Karazität. Jnsofcrn gehört zu den Stabsnufg.iben auch 
die Bcstü,rriun~~ <ler lan;r,fristi;0 cn Ziele der Pcrso;1aJ :~c-

Li -.11.1 u1 c 1· ~-:,. 1 c:n•,uch:~;.·•L,11un°_~ .Hi.r Jcitc:ndc Po-c.h:.-r fs p1 anun;,. u . 

sitioncn. 
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Die sonst horkömmlich von den Or:_:anisations- und 
' -

Personalrcferat.en ,·nihrgcnommenon i\ufgabcn kc.innen 
dagegen auß~rhalb dös;Stahcs in der St~bsgruppe 
lokalisiert wc.rden. Hinsichtlich <ler. Orgq.nisations-
funktioncn gilt das z.B ..für die Dicnstvos tcnbcwer-
tung einschließlich der Bearbeitung von Höhcrgrup­
picrungsanträgen, für das Aufstellen un<l Fortschrei-
ben des GVP und des Organi.sa'tionsplanes - Tätigkei-
ten, die heute einen Großteil· der Zci.t in den Orga-
nisationsrcferaten beanspruchen und die eigentlich 
gestal tcnden Organisationstätigkeiten an de.n Rand 
drängen. Dici enge Beziehung des Organisationsstabes 
zur Funktion der Personalverwaltung kann einerseits 
seinen Einfluß im Ressort stärken und andererseits 
bewirken, daß die Personalpolitik ihrerseits aufga-
benbezogen geführt wird. 

Es ist offensichtlich, •daß die Stabsgruppe "Organi-
sation und Perso.nal" eine besondere Bedeutung vor 
allem in Zusammenhang mit der Einführung und Einübung 
der in unserem Reformmodell der Basisorganisation 
und der Kooperationsbeziehungen vorgesehenen Neue-
rungen gewinnen wird. Hier müsste sie noch auf län-
gere Zeit hinaus durch eine sozialpsychologisch in-
formiert~ methodische Bcratung"und.Betreuung insbe-
sondere der teamartigen Kooperation im Großreferat, 

.der abteilungsinternen Arbeitsgruppen und der Pro-:-
jektgruppen tätig werden ..Dabei wird filr eine An-
laufzeit die Heranziehung externer Organisations-
fachleute und Sozialpsychologen kaum zu vermeiden 
se,in. Es muß jedoch angcstreb·t \\'erden,. daß die Mit-
glieder dieser Stabsgruppe selbst über die notwen-
digen fachlichen Qualifikationen und Spezialkennt-
nisse· verfür;cn. 

4). Die Stabsiruppc lllJt1ushnlt, tinonznlnntmrr L:nd Pro·-
" •> 

gra;nmova lunt.ion" 

Zentrale StabsfunJ:tioucn sind ili.cr die \'crk11tipf11:1:: 

https://Personalrcferat.en
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fristigcn Finanzplanung ynd <l_ic Progranmievaluation 
mit dem Ziel der Einschrilnkunrr o<lcr Einstcllunn o. . · O 

laufender Programme zugunsten _der Schaffung finan-
zieller Spielräume für neue Prograimnc von hoher po-
litischer Priorität. Diese Funktionen besitzen ei~ 
ne hohe KonfliktNahrscheinlichkcit. Deshalb er-
scheint es unerlilßlich, sie mit den bisherigen Punk-
tionen des IIaushaltsreferats als Informationsquelle 
und als Einflußbasis institutionell zu verbinden, 
um so ihre Effektivitlit zu verbessern. Dabei können 
die traditionellen Haushaltsfunktionen, vor allem 
aber die Mittelbewirtschaftung außerhalb des Stabes 
in der Stabsgruppe lokalisiert werden. Dasselbe gilt 
für die Durchführung von Erfolgskontrollen als Vor-
aussetzung für die Programmevaluation. Auch die 
Durchfül}rung von Kosten-Nutzen-Analysen könr..te als 
Aufgabe in diese Stabsgruppe eingegliedert werden. 
Vermutlich ist auch hinsichtlich dieser Aufgaben zu-
nächst die Rekrutierung externer Fachleute nicht zu 
vermeiden, obwohl die gezielte methodische Schulung 
und Fortbil<lung von Ministerialbeamten, die mit dem 
Haus schon vertraut sind, im Ergebnis wirkungsvoller 
sein so.llte. 

5) Der"Programrnausschuß" 
Um die unmittelbare Beziehung der Sttibe zur politi-
schen Leitung des Hauses zu gewährleisten und um 
über ein teamartig_ kooperierendes Steuerungsgremium 
f. ür die Pro„ramment,dcklungs tä tigkei t zuL, verfügen, 
sollte der "ProgrammausschuG" relativ häufig und 
möglichst in Anwescnhci t des !1linisters tagen. Zu 
seinen ständigen Mitgliedern gehören neben den drei 
Stabsleitern die Staatssckrcti:ire. Die Leiter der 
Pachabteilunecn können ad hoc und nur, soweit sie 
sachlich bc~troffcn sind, hcigc'zo,:;c11 \-.'erden. Die J\1-
tcrn:itivc einer st:in<ligcn .'-litr,licdschaft ~illcr f:1ch-

· 1 . r1, 1· ter c·i.nc•.; IIt111'~r s jn Prori·:imr::msschu0,.'.1 1) t: C 1 U n ;-> L · · - · · · .., 

,1roPrcJnnnc,itHicklun[;sj ntens5 vc uncl dahci rcri,cJ :1'\i,i:;
1 „ 



kooperiercn<lc faclinbteiltingcn hanJcl t. Die Leiter 
von abfeilungsübcrgicifcnJcn Projcktgruppcin ioll-
ten fallweise zu <lc11 Ausschußbcrütungen herangezogen 

,wrden. 

Der Programmausschuß kann und soll ·nicht die /1.btei-
lungsleiterkonfercnz des Hauses ersetzen. In <len 
meisten untersuchten Rcssörts' huben sich die Abtei-
lungsleiterkonferenzen bisher jedoch nicht zu einem 
Forum der politisch-programmatischen Diskussion und 
KoorJ.ina tion entwicke 1t. Offcnbar 1iegt <lies v:enig-
stens zum guten Teil an tler Heterogenität der Auf-
gabenstellungen und akuten Probleme in den einzel-
nen Abteilungen. Deshalb wäre wohl auch vom Stan<l-
punkt der Abteilungsleiter die Gelegenheit zur pro-
grammspezifischen Diskussion im Programmausschuß 
attraktiver und nützlicher als die Diskussion in 
der allgemeinen Ab-tcilungslei tcrkonferenz, die als 
Institution durchaus beibehalten werden könnte. Je-
denfalls gilbe ein so zusammengesetzter Programmaus-
schuß dem Abteilungsleiter die Möglichkeit, in einem 
einzigen Gremium gleichzeitig über Programmvorschlä-
ge, die dafür verfügbaren Finanzen, die - dafür- erfor-
derlichen Personalstellen und zweckmäßige Organisa-
tionsformen zu verhandeln. Im Vergleich zu dem der-
zeitig hilufigen Auseinan<lerlaufcn der Ergebnisse 
dieser separaten Diskussionen sollte dies vorteil-
haft sein. 

Die Funktionen des Parlamentarischen Staatssekretärs 
werden durch unseren Vorschlag nicht präjudiziert. 
Er kann, wie in einigen Ressorts, für einzelne Ab-
teilungen zust~n<lig scin,otler er kann sich ganz 
auf° die politischen Außeri.bezic-1:..ungcn des H.rn::cs 
'konzontricrcn; in jcJcm Falle sollte c1cr PStS jc-
do~h in seiner jct:ciligcn Funktioa st~~ndiges ::it-
ilic<l des Frograr;maassc!rnssi:.~s sein, <ler <lurni t ~:i, 

ctnc:-n eng i11tcgricrt.c,1 Lol.lc!:tivcu Hi.hrun?,s~rc~,i·n: 
<ler Rcssort1JOlitik \·:crdcnb'.,:1,1.tc~ 

https://crdcnb'.,:1,1.tc
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6) Zusätzliche Möglichkeiten der Versttirkuüi 
Es bedarf kaur,1 der ausdrücklichen En:tilmuni, tlaf;', 

jene Einrichtungen, über die l\linistcr und Staats-
sekretäre'heute zur Entlastung und llilfelcistung 
verfügen, insbesondere persönliche Referenten und 
Ministerbüro, durch die hier erörterten Veränderun-
gen im Leitungsbereich nicht etwa ilberflüssioo wer-
den. Sie würden sich jedoch vermutlich stärker auf 
ihre ursprünglich beabsichtigten Funktionen konzen-
trieren können, wenn ~ie vorgeschlagene Verstilrkung 
im Leitungsbereich durchgeführt würde. 

Darüber hinaus könnte <ler IIaus·leitung zusätzlich die 
Möglichkeit eingerilumt werden, für besondere Aufga-
ben qual_ifizierte Personen als "Abtcilungslei ter 
ohne Geschäftsbereich" zu gewinnen und möglicher­
weise auch in den Programrnausschuß einzuglie_Jern. 
Sowohl die Fachabteilungsleiter als auch die Leiter 
der zentralen Siäbe werden durch ihre laufenden Auf-
gaben so sehr in Anspruch genommen sein, daß sie 
dem Minister für Sonderaufgaben, die zwar hohen Sta-
tus aber nicht notwendigerweise die Verfügung über 
einen hierarchischen Apparat erfordern, kaum zur 
Verfügung stehen können. Solche Sonderaufgaben wer-
den heute entweder durch die organisationswidrige 
Inanspruchnahme einzelner Pers

1
oncn aus den Fachab-

teilungen oder durch die Überbeanspruchung von per-
sönlichen Referenten und Angehörigen des Minister-
büros wahrgenommen, wobei im letzten Falle stören­
de Statuskonflikte die typische folge sind. Beson-
ders attraktiv wäre die 1-löglichkcit von solchen Ab-
teilungsleitern ohne Geschäftsbereich für die Funk-
tion der Projektleiter bei größeren Projektgruppen 
mit uc~~onders h'ichtigcr Aufgabenstellung. Zusanmcn 
mit <lcn ''.politischen" :.Jitgl icc.lcn1 des Aufr::d,,·;11:11;1-

nunzs:,L.ibos könnten solc:1c /J-,tc,iJw1(isleitcr ohne 
Ges ch~i f t sbc·rc ich auch zu c iner V•..:r;, rci tcrun:; ,:er 
Kor,t.aktfliLclic z\d.schcn .lern l~cssort und <lcn l;~!r la-
mcntsfra!~tioncn, politi~-:chc;1 P:irtcie:n Und der 0[-· 
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fentlichkeit bc~tragcn. Ucsondcrs günstir wUrc es, 
wenn auf diese l'kise ein per!?oncllcr Austausch zid-

. sehen Programmplanungs9inrichtungcI) der Partci.en 
und der Programmentwicklung im Regierungsbereich 
verwirklicht werden könnte. Für den Apparat selbst 
wäre diese Lösung vermutlich attraktiver als die 

' Besetzung von Leituilgsfunktioncn in den Fachabtei-
lungen mit politisch rekrutierten Außenseitern. 

4. Programmentwicklung auf Regierungsebene 

Unsere Untersuchung war auf die Ressorts. als orga-
nisatorische Strukturen und als Einheiten <ler Pro-
grammentwicklung bezogen und ist deshalb auch durch 
die Ressortperspektive bestimmt. Es liegt jedoch auf 
der Hand, daß eine Verstärkung der·Programmentwick-
lungskapazität und der Steuerungs- µnd Koordinations-
möglichkeiten im Ressortbcreich für sich allein ge-
nommen durchaus zu einer Verschärfung der Zwischen-
Ressortkonflikte und damit vielleicht sogar zu einer 
Verminderung der Handlungsfähigkeit der Regierung im 
ganzen führen kann. Dies gilt auch dann, wenn durch 
eine Neuabgrenzung der Ressortzustündigkeiten einige 
der derzeit besonders konfliktreichen Kompetenzüber­
schneidungen beseitigt urid die Ressortaufgaben in 

. -
höherem Maße als bishei funk~ional geordnet würden. 
Auch wenn, um bei einem Beispiel aus unserer Unter-
suchung anzuknüpfen, die Zustäniigkeit für die be-
rufliche Bilc.1uni; ganz auf das mrniv übergincc, bliebe 
de-r: sachliche Zusar.1menhanr; zwischen Berufsbildung 
und Arbeitsmarkt unvcrtlndcrt bestehen und damit 
auch die Intcn1cpcndcnzci1 r.li t den iihrigcn J\.ufgnhcn 
des K1J\ imd des !;'.,:\'.T. So1chc Pror:r~n:n-lntcr,l:.:J'Cndcn-
zcn Z\•Iischcn ckn ltcssorts lic:Pcn sich nur durch ei-
ne sehr starte Vcrringcr,i'.1~; der Pessortzabl bei :::e!ir 
viel f>,rößorcn }l.i.ni~~-tu;-i.(:11 rctlt1?.).e:rc11. Auf ('.i·T Grund·· 
lagc unserer lJntcrsndiun/C:11 \1ürdc.n -..-;ir VOi} ci.:Hir J~r-

• r • ! 1 
'.,:':...., /' -
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artigen Lösung jc<loch eher abraten. 

Das l.ie<lcutct, <laß Progra1,.m-Intcrclcpp11dcn.zcn im Z\•:i-
schcn-Rcssortbereich wciterl11·11 e ·1 · t t. 1v rarJCl e wcrcen 
müssen.· Prinzipiell würde sich auch hierfür cks Pro-
jektgruppen-r,Iodcll anbieten, so wie es oben für die 
abteilungsübergreifenden Aufgaben vorgeschlagen wur-
de. Sehr viel schwieriger als im Ressortbereich wäre 
jedoch hier das Problem der wirksamen politischen 
Anbindung und Abstützun'g der ressortübergrcifendcn 
Projektgruppenarbeit. Die formale Zuordnung zu ei-
nem Kabinettsausschuß oder einem diesem vorgelager-
ten Abteilungsleiter-Gremium wür<lc kaum ausreichen, 
um .das naheliegende Muster einer lediglich ncr,ativ 
koordinierten Addition von Ressortprogramrnen auszu-
schließen. 

Im Prinzip könnte es für das Problem der Prograrmn-
entwicklung auf Regierungsebene ·zwei funktional iiqui-
valente Lösungen geben, eine institutionelle und ei-
ne programmatische. Bei der institutionellen Lösun~ 
könnte man versuchen, die für den Resso:rtbereich vor-
geschlagenen Stabsfunktionen analog für den negie-
runasbereich aufzubauen und ihre Leitung Personen(> 

von hohem politischen Status (Staatssekretäre der 
Bundesregierung,· I„Iinister ohne Geschäftsbereich 
etc.) zu übertragen. Da wir•diescn institutionellen 
Bereich durch unsere Untersuchungen nicht erfaßt 
haben, sollen hier detailliertere Vorschläge nicht 
entwickelt werden. 

Die Chance einer programmatischen Lösung ist in un-
serer Uutersuchung inclj rcl;:t d~<lurch sichtbar gc\\·or-
Jen, <lnf.~ wir als na~gchl i ehe Oricntieruni:; ll_cr Pro-

• ] }[!Ta!illl!Cll ti;J C ( llll;_! ] .. ·[ •1:1\1. J.g . l· ' LI C.l t. r o s " 1 ·1·-' · ...,1. 1· 11}1 „ 1 1- 1 J. r· 11 C"·' • • · 
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geringen. J--~on;,rct-.is:icruns ii,tt (1ic l(cgicn1r1~>,:::,cr:~J.:, ·it,1 ~ 

offcn1);_:r c:ü,c deutlich aLLivic:-rcnd,:- \\-irJ.:un.g ;,~i~ l;:.i: 
Progra1;i,;wnt,•:.i.cklunt:, in <lcn F,:clircfcraten und 1\!)tci-
lungcn rn\d bc s timrnt <lor t auch die Arbeits 1_irio d -u: ::cn 
mit. J\llcrtlints scheint <licsc 1·.'ir1zun;; im L~,uf dc::-
LegislaturpcriocJc Llcsv.rcgcH ~1bzn,ich::1cn, ,-1cil die blos-
scn /,bsichtscrkl:iru,1:::cn J.n der Rcgienrnr;scrU ärnig. 
zu wenig vorgcprüft und durcll~e.:,rbci tct sein 1:'c,l'-:,ten 
und weil cJcsholb finonziellc Scli-1,ricriikci ten m,J po-
lit:i. sche I:on[liktc auch in clem durch die Regien:ngs-
erklärUJJE , 0.JccJ~•i.:cn Bcrci eh tlic Pr0Qr,n:u;1cn-.:.,:i cklv::\; 

. "1,.;) ..., ....... -

stören, hcr,imcn und schließlich vereiteln können. 

Diese Erfahrungen deuten <lo.rauf hin, daß cill v:oitcr 
aus gearbc i tc t es und konkretisiertes und insbc s onc.lcre 
ein finanziell und politisch auf seine 1:.c&lisierbar·· 
ke i t überprüf tcs "Lcgi s la tu·rperiodcn-Prograitm <lcr 
B~ndcsregierun~~" <lurchaus ein effektives Ins tr~:,::ell t 
für di c S tcucrung der Prograrn1i1cntwi ck lung in den P.os-
sorts werden könnte. Ein solches Legislaturperio~cn-
Programm könnte seJbstvcrstUndlich nicht inncrh~:.lb 
der bisher für Regi erungscrkHirungen üblichen FrJst 
ausicarbci tct Herden. Die Rcgierungscrklö.ru;1g I:önn­
te allenfalls den Rahmen un<l <lie Prioritiltcn fJr die 
Entwicklun:-~ eines solchen Programms 1iefcrn, ~1 ;, ,;; dalm 
in einer Zeit voa vier bis sechs lfo;wtc11 durch res-
sortilber3reifcnde Projektgruppen in dem oben be-
schriebenen Analyscvcr fahro,1 vorbcrci tct und an-_ 
schl ic ::.cncl in c iner in tens ivcn poli tis chcn Dish1s-
s ion <1u f R~ L;icrm, gs c.J)cne · zu c :i.nc r Fes tl,.! rui, rr c~c r Pro-,:.:, ,.,, 

gr:unr:i-Oi)ti 011cn- für clic Re'.~~ ort.s w :i1ne,1 d der Lc f_,is l a-
t11rperi odc, v,:;rdicl:tct werden .Lrirn,tc. 

https://inncrh~:.lb
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